Die ,.Bundesrepublik Deutschland® (,,BRD*) und die
.Deutsche Demokratische Republik‘“ (,,DDR*)

- ab dem 23. Mai 1945 volistiandige Handlungsunfahigkeit der deutschen Staatsorgane
- kinstliche Entwertung der Reichsmark

- ,Hungerwinter” 1946-1947 durch Aushungern und Erfrieren der vdllig schutzlosen
deutschen Bevdlkerung (angloamerikanisches Aushungerprogramm)

- Ausplinderung von Rohstoffen (vor allem Holz, Kohle, Stahl, Erze) und der
Nahrungsmittelbesténde in Deutschland

- 20. Juni 1948 Wahrungsreform in der West-Alliierten Besatzungszone Einfliihrung der
sog. ,deutschen Mark* als offiziell bekannt gegebenes ,Kopfgeld* (Kopfpramie) fir die
versklavt-entrechteten Deutschen zur Vorbereitung der Okkupationsverwaltung
,Bundesrepublik Deutschland (,BRD) in den westalliierten Besatzungssektoren - Quelle:
https://de.wikipedia.org/wiki/Kopfgeld

- s0g. ,Grundsatzrede” zur kiinftigen nichtstaatlichen BRD-Treuhandverwaltung von Prof. Dr.
Carlo Schmidt vor dem sog. ,Parlamentarischen Rat“ der westalliierten Treuhander

- 4. April 1949: Griindung NATO

- 23. Mai 1949: Griindung westalliierte provisorische Treuhandverwaltung
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»Bundesrepublik Deutschland“ (,,BRD“) mit dem alliierten Militéar-Grundgesetz fiir die
Bundesrepublik Deutschland

- im alliierten Auftrag Errichtung einer provisorischen, staatsfragmentarischen
Treuhandverwaltung ,Bundesrepublik Deutschland“ (BRD) fiir das Deutsche Reich auf dem
Staatsgebiet des Deutschen Reiches

(Grundgesetz flur die BRD und Einflihrung von Landern nach Besatzungsvorgaben der
Alliierten

- nationalsozialistisches Staatsrecht durch (Re-) Nazifizierung - Gleichschaltung
Weiterverwaltung der ,deutschen Staatsangehdrigkeit” - mit der Glaubhaftmachung
,LDEUTSCH" von 1934)

- Zitat Konrad Adenauer 1949: “Wir haben keinen Staat zu errichten... Wir sind keine
Mandanten des deutschen Volkes, wir haben den Auftrag von den Alliierten.”

- Marshallplan - Kredite - Wirtschaftsblite - Besatzungskosten (s. Artikel 120 GG fir die
BRD) und Kriegsreparationszahlungen an die westalliierten Siegermachte

- 12. November 1955 Griindung der ,,Bundeswehr* - sog. ,,Neue deutsche Wehrmacht*
- Wiederaufriistung - kalter Krieg

- 7. Oktober 1949: Griindung sowjetrussisches Besatzungskonstrukt ,,Deutsche
Demokratische Republik“ (,,DDR")

- Internationaler Sozialismus - Gleichschaltung - Mangelwirtschaft - Enteignungen -
Zwangskollektivierung - Besatzungskosten und Kriegsreparationsausgleich an die UISSR
(Sowjetunion) - Aufristung - kalter Krieg

.
D eb ell atlo Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Debellatio

Mit Debellatio bzw. Debellation (lat.: ,vollstandige Besiegung, Kriegsbeendigung®; bellum
Krieg‘, auch kriegerische Niederwerfung) bezeichnet man das durch vollstandige Zerstérung
und militarische Niederringung eines feindlichen Staates herbeigefihrte Ende eines Krieges.

Annexion (Einverleibung)

Eintritt in den
Kriegszustand Kapitulation Ubergangszustand =

das Ende wird herbeigefiihrt Subjugation (Verknechtung)
I | Debellatio

volkerrechtlicher Vertrag zur
Beendigung des Kriegszustandes

" . . i = Friedensvertrage mit allen
mmmm Kriegszustand bis zur volkerrechtlichen  gammm  kriegsbeteiligten Nationen!

Beendigung des Kriegszustandes

.Debellatio Mit Debellatio bzw. Debellation (lat.: 2vollstdndige Besiegung,
Kriegsbeendigung®; bellum ,Krieg®, auch kriegerische Niederwerfung) bezeichnet man das
durch vollstandige Zerstérung und militarische Niederringung eines feindlichen Staates
herbeigefluhrte Ende eines Krieges.“ Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Debellatio
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10. Die alliierte Treuhand-Verwaltung ,,Bundesrepublik
Deutschland“ (,,BRD*) in Westdeutschland (sog. ,, Trizone*)

»Europaisches Wiederauifbau-Programm®

Erlaubte Kriegslisten

Kriegslisten sind anders als Heimtiicke nicht
volkerrechtlich verboten, sondern erlaubt. DIE HAAG ER

Kriegslisten sind Handlungen, die einen Gegner B ESSIRI@ M G

irrefiihren oder ihn zu unvorsichtigen ORDNUNG

Handlungen veranlassen sollen, die aber keine
Regel des in bewaffneten Konflikten nebst Anlagen und Erginzurgen
anwendbaren Volkerrechts verletzen und nicht
heimtiickisch sind, weil sie den Gegner auch
nicht verleiten sollen, auf den sich aus diesem
Recht ergebenden Schutz zu vertrauen.
Folgende Beispiele fiir erlaubte Kriegslisten
werden im Volkerrecht ausdriicklich genannt:
Tarnung, Scheinstellungen, Scheinoperationen
und irrefiihrende Informationen. Als erlaubte
Kriegslisten gelten ferner die Benutzung der —
Funkschliissel des Gegners, das Einschleusen HOCH
falscher Befehle sowie psychologische
Kampffiihrung.

Quelle: https://www.bmvg.de/de/themen/
friedenssicherung/humanitaeres-voelkerrecht

»Erlaubte Kriegslisten Folgende Beispiele fiir erlaubte Kriegslisten werden im
Volkerrecht ausdriicklich genannt: Tarnung, Scheinstellungen, Scheinoperationen und
irrefihrende Informationen. Als erlaubte Kriegslisten gelten ferner die Benutzung der
Funkschliissel des Gegners, das Einschleusen falscher Befehle sowie psychologische

Kampffiihrung.“ Quelle: https://www.bmvg.de/de/themen/friedenssicherung/humanitaeres-
voelkerrecht
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Der US-,.Marshallplan®“ zur Anschub-Finanzierunqg der
Nazi-Wunderwaffe ,,.Deutsche Wirtschaft‘!

 MARSHALLPLAN

,Marshall-Plan“
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»,Der Marshallplan hilft Europa“
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10.1 Installation des angloamerikanischen
Besatzungsregimes ,,Bundesrepublik Deutschland*
(,,BRD*“) am 23. Mai 1949 in Bonn!

J
‘
,f
)
g
I‘
|
}

,Buch der Toten“ - ,Necronomicon nox Arcana“

Nekromantie - Die Totenbeschworer aus London:

Haager Landkriegsordnung (HLKO) - Artikel 24 Kriegslisten sind erlaubt - Zitat:

Kriegslisten und die Anwendung der notwendigen Mittel, um sich Nachrichten uber
den Gegner und das Gelande zu verschaffen, sind erlaubt.

Quelle:

https://www.1000dokumente.de/index.html?c=dokument de&dokument=0201 haa&object=translation
&l=de

Anwendung von Lug und Trug, Irrefihrung, Tauschung, Anschein,
Falschinformationen, Glaubhaftmachung, Scheinstellungen, Attrappen, falsche
Hoffnungen, Schiiren von Angsten usw.:

Sefton Delmer (1904-1979) - bedeutender englischer Journalist:
"Jeder Griff ist erlaubt. Je iibler, umso besser. Liigen, Betrug - alles"
Quelle: Die Deutschen und ich, Hamburg 1963, S. 590

1. Londoner Empfehlung: ,,Im Juni 1948 werden auf der Sechsmachte-Konferenz in
London die Weichen fiir einen westdeutschen Teilstaat gestellt.

Quelle: https://www.bpb.de/themen/nachkriegszeit/grundgesetz-und-parlamentarischer-rat/38975/von-
den-londoner-empfehlungen-zum-grundgesetz
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In der sogenannten Trizone der Westalliierten Besatzungsméachte wird auf der Grundlage der
,Londoner Empfehlungen® die ,Bundesrepublik Deutschland” (,BRD®) errichtet.

In der Theorie und in der rémischen Vdélkerrechtsrealitat ist die BRD eine Treuhand- und
Besatzungsverwaltung gem. HLKO und UN-Charta auf dem westlichen Staatsgebiet des
handlungsunfahigen Deutsches Reiches.

In der Praxis wird die BRD (vgl. Birne) allerdings als ,deutscher Kernstaat® installiert, der
nach aulen hin sofort als ,Deutschland® (vgl. Apfel) auftritt und die Nazi-ldeologie fortsetzt.
(Vgl. Metapher: Die Birne tritt sofort als Apfel in Erscheinung, obwohl es definitiv eine Birne
ist.)

Beweis: Aktive Weiterfiihrung der ,deutschen Staatsangehorigkeit vom 05.02.1934 und die
Organisation der BRD mit Gber 50.000 Nationalsozialisten gleicht in der Praxis einer Neu-
Organisation von Nazi-Deutschland 1937.

Nekromantie: Wiederauferstehung der Nazi-Damons Adolf Hitlers in Westdeutschland!
(Metapher: Die Birne fuhrt den Geist des Apfels weiter.)

2. Bundesgesetzblatt Nr.49 vom 27. November 1950: Bei der Errichtung des
Bundesrechnungshofes und der Anwendung der ,Vorschriften der Reichshaushaltsordnung®,
tritt an die Stelle des Deutschen Reiches die Bundesrepublik Deutschland und
gleichermalden an die Stelle des Reichstages der Bundestag, usw.

(Vergl.: Metapher: Durch diesen juristischen Trick (Kriegslist der Nazis) wird die Birne in ,der
juristischen Welt“ der Nazis zum Apfel.)

3. 1973: Das BVerfG hat in seinem Urteil zum Vertrag vom 21. Dezember 1972 Uber die
Beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen
Republik Folgendes festgestellt:

Das Grundgesetz geht davon aus, ,dass das Deutsche Reich den Zusammenbruch 1945
Uberdauert hat und weder mit der Kapitulation noch durch Ausubung fremder Staatsgewalt in
Deutschland durch die allierten Okkupationsmachte noch spater untergegangen ist“. Mit der
Errichtung der Bundesrepublik Deutschland wurde nicht ein neuer westdeutscher Staat
gegrundet, sondern ,ein Teil Deutschlands neu organisiert [...].

Die Bundesrepublik Deutschland ist also nicht ,Rechtsnachfolger’ des Deutschen Reiches,
sondern als Staat identisch mit dem Staat ,Deutsches Reich’, - in Bezug auf seine raumliche
Ausdehnung allerdings ,teilidentisch’, so dass insoweit die Identitat keine AusschlieRlichkeit
beansprucht.”

Quelle: BVerfG, Urteil vom 31. Juli 1973, Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts,
36. Band, 1 (15f.) = Neue Juristische Wochenschrift 1973, 1539. 2 Dolzer in:
Isensee/Kirchhof, Handbuch des Staatsrechts, 3. Aufl., 2003, Band |, § 13 Rn. 12.

Siehe dazu weiter die SHAEF-Gesetze, Verordnungen, Anweisungen und Anordnungen der
Militéarregierung in Deutschland - Gesetz Nr. 1 Art. 1l Abschnitt 4, Gesetz Nr. 52 Art. VII
Abschnitt e), Gesetz Nr. 53 Art. VIl Abschnitt g), Gesetz Nr. 161/2,

das Grundsatzurteil Bundesverfassungsgericht vom 31.07.1973 - 2BvF 1/73 zum
Volkerrechtssubjekt ,Deutsches Reich®

, die Dokumentation Deutscher Bundestag der BRD - wissenschaftlicher Dienst WD 3 -
292/07 - Antwort Auswartiges Amt der BRD: Auswartiges/Antwort vom 30.06.2015 -
Referenz hib 340/2015)

und die Protokolle aus dem Bundeskanzleramt 354 Bll vom 17.07.1990 (ACHTUNG!
Kriegslist: BRD-Besatzungsregime ist KEIN STAAT!)

(Vgl. Metapher:
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Die Birne ,glaubt® tatsachlich, dass sie der Apfel sei (sieht sich als identisch) oder der Apfel
wurde, weild allerdings, dass die duf3ere Form nicht vollstandig identisch sein kann.

Im ideologischen Wahn unbedingt der ganze Apfel sein zu wollen, sieht die Birne dartiber
hinweg, dass sie in Bezug auf die raumliche Ausdehnung nur ,teil-identisch“ mit dem Apfel
ist. Fur die Birne ist ihr Dasein als vollwertiger Apfel keinesfalls in Frage zu stellen.
(»teilidentisch’, so dass insoweit die Identitat keine Ausschlief3lichkeit beansprucht.))

4. 31. August 1990 und spatestens ab dem 03. Oktober 1990: Vertrag zwischen der
Bundesrepublik Deutschland (vgl. Birne) und der Deutschen Demokratischen Republik (vgl.
Birne) Uber die Herstellung der Einheit Deutschlands. (sog. ,Einigungsvertrag®)

Tauschung im Rechtsverkehr bzw. gigantischer Betrug ohnegleichen in der Geschichte der
Menschheit:

Die Tauschung aller Vélker durch eine sog. ,Wiedervereinigung“ Deutschlands = des
Deutschen Reiches, was in der Rechtsrealitat unsinnig ist, da Deutschland seit dem 23. Mai
1945 als Ganzes in den Grenzen vom 31. Dezember 1937 weiter handlungsunfahig
fortbestand und besteht.

In der Theorie-Realitat und auch einmalig in der Geschichte des rémischen Rechts hat ab
1990 einfach die eine Besatzungs- und Treuhandverwaltung BRD eine andere Treuhand-
und Besatzungsverwaltung DDR seines alliierten Verbindeten UdSSR durch Kriegslisten
Ubernommen und sich Gebiets-technisch einverleibt.

In der Praxis haben die Nazi-Damonen einen grof3en Teil Nazi-Deutschlands von 1937
territorial zurtickerobert.

(Metapher: Die Birne tritt seit 1990 souveran als Apfel in Erscheinung und tauscht die sog.
.internationale Weltgemeinschaft®.)

5. 2004: Die Volksrepublik Polen tritt ohne Grenzgarantie dem Interessensbindnis
.Europaische Union“ (Viertes Reich der Nazis = Walter Hallstein-NSDAP-Plan) bei.

Mit diesem Trick wurde Nazi-Deutschland im Zustand vom 31. Dezember 1937 (fast)
vollstéandig wiederhergestellt.

Das nordliche Ostpreu3en = heutiges Kaliningrad ist gegenwartig noch nicht einverleibt.

6. Mdgliches Planungsszenario der Nazi-Damonen: Ist der ,Ukraine-Krieg“ nur ein Vorwand
zur Ruckeroberung von Kaliningrad bzw. nérdliches OstpreuRen inklusive Kénigsberg als
kinftiges Verhandlungs-Ergebnis um weitere (mdgl. atomare) Eskalationen zu vermeiden?

7. Ubernahme der Welt-Herrschaft durch die Nazis - Projekt ,,New World Order“
= das 5. Reich.

Nekromantik:

Die Totenbeschworung, auch Nekromantie und Totenorakel genannt, ist eine weltweit
verbreitete Form des Spiritismus, die von der Annahme einer Existenz der Verstorbenen
oder ihrer Seelen nach deren Tod ausgeht und durch Rituale und direkte Beschwoérung
Verstorbener deren Wiederbelebung und die Begegnung mit Geistern Verstorbener anstrebt,
was Einblicke in die jenseitige Welt, Problemldsungen oder Einsichten in zukinftige
Ereignisse bringen soll (Mantik). Die wissenschatftliche, literarische oder kunstlerische
Beschéaftigung damit bezeichnet man als

Wortbedeutung Nekromantik: Das Wort Nekromantie leitet sich ab vom altgriech. nekros
(Leiche) und von mantis (Weissager). Seit dem 13. Jahrhundert wird Nekromantie mit
Nigromantie gleichgesetzt und mit der Schwarzen Magie assoziiert. Bei Paracelsus
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bedeutet Nigromantie die Beschwdrung der Gestirngeister. Das Wort Nigromantie
bezeichnet aber lediglich die mittelalterliche Wortneubildung flr Nekromantie. Das Wort
entstand aus einer Verschmelzung des alten griech.-lat. Begriffs Nekromantie mit lat. niger:
»Sschwarz“. Im Mittelalter war das Wort niger gleichbedeutend mit ,schlecht* oder
»schrecklich, war unheilbringend oder ein Begriff der schwarzen Kuinste (vgl. Schwarze
Magie, Schwarzer Tod). Die im Mittelalter von den Nekromanten ausgelbten Beschwdrungs-
und Weissagungspraktiken, die vor allem in Grimoires beschrieben wurden, waren von der
christlichen Glaubenslehre als superstitiés (aberglaubisch) untersagt.

Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Totenbeschw%C3%B6rung

‘Ewiger Welt-Krieg

- Die groBte Kriegslist aller Zeiten ist die
nicht Beendigung des Kriegszustandes!

»Ewiger Welt-Krieg Die groRte Kriegslist aller Zeiten ist die nicht Beendigung des
Kriegszustandes!“
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"(...) Friedensvertrag oder eine
Friedensregelung nicht
beabsichtigt (...)"

y
. | "
»Zweiter Weltkrieg nicht beendet! ,(...) Friedensvertrag oder eine Friedensregelung nicht
beabsichtigt (...)“ Hans Schafranek * Robert Streibel 22. Juni 1941 Der Uberfall auf die

Sowjetunion® Quelle: https://www.hans-schafranek.at/publikationen/buecher/22-juni-1941-der-
ueberfall-auf-die-sowjetunion/

Debellatio

Mit Debellatio bzw. Debellation (lat.: ,vollstandige Besiegung, Kriegsbeendigung®; bellum
Krieg', auch kriegerische Niederwerfung) bezeichnet man das durch vollstandige Zerstérung
und militarische Niederringung eines feindlichen Staates herbeigefuhrte Ende eines Krieges. Die
inzwischen veraltete Debellatio-Doktrin im Vélkergewohnheitsrecht besagte, dass ein militarisch

vollstéandig besiegter Staat, dessen Institutionen zerstért sind, kein Vélkerrechtssubjekt mehr
ist.[]

09. Mai 1945 Kapitulation der Wehrmacht:

Debellatio = Das Ende des Krieges wird HERBEIGEFUHRT,
doch muss die Beendigung des Kriegszustandes zuletzt
auch volkerrechtlich vollzogen werden!

.Debellatio Mit Debellatio bzw. Debellation (lat.: 2vollstadndige Besiegung,
Kriegsbeendigung®; bellum ,Krieg®, auch kriegerische Niederwerfung) bezeichnet man das
durch vollstandige Zerstérung und militérische Niederringung eines feindlichen Staates
herbeigefiihrte Ende eines Krieges. Die inzwischen veraltete Debellatio-Doktrin im
Volkergewohnheitsrecht besagte, dass ein militérisch vollstandig besiegter Staat, dessen
Institutionen zerstort sind, kein Volkerrechtssubjekt mehr ist. 09. Mai 1945 Kapitulation der
Wehrmacht: Debellatio = Des Ende des Krieges wird HERBEIGEFUHRT, doch muss die

Beendigung des Kriegszustandes zuletzt auch volkerrechtlich vollzogen werden!*
Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Debellatio
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D eb ell atio Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Debellatio

Mit Debellatio bzw. Debellation (lat.: ,vollstandige Besiegung, Kriegsbeendigung®; bellum
Krieg', auch kriegerische Niederwerfung) bezeichnet man das durch vollstandige Zerstérung
und militarische Niederringung eines feindlichen Staates herbeigefiuhrte Ende eines Krieges.

Annexion (Einverleibung)

Eintritt in den
Kriegszustand Kapitulation Ubergangszustand =
i | das Ende wird herbeigefiihrt Subjugation (Verknechtung)

Debellatio

volkerrechtlicher Vertrag zur
Beendigung des Kriegszustandes

2 . - . = Friedensvertrage mit allen
s Kriegszustand bis zur volkerrechtlichen gummm  kriegsbeteiligten Nationen!

Beendigung des Kriegszustandes

»Debellatio Mit Debellatio bzw. Debellation (lat.: 2vollstandige Besiegung,
Kriegsbeendigung®; bellum ,Krieg®, auch kriegerische Niederwerfung) bezeichnet man das
durch vollstandige Zerstérung und militdrische Niederringung eines feindlichen Staates
herbeigefihrte Ende eines Krieges.* Kriegszustand bis zur volkerrechtlichen
Beendigung des Krieges” - Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Debellatio

,» Totenbeschworung - Londoner Empfehlungen!“ (Trizone)
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2. Bundesgesetzblatt Nr.49 vom 27. November 1950:
Bei der Errichtung des Bundesrechnungshofes und der Anwendung der ,Vorschriften der
Reichshaushaltsordnung®, tritt an die Stelle des Deutschen Reiches die Bundesrepublik Deutschland und
gleichermalen an die Stelle des Reichstages der Bundestag, usw...
Metapher: Durch diesen juristischen Trick (Kriegslist der NaZis) wird die Birne in ,der juristischen Welt* der
NaZis zum Apfel. § 2
Bei der Anwendung der in § 2 bezeichneten Vor-
schriften trelen an die Stelle
1) des Reiches. die Bundesrepublik Deutschland;
b) der Organe und Einrichtungen des Reiches die
entsprechenden Organe und Einrichtungen des
Bundes; insbesondere treten an die Stelle
1. des Reichsprasidenten: der Bundesprisident,
. des Reichslages: der Bundestag,
. des Reichsrates: der Bundesrat,
. des Reichskanzlers: der Bundeskanzler,
der Reichsregierung: die Sundesregierung,
. der Reichsminister: die Bundesminister,

o |
5
4
)
5
7. des Reichsministers der Finanzen: der Bun-
desminister der Finanzen,
8. des Rechnungshofes des Deutschen Reiches
oder scines Prasidenten: der Bundcosrech-
" nungshof oder sein Prasident.

»§ 3 Bei der Anwendung der in § 2 bezeichneten Vorschriften treten an die Stelle a) des
Reiches die Bundesrepublik Deutschland; b) 4. Des Reichskanzlers: der
Bundeskanzler, Durch diesen juristischen Trick (Kriegslist der Nazis) wird die Birne
(Metapher) in der ,juristischen Welt“ der Nazis zum Apfel.*

2. Bundesgesetzblatt Nr.49 vom 27. November 1950:
Bei der Errichtung des Bundesrechnungshofes und der Anwendung der ,Vorschriften der
Reichshaushaltsordnung®, tritt an die Stelle des Deutschen Reiches die Bundesrepublik Deutschland und
gleichermal3en an die Stelle des Reichstages der Bundestag, usw...
Metapher: Durch diesen juristischen Trick (Kriegslist der NaZis) wird die Birne in ,der juristischen Welt* der
NaZis zum Apfel. §2
Bei der Anwendung der in § 2 bezeichneten Vor-
schriften trelen an dic Slelle
a) des Reiches. die Bundesrepublik Deutschland;
b) der Organe und Einrichtungen des Reiches die
entsprechenden Organe und Einrichtungen des
Bundes; insbesondere Lreten an die Stelle
1. des Reichsprasidenten: der Bundesprisident,
. des Rejchstages: der Bundestag,
. des Reichsrates: der Bundesrat,

9
3

4. des Reichskanzlers: der Bundeskanzler,

5. der Reichsregierung: die Bundesregierung,
).

7

. der Reichsminister: die Bundesminister,

7. des Reichsministers der Finanzen: der Bun-
desminister der Finanzen,

8. des Rechnungshofes des Deutschen Reiches

‘(uh-r seines Prasidenten: der Bundusrech-
nungshofl oder sein Prasident.

,Durch diesen juristischen Trick (Kriegslist der Nazis) wird die Birne (Metapher) in der
Juristischen Welt“ der Nazis zum Apfel. § 3 Bei der Anwendung der in & 2 bezeichneten
Vorschrift treten an die Stelle a) Des Reiches die Bundesrepublik Deutschland, b) Der
Organe und Einrichtungen des Reiches die entsprechenden Organe und Einrichtungen des
Bundes, insbesondere treten an die Stelle 7. des Reichsprasidenten: der Bundesprasident,
2. des Reichstages: der Bundestag, 3. des Reichsrates: der Bundesrat, 4. des
Reichskanzlers: der Bundeskanzler, 5. der Reichsregierung: die Bundesregierung, 6. der
Reichsminister: der Bundesminister, 7. des Reichsministers der Finanzen: der
Bundesminister der Finanzen, 8. des Rechnungshofes des Deutschen Reiches oder seines
Prasidenten: der Bundesrechnungshof oder sein Prasident.”
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Bundesflagge Diesttaggenan Kiattrzougen

= 30 -

[}

—r 25 -
4
m ! m T
v \
Prasident(in) des Vizeprasident(in) des Deutschen
Deutschen Bundestages oder -rates Bundestages oder -rales

30

|

Vexillologisches

L ]
Symbol: l | |
o - _ . gqpqé\,ska?zjear(m) und Sundesm‘l’nlsler(lnseen) und
Seitenverhaltnis: 3:5 et S AN i

13. November 1848
(Deutsche

Nationalversammlung) Sk O B Lol der Bundesoberbehorden,

Chef(in) des Bundesprasidialamts, Prisident(in) des Bundespatentgerichis,
Prasident(in) des Bundesrechnungshafs F:rasmenl(-n)_ des Bundesdisziplinargerichis,
Prisident(in) der Deutschen Bundesbank € beim

1k "
Pmsldendln) eines obersten Gerichts- Bundesgerichishof,
Oberbundesanwalt beim

Bundesverwaltungsgericht,
Bundesdisziplinaranwait

hof des Bundes

3. Juli 1919

Offiziell e R
(Deutsches Reich) ‘mT m"T

angenommen: |
v
1 Egsggm's‘é"m Bundestages Leiter(in) der Bundesmittelbehorden

wieder angenommen: oder -raies

e 28—

23. Mai 1949 “T
& 15

(Bundesrepublik

D e utSCh l a n d ) [ 1 ] Leiter{in) der Bundesunterbehdrden

,Bundesflagge Vexillologisches Symbol:

Seitenverhaltnis: 3:5 13. November 1848 (Deutsche Nationalversammlung)
Offiziell angenommen: 3. Juli 1919 (Deutsches Reich)

wieder angenommen: 23. Mai 1949 (Bundesrepublik Deutschland)!™*
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Erinnerung!

"Die heraldische Kombination
von Schwarz, Rot und Gold ist
bereits seit dem Mittelalter
bezeugt.

Ein Vorlaufer der deutschen
Flaggen ist das Reichsbanner des
Heiligen Romischen Reiches."

hitps://de.wikipedia.org/wiki/Flagge Deutschlands

,Die heraldische Kombination von Schwarz, Rot und Gold ist bereits dem Mittelalter bezeugt.
Ein Vorlaufer der deutschen Flaggen ist das Reichsbanner des Heiligen Rémischen
Reiches.” - Quelle: https://wikipedia.org/wiki/Flagge Deutschlands
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31. August 1990 und spatestens ab dem 03. Oktober 1990: Vertrag zwischen der Bundesrepublik
Deutschland (vgl. Birne) und der Deutschen Demokratischen Republik (vgl. Birne) liber die Herstellung
der Einheit Deutschlands. (sog. ,.Einigungsvertrag”)

Tauschung im Rechtsverkehr bzw. gigantischer Betrug ohnegleichen in der Geschichte der Menschheit:

Bei der sog. ,,Wiedervereinigung“ Deutschlands = des Deutschen Reiches handelt es sich um eine Taschung aller
Volker. Der Begriff "Wiedervereinigung” ist in der Rechtsrealitat unsinnig, da Deutschland seit dem 23. Mai 1945 als
Ganzes niemals geteilt wurde, sondern einfach handlungsunfahig fortbestand und weiterhin in der raumlichen
Ausdehnung vom 31. Dezember 1937 gemaR der offenkundigen Rechtsprechung handlungsunfahig forthesteht.

In der Theorie-Realitdt und auch einmalig in der Geschichte des romischen Rechts hat auf dem ungeteilten und
besetzten Staatsgebiet eines handlungsunfiahigen Deutschlands = Deutschen Reiches ab 1990 einfach die eine
Besatzungs- und Treuhandverwaltung BRD die andere Treuhand- und Besatzungsverwaltung DDR seines alliierten
Verbiindeten UdSSR durch Kriegslisten tibernommen und sich das iibernommene Territorium verwaltungstechnisch
einverleibt.

In der Praxis haben die NaZi-Damonen einen groBen Teil NaZi-Deutschlands von 1937 territorial
zurlickerobert.

(Metapher: Die Birne tritt seit 1990 souveran als Apfel in Erscheinung und tauscht die
sog. ,internationale Weltgemeinschaft"”.)

Der Begriff Besatzungsmacht bezeichnet einen Staat, der einen anderen Staat oder
einen Teil davon besetzt halt. Die Besatzungsmacht, als in der Regel militarische
Verwaltung (Militarregierung), ubernimmt in den meisten Fallen laut Besatzungsrecht auch
grolde Bereiche der Exekutive im besetzten Gebiet und schrankt damit die Souveranitat des
betroffenen Landes erheblich ein. Nach den Genfer Konventionen haben Besatzungsmachte
besondere Pflichten gegenliber der Bevodlkerung im besetzten Gebiet.

Die von einer Besatzungsmacht ausgeiibte Herrschaft wird als Besatzungsregime
bezeichnet. Einzelne Vertreter einer Besatzungsmacht oder die Angehdorigen in ihrer
Gesamtheit werden auch Okkupanten (Besatzer) genannt.

Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Besatzungsmacht
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o fBY s
I{. Die Lehre von der antovitdren Ltaatdfiihrung.
A. Begriff und IWefen ded Fiihrerpringips,

Autoritave Staatsfithrung DLedeutet: Wn der Spifie des
Staates jteht der Fiihrer, dejjen Geift und Wille das Staatswejen
bejeelen.  Ebenjo it 8 bei den Gemeinden, Korperjdaiten wnd
Behorden. Der Fiihrer ermennt die erjorderlichen WUnterjiihrer
hoheren Gradesd, er fann jie zur Crmennung von Unterjithrern
niederen Grades evmichtigen. Die Wnterfiifhrer fithren die ihnen
anvertrauten Gejdydjte jelbjtandig im Sinne des Fiihrerd und jind
dem Fithrer jiir thre Gejdhajtsiithrung vevantwortlidy,

I. Jwei Elemente bilden Hiernad) den Fithrerbegrijj:
N ) oy !

1. Autoritit, Sie wid)jt bon oben nad) unten. Fitx die gejamte Staatdfihrung
it nue cin Wille, namlid) der Wille des Fiihrers majged 2urd) die Unter-
fithrer wixd diefer Wille auf der Stujenleiter der Behordenorganijation ab-
warts getragen und von jedem an jeinem Plape verwicllidyt,

. Berantwortung. Ste wid)jt von unten nad)y oben. Jeder Fithrer ift dem
nadyjt hoheren Fihrer und tegten Endes dem an der Spife ded Staates jtehenden
Fithrer verantwortlid). Cine Berantwortung bejteht nur mnerhalb der Fithrer-
\hajt, nid)t aber gegenitber andern Stellen wie 3. B. Varlament oder Volf.

10.

oo

IT1. Dag Fiuhreepringip ijt im Aujbau der RSTUPR. verwirilidyt worden. Da od

1t qie den politnydhen SLampy bewahrt hatte, wurde es aud) auj privatredyts

lidge Verbande, YVereine und fonjtige Vereinigungen und BVeranjtaltungen

ubertragen.
»|l. Die Lehre von der autoritdaren Staatsfiihrung.
Begriff und Wesen des Fiihrerprinzips.
Autoritare Staatsfiihrung bedeutet: An der Spitze des Staates steht der Fiihrer, dessen
Geist und Wille das Staatswesen beseelen. Ebenso ist es bei den Gemeinden,
Korperschaften und Behorden. Der Fiihrer ernennt die erforderlichen Unterfiihrer hoheren
Grades, er kann sie zur Ernennung von Unterfuhrern niederen Grades ermachtigen. Die
Unterfiihrer fihren die ihnen anvertrauten Geschéafte selbstandig im Sinne des Fihrers und
sind dem Fuhrer fir ihre Geschaftsfuhrung verantwortlich.
Zwei Elemente bilden den Flhrerbegriff:
1. Autoritat. Sie wachst von oben nach unten. Fir die gesamte Staatsfuhrung ist nur ein
Wille, namlich der Wille des Fihrers mafligebend. Durch die Unterfihrer wird dieser Wille auf
der Stufenleiter der Behdrdenorganisation abwarts getragen und von jedem an seinem
Platze verwirklichts.
2. Verantwortung. Sie wachst von unten nach oben. Jeder Fuhrer ist dem nachst héheren
Flhrer und letzten Endes dem an der Spitze des Staates stehenden Flhrer verantwortlich.
Eine Verantwortung besteht nur innerhalb der Flihrerschaft, nicht aber gegentiber andern
Stellen wie z. B. Parlament oder Volk.
Il. Das Fiihrerprinzip ist im Aufbau der NSDAP. Verwirklicht worden. Da es sich fiir den
politischen Kampf bewahrt hatte, wurde es auch auf privatrechtliche Verbande, Vereine
und sonstige Vereinigungen und Veranstaltungen tbertragen.”

»31. August 1990 und spatestens ab dem 03. Oktober 1990: Vertrag zwischen der
Bundesrepublik Deutschland (vgl. Birne) und der Deutschen Demokratischen Republik
(vgl. Birne) liber die Herstellung der Einheit Deutschlands. (sog. ,,Einigungsvertrag®)
Tauschung im Rechtsverkehr bzw. gigantischer Betrug ohnegleichen in der Geschichte der
Menschheit: Bei der sog. ,Wiedervereinigung“ Deutschlands = des Deutschen Reiches
handelt es sich um eine Tauschung aller Volker. Der Begriff ,Wiedervereinigung*“ ist in der
Rechtsrealitat unsinnig, da Deutschland seit dem 23. Mai 1945 als Ganzes niemals geteilt
wurde, sondern einfach handlungsunfahig fortbestand und weiterhin in der raumlichen
Ausdehnung vom 31. Dezember 1937 gemal der offenkundigen Rechtsprechung
handlungsunfahig fortbesteht. In der Theorie-Realitat und auch einmalig in der Geschichte
des romischen Rechts hat auf dem ungeteilten und besetzten Staatsgebiet eines

Seite 17 von 387



handlungsunfahigen Deutschlands - Deutschen Reiches ab 1990 einfach die eine
Besatzungs- und Treuhandverwaltung BRD due andere Treuhand- und
Besatzungsverwaltung DDR seines alliierten Verblindeten UdSSR durch Kriegslisten
Ubernommen und sich das ibernommene Territorium verwaltungstechnisch einverleibt.

In der Praxis haben die Nazi-Damonen einen groBen Teil Nazi-Deutschlands von 1937
territorial zuriickerobert. (Metapher: Die Birne tritt seit 1990 souveran als Apfel in
Erscheinung und tauscht die sog. ,.internationale Weltgemeinschaft.)"

Provisorium
Das Provisorium (von lat. provisio, ,Vorsorge®) P
bezeichnet eine fur den vorubergehenden Zweck ; gASROVlSORlUM
eingerichtete Sache, wobei die zeitliche
Beschrankung des Gebrauches von vornherein Deutsche Welle
i Der Kurzwellendienst
festgelegt wird. Bedeutungsahnlich ist der Begriff ' p o wman vad
- Rundfunkanstalten der
Interim fur eine Ubergangslésung. | Bundesrepubiik Deutschiand
1953-1960

&

Nissenhiitte, ein provisorisches

Haus o 4
+ e -y ‘ ] i

.Provisorium Das Provisorium (von lat. provisio, ,Vorsorge“) bezeichnet eine fir den
voriibergehenden Zweck eingerichtete Sache, wobei die zeitliche Beschrankung des
Gebrauches von vornherein festgelegt wird. Bedeutungsahnlich ist der Begriff Interim
fiir eine Ubergangslésung.” Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Provisorium

AEGEWND - TR

wouweRBIL S

ARSI X
BnSann

7N-is§enhﬂtte Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Nissenh%C3%BCtte
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Folgende Beispiele fur erlaubte Kriegslisten werden im
Volkerrecht ausdrucklich genannt:

Tarnung, Scheinstellungen, Scheinoperationen und
irrefuhrende Informationen. Als erlaubte Kriegslisten gelten
ferner die Benutzung der Funkschlussel des Gegners, das
Einschleusen falscher Befehle sowie psychologische

Kamefohrung.

Folgende Beispiele flr erlaubte Kriegslisten werden im Vélkerrecht ausdricklich
genannt:Tarnung, Scheinstellung, Scheinoperationen und irrefithrende Informationen.

Als erlaubte Kriegslisten gelten ferner die Benutzung der Funkschlissel des Gegners, das
Einschleusen falscher Befehle sowie psychologische Kampffuhrung.

Bundesrepublik Deutschland

Flagge Wappen
Amtssprache Deutsch!
Hauptstadt Berlin
Staats- und parlamentarischer
Regierungsform Bundesstaat (Bundesrepublik)
Verfassung Grundgesetz fur die

Bundesrepublik Deutschland

Staatsoberhaupt Bundesprasident

Frank-Walter Steinmeier

Regierungschef Bundeskanzler
Olaf Scholz (SPD)
Parlament(e) Deutscher Bundestag und
Bundesrat
Fliche 357 5881 (62 ) km?
Einwohnerzahl 84.079.811 (30. Juni 2022)\4

Sefton Delmer (1904-1979) - bedeutender englischer Journalist:
"Jeder Griff ist erlaubt. Je libler, umso besser. Liigen, Betrug - alles"
Quelle: Die Deutschen und ich, Hamburg 1963, S. 590
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) ‘.BundBeusT:nder
EEHG O
BEESTUS

Flachenlander

(Regierungsbezirke) \ m é ;|

Stadtstaaten

(Land-)Kreise

(Gemeinde-
verbande) Kreisfreie Stadte
Gemeinden

(Gemeinden)

Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Bundesebene (Deutschland)

,Bund Bundeslander Flachenlander Stadtstaaten (Regierungsbezirke) (Land-)Kreise
(Gemeindeverbande) Gemeinden Kreisfreie Stadte*
Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Bundesebene (Deutschland)

Vergleichs-Metapher: Gesetzlicher Betreuer

"Die rechtliche Betreuung ist ein (...) Rechtsinstitut, durch das Volljahrige, die wegen (....) Behinderungen ihre
Angelegenheiten ganz oder teilweise nicht selbst regeln kénnen, Unterstiitzung, Hilfe und Schutz erhalten, wobei ein
fiir sie bestellter (gesetzlicher) Betreuer (...) die Vertretungsmacht nach aufRen erhalt, im Innenverhaltnis aber zur

Beachtung des Willens des Betreuten verpflichtet ist."
R - e 3
: Frau Schmidt

"Deutschland” = das "Deutsche Reich", wie es
am 31. Dezember 1937 bestanden hat;
Rechtsfahig, aber handlungsunfahig

Die "Bundesrepublik Deutschand"
verwaltet die Hoheitsgewalt des
Feindstaates "Deutschland”

. Herr Muller
55 ]

treuhdnderisch im Auftrag der west-
alliierten Siegermachte. Kurz: Die
"Bundesrepublik Deutschland" handelt
stellvertretend fiir "Deutschland" als

l o ‘ Besatzungs- und Treuhandverwaltung!

Frau Schmidt ist nicht Herr Miiller (Die BRD ist nicht Rechtsnachfolger von Deutschland).
Frau Schmidt kann nicht Herr Miiller werden,
sondern ihn lediglich verwalten (Trager von Rechten und Pflichten sein)!
Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Betreuung (Recht)

»vergleichs-Metapher: Gesetzlicher Betreuer Die rechtliche Betreuung ist ein (...)
Rechtsinstitut, durch das Volljahrige, die wegen (...) Behinderungen ihre
Angelegenheiten ganz oder teilweise nicht selbst regeln konnen, Unterstiutzung, Hilfe
und Schutz erhalten, wobei ein fir sie bestellter (gesetzlicher) Betreuer (...) die
Vertretungsmacht nach auBen erhalt, im Innenverhaltnis aber zur Beachtung des
Willens des Betreuten verpflichtet ist.“ ,Deutschland“ = das ,Deutsche Reich®, wie es am
31. Dezember 1937 bestanden hat; Rechtsfahig, aber nicht handlungsfahig - Herr Muller
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Frau Schmid Die ,Bundesrepublik Deutschland verwaltet die Hoheitsgewalt des
Feindstaates ,Deutschland“ treuhanderisch im Auftrag der westalliierten Siegermachte. Kurz:
Die ,Bundesrepublik Deutschland“ handelt stellvertretend fir ,Deutschland” als Besatzungs-
und Treuhandverwaltung!“ Freu Schmid ist nicht Herr Miiller (Die BRD ist nicht
Rechtsnachfolger von Deutschland). Frau Schmidt kann nicht Herr Miiller werden,
sondern ihn lediglich verwalten (Trager von Rechten und Pflichten sein)!*

Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Betreuung (Recht)

Niemand soll erkennen, dass die ,,Bundesrepublik Deutschland” ein
angloamerikanisches Besatzungsregime ist, das den Nazis als
Staatssimulation und Treuhandorganisation zur Eroberung der gesamten Erde
bereitgestellt wurde!

Seite 21 von 387


https://de.wikipedia.org/wiki/Betreuung_(Recht)

10.2 Das westalliierte Militar- ,,Grund-Gesetz FUR die
.Bundesrepublik Deutschland®!

23. Mai

Tag des Grundgesetzes

"Heute, am 23. Mai 1949, tritt
die Bundesrepublik Deutschland
in die Geschichte ein"

Konrad Adenauer

.23.Mai Tag des Grundgesetzes ,Heute, am 23.Mai 1949, tritt die Bundesrepublik
Deutschland in die Geschichte ein“ Konrad Adenauer®

Der Horror beginnt!
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BUCK CRIZDRIN WOLF PHILIPD GEONT « KAMEIRA: FRMDL RENN-GRUND .
BAUTEN WILLY SURMLER - MOINC: HANNS [ILER - PRODUKTIONSLTE. ADOLF HSNER
REGHE: KURT MALTLG
PAUL BHDT-FRITI THIMANN -WILY A KLEINAU - NANS GIORG
RUDOLPH « YVONNE MERIN - INGE KELLER -ALRERT GARRE UA

EIN DEFA-FULM IM DEFA-FILMYERTRIER

DE7

e ——
— - _

,Der Rat der Gotter* quelle: https:/de.wikipedia.org/wiki/Der Rat_der G%C3%B6tter
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Villa Rothschild

[ ,Wiege des deutschen Grundgesetzes und der Bundesrepublik“.]

Die Villa Rothschild ist ein Anwesen in Kénigstein im Taunus, das 1948-1949 als
Tagungsort des Parlamentarischen Rates diente.

1887 beauftragten die Rothschilds den Franzosen Armand-Louis Bauqué und den
Italiener Emilio Pio mit den Entwiarfen fur die Villa in Konigstein. Das Modell des
Gebaudes wurde im Januar 1888 im Rothschild Palais in Frankfurt aufgestellt. Am 12.
April 1888 beratschlagte der Konigsteiner Gemeinderat tber das Bauvorhaben und

genehmigte den Bau. Noch im selben Jahr begannen die Bauarbeiten. Die neue
Sommerresidenz von Wilhelm Carl von Rothschild wurde fortan zum Empfang
hochrangiger Adliger und Wirtschaftsleute genutzt. Die Eréffnung des Hauses war ein
gesellschaftliches Ereignis, an dem unter anderen auch Kaiserin Viktoria und der Prince
of Wales teilnahmen. 1938 fliichtete die Familie vor den Nazis in die Schweiz. Das
Gebaude wurde von der Reichsfinanzverwaltung beschlagnahmt, 1939 weiterverkauft
und von der Reichsgruppe Banken des nationalsozialistischen Regimes genutzt.

Da die Villa im Zweiten Weltkrieg nicht zerstort oder beschadigt wurde, ibernahm das
Land Hessen das Gebaude; es wurde von 1948 bis 1949 als Tagungshaus des
Parlamentarischen Rates, des Wirtschaftsrates der Bizone und der westdeutschen
Ministerprasidenten genutzt. Wahrend dieser Zeit wurde es auch Haus der Lander

genanntund galtals siehe oben

»Ein Grundgesetz ist laut geltendem Volkerrecht [wp] (Haager Landkriegsordnung,
Art. 43 [RGBI. 1910]) ein "Provisorium zur Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung
in einem militdrisch besetzten Gebiet fiir eine bestimmte Zeit". Diese provisorische
Natur kommt im Grundgesetz fiir die Bundesrepublik Deutschland im Art. 146 zum
Ausdruck.“ Quelle: https://sylt.wikimannia.org/Grundgesetz

Das Grundgesetz fiir die Bundesrepublik Deutschland:

In Bonn ernannten 1948 auslandische Besatzungsmachte willkirlich ausgewahlte Politiker
zu parlamentarischen Raten. Diese bastelten am Entwurf eines Grundgesetzes und mit
diesen Entwirfen wurden sie 36mal auf den Petersberg zitiert, ins Siebengebirge, wo die
Vertreter der drei Westalliierten residierten. Dort haben dann diese Auslander jedes Mal im
Entwurf der nicht gewahlten parlamentarischen Rate herum redigiert. Dann konstituierte sich
der nicht gewahlte, sondern von Auslandern ernannte Parlamentarische Rat im Bonner
Museum Konig als provisorischer Bundestag und setzte das von Auslandern redigierte
Grundgesetz fur die allierte Besatzungszone [wp], spater BRD genannt, in Kraft.[1]

Der Staats- und Volkerrechtslehrer Prof. Dr. Carlo Schmid betonte in seiner Grundsatzrede
vor dem Parlamentarischen Rat am 8. September 1948 - Zitat:

Meine Damen und Herren!
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Worum handelt es sich denn eigentlich bei dem Geschaft, das wir hier zu bewaltigen haben?
Was heildt denn: "Parlamentarischer Rat"? Was heif3t denn: "Grundgesetz"? Wenn in einem
souveranen Staat (sic!) das Volk (sic!) eine verfassunggebende Nationalversammlung (sic!)
einberuft, ist deren Aufgabe klar und braucht nicht weiter diskutiert zu werden: Sie hat eine
Verfassung (sic!) zu schaffen. Was heif3t aber "Verfassung"? Eine Verfassung ist die
Gesamtentscheidung eines freien Volkes Uber die Formen und die Inhalte seiner politischen
Existenz.

Eine solche Verfassung ist dann die Grundnorm des Staates. Sie bestimmt in letzter Instanz
ohne auf einen Dritten zurtickgeflhrt werden zu brauchen, die Abgrenzung der
Hoheitsverhaltnisse auf dem Gebiet und dazu bestimmt sie die Rechte der Individuen und
die Grenzen der Staatsgewalt. Nichts steht tber ihr, niemand kann sie aul3er Kraft setzen,
niemand kann sie ignorieren. Eine Verfassung ist nichts anderes als die in Rechtsform
gebrachte Selbstverwirklichung der Freiheit eines Volkes. Darin liegt ihr Pathos, und daflr
sind die Volker auf die Barrikaden gegangen. Wenn wir in solchen Verhaltnissen zu wirken
hatten, dann brauchten wir die Frage: Worum handelt es sich denn eigentlich - nicht zu
stellen. Dieser Begriff einer Verfassung gilt in einer Welt, die demokratisch sein will, die also
das Pathos der Demokratie als ihr Lebensgesetz anerkennen will, unabdingbar. [...]

Nur wo der Wille des Volkes aus sich selber fliel3t, nur wo dieser Wille nicht durch Auflagen
eingeengt ist, durch einen fremden Willen, der Gehorsam fordert und dem Gehorsam
geleistet wird, wird ein Staat im echten demokratischen Sinne des Wortes geboren. Wo das
nicht der Fall ist, wo das Volk sich lediglich in Funktion des Willens einer fremden
Ubergeordneten Gewalt organisiert, sogar unter dem Zwang, gewisse Direktiven dabei
befolgen zu missen, und mit der Auflage, sich sein Werk genehmigen zu lassen, entsteht
lediglich ein Organismus mehr oder weniger administrativen Geprages. [...]

Zuerst raumlich betrachtet: Die Volkssouveranitat ist, wo man von ihrer Fulle spricht,
unteilbar. Sie ist auch raumlich nicht teilbar. Sollte man sie bei uns fur raumlich teilbar halten,
dann wirde das bedeuten, dass man hier im Westen den Zwang zur Schaffung eines
separaten Staatsvolks setzt. Das will das deutsche Volk in den drei Westzonen aber nicht
sein! Es gibt kein westdeutsches Staatsvolk und wird keines geben!

Das franzdsische Verfassungswort: La Nation une et indivisible: die eine und unteilbare
Nation - bedeutet nichts anderes, als dass die Volkssouveranitat auch raumlich nicht teilbar
ist. Nur das gesamte deutsche Volk kann "volkssouveran" handeln, und nicht ein Partikel
davon. Ein Teil von ihm kdnnte es nur dann, wenn er legitimiert ware, als Reprasentant der
Gesamtnation zu handeln, oder wenn ein Teil des deutschen Volkes durch dul3eren Zwang
endgultig verhindert worden ware, seine Freiheitsrechte auszutiben. Dann ware ja nur noch
der Rest, der bleibt, ein freies deutsches Volk, das deutsche Volkssouveranitat ausiiben
kénnte. [...]

Dazu mdchte ich sagen: Eine Verfassung, die ein anderer zu genehmigen hat, ist ein Stick
Politik des Genehmigungsberechtigten, aber kein reiner Ausfluss der Volkssouveranitat des
Genehmigungspflichtigen! [...]

Wir haben unter Bestatigung der alliierten Vorbehalte das Grundgesetz zur
Organisation der heute freigegebenen Hoheitsbefugnisse des deutschen Volkes in
einem Teile Deutschlands zu beraten und zu beschlieBen. Wir haben nicht die
Verfassung Deutschlands oder Westdeutschlands zu machen. Wir haben keinen Staat
zu errichten."[2]*

Damit wird klargestellt, dass eine Verfassung durch ein freies Volk (!) in einem souveranen
Staat (!) geschaffen wird, das "Grundgesetz fur die Bundesrepublik Deutschland" keine
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Verfassung ist, mit der Griindung der Bundesrepublik Deutschland kein Staat errichtet
wurde, durch die Griindung der Bundesrepublik Deutschland lediglich ein "Organismus
mehr oder weniger administrativen Geprages" geschaffen wurde.

Die Bundesrepublik Deutschland ist also nicht nur kein souverdner Staat, sie ist
tiberhaupt kein Staat, sondern eine Verwaltungseinheit.

Wenn die Bundesrepublik Deutschland aber kein Staat ist, dann gibt es auch kein
bundesdeutsches Staatsvolk. Und wenn, wie Carlo Schmid betonte, es "kein westdeutsches
Staatsvolk gibt und keines geben wird", dann andert daran ein Anschluss weiterer Gebiete
(DDR) grundsatzlich erstmal gar nichts.

Zusammenfassend kann festgehalten werden:

Es gibt keinen bundesdeutschen volkerrechtlichen Staat,
kein bundesdeutsches Staatsvolk,

und keine bundesdeutsche Verfassung.

Die Bundesrepublik Deutschland ist, was sie seit 1949 schon immer war, ein
verwaltungstechnisches "Provisorium zur Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung in einem
militarisch besetzten Gebiet fiir eine bestimmte Zeit" basierend auf einem "Grundgesetz".
Das Grundgesetz fir die Bundesrepublik Deutschland wiederum ist ein
besatzungsrechtliches[wp] Statut, welches durch den Alliierten Kontrollrat[wp] erlassen
wurde.[3]

Forderung nach einer Verfassung

Prof. Dr. iur. Menno Aden[wp] schrieb zu der immer wieder geduRerten Forderung nach einer
Verfassung unter anderem:

Zitat:  «Wenn wir uns nach 1990 eine neue Verfassung gegeben hatten, dann ware das
deutsche Volk nicht mehr darin enthalten. Wenn wir Glick hatten, hielRe es dann noch: die
deutsche Bevdlkerung[wp]. Das sollte man immer bedenken. Wir kdnnen dankbar sein, dass
wir dieses Grundgesetz haben, das von wirklichen Patrioten gemacht worden ist, zwar unter
einem Besatzungsregime, aber von deutschen Patrioten. Es liele sich daran wohl manches
verbessern, aber mit Sicherheit ware 1992 oder '94 nur eine schlechtere Verfassung
herausgekommen.» [4]

Besatzungsrecht und die Rechtslage Deutschlands nach 1945

Das Online-Lexikon Wikipedia schreibt zum "Besatzungsrecht" und zur "Rechtslage
Deutschlands nach 1945":

Zitat: «Besatzungsrecht (auch Okkupationsrecht) ist das Recht, das ein oder mehrere
Besatzungsmachte (Okkupanten) in Bezug auf ein besetztes Gebiet haben (Recht des
Okkupanten) oder setzen (vom Okkupanten gesetztes Recht). Die vdlkerrechtliche
Grundlage des Besatzungsrechts ist in der Regel der Dritte Abschnitt der Haager
Landkriegsordnung mit dem Titel "Militarische Gewalt auf besetzten feindlichen Gebieten".

[..]

Okkupanten sind dabei ihrerseits an das Vdlkerrecht [wp] gebunden, vor allem an die Haager
Landkriegsordnung und das IV. Genfer Abkommen [wp]. Vblkerrechtlich gesehen gibt es
zwei Situationen, die Besatzungsmachte zur eigenen Gesetzgebung berechtigen. Als
Kondominium wird die Situation bezeichnet, in der die Souveranitat eines besetzten Landes
vollstandig beseitigt und durch die gemeinsame Souveranitat der Sieger ersetzt wird: Das
Gebiet des besiegten Staates gehort nun den Siegern gemeinsam und wird von ihnen
gemeinsam beherrscht. Ein Koimperium, die gemeinsame Wahrnehmung der Gebietshoheit,
dagegen ist die Gemeinschaftsherrschaft auf dem Gebiet eines fremden Staates, der besiegt
ist, aber trotz fehlender Handlungsfahigkeit als Vélkerrechtssubjekt[wp] weiterbesteht.[5]

Seite 26 von 387




Dessen Souveranitat bleibt erhalten; die Ausiibung der Rechte und Verantwortlichkeiten
teilen sich die Siegermachte.[6] Beispiel flr letzteres ist die Rechtslage Deutschlands nach
1945 [wp].» [7] Quelle: https://at.wikimannia.org/Grundgesetz

Auf Grund derBeschltisse der LondonerKonferenz
von 1948 ist das Grundgese® den Mﬂltargouven
neuren der dret westlichen Besakungszoneno
vorgelegtund vondiesen am 12.Mai es Jahres
Ein ]?atisfc_zndneu%ht:?hddﬁrt[‘gmdmundwe}l;n

zurRatifiaerung du ¢Landta ehmi

worden. & e gf

,»Auf Grund der Beschliisse der Londoner Konferenz von 1948 ist das Grundgesetz
den Militirgouverneuren der drei westlichen Besatzungszonen vorgelegt und von
diesen am 12.Mai des Jahres Eintausendneunhundertneunundvierzig zur Ratifizierung

durch die Landtage genehmigt worden.“ Quelle: https://www.taunus-
nachrichten.de/koenigstein/nachrichten/koenigstein/ausstellung-vortraege-film-12-mai-70-jahre-
grundgesetz-hessi-id68267.html

Villa Rothschild - die Wiege der Bundesrepublik

Heute ist die "Villa Rothschild” in Konigstein im Taunus ein Luxushotel. Das
Haus hat eine wechselvolle Geschichte — als Sommerpalais des judischen
Bankiers Wilhelm Carl von Rothschild und als Tagungsort des
Parlamentarischen Rates vor 60 Jahren, an dem das Fundament der
Bundesrepublik gelegt wurde.

Veroffentlicht am 20.05.2009 | Lesedauer: 5 Minuten

Von Elian Ehrenreich

Quelle: https://www.welt.de/reise/article3775809/Villa-Rothschild-die-
Wiege-der-Bundesrepublik.html

Das Wort "Wiege" kann auch im
ubertragenen Sinn verwendet
werden und bezeichnet dann
den Ursprungsort einer Sache
oder sozialer Phanomene.
»Villa Rothschild - dle Wlege der Bundesrepubllk Heute ist die ,Villa Rothschild“ i |n
Kdnigstein im Taunus ein Luxushotel. Das Haus hat eine wechselvolle Geschichte — als
Sommerpalais des jlidischen Bankiers Wilhelm Carl von Rothschild und als Tagungsort des
Parlamentarischen Rates vor 60 Jahren, an dem das Fundament der Bundesrepublik gelegt
wurde. Veréffentlich am 20.05.2009 von Elian Ehrenreich - Das Wort ,,Wiege‘ kann auch
im Uibertragenen Sinn verwendet werden und bezeichnet dann den Ursprungsort einer

Sache oder sozialer Phanomene.” Quelle: https://www.welt.de/reise/article3775809/Villa-
Rothschild-die-Wiege-der-Bundesrepublik.html
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Zwillinge - doppeltes Gliick?

S ——
GRUNDGESETZ

fiir die Bundesrepublik Deutschland

Israel und die BRD = ,,Zwillinge - doppelte Gliick 2«

Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Besatzungsmacht

"Besatzungsmacht bezeichnet einen
Staat, der einen anderen Staat oder einen
Teil davon besetzt halt.

Die Besatzungsmacht, als in der Regel
militarische Verwaltung (Militarregierung),
tibernimmt in den meisten Fallen laut
Besatzungsrecht auch grofRe Bereiche der
Exekutive im besetzten Gebiet (...)

Die von einer Besatzungsmacht
ausgelibte Herrschaft wird als
Besatzungsregime bezeichnet."

-,

s i )
: y 4

EEOMANY 2 i e

GZEBHOBLOVARIAS
T SCHECHOSLOWAKRE

FRANCE 19 S

e

AUBTRIA
DEBTERQEIGH,

Sowohl die "Bundesrepublik
Deutschland" als auch die "Deutsche
Demokratische Republik" sind im
Rahmen des sog. "Besatzungsstatuts" A
errichtete Verwaltungs-Organisationen

und damit Besatzungsregime!

LEGEND-ERKLARUNG

BOUNDARIES . GRENTEN:

kg HEAND S
.Besatzungsmacht bezeichnet einen Staat, der einen anderen Staat oder einen Teil davon
besetzt halt. Die Besatzungsmacht, als in der Regel militarische Verwaltung
(Militérregierung), ibernimmt in den meisten Fallen laut Besatzungsrecht auch grof3e
Bereiche der Exekutive im besetzten Gebiet (...) Die von einer Besatzungsmacht
ausgeiibte Herrschaft wird als Besatzungsregime bezeichnet.“ Sowohl die
,Bundesrepublik Deutschland“ als auch die ,Deutsche Demokratische Republik® sind im
Rahmen des sog. ,Besatzungsstatuts® errichtete Verwaltungs-Organisationen und damit
Besatzungsregime!” Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Besatzungsmacht

R
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Bundesrechnungshof (Gebaude, Frankfurt am Main)

Das Gebaude des ehemaligen Bundesrechnungshofs ist ein denkmalgeschutztes Gebaude in der Frankfurter
Altstadt, in welchem der Bundesrechnungshof bis zu seinem Umzug nach Bonn im Jahr 2000 seinen Sitz hatte. Auf
dem Gelande entstanden 2015 bis 2018 die Kornmarkt Arkaden, wozu ein Teil des Gebaudes umfassend saniert

und der abgerissene Teil durch einen Neubau ergéanzt wurde.

Koordinaten: 50° 6" 38,2" N, 8° 40" 43,4" O
»Bundesrechnungshof (Gebaude, Frankfurt am Main) Das Gebaude des ehemaligen
Bundesrechnungshofs ist ein denkmalgeschutztes Gebaude in der Frankfurter Altstadt, in
welchem der Bundesrechnungshof bis zu seinem Umzug nach Bonn im Jahr 2000 seinen
Sitz hatte. Auf dem Gelande entstanden 2015 bis 2018 die Kornmarkt Arkaden, wozu ein
Teil des Gebaudes umfassend saniert und der abgerissene Teil durch einen Neubau erganzt

wurde. Koordinaten: 50° 6 38,2 N, 8° 40‘ 43,4“ O“
Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Bundesrechnungshof (Geb%C3%A4ude, Frankfurt am Main)
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Der Nazi-Initiator Hermann Josef Abs

Hermann Josef Abs

.€ Dieser Artikel behandelt den deutschen Bankmanager. Zum Erziehungswissenschatftler siehe Hermann Josef Abs
(Erziehungswissenschaftler).

Hermann Josef Abs (* 15. Oktober 1901 in Bonn; 1 5. Februar 1994 in Bad Soden am Taunus) war
ein deutscher Manager und Berater. Im nationalsozialistischen Deutschland war er ab 1938
Vorstandsmitglied der Deutschen Bank AG sowie ab 1940 Mitglied des Aufsichtsrats der |.G. Farben.
Seit dem Anschluss Osterreichs war er neben Walter Pohle, Karl Rasche und Reinhold von
Ludinghausen einer der Hauptakteure der als ,Arisierung"” verharmlosten Enteignung von Juden.[]
Nach der Befreiung vom Nationalsozialismus wurde er von seinem Vorstandsposten suspendiert und
fur etwa drei Monate inhaftiert, jedoch von den Briten in der britischen Besatzungszone verwendet.

Er war Vorstandssprecher von 1957 bis 1967 und anschlieBend bis 1976 Aufsichtsratsvorsitzender der
Deutschen Bank (DB). Die Anhaufung vieler weiterer Aufsichtsratsmandate fuhrte zur Lex Abs. Konrad
Adenauer diente er als Berater und ,Finanzdiplomat®. Er galt als ein einflussreicher Kunstmazen.

Hermann Josef Abs in den 1970er &
Jahren

Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki’lHermann_Josef Abs

»Hermann Josef Abs (*15. Oktober 1901 in Bonn; T 5. Februar 1994 in Bad Soden am
Taunus) war ein deutscher Manager und Berater. Im nationalsozialistischen Deutschland
war er ab 1938 Vorstandsmitglied der Deutschen Bank AG sowie ab 1940 Mitglied des
Aufsichtsrats der I.G. Farben. Seit dem Anschluss Osterreichs war er neben Walter Pohle,
Karl Rasche und Reinhold von Lidinghausen einer der Hauptakteure der als ,Arisierung*
verharmlosten Enteignung von Juden. Nach der Befreiung vom Nationalsozialismus wurde er
von den Briten in der britischen Besatzungszone verwendet. Er war Vorstandssprecher
von 1957 bis 1967 und anschlieBend bis 1976 Aufsichtsratsvorsitzender der
Deutschen Bank (DB). Die Anhaufung vieler weiterer Aufsichtsratsmandate fiihrte zur
Lex Abs. Konrad Adenauer diente er als Berater und ,,Finanzdiplomat®. Er galt als ein
einflussreicher Kunstméazen. Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Hermann Josef Abs

Eingang des Bundesrechnungshofs (Gebaude des ehem. Bundespostministeriums) in Bonn:
Bronzeplatte von Hans Wimmer

Seite 30 von 387



https://de.wikipedia.org/wiki/Hermann_Josef_Abs

Startseite

Bundes g )
rechnungshofl Uberuns Veréffentlichungen Internationales Karriere Presse Der BWV

Unser Leitbild

I

el

»Bundesrechnungshof Unser Leitbild“ Quelle:
https://www.bundesrechnungshof.de/DE/5 ueber uns/3 was uns_antreibt/leitbild/leitbild artikel.html

Kanzlerakte

,Lebensliige der Bundesrepublik®

Geschichte | 16. Oktober 2011 | Egon Bahr | © 41 Kommentare

Von einem ,,Unterwerfungsbrief” sprach Willy Brandt und lehnte eine
Unterzeichnung zundichst empért ab: ,Schlief3lich sei er zum
Bundeskanzler gewdhlt und seinem Amtseid verpflichtet. Die
Botschafter (der Alliierten) konnten ihn wohl kaum absetzen! Da
mufte er sich belehren lassen, dafs schon Adenauer diese Briefe
unterschrieben hatte und danach Erhard und danach Kiesinger.” So
schilderte es Egon Bahr 2009 in der , Zeit” und machte damit
erstmals die Existenz der sogenannten ,Kanzlerakte” offentlich. Nun
nimmt er hier zum zweiten Mal dazu in einer Zeitung Stellung.

Auszug - Quelle:
https://jungefreiheit.de/wissen/geschichte/2011/lebensluege-der-bundesrepublik/

.Kanzlerakte ,,Lebensliige der Bundesrepublik‘ Geschichte | 16. Oktober 2011 | Egon
Bahr Von einem ,Unterwerfungsbrief sprach Willy Brandt und lehnte eine Unterzeichnung
zunachst empdrt ab: ,Schliellich sei er zum Bundeskanzler gewahlt und seinem Amtseid
verpflichtet. Die Botschafter (der Alliilerten) kdnnten ihn wohl kaum absetzen! Da mulite er
sich belehren lassen, dal3 schon Adenauer diese Briefe unterschrieben hatte und danach
Erhard und danach Kiesinger.” So schilderte es Egon Bahr 2009 in der ,Zeit“ und machte
damit erstmals die Existenz der sogenannten ,Kanzlerakte® éffentlich. Nun nimmt er hier zum

zweiten Mal dazu in einer Zeitung Stellung.”
Auszug-Quelle: https://jungefreiheit.de/wissen/geschichte/2011/lebensluege-der-bundesrepublik/
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w<Lebensliige der Bundesrepublik"

Lange galt sie als Verschworungstheorie: Die ,Kanzlerakte’, ein geheimer alliierter Machtvorbehalt, den
die Bundeskanzler zu unterzeichnen hatten. Inzwischen bestatigt Egon Bahr deren Existenz

Von einem . Unterwerfungsbrief” sprach
Willy Brandt und lehnte eine Unter
zeichnung zunachst empirt ab: , Schlieff-
lich sei er zum Bundeskanzler gewanit
und seinem Amiseid verpflichtet. Die
Botschafter (der Alliierten) kinnten ibm
wobl kaum absetzen! Da mufite er sich
belehren lasien, daff schon Adenauer diese
Briefe unterschrieben hatte und danach
Erhard und danach Kiesinger. " So schil-
derte es Egon Babr 2009 in der ,Zeit”
und machse damit erstmals die Existenz
der sogenannten ,Kanzlerakie" éffent-
lich. Nun nimmt er bier zum zweiten
Mal dazu in einer Zeitung Stellung.

In der Zeit habe ich geschildert, wie
dem frisch gewihlten Bundeskanz-

ler Willy Brandt bei Amusantrite .drei

drei Milicirgouverneure unterschrie
ben hatte, was dann Erhard und Kie-
singer widerholt hatten
er das auch machen, entschied Brandt
Helmut Schmide konnte sich nicht
erinnern, einen entsprechenden Bried

Dann kénne

vorgelegt bekommen zu haben. Kohl
habe ich nichr gefragt. Nachdem ich
die Leitung des Planungsstabes im Aus
wirtigen Amt 1967 ibernommen und
gefragt habe, welche Papiere zur Rege-
lung der Deutschen Einheir existierten,
erhiclt ich zur Antwort: Keine, Das ist
nicht unsere Kompetenz

Auflerdem war Brandt bewufit, daff
seit dem Bau der Mauer, der im still-
schweigenden Konsens der vier Sieger
vollzogen worden war, Versuche, Risse
in diese zu bekommen, nur unterhalb

Dieser Markstein der Nachkriegs
geschichte war der Augenblick, als die
vier Michte nur mit den beiden deut-
schen Regicrungen diesen Vertrag in
Kraft setzen konnten, Das Modell Vier
plus Zwei, aus dem 17 Jahre spater das
Modell Zwei plus Vier wurde. Die Vier
konnten gar nicht mehr anders, als am
15. Mirz 1991 die Souverinicie, die
mit der bedingungslosen Kapitulation
des Reiches am 8. Mai 1945 unterge-
gangen war, dem kleineren Deutsch-
land zuriickzugeben.

Seit diesem volkerrechdichen Ak,
nicht dem staatsrechtlichen Tag der
Einheit am 3. Okrober 1990, gibt es
nur noch cin Relike der deutschen Tei
lungsjahrzehnte: In der Charta der Ver
einten Nationen existieren noch immer

.Lebensliige der Bundesrepublik® Lange galt sie als Verschwoérungstheorie: Die
»Kanzlerakte“, ein geheimer alliierter Machtvorbehalt, den die Bundeskanzler zu
unterzeichnen hatten. Inzwischen bestatigt Egon Bahr deren Existenz*

Quelle: https://www.jf-archiv.de/archiv11/201142101412.htm

“"Wir haben

keinen

Staat zu e_gr;ichten!"

Carlo Schmid

2.109%

AN FAL

SPD Politiker

Crundsatzrede ube
_im Pariamentarischen

Grundgesetz
f vom 1948-09-08

www.deutschlandforum.biz

.WIir haben keinen Staat zu errichten!*“ — Prof. Carlo Schmid SPD Politiker”
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»Es konne nur ein Grundgesetz
fiir einen Ubergangszustand (...
beschlossen werden, fiir eine
Staatsverfassung fehle es an
einer westdeutschen
Staatsnation. Wer diese Fiktion
aufstelle, bereite den Boden fiir
einen anderen deutschen Staat im
Osten Deutschlands ...“

Die Errichtung eines ,,Staates‘ in
Westdeutschland setze voraus,
dass es eine westdeutsche
Staatsnation gebe, und die gebe
es nicht.

Quelle:
Carlo Schmid: Erinnerungen,
Goldmann Verlag, 1981, S. 360
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,Es kdnne nur ein Grundgesetz fiir einen Ubergangszustand (...) beschlossen werden,
fur eine Staatsverfassung fehle es an einer westdeutschen Staatsnation. Wer diese
Fiktion aufstelle, bereite den Boden fiir einen anderen deutschen Staat im Osten
Deutschlands...“ ,,Die Errichtung eines ,,Staates“ in Westdeutschland setze voraus,
dass es eine westdeutsche Staatsnation gebe, und die gebe es nicht.“ Quelle: Carlo
Schmid: Erinnerungen, Goldmann Verlag, 1981, S. 360

ACADEMIA IURIS

Staatsrecht |

16 Staatsrechtlich ist die Bundesrepublik Deutschland so-

mit eine juristische Person des offentlichen Rechts — eine Gebietskorperschaft -, die

Triger von Rechten und Pflichten ist und durch ihre Organe handelt.

== ‘,,’" v"‘,"-b;}/‘—,. :

Quelle: https://www.amazon.de/Staatsrecht-|-Staatsorganisationsrecht-Academia-luris/dp/3800665506

https://de.wikipedia.org/wiki/Bundesebene (Deutschland)
OLCCUPATION AREAS
FZEINGS - ZDONEMN

HEsSa

B

—

.Staatsrechtlich ist die Bundesrepublik Deutschland somit eine juristische Person des
offentlichen Rechts — eine Gebietskorperschaft -, die Trager von Rechten und Pflichten
ist und durch ihre Organe handelt.“ Quelle: https://www.amazon.de/Staatsrecht-I-
Staatsorganisationsrecht-Academia-luris/dp/3800665506

Bildquelle BRD-Verwaltungs-Pyramide: htips://de.wikipedia.org/wiki/Bundesebene (Deutschland)
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Auch Gebietskorperschaften wie der Bund sind nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs als

Unternehmen i. S. d. § 15 Aktiengesetz (AktG) anzusehen. Fir Unternehmensbeteiligungen des Bundes

gelten daher grundsatzlich die aktienrechtlichen Vorschriften Gber verbundene Unternehmen.

Quelle: https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Bundesvermoegen/Privatisierungs_und_Beteiligungspolitik/

Beteiligungspolitik/Beteiligungsberichte/liste-mit-bund-verbundene-unternehmen.html

»Auch Gebietskorperschaften wie der Bund sind nach der Rechtssprechung des
Bundesgerichtshofs als Unternehmen i. S. d. § 15 Aktiengesetz (AktG) anzusehen. Fur
die Unternehmensbeteiligungen des Bundes gelten daher grundsatzlich die aktienrechtlichen

Vorschriften Uber verbundene Unternehmen.“ Quelle:
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Bundesvermoegen/Privatisierungs
und Beteiligungspolitik/Beteiligungspolitik/Beteiligungsberichte/liste-mit-bund-verbundene-unternehmen.html

Konrad Adenauer 1953:

»Wir sind keine Mandanten des
Deutschen Volkes; wir haben
Auftrag von den Alliierten!”

,Konrad Adenauer 1953: ,Wir sind keine Mandanten des Deutschen Volkes; wir haben
Auftrag von den Alliierten!“
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,Dieses Grundgesetz haben uns
die Amerikaner, um es vorsichtig
zu sagen, anempfohlen.

Man kénnte auch sagen, auferlegt.”

BUNTE, 14.2.1991, S. 94

,Willy Brandt: ,,Dieses Grundgesetz haben uns die Amerikaner, um es vorsichtig zu
sagen, anempfohlen. Man konnte auch sagen, auferlegt. BUNTE,14.2.1991, S. 94¢

,Grundgesetz Art.120 (1) Der Bund tragt die Aufwendungen fiir Besatzungskosten und
die sonstigen inneren und duBeren Kriegsfolgelasten nach naherer Bestimmung von
Bundesgesetzen. Soweit diese Kriegsfolgelasten bis zum 1. Oktober 1969 durch
Bundesgesetze geregelt worden sind, tragen Bund und Lander im Verhaltnis zueinander die
Aufwendungen nach Malgabe dieser Bundesgesetze. Soweit Aufwendungen fir
Kriegsfolgelasten, die in Bundesgesetzen weder geregelt worden sind noch geregelt werden,
bis zum 1. Oktober 1965 von den Landern, Gemeinden (Gemeindeverbanden) oder
sonstigen Aufgabentragern, die Aufgaben von Landern oder Gemeinden erfiillen, erbracht
worden sind, ist der Bund zur Ubernahme von Aufwendungen dieser Art auch nach diesem
Zeitpunkt nicht verpflichtet. Der Bund tragt die Zuschisse zu den Lasten der
Sozialversicherung mit Einschlull der Arbeitslosenversicherung und der Arbeitslosenhilfe. Die
durch diesen Absatz geregelte Verteilung der Kriegsfolgelasten auf Bund und Lander 1af3t die
gesetzliche Regelung von Entschadigungsanspriichen fir Kriegsfolgen unberihrt. (2) Die
Einnahmen gehen auf den Bund zu demselben Zeitpunkte Uber, an dem der Bund die
Ausgaben tubernimmt.”

Quelle: https://dejure.org/gesetze/GG/120a.html
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Kriegslist Verfassunq!

VERFASSUNG
DER FREIHEIT

23. Mal 1949: Der Parlamentarische Rat unter
Vorsitz von Konrad das
Die COU hat diese Verfassung der Freiheit ein Vierteljahrhundert bewahrt und
Ihre Politik danach ausgerichtet

Freiheitliche Politik auf dem Fundament der Verfassung:

@ Die COU versteht die Demokratie als Ist o

eine dynamische, fortzuentwickelnde jeder freiheitlichen und sozialen Ord-
politische Ordnung, die die Mitwir- nung. Elgentum verpflichtet zu so-
kung der Birger gewahrieistet und zialer Verantwortung. Produktivver-
ihre Freibeit durch Verteilung und mogen und Grundeigentum dirfen
Kontrolle der Macht sichert. @ Die nichl 2u unsozialen Zwecken mid-

Ausgestaltung des soziaslen Rechis- braucht werden. @ Die Soziale
stastes ist das Kernstiick der Politik Marktwirtschaft dient den Zielen der

der COU. Freiheit und sozisle Siche- Veorfassung. Sie beweist, welche Ent-
rung gehoren unsere 9 fur
@ Die COU schafft mit ihrer Sozial- und alle bietet. @ Die CDU verteidigt unsore trei-
die damit i mit Wer
Joder einzelne seine Rechte und Freiheiten gegen unseren demokratischen Staat arbeitet,
tatsdchlich verwirklichen kann. @ Fir die COU kann nicht in seinen Diensten stehen,

oierreen (AL

Artikel 23 und 146 im Grundgesetz vor 1990
Artikel 23

Dieses Grundgesetz gilt zunachst im Gebiet der Lander Baden, Bayern,
Bremen, Gro3-Berlin, Hamburg, Hessen, Niedersachsen,
Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein,

Wuarttemberg-Baden und Wurttemberg-Hohenzollemn. In anderen Teilen
Deutschiands ist es nach deren Beitritt in Kraft zu setzen.

Artikel 146

Dieses Grundgesetz verliert seine Gultigkeit an dem Tage, an dem eine
Verfassung in Kraft tritt, die von dem deutschen Volke in freier
Entscheidung beschlossen worden ist.

»Artikel 23 und 146 im Grundgesetz vor 1990 Artikel 23 Dieses Grundgesetz gilt zunachst
im Gebiet der Lander Baden, Bayern, Bremen, Gro3-Berlin, Hamburg, Hessen,
Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein, Wirttemberg-
Baden und Warttemberg-Hohenzollern. In anderen Teilen Deutschlands ist es nach deren
Beitritt in Kraft zu setzen.

Artikel 146 Dieses Grundgesetz verliert seine Gultigkeit an dem tage, an dem eine
Verfassung in Kraft tritt, die von dem deutschen Volke in freier Entscheidung beschlossen

worden ist.“ Quelle:
https://de.wikipedia.org/wiki/Artikel 23 des Grundgesetzes f%C3%BCr die Bundesrepublik Deutschland (194

9)
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Grundgesetz fiir die Bundesrepublik Deutschland
vom 23. Mai 1949

II. Der Bund und die Lander
Artikel 23

[24. Mai 1049-29. September 1990]

1Artikel 23. [1] Dieses Grundgesetz gilt zunachst im Gebiete der Lander Baden,
Bayern, Bremen, GroB-Berlin, Hamburg, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-
Westfalen, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein, Wiirttemberg-Baden und
Wiirttemberg-Hohenzollern. [2] In anderen Teilen Deutschlands ist es nach deren
Beitritt in Kraft zu setzen.

[29. September 1990-25. Dezember 1992]
1Artikel 23. (weggefallen)

»Grundgesetz fiir die Bundesrepublik Deutschland vom 23.Mai 1949 Il. Der Bund und
die Lander Artikel 23 [24. Mai 1949-29. September 1990] Artikel 23. [1] Dieses
Grundgesetz gilt zunachst im Gebiete der Lander Baden, Bayern, Bremen, Gro3-Berlin,
Hamburg, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Schleswig-
Holstein, Wirttemberg-Baden und Wirttemberg-Hohenzollern. [2] In anderen Teilen
Deutschlands ist es nach deren Beitritt in Kraft zu setzen.

[29. September 1990-25. Dezember 1992] Artikel 23. (weggefallen)“

Quelle:

https://de.wikipedia.org/wiki/Artikel 23 des Grundgesetzes f%C3%BCr die Bundesrepublik Deutsc
hland (1949
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Bjorn Hansen <bjhansss2@gmail.com>

Re: Ihre Anfrage vom 21. November 2016 - Privaﬂshmng des Grundgesetzes

von Heinnch Lorenz <Buergersenvice@bm: bund da> 21 11.2018 um 12/35°'14 MEZ
An Bjdm Hansen <bhanse82@gmail.coma

Helreff Ihre Anfrage vom 21. November 2016 Privatisierung des Grundgesetzes

Unser Zechen 03-120071 41 - [ DEEEIEN

inr Zeichen® AV 1012308, 21 November 2018
Datum 21 November 2016

Sehe geehner Herr H SN

ich bestatige cen Eingang Ihres Schreibens vom 21 November 2018

Das Bundesministerium des Innem beantworte! keine weitsren Fragen zu den Thesen der sogenannien
Rachsburgamewagung Ein waiteres Antworischreiben erfoigt daher nicht,

Das Grundgesetz ist entgegen Ihrer Banauptung waiterhin vorhanden und seit dem 01, Januar 1991 fester
Bestandieil des bundesdeutschen Privatrechis und somit lester Bestandtell des Rechisstaates innemald der
Bundesrepubiik Oeutschlandg

— A :
jSofern ss der deutschen Rech nicht L ist das Grundges heute n
uJ

Unter Hinweis auf die Stellungnahme der Bundesregierung vom 20. Dezember 2013

(Bundestagsdrucksache 17/11970) zur Reichsburgerbewagung vard aul weitere Ausfihrungen zu dissem
Thema verzichiet

Dis Argumante der Reichsburgerbewepung werden tis ins Detail von dar Bundeszentrale fr politische
Bildung unter dem unien angegeben Link und den wenerfurenden Links auf dar Seits 28 wideregt. Schon
vor diesem Hintergrund bedart es kewner waileren zusdtzlichen Stellungnahme durch das Bundesministenium
des Innem

TG (e BMade-aniamo. stiturg detnies P sahsburger o pof
04p L Ruch sennensiaatiand comiverwagis n O vergangerned pal
by br-tag niatrfag phe
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»Re; lhre Anfrage vom 21.November 2016 — Privatisierung des Grundgesetzes

von Heinrich Lorenz buergerservice@bmi bund.de 21.11.2016 um 12:35:14 MEZ

An Bjsrn HIlEE A G o mail.com

Betreff: lhre Anfrage vom 21. November 2016 — Privatisierung des Grundgesetzes

Unser Zeichen: 03-12007/1#1 — | GGG

lhr Zeichen: AV 1012309, 21. November 2016
Datum: 21. November 2016

Sehr geehrter Herr H |G

ich bestatige den Eingang lhres Schreibens vom 21.November 2016.

Das Bundesministerium des Innern beantwortet keine weiteren Fragen zu den Thesen der
sogenannten Reichsburgerbewegung. Ein weiteres Antwortschreiben erfolgt daher nicht.

Das Grundgesetz ist entgegen lhrer Behauptung weiterhin vorhanden und seit dem 01.
Januar 1991 fester Bestandteil des bundesdeutschen Privatrechts und somit fester
Bestandteil des Rechtsstaates innerhalb der Bundesrepublik Deutschland.

Sofern es der deutschen Rechtsprechung nicht widerspricht, ist das Grundgesetz
auch heute noch partiell in Anwendung.

Unter Hinweis auf die Stellungnahme der Bundesregierung vom 20. Dezember 2013
(Bundestagsdrucksache 17/1 1970) zur Reichsburgerbewegung wird auf weitere
Ausflhrungen zu diesem Thema verzichtet.

Die Argumente der Reichsblrgerbewegung werden bis ins Detail von der Bundeszentrale fur
politische Bildung unter dem unten angegebenen Link und den weiterfUhrenden Links auf der
Seite 28 widerlegt. Schon vor diesem Hintergrund bedarf es keiner weiteren zusatzlichen
Stellungnahme durch das Bundesministerium des Innern.*
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Warum darf Deutschland nur mit der 1919 Verfassung Friedensvertrage unterzeichnen?

Das GrundGesetz fur die BRD 15t kemne Verfassung Beweis SchluBartikel 146 GG.

GG Art. 16 (1) Die deutsche Staatsangehongkeit darf nicht entzogen werden
. nur auf Grund eines Gesetzes Beweis GG Art. 146

GG Art. 116 (1) Deutscher ist . wer die deutsche Staatsangehongkeit besitzt | Beweis SstAAusweis

[ Die Staatsangehongket , deutsche Staatsangehongkeit” v. 05.02.1934. Beweis NaZi-Gesetz ]

GG Art. 139 Entnazifizierung ist gulug  Beweis BMI 2. Mai 2012 Az. V1 1-110010/1 11

GG Art. 140 Die Bestimmungen der Art. 136/137/138/139 und 141 der deutschen Verfassung
vom I1. August 1919 sind Bestandteil dieses Grundgesetzes

GG Ant. 146 Dieses Grundgesetz .. verliert seine Gultigkert | eine Verfassung in Kraft tntt ..

Deutschland ist grofer als die BRD.
Beweis: Berlin ist die Hauptstadt von Deutschland 3 Verwaltungszonen
Beweis: Bonn ist die Hauptstadt der BRD | Verwaltungszone

In der Sitzung der Arbeitsgruppe am 1. Marz tbergibt Schauble ain Diskussionspapier, das im
Bundesinnenministerium entstanden ist. Es enthalt erste Uberiegungen zur Posthonsbeschreibung
fur emne Uberlatungsgesetzgebung Ausgangspunkt ist das Staatsverstandmus der BRD.

Nach Auffassung des Bundesverfassungsgerichts existiert erst dann ein vollstandiger Staat, wenn
der Bundesrepublik die anderen Teile des Deutschen Reiches in den Grenzen von 1937 angehoren

Eine neue Verfassung hebt Deutschlands Verwaltungszonen nicht auf.
Die deutschen Vilker sind seit 1934 rechtios und erhalten mit dem GG
Art. 146 ihre Rechte mit der deutschen Verfassung von 1919 zuriick.

Emst Gottfried Mahrenholz Vizeprasident Bundesverfassungsgericht

., Von etner neuen Verfassung spricht der Artikel 146 auch gar nicht
Er spricht von einer Verfassung die das Grundgeset= ablost "

Beweis: Der Spiegel 14/1994

Das GG wird mit der Deutschen Verfassung vom 1. August 1919 ungultig.

Nur mit dieser Verfassung kann die wirkliche Souveranitat Deutschlands erreicht werden.
Beweis: Minister Schauble Frankfurt EBC 20.Nov. 2011 Die BRD ist nicht souveran

Der deutsche Befehlsempfanger Du bist nicht souveran.
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-Warum darf Deutschland nur mit der 1919 Verfassung Friedensvertrage unterzeichnen?

Das GrundGesetz fur die BRD ist keine Verfassung. Beweis Schluartikel 146
GG

GG Art. 16 (1) Die deutsche Staatsangehorigkeit darf nicht entzogen werden.
... nur auf Grund eines Gebietes Beweis GG Art. 146

GG Art. 116 (1) Deutscher ist ... wer die deutsche Staatsangehdrigkeit besitzt .. Beweis
AtAAusweis

Die Staatsangehorigkeit ,deutsche Staatsangeharigkeit® v. 05.02.1934, Beweis
NaZi-Gesetz

GG Art. 139 Entnazifizierung ist gultig. Beweis BMI 2. Mai 2012 Az.V 11-110 010/1
I

GG Art. 140 Die Bestimmungen der Art. 136/137/138/139 und 141 der deutschen Verfassung
vom 11. August 1919 sind Bestandteil dieses Grundgesetzes

GG Art. 146 Dieses Grundgesetz ... verliert seine Giiltigkeit ... eine Verfassung in Kraft tritt...

Deutschland ist grof3er als die BRD.

Beweis: Berlin ist die Hauptstadt von Deutschland 3
Verwaltungszonen
Beweis: Bonn ist die Hauptstadt der BRD 1 Verwaltungszone

In der Sitzung der Arbeitsgruppe am 1. Marz Gibergibt Schauble ein Diskussionspapier, das im
Bundesinnenministerium entstanden ist. Es enthalt erste Uberlegungen zur Positionsbeschreibung
Fir eine Uberleitungsgesetzgebung. Ausgangspunkt ist das Staatsverstandnis der BRD.

Nach Auffassung des Bundesverfassungsgerichts existiert erst dann ein vollstandiger Staat, wenn der
Bundesrepublik die anderen Teile des Deutschen Reiches in den Grenzen von 1937 angehdren.

Eine neue Verfassung hebt Deutschlands Verwaltungszonen nicht auf.
Die deutschen Volker sind seit 1934 rechtlos und erhalten mit dem GG
Art. 146 ihre Rechte mit der deutschen Verfassung von 1919 zuriick.

Ernst Gottfried Mahrenholz Vizeprasident Bundesverfassungsgericht

,von einer neuen Verfassung spricht der Artikel 146 auch gar nicht.
Er spricht von einer Verfassung, die das Grundgesetz ablost.”

Beweis: Der Spiegel 14/1994

Das GG wird mit der Deutschen Verfassung vom 11. August 1919 ungiiltig.

Nur mit dieser Verfassung kann die wirkliche Souveranitat Deutschlands erreicht werden.
Beweis: Minister Schauble Frankfurt EBC 20. Nov. 2011 Die BRD ist nicht souveran.

Der deutsche Befehlsempfanger Du bist nicht souveran.*
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Dokumente aus dem Kanzleramt S. 106

ISBN 3-486-56360-2

Protokollauszug Die BRD ist keine Heimat

In der Sttzung der Arbeitsgruppe am 1. MZrz fibergibt Schiuble em Diskussionspapier. das m
Bundesinnenministerium entstanden ist. Es enthalt erste Uberlegungen zur Positionsbeschreibung fiir eme
Uberleitingsgesetz-gebung. Ausgangspunkt ist das Staatsv erstandnis der Bundesrepublik Deutschland.
Nach Auffassung des Bundesverfassungsgerichts existiert erst dann ein vollstandiger Staat,
wenn der Bundesrepublik die anderen Teile des Deutschen Reiches in den Grenzen von 1937
angehoren. Das Deutsche Reich, das 1943 nicht untergegangen und 1949 in der Bundesrepublik
Deutschland neu organisiert worden ist. stelltden Kemstaat dar, dem nunmehr die DDR beitritt. Altemativ
wird der Beitritt nach Artikel 23 Absatz 2 Grundgesetz entweder durch den Beitritt des Staatsgebiets der
DDR oder durch den Beitritt der Lander der DDR. vollzogen. Relevant ist vor allem, dafB die Erklanng
durch. ...

Quelle: Dokumsante zus dem Kanzleramt § 106 ISEN 3-486-36360-2

Am Ziel vorbei

Deutsche Einheit : Sonderadition 2us den Akten des Bundeskanzleramtes 198990 / Bearb.
von Hanns Jiirgen Kiisters und Daniel Hofmann. — Miinchen : Oldenbourg, 1998. - 1667 S.
(Dokuments zur Deutschlandpolitik)

ISBN 3-486-36360-2 kart. - ISBN 3-486-36361-0 Gewebe

Umfangreiche Auswahl offizieller, interner undvertraulicher Dokumente aus dem Bundeskanzieramt, die
den
nationalen und internationalen Weg zur (Fedax)Vereinigung belegen

Dokumente aus dem Kanzleramt S. 117

Protokollauszug Kein Friedensvertrag

Schnellr geh das»Gesprach auf di bewrstehenden Zwe|-Pl 3 Vter-’\ erhandlungen Beide sind sich dariiber

emig: | adensvert ben 1 ] 1, wenn 2n den Verhandlungen 110
Lander teilnehmen, die mit dem Deutschen Reich m Kneg gestanden haben.
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ACHTUNG KRIEGSLIST!
Das angloamerikanische Besatzungsregime BRD gibt sich als das Deutsche
Reich aus!

,Dokumente aus dem Kanzleramt S. 106,
ISBN 3-486-56260-2,

Protokollauszuqg Die BRD ist keine Heimat

In der Sitzung der Arbeitsgruppe am 1. Marz Ubergibt Schauble ein Diskussionspapier, das
im Bundesinnenministerium entstanden ist. Es enthélt erste Uberlegungen zur
Positionsbeschreibung fiir eine Uberleitungsgesetzgebung. Ausgangspunkt ist das
Staatsverstandnis der Bundesrepublik Deutschland. Nach Auffassung des
Bundesverfassungsgerichts existiert erst dann ein vollstandiger Staat, wenn der
Bundesrepublik die anderen Teile des Deutschen Reiches in den Grenzen von 1937
angehoren. Das Deutsche Reich, das 1945 nicht untergegangen und 1949 in der
Bundesrepublik Deutschland neu organisiert worden ist, stellt den Kernstaat dar, dem
nunmehr die DDR beitritt. Alternativ wird der Beitritt nach Artikel 23 Absatz 2 Grundgesetz
entweder durch den Beitritt des Staatsgebiets der DDR oder durch den Beitritt der Lander
der DDR vollzogen. Relevant ist vor allem, da die Erklarung durch ..."

Quelle: Dokumente aus dem Kanzleramt S. 106 ISBN 3-486-56360-2

,»Am Ziel vorbei

Deutsche Einheit: Sonderedition aus den Akten des Bundeskanzleramtes 1989/90 / Bearb.
Von Hanns Jurgen Kusters und Daniel Hoffmann — Minchen: Oldenbourg, 1998. — 1667 S.
(Dokumente zur Deutschlandpolitik)

ISBN 3-486-56360-2 kart — ISBN 3-486-56361-0 Gewerbe

Umfangreiche Auswahl offizieller, interner und vertraulicher Dokumente aus dem
Bundeskanzleramt, die den nationalen und internationalen Weg zur (\leder) Vereinigung
belegen.

Ergebnis: Deutsches Reich bis heute handlungsunfahig! Kein Welt-Frieden!
Dokumente aus dem Kanzleramt S.117,

Protokollauszug Kein Friedensvertrag

Schnell geht das Gesprach auf die bevorstehenden Zwei-Plus-Vier-Verhandlungen. Beide
sind sich dariber einig: Einen Friedensvertrag anzustreben macht keinen Sinn, wenn an
den Verhandlungen 110 Lander teilnehmen, die mit dem Deutschen Reich im Krieg
gestanden haben.”
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Kriegslist-Propaganda der angloamerikanischen BRD-Parteien!

NIEMAI.S

ODER'NEISSE-LINIE

m Kampf geger. Py
Schusachers py
Tentralismus

WIEDERVEREINIGUNG
FRIEDEN und FREIHEIT

Theo Weigel (CSU-Vorsitzender) auf dem sog. ,,Deutschlandtreffen der Schlesier in
Hannover 1989

Zitat: "Wir stehen ohne Wenn und Aber zu unseren Vertriebenen, zu ihren
Landsmannschaften. Wir lassen sie nicht diskriminieren, wie das da und dort immer wieder
versucht wird. Und zur deutschen Frage gehoren auch die ostdeutschen Gebiete jenseits
von Oder und Neifke.

Und ich wiederhole, was alle meine Vorredner hier gesagt haben: Unser politisches Ziel
bleibt die Herstellung der staatlichen Einheit des deutschen Volkes in freier
Selbstbestimmung. Und wir in der Christlich Sozialen Union - auf Bayern beschrankt, aber
mit bundesweiter Verantwortung und europaischer Dimension -, wir waren uns unserer
gesamtdeutschen Verantwortung stets bewusst und wir haben sie in einer entscheidenden
Stunde auch wahrgenommen:

Mit der Anrufung des Bundesverfassungsgerichts zum Grundlagenvertrag haben die
bayerische Staatsregierung und die CSU (...) in besonderer Weise nationale
Grundsatztreue und ihre deutschlandpolitische Verantwortung unter Beweis gestelit.
Mit den Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts von 1973, 1975 und 1987
wurde allen Bestrebungen ein Riegel vorgeschoben, die darauf aus waren, aus dem
Grundlagenvertrag einen Teilungs- und Anerkennungsvertrag werden zu lassen.

Und das Bundesverfassungsgericht hat die verfassungspolitischen und die
verfassungsrechtlichen Tatbestédnde fiir alle bindend festgeschrieben, wonach das
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Deutsche Reich in den Grenzen von 1937 rechtlich fortbesteht, die Vier Machte
weiterhin Verantwortung fiir Gesamtdeutschland tragen und es nur eine einheitliche
deutsche Staatsangehorigkeit gibt, die zugleich die Staatsangehorigkeit der
Bundesrepublik Deutschland ist.

Mit der Kapitulation der deutschen Wehrmacht am 8. Mai 1945 ist das Deutsche Reich
nicht untergegangen. Es gibt keinen volkerrechtlich wirksamen Akt, durch den die
ostlichen Teile des Deutschen Reiches von diesem abgetrennt worden sind.

Und meine Damen und Herren, was ich hier sage und vortrage, steht nicht im
Grundsatzprogramm einer Partei, nein, es ist gultiges Verfassungsrecht, vom
Verfassungsgericht festgestellt und entspricht dem Vélkerrecht. Und niemand darf dies
bestreiten, niemand kann dies in Frage stellen, es ist deutsches, festgestelltes
Verfassungsrecht und jeder ist gehalten, sich auf diesem Boden politisch zu bewegen.
Solange es keinen Friedensvertrag gibt, bleibt die deutsche Frage rechtlich, politisch und
geschichtlich offen und kann erst dann entschieden werden, wenn das deutsche Volk sein
Selbstbestimmungsrecht frei auszuuben in der Lage ist. Wer die Forderung nach Streichung
des Wiedervereinigungsgebotes aus der Prdambel unseres Grundgesetzes aufstellt, hat sich
in beschamender Weise aus der Gemeinsamkeit der nationalen Verantwortung
verabschiedet. Er leugnet damit nationale Verantwortung und ist bereit, unsere Landsleute in
den anderen Teilen Deutschlands ihrem Schicksal zu Gberlassen. Mit uns wird es eine
Anderung des Grundgesetzes und der Praambel in dieser Frage nicht geben. Das Heimat-
und Selbstbestimmungsrecht sind anerkannte Grundsatze des Vdlkerrechts und gelten fir
alle Volker und Volksgruppen, auch fur die Deutschen! Das Recht auf Heimat und
Selbstbestimmung ist unverauflerlich und kann auch durch Verbrechen, die in deutschem
Namen veriibt wurden, nicht verwirkt werden. Unsere Freunde im Westen haben sich auf die
Wiederherstellung der Einheit Deutschlands verpflichtet, wie dies im Deutschlandvertrag und
in dem vom NATO-Rat 1967 angenommenen Harmel-Bericht zum Ausdruck kommt. Beim
NATO-Gipfel am 29. und 30. Mai 1989 in Brissel haben sich die Staats- und
Regierungschefs der NATO-Staaten erneut verpflichtet, einen Zustand des Friedens in
Europa anzustreben, in dem das deutsche Volk in freier Selbstbestimmung seine Einheit
wiedererlangt. Wir danken unseren Blndnispartnern flr dieses klare Wort."

Beweis: Bericht der ARD-Tagesschau Uber das Deutschlandtreffen der Schlesier in Hannover
1989

Beweis: Grundgesetz fiir die Bundesrepublik Deutschland Art. 140

Die Bestimmungen der Artikel 136, 137, 138, 139 und 141 der deutschen Verfassung
vom 11. August 1919 sind Bestandteil dieses Grundgesetzes.

Quelle: https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art 140.html
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Die Verfafjung

Deutfd;et:t Reidys

,verfassung des Deutschen Reichs*

Die Verfassung des Deutschen Reiches

) 11. August 1919
mit allen Anderungen bis zum 30. Januar 1933

mit dem (verfassungsindernden) Gesetz zur Behebung der Not von Volk und Reich vom 24, Mirz 1933 (RGBI. 1. S.
141) war das Gesetzgebungsrecht (einschlieBlich der Anderung der Reichsverfassung) auch der Reichsregierung erteilt,
so dass ab diesem Tage die Reichsregierung jederzeit verfassungsiindernde und -ergéinzende (insbesondere dann
verfassungsdurchbrechende) Gesetze erlassen konnte.

mit Hinweisen zu faktischen Anderungen durch die Gesetze der nationalsozialistischen Reichsvegierung seit dem 30.
Januar 1933;
It. "Systematischer Ubersicht iiber 76 Jahrgiinge RGBI. (1867-1942)" war die Verfassung zum 1. Januar 1943 immer noch giillig, "soweit sie nicht
durch die Grundgesetzes des neuen Reichs und andere Gesetze abgedndert oder tiberholt ist".

Priaambel

Das Deutsche Volk, einig in seinen Stimmen und von dem Willen beseelt, sein Reich in Freiheit und Gerechtigkeit zu
erneuern und zu festigen, dem inneren und dem &ufleren Frieden zu dienen und den gesellschaftlichen Fortschritt zu
fordern, hat sich diese Verfassung gegeben.

Quelle: https://www.verfassungen.de/de33-45/verf33.htm
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,»,Die Verfassung des Deutschen Reiches

i 11. August 1919
mit allen Anderungen bis zum 20. Januar 1933

mit dem (verfassungsandernden) Gesetz zur Behebung der Not von Volk und Reich vom 24. Marz 1933
(RGBI. I. S.

141) war das Gesetzgebungsrecht (einschlieRlich der Anderung der Reichsverfassung) auch der

Reichsregierung erteilt, so dass ab diesem Tage die Reichsregierung jederzeit verfassungsandernde und -
erganzende (insbesondere dann verfassungsdurchbrechende) Gesetze erlassen konnte.

mit Hinweisen zu faktischen Anderungen durch die Gesetze der nationalsozialistischen Reichsregierung seit

dem

30.

Januar 1933;

It ,Systematischer Ubersicht (iber 76 Jahrgénge RGBI. (1867-1942)" war die Verfassung zum 1. Januar 1943
immer noch qliltig, ,soweit sie nicht durch die Grundgesetze des neuen Reichs und andere Gesetze abgeéndert

oder

liberholt ist”.

Praambel

Das deutsche Volk, einig in seinen Stammen und von dem Willen beseelt, sein Reich in
Freiheit und Gerechtigkeit zu erneuern und zu festigen, dem inneren und dem auf3eren
Frieden zu dienen und den gesellschaftlichen Fortschritt zu férdern, hat sich diese

Verfassung gegeben.”
Quelle: https://www.verfassungen.de/de33-45/verf33.htm

Datei Bearbeiten Ansicht Chronik Lesezeichen Extras Hilfe
1 ———————— -

£4y

€)@ hips

bundestag.de/presse/hib/2015 06/-/380964

@ Deutscher Bundestag - Vol... x

B Meistbesucht @ Erste Schritte

Gebardensprache {

Deutscher Bundestag

Der Bundestag

Leichte Sprache

Dokumente

English  Francais

Mediathek Kultur & Geschichte Presse

Suchwort eingeben

Besuchen Sie uns

Hilfe Inhaltsiibersicht

Kont

-\
\
i

Service

‘Pressemitteilungen
Aktuelle Meldungen (hib)
A}\]\ledmemng O
WTﬂ;n'i“;' -

Bilderdienst, Bildarchiv

Mitschnittservice

Startseite > Presse > Aktuelle Meldungen (hib) > 06

Volkerrechtssubjekt "Deutsches Reich"

Auswartiges/Antwort - 30.06.2015

Berlin: (hib/AHE) Das Bundesverfassungsgericht hat in standiger Rechtsprechung
festgestellt, dass das Vélkerrechtssubjekt "Deutsches Reich” nicht untergegangen und

die Bundesrepublik Deutschland nicht sein Rechtsnachfolger, sondern mit ihm als
Volkerrechtssubjekt identisch ist. Darauf verweist die Bundesregierung in ihrer Antwort
(18/5178) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke zum Potsdamer Abkommen
von 1945 (18/5033). Die Abgeordneten hatten sich unter anderem nach der "These von
der Fortexistenz des Deutschen Reiches" erkundigt und gefragt, ob die
Bundesregierung diese als &ffentlich als unhaltbar zuriickweisen werde, "damit diese
Behauptung nicht von Neonazis und der so genannten Reichsbirgerbewegung fur
ihren Gebietsrevisionismus gegentiber den EU-Nachbarlandern instrumentalisiert
werden kann".
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,Deutscher Bundestag
Startseite>Presse>Aktuelle Meldungen (hib)>06

Volkerrechtsubijekt ..Deutsches Reich“

Auswartiges/ Antwort — 30.06.2015

Berlin: (hib/AHE) Das Bundesverfassunasdgericht hat in standiger Rechtsprechung
festagestellt, dass das Volkerrechtsubjekt ..Deutsches Reich“ nicht untergegangen und

die Bundesrepublik Deutschland nicht sein Rechtsnachfolger. sondern mit ihm als
Volkerrechtsubjekt identisch ist. Darauf verweist die Bundesregierung in ihrer Antwort

(18/5178) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke zum Potsdamer Abkommen
von 1945 (18/5033). Die Abgeordneten halten sich unter anderem nach der ,These von
der Fortexistenz des Deutschen Reiches” erkundigt und gefragt, ob die
Bundesregierung diese als offentlich als unhaltbar zurickweisen wuirde, ,damit diese
Behauptung nicht von Neonazis und der so genannten Reichsblirgerbewegung flr
Ihren Gebietsrevisionismus gegenuber den EU-Nachbarlandern instrumentalisiert
werden kann.”

Quelle: https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2015 06/380964-380964

Deutsches Reich Bundesrepublik Deutschland

-m

‘ \ / .
mm ¥ [ Be

Staat angloamerikanische
"Deutsches Reich" Treuhand-Verwaltung
= Deutschland BRD

Weimarer Republik

19181933

»Die Bundesrepublik Deutschland ist nicht Deutschland! Die Deutschland-Attrappe
Staat ,,Deutsches Reich“ = Deutschland (Apfel), Bundesrepublik Deutschland =
angloamerikanische Treuhand-Verwaltung BRD (Birne)*
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Der volkerrechtliche Staat ,,Deutschland” = ,,Deutsches Reich* existiert bis zur
Gegenwart weiter fort, ist aber mangels Organisation nicht handlungsfahig!

Gesetze,
Verordnungen, Anweisungen und Anordnungen
derMilitirregierung - Deutschland

Gesetz Nr. 52

Artikel VII

e) .,.Deutschland* bedeutet das Deutsche Reich wie es
am 31. Dezember 1937 bestanden hat.

Gesetz Nr. 53

Artikel VII

g) Der Ausdruck ,,Deutschland* bedeutet das Gebiet, aus welchem am
31. Dezember 1937 das ,,Deutsche Reich* bestand.

Gesetz Nr. 161

2. Der Ausdruck ,,Grenzen des deutschen Reiches* der in
diesem Gesetz gebraucht wird, bedeutet die Grenzen, wie sie am
31. Dezember 1937 bestanden haben.

,Gesetze,
Verordnungen, Anweisungen und Anordnungen
der Militarregierung - Deutschland

SHAEF

Gesetz Nr. 52

ARTIKEL VII

e) ,,Deutschland“ bedeutet das Deutsche Reich wie es
am 31. Dezember 1937 bestanden hat.

Gesetz Nr. 53

ARTIKEL VI

g) Der Ausdruck ,,Deutschland“ bedeutet das Gebiet, aus welchem am
31. Dezember 1937 das ,,Deutsche Reich* bestand.

Gesetz Nr. 161

2. Der Ausdruck ,,Grenzen des deutschen Reiches* der in
Diesem Gesetz gebraucht wird, bedeutet die Grenzen, wie sie am
31. Dezember 1937 bestanden haben.*
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Urtetl Bundesverfassungsgericht 31.07.1973 (2 BvE 1/73)
Orientierungssatz;

1. Es vird daran fesigehaten gl 2B BVerfD, 10580817, 1 BvB 2151, BVerfGE §, 85 <26, daB das Deutsthe Reich den
Zusammenbruch 1945 Gberdavert hat und weder mt der Kapiulation noch durch die Ausbung fremder Staatsgewal i
Destschland durch die Allieten noch spater untergegangen ist: es bestat nach wie vor Redhtsfahigheit, st alerdings als
Gesamistaat mangels Organisation nicht handiungsfahig. Die BRD st nicht* Rechtsnachfolger” des Deutschen Rexches,

,Urteil Bundesverfassungsgericht 31.07.1973 (2 BvF 1/73)

Orientierungssatz:

1. Es wird daran festgehalten (vgl zB BVerfG, 1956-08-17, 1 BvB 2/51, BVerfGE
5, 85 <26>), dal} das Deutsche Reich den Zusammenbruch 1945 Uberdauert
hat und weder mit der Kapitulation noch durch die Ausibung fremder
Staatsgewalt in Deutschland durch die Alliilerten noch spater untergegangen
ist; es besitzt nach wie vor Rechtsfahigkeit, ist allerdings als Gesamtstaat
mangels Organisation nicht handlungsfahig.

Die BRD ist nicht ,,Rechtsnachfolger” des Deutschen Reiches.

DIE BRD IST NICHT DEUTSCHLAND!
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BRD-Spezial-Operation Tauschung Verharmlosungq, Irrefihrung und
Relativierung:

WeLT b Ticker Q Suche & Anmelden

GESCHICHTE

ERSTER WELTKRIEG ZWEITER WELTKRIEG KALTERKRIEG MITTELALTER ARCHAOLOGIE

GESCHICHTE VERSCHWORUNGSTHEORIE

Hilfe, existiert das Deutsche Reich etwa noch?

Volkerrechtssubjekt ,Deutsches Reich': Diese Mitteilung der
Bundestagsverwaltung sorgt fUr Aufregung in den sozialen Netzwerken. Dabei
ist die staatsrechtliche Lage der Bundesrepublik ganz klar.

Veroffentlicht am 07.07.2015 | Lesedauer: 6 Minuten

Von Antonia Kleikamp

.Welt Geschichte

ERSTER WELTKRIEG ZWEITER WELTKRIEG KALTER KRIEG MITTELALTER Arch&ologie

Geschichte Verschwoérungstheorie

Hilfe, existiert das Deutsche Reich noch?

»VOlkerrechtssubjekt, Deutsches Reich‘“: Diese Mitteilung der Bundestagsverwaltung
sorgt fur Aufregung in den sozialen Netzwerken. Dabei ist die staatsrechtliche Lage der
Bundesrepublik ganz klar.

Veroffentlicht am 07.07.2015 | LeseDauer: 6 Minuten
Von Antonia Kleikamp

Quelle: https://www.welt.de/geschichte/article143672017/Hilfe-existiert-das-Deutsche-Reich-etwa-
noch.html
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Vergleichs-Metapher: Gesetzlicher Betreuer

"Die rechtliche Betreuung ist ein (...) Rechtsinstitut, durch das Volljahrige, die wegen (....) Behinderungen ihre
Angelegenheiten ganz oder teilweise nicht selbst regeln konnen, Unterstiitzung, Hilfe und Schutz erhalten, wobei ein

fiir sie bestellter (gesetzlicher) Betreuer (...) die Vertretungsmacht nach aufRen erhalt, im Innenverhaltnis aber zur

Beachtung des Willens des Betreuten verpflichtet ist.”
{ .‘. - ﬁ
3 y . ¥ N
: Frau Schmidt

"Deutschland” = das "Deutsche Reich", wie es

am 31. Dezember 1937 bestanden hat;

Die "Bundesrepublik Deutschand"
Rechtsfahig, aber handlungsunfahig P

verwaltet die Hoheitsgewalt des
Feindstaates "Deutschland”
treuhdnderisch im Auftrag der west-

o Herr Muller
5 -

alliierten Siegermachte. Kurz: Die
"Bundesrepublik Deutschland" handelt
stellvertretend fiir "Deutschland” als

i -2 Ty H Besatzungs- und Treuhandverwaltung!

Frau Schmidt ist nicht Herr Miiller (Die BRD ist nicht Rechtsnachfolger von Deutschland).
Frau Schmidt kann nicht Herr Miiller werden,

sondern ihn lediglich verwalten (Trager von Rechten und Pflichten sein)!
Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Betreuung (Recht

»vergleichs-Metapher: Gesetzlicher Betreuer

,Die rechtliche Betreuung ist ein (...) Rechtsinstitut, durch das Volljahrige, die wegen {(...)
Behinderungen ihre Angelegenheiten ganz oder teilweise nicht selbst regein kénnen,
Unterstiitzung, Hilfe und Schutz erhalten, wobei ein fiir sie bestellter (gesetzlicher)
Betreuer (...) die Vertretungsmacht nach auBen erhalt, im Innenverhaltnis aber zur
Beachtung des Willens des Betreuten verpflichtet ist.“

,Deutschland“ = das ,Deutsche Reich®, wie es am 31. Dezember 1937 bestanden hat;
Rechtsfahig, aber handlungsunfahig.

Herr Miller

Frau Schmidt

Die “Bundesrepublik Deutschland® verwaltet die Hoheitsgewalt des Feindstaates
,Deutschland” treuhanderisch im Auftrag der westalliierten Siegerméachte. Kurz: Die
,Bundesrepublik Deutschland“ handelt stellvertretend fur ,Deutschland” als Besatzungs- und
Treuhandverwaltung!

Frau Schmidt ist nicht Herr Muller (Die BRD ist nicht Rechtsnachfolger von
Deutschland).

Frau Schmidt kann nicht Herr Miiller werden, sondern ihn lediglich verwalten (Trager
von Rechten und Pflichten sein)!“

Quelle: https://de.wikipedia.org/wikiBetreuung (Recht)
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Archiv +++ Archiv +++ Archiv +++ Archiv +++ Archiv +++ Archiv +++ Archiv +++ Archiv +++ Archiv +++ Archiv +++ Archiv +++ A

% Abgeordnete Ausschiisse

Vom Provisorium zum deutschen Exportschlager

N\
A .(\\"H\_
V) \?,\,-\‘{\

O .\ ) oL

Quelle :
https://www.bundestag.de/webarchiv/textarchiv/
2013/46502424 kw44 grundgesetz_export-213394 |

»vom Provisorium zum deutschen Exportschlager® Quelle:
https://www.bundestag.de/webarchiv/textarchiv/2013/46502424 kw44 grundgesetz export-213394
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10.3 RE-ORGANISATION der Nazis ,,alte Seilschaften‘!

Die Bundesrepublik Deutschland (BRD) als Trager von Rechten und Pflichten fiir den
weiter fortbestehenden volkerrechtlichen Staat (,,Volkerrechtssubjekt“) Deutschland
im Rechts- und Gebietszustand vom 31.12.1937!

Die Nazis reorganisieren sich ab 1945 in der westalliierten Trizone neu und griindeten
ab 1949 die BRD - Beispiele von Veroéffentlichungen:

Staatshilfe fiir ehemalige Nazis

Wie die Bundesrepublik NS-
Kriegsverbecher unterstitzte

Kanzler Konrad Adenauer beschiftigte den fritheren Nazi Hans Globke, als Chef seines Kanzleramtes © dpa 31:18 Minuten

Felix Bohr und Willi Winkler im Gesprach mit Christian Rabhansl - 16.02.2019

O o e Q ¥ Audio herunterladen

Cognac und Kippen schickte die junge Bundesrepublik an NS-
Kriegverbrecher, die in auslandischer Haft saBen. Und in Deutschland
wurde einflussreichen Nazis in einflussreiche Positionen verholfen. Ein
~Braunes Netz” nennt das einer unserer Gesprachspartner.
Quelle: https://www.deutschlandfunkkultur.de/staatshilfe-fuer-ehemalige-Nazis-wie-die-
bundesrepublik-ns-100.html
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Manfred Gortemaker
Christoph Safferling

Die Akte
Rosenburg

Das Bundesministerium
der Justiz und die NS-Zeit

C.H.Beck

»Die Akte Rosenburg“ Das Bundesministerium der Justiz und die NS-Zeit“
Quelle:
https://www.bmj.de/SharedDocs/Publikationen/DE/Broschueren/Akte Rosenburg Geschichtsband 1.

pdf? _blob=publicationFile&v=8
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DAS
BRAUNE

ET

WIE DIE BUNDESREPUBLIK
VON FRUHEREN NAZIS ZUM
- ERFOLG GEFUHRT WURDE

,Willi Winkler Das braune Netz“ Quelle: https://www.amazon.de/Das-braune-Netz-
Bundesrepublik-fr%C3%BCheren/dp/373710039X

‘ Das "131er-Gesetz"

Die Inklusion von NS-Beamten

von Martin Rath 19.02.2017

CC-BY-SA 3.0, via Wikimedia Commons

,Die Inklusion von NS-Beamten* Quelle: https://www.lto.de/recht/feuilleton/f/131er-gesetz-
ns-beamte-nachkriegszeit-bgh-bverfg-literatur-streit

Seite 56 von 387


https://www.amazon.de/Das-braune-Netz-Bundesrepublik-fr%C3%BCheren/dp/373710039X
https://www.amazon.de/Das-braune-Netz-Bundesrepublik-fr%C3%BCheren/dp/373710039X
https://www.lto.de/recht/feuilleton/f/131er-gesetz-ns-beamte-nachkriegszeit-bgh-bverfg-literatur-streit
https://www.lto.de/recht/feuilleton/f/131er-gesetz-ns-beamte-nachkriegszeit-bgh-bverfg-literatur-streit

800 Nazi-Blutrichter -

Stiitzen des Adenauer-Regimes

»WIR KLAGEN AN 800 Nazi-Blutrichter -Stiitzen des Adenauer-Regimes*
Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/lUnges%C3%BChnte Nazijustiz
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»ingo Miiller ,Furchtbare Juristen Die unbewaltigte Vergangenheit unserer
Justiz“ Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Furchtbare Juristen
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Kriegs-und
Nazi-
verbrecher

INSas

PUNRDESREFUN LN

UNDIN

WESTIREUN

»,Braunbuch Nazi- und Kriegsverbrecher*
Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Braunbuch
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10.4 Stopp und Blockade
der angloamerikanischen ,.Persilschein‘-Entnazifizierung
ab 1949!

Die westalliierten Siegermachte libergeben die Aufgabe der bis dato nur oberflachlich
begonnenen Entnazifizierung den sich reorganisierenden Nazis.

Eine der ersten ,,Amtshandlungen” der Regierung der Bundesrepublik Deutschland
1949: Sofortiger Stopp der nicht erfolgten Entnazifizierung als Storfaktor fir die
Reorganisation der Nazis! Im Mai 1951 wird die Entnazifizierung von den sich in der
BRD neu organisierten Alt-Nazis einfach fiir beendet erklart.

Kontrollratsdirektive Nr. 24

Entfernung von Nationalsozialisten und Personen, die den Bestrebungen der Alliierten feindlich gegeniiberstehen, aus Amtern und
verantwortlichen Stellungen

vom 12. Januar 1946
gedndert am 16. November 1946 (ABI. S. 228, ber. S. 287)

fiir die Bundesrepublik Deutschland auller Wirkung gesetzt durch
Artikel 2 des Gesetzes Nr. A-37 der Alliierten Hohen Kommission vom 5. Mai 1955 (ABI. AHK S. 3268)

fiir die DDR auBer Wirkung gesetzt durch
Beschlufl des Ministerrats der UdSSR {iber die Auflésung der Hohen Kommission der Sowjetunion in Deutschland vom 20. September 1955

Der Kontrollrat erldft die folgende Direktive:
1. Zweck und Ziel

Die Dreimichte-Konferenz in Berlin stellte als Ziel der Besetzung Deutschlands unter anderem fest: Die Entfernung aller Mitglieder der Nationalsozialistischen
Partei, die ihr aktiv und nicht nur nominell angehort haben, und aller derjenigen Personen, die den Bestrebungen der Alliierten feindlich gegeniiberstehen, aus
offentlichen und halbsffentlichen Amtern und aus verantwortlichen Stellungen in bedeutenden privaten Unternehmen. Diese sind durch solche Personen zu
ersetzen, die nach ihrer politischen und moralischen Einstellung fiir fihig erachtet werden, die Entwicklung wahrer demokratischer Einrichtungen in
Deutschland zu férdern.

Quelle: https://www.verfassungen.de/de45-49/kr-direktive24.htm
Kontrollratsdirektive Nr. 24

Entfernung von Nationalsozialisten und Personen, die den Bestrebungen der Alliierten
feindlich gegenlberstehen, aus Amtern und verantwortlichen Stellungen
Vom 12. Januar 1946
Geandert am 16. November 1946 (ABI. S. 228, ber.S. 287)
fur die Bundesrepublik Deutschland auRer Wirkung gesetzt durch
Artikel2 des Gesetzes Nr. A-37 der Alliierten Hohen Kommission vom 5. Mai 1955 (ABI. AHK S: 3268)
fur die DDR auf3er Wirkung gesetzt durch
Beschlu® des Ministerrats der UdSSR uber die Auflésung der Hohen Kommission der Sowjetunion in
Deutschland vom 20. September 1955

Der Kontrollrat erlaf3t die folgende Direktive:

1. Zweck und Ziel
Die Dreimachte-Konferenz in Berlin stellte als Ziel der Besetzung Deutschlands unter anderem fest:
Die Entfernung aller Mitglieder der Nationalsozialistischen Partei, die ihr aktiv und nicht nur nominell
angehort haben, und aller derjenigen Personen, die den Bestrebungen der Alliierten feindlich
gegenliberstehen, aus éffentlichen und halbéffentlichen Amtern und aus verantwortlichen Stellungen
in bedeutenden privaten Unternehmen. Diese sind durch solche Personen zu ersetzen, die nach ihrer
politischen und moralischen Einstellung fur fahig erachtet werden, die Entwicklung wahrer
demokratischer Einrichtungen in Deutschland zu férdern.
Quelle: https://www.verfassungen.de/de45-49/kr-direktive24.htm
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Gohliass m

Entnazifizierung
Entrechtung
Enfmundigung

%% mit aem
id’/ ”Stumsnlirqer 2-Klasse

WER

tsburgerliche
ggﬁ‘% berecntigung.

S H ER LDP



Schlu8strich drunter!

Schlu mit
Entnazifizierung
Entrechtung
Entmundigung
SchluB mit dem
Staatsburger 2. Klasse
Wer
Staatsburgerliche
Gleichberechtigung
WILL
Wahlt
FDP

BISHER LDP«

Quelle: https://de.m.wikipedia.org/wiki/Datei:Schlu%C3%9Fstrich drunter -
FDP election campaign poster, Germany 1949.ipg
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Weg nit 091%4& taske!
afer mﬁ po{,’f"helexeg;fﬁ we!

FREIE DEMOKRATISCHE PARTEI

L e S e- B -

,Staatsbirger 2.Klasse - Entnazifizierung -1.Klasse Weg mit dieser Schranke! Bestraft
Verbrechen aber nicht einen politischen Irrtum! FREIE DEMOKRATISCHE PARTEI®
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yotaatsburger

2.Klasse

Entnazifizierung

1.Klasse

Weg mit dieser Schranke!

Bestraft Verbrechen
aber nicht einen politischen Irrtum!

FREIE DEMOKRATISCHE PARTEI*
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Unterhaltungsbeitrige fir dic Mit\Sufer-Beamten gestimmt hiat und
In Bong 7 COU-Stimmen den \nsuhh: dafir :uben dab die Mit-

Idufer auch nach deen Bund: als 8 ger tweiter
Kiasse aur bedingt wihibay |1nd_
Deutsche Minner und Frauen!

Nur um Racheakte zu verhindern und die Urteile zu milders,
sandten wir einst einige Minner und Frauen in die Spruchkammer.

ll”i mr/’ Tribupale. Unentwegt und laut riefen wir zur Versshnung. Mit ues

bat das ganze Volk seit langem von der Entnazifizierung genug.
Wir habea nie einen Zweifel darlber gelassen, dal den Gedanken

Entnazifizierung e ko e et S St  h
tischen Irrtums, noc su mit réckwirkender Rra
Entrecntu n Fo:‘-rir’k‘lllda l:mmm‘wlla v::‘me" gibt urdu _onionllle:n ({f
richte. r alle gen wi ge und volle
Entmundi gun g Wiederherstellung der
454 mit dém

:lunbi.'lrgorlldlon Gloldlbcrod‘ﬁgung
Staarsbirger 2-Klasse

im 1i und p Leben, in B den und Betrieben.

Fort mit den polniwhon Fugobogon u. Spruchkammern,
Deutsche, gleicher Start fir alle, die guten Willens sind!
Persanliche Leistung allein entscheidet!

Nur dio Kandidaten der FDP bictea Cewur nhmr dlB du Ul

geist der Rache dem Gelst dor
guag weicht,

Wahlt deshalb den aufgefithrten

im Stimmzettel unter Ihns;uhwn der FDP

FREIE DEMOKRATISCHE PARTEI
(bisher LDP)

FREIHEI'I‘ DEUTSCHI.ANDS PAROI.E

Verostwortiich: Anguat Mortie Evier - Divek Gearg St 4 Co., Franaint om Mon

~Schlussstrich drunter! Schluss mit Entnazifizierung Entrechtung Entmindigung Schluss

mit dem Staatsburger 2. Klasse wer Staatburgerliche Gleichberechtigung will, wahlt FDP

bisher LDP“ Quelle: https://de.m.wikipedia.org/wiki/Datei:Schlu%C3%9Fstrich_drunter -
FDP_election_campaign_poster, Germany 1949.jpg

24. August 2021, Mecklenburg-Vorpommern, Teterow: Ein Wahlplakat der FDP fiir die erste Bundestagswahl 1949 hangt an einem Laternenpfahl.
Die Bildunterschriften werden von unseren Anbietern zur Verfigung gestellt.
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.24. August 2021, Mecklenburg-Vorpommern, Teterow: Ein Wahlplakat der FDP fiir die
erste Bundestagswahl 1949 hangt an einem Laternenpfahl. Die Bildunterschriften werden

von unseren Anbietern zur Verfligung gestellt.”

Quelle: https://www.alamy.de/24-august-2021-mecklenburg-vorpommern-teterow-ein-wahlplakat-der-fdp-fur-die-erste-
bundestagswahl-1949-hangt-an-einem-laternenpfahl-die-polizei-hat-sich-an-die-staatliche-schutzbehorde-der-kriminalpolizei-in-
rostock-gewandt-dort-hiess-es-die-historischen-plakate-seien-uberall-in-mecklenburg-vorpommern-aufgekommen-foto-bernd-
wustneckdpa-zentralbilddpa-image439656846.html

FRIEDRICH KIESSLING
CHRISTOPH SAFFERLING

Q Bumdasministerium
der Justz und
fér Verbraucherschutz

KALTEN KRIEG

Die Rosenburg

Die Bundesanwaltschaft
zwischen NS-Vergangenheit,
Spiegel-Affire und RAF

4. Symposium
Die justizielle NS-Aufarbeitung - Tater, Opfer, Justiz

Vortrige gehalten am
21. Oktober 2014
im Foyer der Bibliothek des Bundesgerichtshofs, Karlsruhe

bmjv.de

»Die Rosenburg“

Quelle:https://www.bmj.de/SharedDocs/Publikationen/DE/Broschueren Sprachvarianten/Rosenburg
Symposium_4.html

»STAATSSCHUTZ IM KALTEN KRIEG*“

Quelle: https://www.dtv.de/buch/staatsschutz-im-kalten-krieg-28264
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EU-Operation Irrefuhrung und Tauschung!

Tauschungsaktion des befangenen ,,Europaischen Strafgerichtshofes‘

(.IStGH“)! HLKO Artikel 24: ,,Kriegslisten sind ... erlaubt!“

'.)Die Bundesrepublik

als Rechtsnachfolgerin

. des Dritten Reiches..»
X

viwee
ALLE ¥

Internationaler Gerichtshof

Urteil zu Entschadigungen
von Nazi-Opfern

Achtung Kriegslist! Die Bundesrepublik Deutschland ist NICHT der
Rechtsnachfolger von Deutschland = des Deutschen Reiches!
ACHTUNG! Irrefiihrende Falschinformation: ,Nachrichten-03-02-2012-BRD-
Rechtsnachfolger des Dritten Reiches Zitat: ,,Die Bundesrepublik als Rechtsnachfolgerin

des 3. Reiches diirfe nicht von Einzelpersonen verklagt werden. Das verstosse gegen
das Volkerrecht.“ Quelle: https://www.youtube.com/watch?v=s9mwHCEXqrs
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Nachtichen-03-02-2012-8R0D-Rechtsnachioiger des Dritten Reiches R o i © @K
Zitat:
"Die Bundesrepublik als Rechtsnachfolgerin des
3. Reiches diirfe nicht von Einzelpersonen

verklagt werden. Das verstosse gegen das
Volkerrecht." WAKENEWS® &

1@

'@
@ﬁ Die BRD ist nicht Deutschland! @

Achtung Kriegslist! Die BRD ist NICHT Deutschland!

INTERNATIONAL COURT OF JUSTICI "Was hat die Bundesrepublik denn mit dem Dritten Reich
zu tun?
YEAR 2012 Die Vélkerrechtswissenschaft geht davon aus, dass
Bundesrepublik und Drittes Reich rechtlich identisch sind.
3 February 2012 Der deutsche Staat besteht demnach ununterbrochen seit

1867 mit der Griindung des Norddeutschen Bunds, der
) . o 1871 zum Deutschen Reich erweitert wurde. Alle spateren
JURISDICTIONAL IMMUNITIES Regierungsformen (Weimarer Republik, NS-Diktatur) sind
OF THE STATE nur unterschiedliche Auspragungen dieses Staates. Auch
et c nach dem Zweiten Weltkrieg ist das Deutsche Reich nicht
untergegangen, sondern bestand ohne einheitliche
(GERMANY v ITALY: GREECE intervening)  Staatsgewalt zundchst als besetzter Staat, spater als BRD
und DDR fort. Seit der Wiedervereinigung gibt es nur noch
ein Deutschland, das aber volkerrechtlich immer noch mit
dem Deutschen Reich identisch ist. Daher muss die
Bundesrepublik auch fur alle Verpflichtungen des
Deutschen Reichs einstehen."

2012
3 February
General List

No. 143 Kriegslist (Artikel 24 HLKO) : Irrefuhrende Falschinformationen

,Was hat die Bundesrepublik denn mit dem Dritten Reich zu tun? Die Volkerrechtswissenschaft geht
davon aus, dass Bundesrepublik und Drittes Reich identisch sind. Der deutsche Staat besteht
demnach ununterbrochen seit 1867 mit der Griindung des Norddeutschen Bundes, der 1871 zum
Deutschen Reich erweitert wurde. Alle spateren Regierungsformen (Weimarer Republik, NS-Diktatur)
sind nur unterschiedliche Auspragungen dieses Staates. Auch nach dem Zweiten Weltkrieg ist das
Deutsche Reich nicht untergegangen, sondern bestand ohne einheitliche Staatsgewalt zunachst als
besetzter Staat, spater als BRD und DDR fort. Seit der Wiedervereinigung gibt es nur noch ein
Deutschland, das aber volkerrechtlich immer noch mit dem Deutschen Reich identisch ist. Daher
muss die Bundesrepublik auch fiir alle Verpflichtungen des Deutschen Reichs einstehen. Kriegslist
(Artikel 24 HLKO): irrefiihrende Falschinformationen”
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Aeugejtaltung
von Recht und Wirt|chaft

{11 'NS-Gesetzgebung auf der Grundlage
der Verfassung vom 11.08.1919

A Dic Verfaffung
de8 Deutfdyen Nieichs
Bom 11. Auguft 1919

Am 23. Marz 1933, an dem der Deutsche Reichstag das Erméachtigungsgesetz
verabschiedete, wurde die deutsche Demokratie endgultig zu Grabe getragen. Das
Parlament schaffte sich in einem Akt der Selbstentleibung faktisch ab und die
verfassungsmaBigen Grundrechte gleich mit. Zwar existierten der Reichstag und die
Weimarer Verfassung als Institutionen formal weiter, jedoch blieben sie in den folgenden
12 Jahren ohne Bedeutung. Das Ermachtigungsgesetz folgte sieben Wochen nach der
Machtliibergabe an Hitler und drei Wochen nach der Reichstagsbrandverordnung.

Quelle: https://www.deutschlandfunk.de/todesstoss-fuer-die-weimarer-republik-100.html

,»Die Verfassung des Deutschen Reichs vom 11. August 1919 NS-Gesetzgebung auf der
Grundlage der Verfassung vom 11.08.1919

Am 23. Marz 1933, an dem der Deutsche Reichstag das Ermachtigungsgesetz
verabschiedete, wurde die deutsche Demokratie endgultig zu Grabe getragen. Das
Parlament schaffte sich in einem Akt der Selbstentleibung faktisch ab und die
verfassungsmafigen Grundrechte gleich mit. Zwar existierten der Reichstag und die
Weimarer Verfassung als Institutionen formal weiter, Jedoch blieben sie in den folgenden
12 Jahren ohne Bedeutung. Das Ermachtigungsgesetz folgte 7 Wochen nach der
Machtubergabe an Hitler und drei Wochen nach der Reichstagsbrandverordnung.*
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»BASF gsk PURDUE Bayer Johnson & Johnson Shire NOVARTIS Henry Schein Pfizer
SANOFI Roche Lilly Merck”

,Farbenindustrie AGFA BASF BAYER CASSELLA HOECHST KALLE Ano 1931
Quelle: https://x.com/DavidSteensmal/status/1182291520516345856
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Der amerikanische Hauptankldger, Telford Taylor, im Nirnberger Kriegsverbrecherprozess
gegen IG Farben sah die Entwicklung voraus, als er sagte: ,Diese Verbrecher von IG Farben
sind die wahren Kriegsverbrecher. Wenn die Schuld dieser Verbrecher nicht ans Licht
gebracht wird und wenn sie nicht bestraft werden, werden sie eine viet groRere Bedroh-
ung fir den zukinftigen Frieden In der Welt darstellen als der Hauptkriegsverbrecher Hitler.

,Der amerikanische Hauptanklager, Telford Taylor, im Nurnberger Kriegsverbrecherprozess
gegen |G Farben sah die Entwicklung voraus, als er sagte: Diese Verbrecher von |G Farben
sind die wahren Kriegsverbrecher. Wenn die Schuld dieser Verbrecher nicht ans Licht
gebracht wird und wenn sie nicht bestraft werden, werden sie eine viel-groRere
Bedrohung fiir den zukiinftigen Frieden in der Welt darstellen als der
Hauptkriegsverbrecher Hitler.”

Warum blieb dieses Haus stehen?

(Titel I. G.-Farben-Haus / Poelzig-Bau / Amerikanische Militarverwaltung /
Goethe-Universitat Frankfurt am Main).

€ g

L3} = vreevewe vy

~-Warum blieb dieses Haus stehen? (Titel |.G.-Farben-Haus / Poelzig Bau / Amerikanische
Militaverwaltung / Goethe-Universitat Frankfurt am Main). Von Otto (Text) Wittke Verlag:
Berlin, Herausgeber Kommission fur Agitation und Propaganda bei der Bezirksleitung Halle
der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands (SED). Erschienen o.j. — 4, broschiert7
Taschenbuch, ca. 16 S,Seltene alte originale SED-Propaganda-Schrift gegen die IG Farben
Betriebe. Mit zahlreichen historischen Abbildungen.Minimale Gebrauchsspuren, sehr gut
erhalten. Agfa, Basf, Bayer, Casella, Chemische Fabrik Griesheim- Elektron, Chemische
Fabrik vorm. Weiler Ter Meer, Hoechst Chemische Fabrik Kalle IG Farben Entflechtung.”
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Der Weg eines Monopols durch die Geschichie

|G Fa rben = Chemie | m DienSt von Zur Entstebung und Entwicklung der deatschen chemischea Industrie

Krieg und Tod . Y00 Aniin bis Zangsarbei

>

Es ist die Geschichte eines Megakonzerns, der in
Friedenszeiten den Liberalismus liebte, sich aber im Krieg
rasant in den Dienst des Staates und der Armee stellte —
und in beiden Féllen préchtig verdiente.

Die Geschichte uber das zerstorerische Werk von Bayer,
BASF und Co und wie die Verantwortlichen sich noch

Jahre nach dem Krieg feierten. } Stets fur den Profit

Die I.G. Farben, die 1925 aus einem Kartell von Chemie-
giganten entstand, verdiente sowohl an der Kriegsfiilhrung
Deutschlands als auch — Gber internationale Tochter-
gesellschaften — an derjenigen Amerikas.

,IG Farben — Chemie im Dienst von Krieg und Tod Es ist die Geschichte eines
Megakonzerns, der in Friedenszeiten den Liberalismus liebte, sich aber im Krieg rasant in
den Dienst des Staates und der Armee stellte — und in beiden Fallen prachtig verdiente. Die
Geschichte Uber das zerstorerische Werk von Bayer, BASF und Co und wie die
Verantwortlichen sich noch Jahre nach dem Krieg feierten. Stets fiir den Profit Die |.G.
Farben, die 1925 aus einem Kartell von Chemie-Giganten entstand, verdiente sowohl an der
Kriegsfiihrung Deutschlands als auch — Uber internationale Tochter-gesellschaften — an
derjenigen Amerikas.“ Quelle: https://filmundgeschichte.com/informationen-und-materialien-zur-
geschichte-der-ig-farben

Standort

Stadtteil

Kunstler*ir

- g
e e

WoIIheim—MeoriaI: http://www.wollheim-memorial.de/de/home
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Wir sind gerettet,
aber wir sind nicht befreit.

Norbert Wollheim, 26. August 1945

,Wir sind gerettet, aber wir sind nicht befreit.“ ,Objekt: Wollheim Memorial Standort:
Goethe- Universitat (=1G- Farben- Haus) Stadtteil: Westend Kinstler*in: Blum, Heiner
Material: Massiv gebauter Pavillion und 13 Bildtafeln®

Quelle: https://www.memorialmuseums.org/memorialmuseum/norbert-wollheim-memorial

D eb ell ati O Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Debellatio

Mit Debellatio bzw. Debellation (lat.: ,vollstandige Besiegung, Kriegsbeendigung®; bellum
Krieg’, auch kriegerische Niederwerfung) bezeichnet man das durch vollstéandige Zerstérung
und militarische Niederringung eines feindlichen Staates herbeigefiihrte Ende eines Krieges.

Annexion (Einverleibung)

Eintritt in den
Kriegszustand Kapitulation Ubergangszustand =
1 das Ende wird herbeigefiihrt Subjugation (Verknechtung)
I [ Debellatio

volkerrechtlicher Vertrag zur
Beendigung des Kriegszustandes

. . - i = Friedensvertrage mit allen
mmmm Kriegszustand bis zur volkerrechtlichen gpmmm  kriegsbeteiligten Nationen!

Beendigung des Kriegszustandes

,Debellatio Mit Debellatio bzw. Debellation (lat.: ,vollstandige Besiegung,
Kriegsbeendigung®; bellum ,Krieg®, auch kriegerische Niederwerfung) bezeichnet man das
durch vollstandige Zerstérung und militdrische Niederringung eines feindlichen Staates
herbeigefuhrte Ende eines Krieges.“ Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Debellatio
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11. Nazifizierung statt Entnazifizierung!

Die braunen Wurzeln des angloamerikanischen Besatzungsregimes
»,Bundesrepublik Deutschland* (,,BRD*)!

Z mrokow
Sredinio-
Wiecsa

.
LN

|

\':J

,

‘ -
,Z mokrow srednio wiersa KRUCJATA PRECIWKO POLSCE"

Quelle: https://www.emuseum.ch/en/objects/22083/z-mrokow-sredniowiecza--krucjata-przeciwko-
polsce
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Liste illegal weitergefiihrte Nazi-Gesetze von Adolf Hitler in

Deutschland!

Faschismusgesetze aus der Gleichschaltungszeit und ihre Giiltigkeit

RGBI./BGBI. Teil |IInland
Teil 1l Ausland

1959 BGBI. Teil 1l Bereinigung Nichtamtlicher Teil BRD

Das RuStAG 1913 war von 01.01.1914 bis zum 04.02.1934 guiltig.

1913 Jul 22 Reichs- oder Staatsangehorigkeitsgesetz S. 583
die unmittelbare Reichsangehorigkeit fiir Kolonien im Ausland

1919 Aug 11 Weimarer Reichsverfassung / deutsche Verfassung
Art.110 RuStAG 1913

1923 Nov 05 Gesetz Anderung RuStAG 1913 S. 1077
1924 Juni 27 Verordnung RuStAG Personalausweis, S. 659

Sprachliche Einfuhrung
Vom Personen-Ausweis zum Personal-Ausweis

Gleichschaltungsgesetze / Faschismusgesetze

1933 30. Januar Die Gleichschalter / Faschisten gehen zur
Machteroberungsphase an Bord.

1933 Feb 01 Verordnung Auflésung des Reichstags S. 45
1933 Feb 01 Verordnung Neuwahl des Reichstags S. 45
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1933 Feb 02 Verordnung Anderung des Reichswahlgesetzes S. 45
1933 Feb 03 Verordnung Durchfiihrung Reichswahlgesetz S. 46
1933 Feb 01 Verordnung Auslegung der Stimmlisten S. 47

1933 Feb 06 Verordnung Reichstagswahl S. 49

Die deutschen Volker wurden gleichgeschaltet zum deutschen Volk

1933 Feb 04 Verordnung Schutz des deutschen Volkes S. 35
1933 Feb 04 1 Verordnung Schutz des deutschen Volkes S. 41
1933 Feb 07 2 Verordnung Schutz des deutschen Volkes S. 53
1933 Feb 07 3 Verordnung Schutz des deutschen Volkes S. 54

Die deutschen Volker wurden gleichgeschaltet zum deutschen Volk

1933 Mar 21 Verordnung Sondergerichte S. 136
1933 Mar 31 1Gesetz Gleichschaltung der Lander S. 153

1933 Apr 07 2 Gesetz Gleichschaltung Lander S. 173

1933 Jul 03 Gesetz Freistaat Oldenburg Landesteil Oldenburg
Titulierungsrecht Bankenvorstand
LzO-Gesetz vom 03.07.1933 §§ 1 und 16 1.
Das Titulierungsrecht fir den Bankenvorstand
wurde nach Gleichschaltung der Lander eingefuhrt.
1933 Jul 14 Gesetz Volksabstimmung Aufgehoben am 20.Sept.1945

1933 Jul 14 Gesetz Aberkennung der deutschen StA S. 480
Sprachliche Einfuhrung vor dem 05.02.1934

1933 Jul 26 Verordnung Aberkennung der deutschen StA S. 538
Sprachliche Einfuhrung vor dem 05.02.1934

1933 Sep 12 Gesetz Reichskonkordat (Kirchensteuer) S. 625

1933 Okt 14 Verordnung Auflésung Reichstag S. 729

1933Nov 12 Volksabstimmung Austritt Deutschlands aus dem Vaélkerbund
Das Volkerrecht ist fiir Deutschland auBer Funktion

1934 Jan 30 Gesetz Neuaufbau des Reichs S. 75

1934 Feb 02 1 Verordnung Neuaufbau des Reichs S. 81

1934 Feb 03 unmittelbare Landesbeamte S. 81

1934 Feb 03 Begnadigungsrecht der Lander S. 82

1934 Feb 02 3 Verordnung Steuern Heimatlander S. 83

Das gleichgeschaltete Volk komplett entmachtet
1934 Feb 02 Verordnung uber die deutsche StA S. 85
Es gibt nur noch eine deutsche Staatsangeharigkeit
(Reichsangehorigkeit)
Auflage 1936 Neues Staatsrecht Seite -54- 11 1. a)
Die Reichsangehorigkeit wir unmittelbar als deutsche
Staatsangehorigkeit erworben. R=StAG

Deutschland wurde Kolonie

Das gleichgeschaltete Volk komplett entrechtet
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1934 Feb 16 1 Gesetz Uberleitung der Rechtspflege S. 91

1934 Okt 16

Gesetz Einkommensteuer S. 1005

1934 Dez 12 2 Gesetz Uberleitung Rechtspflege S. 1201

1934 Dez 20

Gesetz Anderung Rechtsanwaltsordnung S. 1258

1935 Jan 24 3 Gesetz Uberleitung der Rechtspflege S. 65

1935 Feb 01
1935 Feb 01
1935 Apr 13

1935 Mai 15

ErlaR Landesbeamten S. 73
ErlaR Reichsbeamten S. 74
Gesetz Kehrbezirke Schornsteinfeger S. 508

Gesetz Die Einbiirgerungsbehorde entscheidet und
verleiht die deutsche Staatsangehoérigkeit, S. 593
Der BRD Staatsangehorigkeits-Ausweis wird
beantragt in der Auslanderbehérde

1935 Dez 13 2 Gesetz Anderung Rechtsanwaltsordnung, S. 1470

1935 Dez 13
1935 Dez 13

1936 Feb 27
1937 Feb 10

1937 Mar 11
1937 Mai 11

1938 Mar 13

1938 Apr 26
1938 Mai 10
1938 Jul 03
1938 Jul 22
1938 Jul 22
1938 Jul 23
1938 Jul 23
1938 Jul 23

1938 Jul 25
1938 Aug 22
1938 Nov 24
1938 Dez 03

Haavara-Handelsabkommen: Braunschild und die Zionisten arbeiteten bemerkenswert
zusammen. Deutschland profitierte von diesem Handels-abkommen, das zwischen 1933 und
1939 ca. 106 Millionen Reichs-mark betrug. Buch: ,Die geheime Macht hinter den Zeugen

Jehovas“.

1939 Feb 17
1939 Feb 18

Gesetz Rechtsberatung S. 1478
Verordnung Rechtsberatung S. 1481

Gesetz Uber die Befahigung zum Richteramt, S. 127

Gesetz Reichsbank / Deut. Reichsbahn Teil Il S. 47
Reichsbahn Heimat / Deutsche Reichsbahn
Justizbeitreibungsordnung S. 298

Gesetz Pal- Auslanderpolizei- Melde- Ausweiswesen
Vom Personen-Ausweis zum Personal-Ausweis

Gesetz Wiedervereinigung Osterreich / DR S. 237
Aufgehoben BGBI. fiir die Republik Osterreich

1 Verordnung auf Grund der Verordnung, S. 415
Verordnung Auslanderpolizei Ausweiswesen S. 511
Verordnung deutsche StA im Land Osterreich S. 790
Verordnung paRrechtl. Vorschriften Osterreich S. 913
Verordnung iiber Kennkarten S. 913

1 Bekanntmachung Kennkartenzwang S. 921

2 Bekanntmachung Kennkartenzwang S. 922

3 Bekanntmachung Kennkartenzwang S. 922

Vom Personen-Ausweis zum Personal-Ausweis
Anordnung Wehrdienst Osterreich S. 921
Auslanderpolizeiverordnung

2 Verordnung auf Grund der Verordnung S.1668

Verordnung Einsatz des judischen Vermogens S.1705

Gesetz Heilpraktiker S. 251
Verordnung Heilpraktiker S. 259

1939 Apr 20 Verordnung d. StA / d. Volkszugehorigkeit S. 815
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1939 Jun 15 Gesetz liber die Deutsche Reichsbank S. 1015
Reichsbank Heimat / Deutsche Reichsbank Nazi

1939 Sep 01 Gesetz deutsche Staatsangehorigkeit Danzig S. 1547
1939 Nov 11 Bekanntmachung StA Memellander Teil Il S. 999

1945 Apr 09 Auf Braunschilds personlichen Befehl wird der
Spionage Abwehrchef Admiral Canaris (1935 bis 1944)
mit 5 seiner engsten Freunde am 09. im KL Flossenblirg
hingerichtet. Die Getoteten wussten, das Braunschild im
Auftrag von Tothschild die Heimat der deutschen
Volker durch Gleichschaltung zerstort hatte.

1945 Apr 30 Braunschilds Flucht aus Berlin
Die Sowjetunion stellten keine Sterbeurkunde aus
Die Blut-DNA-Analyse nicht von Braunschild
Braunschild Uberlebte in Argentinien

1945 Kein Friedensvertrag HLKO Art. 24 Kriegslisten sind erlaubt
1945 SHAEF Militarregierung — Deutschland
Gesetz Nr. 1 Aufhebung Nationalsozialistischer Gesetze
...die seit dem 30. Januar 1933 eingefiihrt wurden.........
...verlieren hiermit ihnre Wirksamkeit......
Nicht alle GleichschaltungsGesetze wurden ausgerottet / zerstort
Kriegslist Kriegslist Kriegslist Kriegslist Kriegslist Kriegslist

1945 Kein Friedensvertrag HLKO Art. 24 Kriegslisten sind erlaubt

Das deutsche Volk besitzt seit 1934 keine Menschenrechte
Das gleichgeschaltete deutsche Volk ist komplett entrechtet

1945 Apr Rheinwiesen-Kriegsgefangenenlager
Das Rote Kreuz (IKRK) wurde von den Amerikanern
abgewehrt, den deutschen Soldaten zu helfen.

Das gleichgeschaltete deutsche Volk ist komplett entmachtet

1945 Jul 10 Gesetz Uberleitung in die osterreichische StA
Staatsgesetzblatt fiir die Republik Osterreich, S. 81

1946 Jan 18 Staatsangehorigkeit — Uberleitq_ngsnovelle
Staatsgesetzblatt fiir Republik Osterreich, S. 57

Die Osterreicher wurden aus der
deutschen Staatsangehorigkeit entlassen.
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1946 Jun 29 Amtsblatt fiir Schleswig-Holstein
Amtsblatt der Militarregierung Deutschland SHAEF
Anordnungen der Militarregierung Deutschland
Britisches Kontrollgebiet Kriegslist
Keine Aufhebung der Zwangsangehoarigkeit
R=StAG deutsche Staatsangehoérigkeit

1946 Jan 30 Kontrollratsgesetz Nr. 11 Der Kontrollrat verfiigt wie folgt:

Artikel I. Folgende Vorschriften des Strafgesetzbuchs fir das Deutsche Reich vom 15. Mai
1871 in seiner gegenwartigen Fassung werden hiermit ausdrtcklich aufgehoben:
Paragraphen 2, 2b, 9, 10, 16 Absatz 3, 42a Ziffer 5, 42k, 80 bis 94 einschlieflich, 102,
103, 112, 134a, 134b, 140, 140a, 140b, 141, 141a, 142, 143, 143a, 189 Absatz 3, 210a,
226b, 291, 353a, 370 Ziffer 3.

Warum wurden diese Vorschriften aufgehoben?  ? Kriegslist!

1946 Mar 01 Verordnung Nr. 17 (EA) - Bewohnerlisten
Militéarregierung Britisches Kontrollgebiet

1949 Mai 23 Grundgesetz 1 fiir die BRD-Militargesetz / Provisorium
Art. 25 Vorrang des Volkerrechts
...unmittelbar fiir die Bewohner der BRD
Die Menschenrechte sind fiir die BRD-Bewohner ohne Funktion
Das gleichgeschaltete deutsche Volk ist komplett entrechtet

1949 Nov.17 Amtsblatt der AHK fiir Deutschland
Gesetz Nr. 12

NICHTIGKEIT VON NATIONALSOZIALISTISCHEN RECHTSVOR-
SCHRIFTEN UBER STAATSANGEHORIGKEIT

Die Heimat ruft! Die Heimat ist einsam, solange die Liige regiert

1959 Aug 01 Bundesgesetzblatt Teil Il Nichtamtlicher Teil
Sachgebiet Staats- und Verfassungsrecht
100 — 1 Grundgesetz BRD 23.05.1949
102 — 1 RuStAG 1913
102 — 2 R=StAG 1934
102 — 3 Verleihung der deutschen Staatsangehdrigkeit
Die Gleichschaltung entwertet Heimatbegriffe

1961 Sep 08 DRiG § 17 Ernennung zum Richter
Ernennungsurkunde zum Gleich-Richter (Faschist)
Art. 97 GG Unabhéangige Gleich-Richter (Faschisten)
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DRIiG § 18Nichtige Ernennungnach Art. 116 GG,
wenn der Ernannte kein Gleich-Richter (Faschist) ist

1990 Sep 12 Gesetz Vertrag Deutschland BGBI. Teil Il Ausland, S. 1317
1991 Mar 15 Bekanntmachung Vertrag Deutschland BGBI. Teil Teil Il S. 587
Das deutsche Volk ist komplett entmachtet und entrechtet

Die BRD-Bewohner werden am Nasenring in die EU gezogen

Kein Friedensvertrag HLKO Art. 24 Kriegslisten sind erlaubt

2002 Jan 16 Grundgesetz 2 fiir die BRD Basic Law Il siehe
Europaisches Ubereinkommen uber die Staatsange-
horigkeit' Nichtamtliche Ubersetzung Deutschlands

Kein Friedensvertrag HLKO Art. 24 Kriegslisten sind erlaubt

Art. 139 GG Bindewirkung fur alle deutschen Gerichte und Verwaltungsinstanzen

Jeder BRD- Bewohner ist in der Pflicht, sich von der
Gleichschaltung zu befreien. Urkunde 146

Das Gleichschaltungssystem I6st den Stillstand der Rechtspflege aus
Das Grundgesetz vernichtet sich selbst.
1999 Jul 15 Gesetz zur Reform des Staatsangehdrigkeitsrechts BGBI. | S.38

BGBI. Teil 11l
102 - 1 RuStAG 1913 bereinigt zum StAG 1913

2010 Dez 08 Staatsangehdrigkeitsgesetz von 1913
BGBI. Teil Il
102 - 2 R=StAG 1934 Reichsangehdrigkeit = unmittelbare
deutsche-Staatsangehdrigkeit, ist beseitigt.

102-1  StAG 1913 unmittelb—deutsche-Staatsangehorigkeit

§ 1 Deutscher im Sinne dieses Gesetzes ist, wer die Staatenlosigkeit besitzt.

§ 2 Deutscher ist, wer die ... unmittelbare-Reichsangehérigkeit besitzt. (weggefallen)

2012 ESM-Vertrag Fiskalpaket Ermachtigungsgesetz fur die EU-Verwaltung

2012 Jul 25 Bundesverfassungsgericht Urteil

Die Hohe Hand hat das Ermachtigungsgesetz von 1933 aufgehoben und die deutsche
Verfassung ist weiterhin gultig (Art. 140 GG). Die Urkunde 146 beseitigt die Kriegslist und
beendet den Waffenstillstand von 1945 durch Friedensvertrage mit den Siegermachten und
Feindstaaten.
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Die BRD ist NICHT Deutschland! Sie darf und kann keinen Friedensvertrag
schlieBen.......

* Bundesministerium  Bundesamt
der Justiz fiir Justiz

Justizbeitreibungsgesetz (JBeitrG)

F— Ausfertigungsdatum: 11.03.1937

"Justizbeitreibungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Juni 2017 (BGBI. | S. 1926), das zuletzt durch
Artikel 15 Absatz 14 des Gesetzes vom 4. Mai 2021 (BGBI. | S. 882) geandert worden ist"

Stand: Neugefasst durch Bek. v. 27.6.2017 | 1926;
zuletzt geandert durch Art. 15 Abs. 14 G v. 4.5.2021 | 882

§1

(1) Nach diesem Gesetz werden folgende Anspriiche beigetrieben, soweit sie von Justizbehorden des Bundes einzuziehen
sind:

1.

Geldstrafen und andere Anspriiche, deren Beitreibung sich nach den Vorschriften tiber die Vollstreckung von Geldstrafen
richtet;

2. gerichtlich erkannte Geldbuzen und Nebenfolgen einer Ordnungswidrigkeit, die zu einer Geldzahlung verpflichten:;

Jie
Aundesrepublik Jaeutsehiand
15t nicht
Jaeutscehland

Die ,,Bundesrepublik Deutschland® ist NICHT der Staat
Deutschland = Deutsches Reich!
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GLEICHSCHALTUNGS - GESETZ v. 05.02.1934

Reidysgefesblatt

Tail 1

L

1934 l Andgeqeben ju VWerling den 6. Februar 1934 | MNr. 14 &

5.2 34 Terordmung wber die deutide Staatbangehirigleir . .. 55

: Berlin, den 6. Februar 1934 85
R3485
Berordnung iiber die Dentjdje Slaatdangehivigieit, mhs
Bour 5. Februar 1934, Szl'l.
| §1

{2) €8 gibt nur nody eine Deutfdie Etaats:
anagebdvigfeit (ReidBangehiviafeit).

M N

1934 Gleichschaltung StAG =R

1934 Gleichschaltung R = StAG

Herausgegeben von €. Sdaceffer, Dberlandesgeridterat i

‘ PRI it -

S Heft 131

- %ﬁwi@r@tﬁ:

a) Dic Neidi@angehrigleit wird jortad nidt mehe mittelbar burdy
auvorigen Criverd der Landesangehirigleit, joudbern unmittelbar qfs
Joeutice CtaatZangehoriglent” erworben.

Leipaig 1936

T e ——

4 : Berlag W, Koplfammer . Abteilung Shacffer )

Neues Staatsrecht Auflage 1936  Seite -54-
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»GLEICHSCHALTUNGS - GESETZ vom 05.02.1934

Reichsgesetzblatt

Teil 1
1934 ausgegeben zu Berlin, den 6. Februar. 1934 Nr.14
5.2.34 Verordnung Uber die deutsche Staatsangehdrigkeit 85
: Berlin, den 6. Februar 1934 85

Verordnung uiber die deutsche Staatsangehdarigkeit.
rechts vom 5. Februar 1934.

§1
(2) Es gibt nur noch eine deutsche Staatsangehérigkeit (Reichsangehdorigkeit).

1934 Gleichschaltung STAGER

1934 Gleichschaltung RESTAG

Herausgegeben von D. Schaeffer, Oberlandesgerichtsrat i. R.

Heft 13"

Neues Staatsrecht

a) Die Reichsangehdrigkeit wird fortab nicht mehr mittelbar durch zuvorigen Erwerb der
Landesangehdrigkeit, sondern unmittelbar als ,deutsche Staatsangehorigkeit®
erworben.

Leipzig 1936
Verlag W. Kohlhammer. Abteilung Schaeffer
Hausmann

Neues Staatsrecht Auflage 1936 Seite -54-

Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Datei:RGBL | 1934 S 0747.png
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1919-1933 StA-Ausweis Weimarer-Republik

besitzt die StA im Freistaat Bayern

]

Das Meorfgrmadar —

—— g ee——
s EF i VIV o PRl it

— B T ey

Pmilasioboe g £ Merfons 708

1934 Verordnung lber die deutsche StA v. 5.11.1934 R=StAG

Es gibt nur noch eine deutsche Staatsangehdorigkeit

Deutsches Reich HUNDESKEPUBLIK DEUTSCHLAKD

< P

Staatsangehorigkeitsausweis
et ity

Der Staatsangehorigkeitsausweis BRD wird beantragt im
Ordnungsamt Abteilung Ausldnderbehorde
.......... ist deutsche(r) Staatsangehorige(r)

,1919-1933 Staatsangehdrigkeitsausweis Weimarer Republik

besitzt die Staatsangehorigkeit im Freistaat Bayern

1934 Verordnung Uber die deutsche StAv. 5.11.1934 R=StAG

Es gibt nur noch eine Deutsche Staatsangehorigkeit

Der Staatsangehdrigkeitsausweis BRD wird beantragt im

Ordnungsamt - Abteilung Auslanderbehdrde ........ ist deutsche(r) Staatsangehorige(r)*
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Deutfdes Reid BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND

Staatsangebdrigieitsausieis

(Sur Benunung im Jnland)

Staatsangehdrigkeitsausweis

geboren am 17, November

befiat dic dentfcbe Seaarsangebdrigheir (Reicheangebdrigheir).

R PPAU = 16. }
SROFPPAU = =g 16.

Anklam, den 24.02.2008

Landkreis Ostvorpommern
-Die Landratin-

Im Auftrag

Lwlk (g

Scheffler

= WEB.DE

Sturzflut-Alarm am
Wochenende

Ab Freitag geht es deutlich
iiber die 20-Grad-Marke - doch

on der Antike z

Brutales Foul iiberschattet
Sieg

Trainer Soderholm fassungslos
nach geringer Strafe fiir Foul

Gefahrliche Welle von
g Infektionen
Koln: Mindestens 28 Menschen
mit Bakterium infiziert.

Jovovich teilt intimes Detail
Beriihrendes Posting der
Schauspielerin macht auf
internationales Problem
vor 30 Min.
Brandursache ist endlich
geklart
Sechs Monate nach

Meisterzwang: So lebt das Erbe
der Nazis fort

schadlich!
Beine einseifen - ja oder nein?
[ Fxnerte klart iiher Tiicken hei

| WEB.DE Games

Von Kommentare

Frank Heindl 95

Wie jedes Jahr am zweiten Sonntag im Mai beschenken Tochter und Séhne ihre Miitter,
meistens gibt’s auch ein Présent vom (Ehe-)Mann. Der Muttertag - eine nicht ganz
unumstrittene Tradition. Denn wie einige andere Festtage, aber auch
Steuerbestimmungen oder berufsstandische Regelungen ist der Brauch vom Naziregime
mitgepragt.

Impressum | Datenschutz | Sitemap

‘ Mehr Wissensthemen finden Sie hier

Seite 85 von 387



,vom Muttertag bis Meisterzwang: So lebt das Erbe der Nazis fort. Von Frank Heindl
Aktualisiert am 10. Mai 2019, 10:34 Uhr Wie jedes Jahr am zweiten Sonntag im Mai
beschenken Téchter und Sohne ihre Miitter, meistens gibt's auch ein Prasent vom
(Ehe-) Mann. Der Muttertag — eine nicht ganz unumstrittene Tradition. Den wie einige
andere Festtage, aber auch Steuerbestimmungen oder berufsstindische Regelungen
ist der Brauch vom Naziregime mitgepragt.“ Quelle:
https://web.de/magazine/wissen/geschichte/muttertag-meisterzwang-lebt-erbe-nazis-fort-33727738

tazlab 2023 | Abo | taz zahl ich | Genossenschaft | Veranstaltungen | Info | Shop | weitere Hilfe

tazs
‘ THEMEN POLITIK OKO GESELLSCHAFT KULTUR SPORT BERLIN NORD WAHRHEIT

Gesetze aus der NS-Zeit, die bis heute gelten

Wo Adolf noch regiert

Vom Ehegatten-Splitting tiber die Stellplatzpflicht bis zur Mord-Definition stammen viele noch
heute gultige Gesetze aus der NS-Zeit. Das hat nicht nur symbolische Bedeutung sondern auch
konkrere Konsequenzen

=]
Nord 21.4.2013, 16:41 Uhr

HENNING BLEYL
Freier Journalist

M

THEMEN

M

Bekannteste, aber nicht die einzige Hinterlassenschaft des Nazi-Regimes: die Autobahn. Bild: dpa

BREMEN taz | 68 Jahre nach Hitlers Tod und dem Ende des ,Dritten
Reiches” sind noch immer zahlreiche Gesetze und Verordnungen in
Kraft, die vom ,Fihrer” und dessen Reichsregierung erlassen wurden.
Auch in den aktuell gultigen Landergesetzen sind diverse NS-Relikte
zu finden — insbesondere in Norddeutschland, dem Besatzungsgebiet
der Briten und US-Amerikaner. ,Die Franzosen und Sowjets haben in
ihren Zonen strenger durchgegriffen”, sagt der Bremer Volkerrechtler
Gerhard Stuby.

,Gesetze aus der NS-Zeit, die bis heute gelten Wo Adolf noch regiert Vom Ehegatten-
Splitting tber die Stellplatzpflicht bis zur Mord- Definition stammen viele noch heute gultigen
Gesetze aus der NS- Zeit. Das hat nicht nur symbolische Bedeutung sondern auch konkrete
Konsequenzen.

Bekannteste, aber nicht die einzige Hinterlassenschaft des Nazi- Regimes: die
Autobahn.

Bild: dpa BREMEN taz | 68 Jahre nach Hitlers Tod und dem Ende des ,,Dritten Reiches*
sind noch immer zahlreiche Gesetze und Verordnungen in Kraft, die vom ,,Fiihrer” und
dessen Reichsregierung erlassen wurden. Auch in den aktuell giiltigen
Landesgesetzen sind diverse NS- Relikte zu finden — insbesondere in
Norddeutschland, dem Besatzungsgebiet der Briten und US- Amerikaner. ,Die
Franzosen und Sowjets haben in ihren Zonen strenger durchgegriffen®, sagte der Bremer
Volkerrechtler Gerhard Stuby.

Quelle: https://taz.de/Gesetze-aus-der-NS-Zeit-die-bis-heute-gelten/!5068958/
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Politik ~ Wirtschat  Geld Spot Wissen Panorama Feuilleton ICON Reise PSWELT Regional Meinung Videos

# > Politik » Deutschiand > Mord Zentralrat der Juden geen Nazi-Bearifle im Gesat
POLITIK MORD UND TOTSCHLAG

"Nazi-Terminologie hat im Gesetz
nichts zu suchen"

Der Zentralrat der Juden unterstitzt den Plan von Justizminister Maas, die historisch
belasteten T6tungsdelikte im Strafgesetzbuch zu reformieren. Die Union sieht darin ein "ein
falsches Signal”.

o . - .. 4 5

,Nazi- Terminologie hat im Gesetz nichts zu suchen® Der Zentralrat der Juden unterstitzt
den Plan von Justizminister Maas, die historisch belasteten Tétungsdelikte im
Strafgesetzbuch zu reformieren. Die Union sieht darin ein ,ein falsches Signal“. Von Torsten
Jungholt Politredakteur” Quelle: https://www.welt.de/politik/deutschland/article 144626636/Nazi-
Terminologie-hat-im-Gesetz-nichts-zu-suchen.html

[ Wt/ frewwe.bild.de/r egional/bor linfbetiin. aklsellim- foyer hakenkreuz sichock-im borliner andgericht 64318722 bikd.htm

m STARTSEITE NEWS POUTIK REGI0 UNTERHALTUNG SPORT  FUSSBALL  LIFESTYLE RATGEBER AUTO DIGITAL  SPIELE  DEALS

INSTALLATION ALS TEIL EINER WANDERAUSSTELLUNG

Hakenkreuz-Schock im Berliner
Landgericht

.Hakenkreuz- Schock im Berliner Landgericht®
Quelle: https://www.bild.de/regional/berlin/berlin-aktuell/im-foyer-hakenkreuz-schock-im-berliner-

landgericht-64318722.bild.html
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~wWarum
muss der Katholik die Reichstagsliste Adolf Hitlers wahlen? Weil im
nationalsozialistischen Stat an sich und durch das Reichskonkordat 1. die Religion
geschutzt ist, 2. Der kirchliche Frieden gesichert ist, 3. Die 6ffentliche Sittlichkeit gewahrt
bleibt, 4. Der Sonntag geheiligt ist, 5. Die Bekenntnisschule erhalten ist, 6. Das katholische
Gewissen nicht mehr belastet ist, 7. Der Katholik vor dem Gesetz und im Staatsleben
gleichberechtigt ist, 8. Die katholischen Vereine und Verbande, soweit sie ausschliefl.
religidsen, charitativen und kulturellen Zwecken dienen, frei arbeiten kdnnen. Deshalb muss
der Katholik am 12. Nov. so wahlen: Volksabstimmung -> Ja (X) Reichstagswahl (X) <-
Adolf Hitler* Quelle: https://www.dhm.de/lemo/bestand/objekt/propagandaplakat-zu-den-
reichstagswahlen-vom-12111933
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 Rei “‘sge[et;blatt

Teil Il

1933 | Ausgegeben ju Verlin,

Nr. 38

den 18. September 1933

Q[nhalt: Befanntmodyung fber bog Konlorbat pwijdien bem Dentidhen Neidy und bews Heiligen Stubl
Bom 32. September 1933 ... .. .oevernnnns

.67y

Betanntwadung fber Das Sontordnt soijdhen demt Deutidhen Meid) und dem Heiligen Stupl,
Bom 12, September 1933.

M 20, Tuli 1933 it in ber Vatifanftadt jwifdien

WVertretern bed Tentfchen Neicdhd und ded Heiligen

Stublg ein Konfordat untergeidynet worden. Tas Konfordat und das dazugehdrende Schhefprotofoll werden

nacftehend verdfentlicht.

Das Konfordat ift ratifiziert worben. Ler Anstaufdy ber Natififationsurbnden hat am 10. September 1933

in ber Watitanftabt ftattgefunbdeon.

Da3 Konbordat und das Shlufprototoll find gemd Urtifel 34 dey

Sontordats am 10. September 1933 in Kraft getreten,
anr Augfihrung ded Konbordats ift das im Neidhdgefepblatt von 1933 Teil I Seite 625 wverdfientlichte

Hefeh vom 12, September 1933 evgangen,
Rexlin, den 12, September 1933,

Der Reidhdminifter ded Audwartigen
Sreifery von Neurath

- Der ReidBminifier bed Ynnern

Grid
SKonkordat Concordato
3wifden dem Heiligen Stubl und dem fra la S. Sede ed il Reich
Deutihen Reid) Germanico

Crine Heiligleit Vapft Vind X1. und ber Deutdye
Reididprafident, von dem gemeinfamen TWunidse
geleitet, die goifdien dem Seiligen Stubl und bdem
Deutfdien RNeidy beftehenden freundidafilidhen Ve,
siehungen qu feftigen und gu fordern,

gewillt, bad Berhiltnid wifdyen der fatholifden
Kivdie und bem Staat flir ben Gejamtbereid) bed
Deutfdien Neidyesd in einer beide Leile befriedigenden
Weife dauernd gu regeln,

baben bejdiloffen, -eine feierlide Dbereinfunft ju
{reffen, welde bie mit eingelnen Deutfdien Lanbern
abgefplofjenen Ronforbate ergdngen und audy fix
bie fibrigen Lanber vine in den Grunbidben einfeits
;ulrl;e Belandlung ber einfdldgigen Fragen fidern
£\ ¥ . e

Qu diefers Qe haben

Seine &lﬁg&it Dapft Pins XI y Sfmm &.
mﬁm&b gten

Bteidyaacfepbl. 1983 1

Sua Santitd il Sommo Pontefice Pio XI e il
Presidente del Reich Germanico,

concordi nel desiderio di consolidare e
sviluppare lo relazioni amichevoli esistenti fra
la Santa Sede e il Reich Germanico,

volendo regolare i rapporti fra la Chiesa
Cattolica e Jo Stato per tutto il territorio del
Reich Germanico in modo stabile e soddlsfacente
per entrambe le parti,

hanno risoluto di concludere una solenne
Convenzione, che completi i Concordati conclusi
con alcani Stati particolari ( Lénder) della Ger-
mania ed assicuri per gli altri un criterio uni-
.Iorme nel trattamento delle relative questioni.

. A' tale?eﬁetto, Sua Santita il Sommo Pontefice
Pio XY ha nominato Suo Plenipotenziario

176
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,80 Jahre Hitler-Vatikan-Pakt - ,,Eintritt frei“
Quelle: https://hpd.de/node/16417
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Offizielle Nazi-Verehrung im Bundeskanzleramt der BRD!

Der tiefboraune Sumpf in der BRD:

Offizielle Ehrung des verurteilten Nazi- und Kriegsverbrechers Dr. Hans Maria Globke
im Bundeskanzleramt zusammen mit Konrad Adenauer, welcher ab 1949 die Re-
Nazifizierung und Wiederaufriistung in der BRD einleitete.

Portrat von NS-Schreibtischtater hangt im Kanzleramt
0 Von Marc von Lupke
& el

Joke dpa
,Hans Globke Portrat von NS- Schreibtischtater hangt im Kanzleramt VVon Marc von
Ldbke 16.01.2019, 15:33 Uhr Konrad Adenauer und Hans Globke 1963. Die Ernennung
Globke's zum Staatssekretar zehn Jahre zuvor war hoch umstritten aufgrund von dessen
NS- Vergangenheit (Quelle: dpa)“‘Quelle: https://www.t-
online.de/nachrichten/wissen/geschichte/id 85094626/hans-globke-portraet-von-ns-schreibtischtaeter-
haengt-im-kanzleramt.html

Zitat: ,Hans Globke (R) war 10 Jahre lang, von 1953 bis 1963, Chef des Kanzleramts und
engster Berater von Kanzler Konrad Adenauer (L). Von 1934 an galt er als "Experte fur
Judenfragen" im Reichsinnenministerium und war hauptverantwortlich fur die juristische
Umsetzung der Nurnberger Rassengesetze.

Der russische TV-Sender ,,Russia Today*“ (,,RT“) hatte auf der Bundespressekonferenz
am 2. Januar gefragt, wieso noch immer ein Portrat des verurteilten NS-
Kriegsverbrechers Hans Globke im Kanzleramt hangt. Die Sprecherin gab sich
unwissend, versprach aber eine Nachreichung. Die Antwort liegt RT jetzt vor.
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RT-Deutsch dokumentiert die Nachreichung des Bundeskanzleramtes im Wortlaut: Sehr
geehrter Herr Warweg, im Nachgang zur Regierungspressekonferenz vom Mittwoch, 2.
Januar, teile ich lhnen als "ein Regierungssprecher" (ohne Namensnennung) mit: Im
Verwaltungsbereich des Bundeskanzleramtes sind Portraits aller ehemaligen Chefs des
Bundeskanzleramtes - auch von Hans Globke - in chronologischer Reihenfolge gehangt.
Eine Wertung des Wirkens oder Vorlebens der Amtschefs ist damit nicht verbunden.

Neben zahlreichen und umfassenden Studien, die einzelne Ministerien zur NS-Geschichte
ihrer Hauser haben durchflihren lassen, hat die Bundesregierung im November 2016 ein
Forschungsprogramm zur Auseinandersetzung mit der NS-Vergangenheit der Ministerien
und zentraler deutscher Behorden ausgeschrieben. Insgesamt werden im Rahmen dieses
Programms zehn Forschungsprojekte geférdert.

Die Beauftragte der Bundesregierung fur Kultur und Medien hat fir das
Forschungsprogramm flir den Zeitraum von 2017 bis 2020 eine Férdersumme in Hohe von
insgesamt 4 Mio. Euro zur Verfigung gestellt. Mit dem innovativen Forschungsprogramm
soll ein neuer ressortlibergreifender Zugang gefunden werden, mit dem Querschnittsthemen
und auch vergleichende Ansatze - etwa zur Einbeziehung von DDR-Behdrden - verfolgt
werden kdénnen.

Aufgrund der ressortibergreifenden Relevanz des Bundeskanzleramtes wurde dessen
Geschichte als eigenstandiger Programmteil ausgestaltet. Zwei der zehn Forschungsprojekte
richten den Fokus auf die Geschichte des Bundeskanzleramtes: Zum einen das Projekt "Das
Kanzleramt. Bundesdeutsche Demokratie und NS-Vergangenheit" unter Leitung des Instituts
fur Zeitgeschichte Miinchen - Berlin (IfZ) und des Zentrums flr Zeithistorische Forschung
Potsdam (ZZF); zum anderen ein Projekt der Universitat Siegen, das die "Praktiken
offentlicher Kommunikation und Verlautbarung in der frihen bundesrepublikanischen
Mediendemokratie (1949-1969)" untersucht.

Beide Projekte haben Ende 2017 mit ihren Untersuchungen begonnen und werden diese
planmafig im Jahr 2020 abschlief3en.

Der weitere Umgang mit dem Portrat in der Reihe der Chefs des Kanzleramtes wird nach der
Veroffentlichung der Forschungsergebnisse des Projekts thematisiert.

Mehr zu diesem Thema in einem RT-Artikel von 2016: Deutschlands Stunde der Wahrheit
naht: Die alten Nazis und die Westintegration der Bundesrepublik® — Quelle:
https://deutsch.rt.com/inland/43435-gehlen-stunde-wahrheit-naht-alten/

Quelle YouTube-Filmbeitrag von der Bundespressekonferenz am 2. Januar - Quelle:
https://youtu.be/X4 EWXxjSrFE

Hintergrundinformationen zum Fall Globke und dem Kanzleramt - Zitat:

»,ES Kklingt schier unglaublich. Im vierten Stock des Kanzleramts, also unweit des Denkmals
fur die ermordeten Juden Europas, hangt noch immer und auch heute ohne weitere
Kommentierung ein Bildnis des verurteilten Nazi-Verbrechers Hans Globke.

Dieser war ab 1933 im Reichsinnenministerium in seiner Funktion als Oberregierungsrat und
ab 1938 als Ministerialrat verantwortlich fiir das Verfassen und das offizielle juristische
Kommentieren der Nirnberger Rassengesetze und galt als "Spezialist fiir Judenfragen"®l. Er
verfasste im Alleingang 1936 den ersten Kommentar zu den Nurnberger Gesetzen und
deren Ausfuhrungsverordnungen. Seine Kommentierung erwies sich als besonders
einflussreich fur die Umsetzung dieser bertichtigten Nirnberger Gesetze in die Praxis,
insbesondere der Abschnitt zur "Rassenschande”

Laut freigegebenen Unterlagen des US-Auslandsgeheimdienstes CIA soll Globke auch fur
die Deportation von 20.000 Juden aus Nordgriechenland in deutsche Lager in Polen
verantwortlich gewesen sein. Doch trotz Globkes Rolle im Dritten Reich als "Spezialist fur
Judenfragen" im Reichsinnenministerium und Mit-Verfasser der Nirnberger Rassengesetze
wurde er 1953 unter Bundeskanzler Konrad Adenauer Chef des Bundeskanzleramts und galt
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als dessen engster Vertrauter. Diese Stellung hatte er bis zum Rucktritt Adenauers 1963
inne. Globke ist wohl das prominenteste Beispiel fur die Kontinuitat - auch beim Personal der
Verwaltungseliten - vom selbsternannten "Dritten Reich" zur Bundesrepublik Deutschland
(BRD). Es war folglich auch nicht die Bundesrepublik, sondern die Deutsche Demokratische
Republik (DDR), die 1963 einen Prozess gegen Globke in die Wege leitete. Versuche gab es
auch in der BRD, allerdings wurde Globke vom BND, Verfassungsschutz, von der CIA und
auch durch Adenauer hochst personlich vor Strafverfolgung geschiitzt. Rechtsgrundlage flr
den Prozess in der DDR waren die international anerkannten Nirnberger Prinzipien®, Art. 6
des Londoner Statuts!” fiir das Internationale Militartribunal vom 8. August 1945 in
Verbindung mit Artikel 5 Abs.1 der Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik von
1949 und §§ 211, 47 des in der DDR zu jener Zeit noch fortgeltenden
Reichsstrafgesetzbuchs®l. Hans Globke wurde als "kaltherziger, verbissener Antisemit"
wegen "in Mittaterschaft begangenen fortgesetzten Kriegsverbrechens und Verbrechens
gegen die Menschlichkeit in teilweiser Tateinheit mit Mord" zu lebenslangem Zuchthaus
verurteilt. Von der "Gesellschaft zum Schutz von Biirgerrecht und Menschenwirde"® wird
der Prozess bis in die Gegenwart als ein "hdchsten Anforderungen der Rechtsstaatlichkeit
verpflichteter und genltigender Strafprozess" bezeichnet.

Die Verurteilung des Kanzleramts-Chefs in der DDR gilt auch nach Ansicht internationaler
Strafrechtsexperten!'? als nicht rechtsstaatswidrig. Nach der Wiedervereinigung erfolgte
auch keine Rehabilitation durch bundesdeutsche Gerichte: Das heildt juristisch betrachtet gilt
Globke seit Uber 55 Jahren als Uberfuhrter und verurteilter Nazi-Verbrecher.®

Quellen entsprechender Medien-Berichte:

3. https://www.fritz-bauer-archiv.de/index.php/genocidium/der-fall-globke

4. https://www.cia.goV/library/readingroom/docs/DOC 0000271221.pdf

5. https://www.freitag.de/autoren/der-freitag/eichmann-globke-adenauer

6. https://de.wikipedia.org/wiki/N%C3%BCrnberger Prinzipien

7. https://de.wikipedia.org/wiki/Londoner Statut

8. https://de.wikipedia.org/wiki/Reichsstrafgesetzbuch

9. http://www.gbmev.de/

10. https://www.junsv.nl/
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Kapitel 2

Hallstein — ,, Wahrer” der Nazi-Gesetze

Die Vereinigung der nationalsozialistischen ,Rechtswahrer” war eine
der Sdulen des Nazi-Terror-Regimes. Die jeweiligen Funktionen und
Verantwortlichkeiten der Mitglieder des Rechtswahrerbundes wur-
den schriftlich in der offiziellen ,Schriftenreihe des NS-Rechtswah-
rerbundes”, Band 5, 1938, festgesetzt. Hier ein Auszug:

Die Nationalsozialistische
Allianz der Rechtswahrer

»Der Nationalsozialistische Rechtswahrer-
bund (NSRB) ist verantwortlich fiir die beruf-
liche Organisation des deutschen (Nazi-)
Rechtsapparats. Den Vorstand des Rechtswah-
rer-Bunds stellt Dr. Frank', Reichsleiter des
Reichsrechtsamts (die Brutstitte der Nazi-Ter-
rorgesetze) der Nationalsozialistischen Deut-
schen Arbeiterpartei (NSDAP), dar.

Durch seine flihrende Position ist der NSRB
mit den Zentralbiiros des Reichsrechtsamts der
NSDAP verbunden. Auf diesem Weg ist gesi-
chert, dass die politischen Ausrichtungen der
beruflichen Aktivititen mit dem Willen der
NSDAP und somit der Fiihrung des (Nazi-)
Staats identisch sind. Somit bildet das Biindnis
zwischen dem NSRB und der NSDAP eine so-
lide Basis.*

! Frank, hochster Jurist im Dritten Reich, wurde am 1. Okto-
ber 1946 im Niimberger Prozess wegen Kriegsverbrechen und

Verbrechen gegen die Menschlichkeit zum Tode verurteilt.

-

Hallsteins — unter Eid gemachte — Zusicherung seiner unbedingten
Unterstiitzung der nationalsozialistischen Ideologie und deren Ziele
forderte seine akademische Karriere malgeblich. Am 18. Mai 1936,
nur acht Monate nach seinem Nazi-Treueschwur, wurde Hallstein
zum Dekan fiir Rechts- und Wirtschaftswissenschaften an der Uni-
versitdt in Rostock ernannt.

84
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.Kapitel 2 Hallstein — ,,Wahrer* der Nazi-Gesetze Die Vereinigung der
nationalsozialistischen ,Rechtswahrer war eine der Saulen des Terror-Nazi-Regimes. Die
jeweiligen Funktionen und Verantwortlichkeiten der Mitglieder des Rechtswahrerbundes
wurden schriftlich in der offiziellen ,Schriftenreihe des NS-Rechtswahrerbundes®, Band 5,
1938, festgesetzt. Hier ein Auszug:

Die nationalsozialistische Alliance der Rechtswahrer

,Der nationalsozialistische Rechtswahrerbund (NSRB) ist verantwortlich fir die berufliche
Organisation des deutschen (Nazi-) Rechtsapparats. Den Vorstand des Rechtswahrer-Bunds
stellt Dr. Frank' Reichsleiter des Reichrechtsamts (Die Brutstatte der Nazi-Terrorgesetze) der
Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei (NSDAP), dar.

Durch seine fuhrende Position ist der NSRB mit den Zentralblros des Reichsrechtsamts der
NSDAP verbunden. Auf diesem Weg ist gesichert, das die politische Ausrichtung der
beruflichen Aktivitaten mit dem Willen der NSDAP und somit der Flihrung des (Nazi-) Staats
identisch sind. Somit bildet das Blindnis zwischen dem NSRB und der NSDAP eine solide
Basis“ 'Frank, hochster Jurist im Dritten Reich, wurde am 1. Oktober 1946 im Nirnberger
Prozess wegen Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit zum Tode
verurteilt.

Hallsteins — unter Eid gemachte — Zusicherung seiner unbedingten Unterstitzung der
nationalsozialistischen ldeologie und deren Ziele férderte seine akademische Karriere
mafgeblich. Am 18. Mai 1936, nur acht Monate nach seinem Nazi-Treueschwur, wurde
Hallstein zum Dekan fur Rechts- und Wirtschaftswissenschaften an der Universitat in
Rostock ernannt.“ Quelle: https://relay-of-life.org/wp-content/uploads/2016/09/eu_buch_de-kap02-
hallstein.pdf
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11.1 Die Nazi-Geheimdienst-Organisation Gehlen - ,, 0SS —
.Bundesnachrichtendienst“ (,,BND*) der BRD!

Jens Wegenetr
Die Organisation Gehlen
und die USA

! 1 a1 2 hoarnm " el v 71ahinm )
Deutsch-amerikanische Geheimdienstbeziehuneen

1945-1949

- - - M N
EN"MAJ REINHARD gpneMAJ REINHARD
fa}y GEHLEN 5% GEHLEN
i)l’v'\‘f*‘ EWG- 1300 .-:A-"J:"-"{x‘/_ IWE = 1300. :

PO O~

~Jens Wegener Die Organisation Gehlen und die USA Deutsch-amerikanische
Geheimdienstbeziehungen 1945-1949 Gen-Maj Reinhard Gehlen 3WG-1300 Gen-Maj
Reinhard Gehlen 3WG-1300 LIT Studies in Intelligence History“

Quelle: https://lit-verlag.de/isbn/978-3-8258-1395-6/
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Reinhard Gehlen 1943

7 Sl

Gehlen und seinen Vertrauten war es gelungen, das gesamte Archiv der Abteilung Fremde
Heere Ost (FHO) des einstigen deutschen Generalstabs Anfang 1945 aus dem Hauptquartier
des Heeresgeneralstabs nach Bayern zu transportieren und in 50 Stahlkisten zu vergraben.
Nach Verhéren im Kriegsgefangenenlager und in einem speziellen Vernehmungslager in Virginia
erkannten die US-Nachrichtendienstler die Bedeutung von Gehlens Kenntnissen und seines
Archivs 8]

Organisation Gehlen

Die Organisation Gehlen (auch Organisation, Org., Operation Rusty,
Operation Zipper oder 0.G.['] genannt) war ein Nachrichtendienst, der
Anfang 1946 entstand und aus dem am 1. April 1956 der
Bundesnachrichtendienst (BND) hervorging. Langjahriger Leiter war
Generalmajor a. D. Reinhard Gehlen, ehemaliger Chef der Abteilung
Fremde Heere Ost (FHO) der Wehrmacht und erster Prasident des BND.

Quelle: hitps://de.wikipedia.org/wiki/Organisation_Gehlen

,Reinhard Gehlen 1943: Gehlen und seinen Vertrauten war es gelungen, das gesamte
Archiv der Abteilung Fremde Heere Ost (FHO) des einstigen deutschen Genaralstabs Anfang
1945 aus dem Hauptquartier des Heeresgeneralstabs nach Bayern zu transportieren und in
50 Stahlkisten zu vergraben. Nach Verhéren im Kriegsgefangenenlager und einem
speziellen Vernehmungslager in Virginia erkannten die US-Nachrichtendienstler die
Bedeutung von Gehlens Kenntnissen und seines Archivs® Organisation Gehlen Die
Organisation Gehlen (auch Organisation, Org., Operation Rusty, Operation Zipper oder
0.G." genannt) war ein Nachrichtendienst, der Anfang 1946 entstand und aus dem am 1.
April 1956 der Bundesnachrichtendienst (BND) hervorging. Langjahriger Leiter war
Generalmajor a.D. Reinhard Gehlen, ehemaliger Chef der Abteilung Fremde Heere Ost
(FHO) der Wehrmacht und erster Prasident des BND.*

Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Organisation Gehlen
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» Neue Studie
t h ) ) ) https://www.deutschlandfunk.de/bnd-
agesschau pND rekrutierte gezielt NS-Verbrecher bundesnachrichtendienst-nationalsozialismus-ns-taeter

tagesschau.de

Geschichte des BND
Warum der Bundesnachrichtendienst so viele NS-
Tater rekrutierte

In seiner Entstehungszeit war der Bundesnachrichtendienst ein Hort fiir NS-Tater.

Wie Mitarbeiter immer weitere Personen mit NS-Vergangenheit in den Dienst
holten, zeigt die letzte Untersuchung der Historikerkommission zur Geschichte
des BND.

Viele der Offiziere, die in sogenannten Einsatzgruppen der SS in den von Nazi-

Deutschland besetzten Gebieten gewaltsam Morde organisiert und befohlen hatten,

machten nach dem Fall des Regimes also weiter Karriere. Seit ihrer Griindung 1946 durch

den Chef der Wehrmachts-Abteilung Fremde Heere Ost, Reinhard Gehlen, ist die

Wzinhard Gehlen 1943

Organisation Gehlen immer wieder als Hort von Nazis aufgefallen. Das gilt auch fir die

zehn Jahre spater daraus hervorgegangene Bundesbehorde, den BND.

A
Reinhard Gehlen (* 3. April 1902 i;l Erfurt; t 8. Juni 1979 in Berg
am Starnberger See) leitete als Generalmajor der Wehrmacht die
Abteilung Fremde Heere Ost (FHO) im Generalstab des Heeres.

vorging

or a. D. Reinhard

ung Fremde Heere

BND. Wikipedia

Griindung: Juni 1946 e

~opiegel, (Name of internee). GEHLEN, Reinhard, (Sex) : Male, Height: 5ft 8 1/2 in.,
Weight: 128, Eyes: blue-grey, Skin: Fair, Hair: blond, Age: 43, Distingruishing or
characteristics: None, ........ Gen-Maj REINHARD GEHLEN 3WG- 1300

....................... Bundesnachrichtendienst: >>Beim BND waren Massenmorder, da gibt es

nichts zu beschonigen<< - DE....Quelle:
https://www.spiegel.de/geschichte/bundesnachrichtendienst-beim-bnd-waren-massenmoerder-da-gibt-
es-nichts-zu-beschoenigen-a-1d7ec7ab-5fd0-442d-8446-0b00dd77d0a7

Unser Vermachtnis

Wir geben den US-Fiihrungskraften die
Informationen, die sie benotigen, um unser Land
zu schiitzen.

Als weltweit fUhrender Auslandsgeheimdienst ist
die Arbeit, die wir bei der CIA leisten, fur die
nationale Sicherheit der USA von entscheidender
Bedeutung. Wir sammeln und analysieren
auslandische Geheimdienstinformationen und
fihren verdeckte Aktionen durch. US-Politiker,
e einschlieBlich des Prasidenten der Vereinigten

SINCE 1947. Staaten, treffen politische Entscheidungen auf der
Grundlage der von uns bereitgestellten

Informationen.

https://www.cia.gov/
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,unser Vermachtnis Wir geben den US-Fiihrungskréften die Informationen, die sie
benétigen, um unser Land zu schiitzen. Als weltweit filhrender Auslandsgeheimdienst ist
die Arbeit, die wir bei der CIA leisten, fur die nationale Sicherheit der USA von
entscheidender Bedeutung. Wir sammeln und analysieren auslandische
Geheimdienstinformationen und flihren verdeckte Aktionen durch. US-Politiker, einschliellich
des Prasidenten der Vereinigten Staaten, treffen politische Entscheidungen auf der

Grundlage der von uns bereitgestellten Informationen.*

Office of Strategic Services
— 0SS —

-

Armelabzeichen des OSS, Vorbild flr das spatere
Abzeichen des SOCOM

Stellung der Militarnachrichtendienst
Behorde

Aufsichts- Kriegsministerium der
behérde(n) Vereinigten Staaten

seit 13. Juni 1942 bis 20

Bestehen
September 1945

Mit der Operation Sunrise etablierte das 0SS
bereits frith eine amerikanische Zusammenarbeit
mit Personen des spateren
Bundesnachrichtendienstes. Generalmajor
Reinhard Gehlen leitete von 1942 bis 1945 im
Generalstab des Heeres die Spionageabteilung
Fremde Heere Ost. Unmittelbar nach dem Krieg
wurden Gehlen und seine gesamte Organisation
(die vor allem aus SS-, SD- und Abwehr-Leuten
bestand) in den Dienst des amerikanischen
Geheimdienstes gestellt. Gehlen wurde damit
beauftragt, einen deutschen
Auslandsnachrichtendienst aufzubauen, der sich
vor allem gegen die Sowjetunion richten sollte.
Die Organisation Gehlen wurde -spater durch die
CIA iibernommen.

Rekrutierung und Ausbildung [ Bearbeiten | Quelltext bearbeiten ]

Der Leiter des OSS, Major General Donovan, war anfangs Mitglied des Rooms gewesen, einer monatlich konspirati

agenden Geheimloge flihrender US-Industrieller, die diskret Wirtschaftsinformationen aus dem Ausland

austauschten. Die Séhne seiner Geschéftsfreunde, die sich vom OSS Ruhm versprachen, wurden bevorzugt

m Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Office_of Strategic_Services

,Office of Strategic Services -OSS- Mit der Operation Sunrise etablierte das OSS bereits
friih eine amerikanische Zusammenarbeit mit Personen des spateren
Bundesnachrichtendienstes. Generalmajor Reinhard Gehlen leitete von 1942 bis 1945 im
Generalstab des Heeres die Spionageabteilung Fremde Heere Ost. Unmittelbar nach dem
Krieg wurde Gehlen und seine gesamte Organisation (die vor allem von SS-, SD- und
Abwehr-Leuten bestand) in den Dienst des amerikanischen Geheimdienstes gestellt. Gehlen
wurde damit beauftragt, einen deutschen Auslandsnachrichtendienst aufzubauen, der
sich vor allem gegen die Sowjetunion richten sollte. Die Organisation Gehlen wurde
spater durch die CIA Gbernommen. Rekrutierung und Ausbildung Der Leiter des OSS,
Major General Donovan, war anfangs Mitglied des Rooms gewesen, einer monatlich
konspirativ tagenden Geheimloge fuhrender US-Industrieller, die diskret
Wirtschaftsinformationen aus dem Ausland austauschten. Die S6hne seiner
Geschéftsfreunde, die sich vom OSS Ruhm versprachen, wurden bevorzugt
rekrutiert.“Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Office of Strategic Services
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Die BND-Akten uiber die ,,Strafsache Adolf Eichmann‘ -
Code-Bezeichnung: ,,Pimpel und Blaustern‘!

“Ewig Geheim - Kollateralbelastung Demokratie*
Quelle: https://www.youtube.com/watch?v=NOGRmAVTDDM

+ https://www.gabyweber.com/index.php/de/
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Nr. 3111/ 61 13.01.61

Eilt sehr! 6 Ausfertigungen

Vortragsnotiz 1053

Eingegangen 16. Jan. 1961

An: 363

Betrifft: Angelegenheit Eichmann
Bezug: Lfd. Berichterstattung
Zeit d. F.: Anfang Januar 1961

1.Uber die Situation der Verteidigung liegen | | S |~formationen vor

a) Dr. SERVATIUS wird seine nachste Israel-Reise am19.1. antreten, um die Anklageschrift in

TEL AVIV entgegenzunehmen.

b) Dr. SERVATIUS wird I
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Besuchen

60 Jahre Eichmann-Prozess — widerspruchliche

Narrative und Akten unter Verschluss

,60 Jahre Eichmann-Prozess — widerspriichliche Narrative und Akten unter

(13

Verschluss
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= »Beim BND waren Massenmorder, da gibt
es nichts zu beschonigen«

Eine Historikerkommission zur Geschichte des Bundesnachrichtendienstes ist im Streit
entzweit. Hier spricht Forscher Wolfgang Krieger tiber das Zerwtirfnis, tiber Altnazis beim
Geheimdienst und die BND-Rolle beim Mauerbau.

Ein Interview von Klaus Wiegrefe
31.01.2021, 07.29 Uhr

,Beim BND waren Massenmorder, da gibt es nichts zu beschénigen

Eine Historikerkommission zur Geschichte des Bundesnachrichtendienstes ist im Streit
entzweit. Hier spricht Forscher Wolfgang Krieger Uber das Zerwirfnis, Gber Althazis beim
Geheimdienst und die BND-Rolle beim Mauerbau. Ein Interview von Klaus Wiegrefe

31.03.2021, 07:29 Uhr
Quelle: https://www.spiegel.de/geschichte/bundesnachrichtendienst-beim-bnd-waren-massenmoerder-
da-qgibt-es-nichts-zu-beschoenigen-a-1d7ec7ab-5fd0-442d-8446-0b00dd77d0a7
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DAS NEUE BERLIN

,»Gabi Weber - Eichmann wurde noch gebraucht*
Quelle: https://katalog.ub.uni-heidelberg.de/cqgi-bin/titel.cgi?katkey=67242153
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Liste von NSDAP-Parteimitgliedsnummern:

Die Liste der NSDAP-Parteimitgliedsnummern bietet einen unvollstandigen Uberblick (iber
bekannte Personen, die der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei angehorten.
In Erganzung zur Kategorie ,NSDAP-Mitglied* werden die einzelnen Parteimitglieder hier
nicht alphabetisch, sondern nach ihrer Parteimitgliedsnummer sortiert, beginnend mit der
niedrigsten Nummer. Einzelauskiinfte erteilt das Bundesarchiv in Berlin-Lichterfelde."
Mitglieder der NSDAP aus der ,Kampfzeit® vor der ,Machtergreifung” im Januar 1933, die
eine Mitgliedsnummer unter 300.000 fuhrten, sind der Gruppe der ,Alten Kampfer*
zuzurechnen.

Michel Thomas, Mitglied des Counter Intelligence Corps, der an der Befreiung des
Konzentrationslagers Dachau teilgenommen hatte, entdeckte am 20. Mai 1945 in der
Papierfabrik Josef Wirth in Freimann bei Minchen das Zentralarchiv der NSDAP mit
Millionen von Mitglieder-Karteikarten, die dort vernichtet werden sollten...

Mitglieder der urspriinglichen NSDAP (1920-1923)

Bekannte Mitglieder in der urspriinglichen NSDAP, die nach dem gescheiterten Putsch
vom November 1923 von der bayerischen Staatsregierung aufgelést wurde, waren die
folgenden Personen:

Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Liste von NSDAP-Parteimitgliedsnummern

Ergebnis:
Die angloamerikanische Besatzungsverwaltung ,,Bundesrepublik Deutschland*

blockiert seit 1949 erfolgreich die Umsetzung des Potsdamer Abkommens Teil
Il und lll = die Entnazifizierung und Entmilitarisierung von Nazi-Deutschland!
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.Neue Rheinische Zeitung - Auch Berlin lehnt UN-Resolution gegen Nazi-Verherrlichung ab
Geehrte Kollaborateure Von Hans Georg Die Bundesrepublik verweigert einer UN-
Resolution gegen die Verherrlichung von Nationalsozialismus und NS-Kollaboration
ihre Zustimmung. In der vergangenen Woche hat das Dritte Komitee der
Generalversammlung der Vereinten Nationen eine Resolution verabschiedet., in der etwa die
Errichtung von Denkmalern flr NS-Funktionare und die Stilisierung von NL-Kollaborateuren
zu Freiheitskampfern“ massiv kritisiert werden. Deutschland und die tibrigen EU-Staaten
enthielten sich; die USA, Kanada und die Ukraine stimmten sogar gegen das
Dokument, dessen Inhalt von 115 Landern unterstiitzt wurde. In Berlin und Brissel heif3t
es, man habe nur deshalb nicht zustimmen wollen, weil Russland die Resolution initiiert
habe.”
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Film-Metapher zur BRD: ,,Er ist wieder da!*“
Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Er ist wieder da (Film)
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12. Die ,.Deutsche Demokratische Republik‘ (,,DDR*) in der
.sowjetischen Besatzungszone* (,,SBZ*)!
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- Ab 1945 mangels Friedensvertrage mit 54 Nationen kein Frieden!

- Ab 1946 Beginn ,kalter Krieg“ - angloamerikanisch- angelsidchsische Westalliierte
gegen die UdSSR:

Okonomische Kriegsfiihrung:

Am 20. Juni 1948 wurde zur Wahrungsreform in der angloamerikanischen Trizone (die
drei westlichen Besatzungszonen) die Reichsmark abgeschafft und die Deutsche Mark
(der Bank deutscher Lander, spater Deutsche Bundesbank) eingefuhrt. Es wurden
offenbar im US-Auftrag aus der ,,Trizone“ die wertlos gewordene Reichsmarkbestande
in groBeren Mengen in die Sowjetische Besatzungszone Deutschlands gebracht, in
der die Reichsmark noch gesetzliches Zahlungsmittel war. Diese Aktion verursachte
eine offensichtlich beabsichtigte Inflation, durch die alle privaten Bargeldbestédnde in
SBZ praktisch liber Nacht wertlos wurden. Als NotmaBRnahme wurde in der SBZ vom
24. Juni bis 28. Juni 1948 ein Bargeldumtausch durchgefihrt.

Die ,,Mark“ war die Bezeichnung fiir verschiedene gesetzliche Zahlungsmittel der
Sowjetischen Besatzungszone und der DDR von 1948 bis 1990.

Sie wurden ab 1948 von der Deutschen Notenbank und ab 1968 von der Staatsbank
der DDR herausgegeben. Folgende auf ,Mark“ lautende Wahrungen wurden im
Territorium der DDR emittiert:

- Deutsche Mark der Deutschen Notenbank (DM) 24. Juli 1948 bis 31. Juli 1964

- Mark der Deutschen Notenbank (MDN) 1. August 1964 bis 31. Dezember 1967

- Mark (M) der Deutschen Demokratischen Republik (auch Mark der DDR) 1. Januar
1968 bis 30. Juni 1990 -

Weitere Einzelheiten zur Wahrung der DDR - siehe z. Bsp. die Quelle:
https://de.wikipedia.org/wiki/Mark (DDR)

Nach der Griindung der angloamerikanischen Treuhandverwaltung ,,Bundesrepublik
Deutschland“ (,,BRD“) wird am 7. Oktober 1949 wird die ,,Deutsche Demokratische
Republik“ (,,DDR") im Auftrag der alliierten Siegermacht UdSSR in Deutschland
gegriindet und bekommt eine Verfassung verordnet, welche von einem 1. und 2.
»deutschen Volksrat” (die spatere ,,Volkskammer der DDR*) erarbeitet und mit
Zustimmung der Sowjetunion vom einer ,,provisorischen Volkskammer* beschlossen
wird.

Weitere Einzelheiten zur Grindung der DDR - siehe z. Bsp. die Quelle:
https://de.wikipedia.org/wiki/Geschichte der Deutschen Demokratischen Republik

Das verbotene nationalsozialistische Gleichschaltungsrecht bleibt aktiviert.

So wird auch das verbotene Staatsangehorigkeitsrecht der Nationalsozialisten in Form
der ,,deutschen Staatsangehorigkeit“ vom 5.02.1934 weiter angewendet.

Beweis: In der sowjetischen Besatzungszone (SBZ) = Deutsche Demokratische Republik
(DDR) wird wie in der BRD die gleiche *deutsche Staatsangehorigkeit* von Adolf Hitler
fortgeflhrt:
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Keine Entnazifizierung der Staatsangehorigkeit in der DDR!

,»Artikel 1 der Verfassung der DDR legt die ,,Deutsche Staatsangehorigkeit“ der
NSDAP vom 5.02.1934 fest: ,,Es gibt nur eine deutsche Staatsangehorigkeit*
(Reichangehorigkeit (R) = Staatsangehorigkeit (StAG) vom 05.02.1934!)

on dem Willen erfiillt, die GRUNDLAGEN DER STAATSGEWALT

Freiheit und die Rechte

t Antiked Deutschland ist eine unteilbare demokratische Republik; sie
des ‘11(3"5(‘]1(’)1 zu verbiirece N s 1 baut sich auf den deutschen Lindern auf.
: o = Skt ok das Die Republik entscheidet alle Angelegenheiten, die fir den

Bestand und die Entwickluhg des deutschen Volkes in seiner
~ - e Gesamtheit wesentlich sind; alle iibrigen Angelegenheiten
Gemeinschafts- und Wirtschafts- werden von den Lindern selbstindig entschieden.
Die Entscheidungen der Republik werden grundsitzlich von
den Landern ausgefihre.

leben in sozialer Gerechtigkeit Es gibt nur cine deutsche Staatsangehorigkeit.
At Die Farben der Deutschen Demokratischen Republik sind
v Schwarz-Rot-Gold.
zu gestalten, dem gesellschaft- Dic Hauptstadt der Republik ist Berlin.
vt Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus.
3 Jeder Biirger hat das Recht und die Plicht zur Mitgestaltung
lichen Fortschritt zu (Iien(zn’ die 5 in seiner Gemeinde, seinem Kreise, seinem Lande und in der

Dentschen Demokratischen Republik.
Das Mitbestimmungsrecht der Biirger wird wahrgenommen
v ; . syl durch:
Freundschaft mit allen Vélkern Teilnahme an Volkehegehren und Volksentscheiden;
Ausitbung des aktiven und passiven Wahlrechts;
Ubernahme affentlicher Amter in Verwaltung und Recht-

zu fordern und den Frieden zu > sprechung.
Jeder Biirger hat das Recht, Eingaben an die Volksyer-
tretung zu richten.

.si(‘]}ern, hat sich das deutsche Die Staatsgewalt muB dem Wohl des Volkes, der Freiheit,

n und dem demokratischen Fortschritt dienen.
Die im dffentlichen Dienst Titigen sind Diener der Gesamt-
heit und nicht einer Partei. Thre Titigkeit wird von der
Volksvertretung iiberwacht.

Volk diese Verfassung gegeben

9

»von dem Willen erflllt, die Freiheit und die Rechte des Menschen zu verblirgen, das
Gemeinschafts- und Wirtschaftsleben in sozialer Gerechtigkeit zu gestalten, dem
gesellschaftlichen Fortschritt zu dienen, die Freundschaft mit allen Vélkern zu fordern und
den Frieden zu sichern, hat sich das deutsche Volk diese Verfassung gegeben.
GRUNDLAGEN DER STAATSGEWALT

Artikel 1 Deutschland ist eine unteilbare demokratische Republik; sie baut sich auf
den deutschen Landern auf.

Die Republik entscheidet alle Angelegenheiten, die fur den Bestand und die Entwicklung des
deutschen Volkes in seiner Gesamtheit wesentlich sind; alle Gbrigen Angelegenheiten
werden von den Landern selbstandig entschieden.

Die Entscheidungen der Republik werden grundsatzlich von den Landern ausgefihrt.

Es gibt nur eine deutsche Staatsangehdarigkeit.

Artikel 2 Die Farben der Deutschen Demokratischen Republik sind Schwarz-Rot-Gold. Die
Hauptstadt der Republik ist Berlin.

Artikel 3 Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus.

Jeder Burger hat das Recht und die Pflicht zur Mitgestaltung in seiner Gemeinde, seinem
Kreise, seinem Lande und in der Deutschen Demokratischen Republik.

Das Mitbestimmungsrecht der Blrger wird wahrgenommen durch: Teilnahme an
Volksbegehren und Volksentscheiden; Auslbung des aktiven und passiven Wahlrechts;
Ubernahme o&ffentlicher Amter in Verwaltung und Rechtsprechung.

Jeder Burger hat das Recht, Eingaben an die Volksvertretung zu richten.

Die Staatsgewalt mufl® dem Wohl des Volkes, der Freiheit, dem Frieden und dem
demokratischen Fortschritt dienen.

Die im offentlichen Dienst Tatigen sind Diener der Gesamtheit und nicht einer Partei.

Ihre Tatigkeit wird von der Volksvertretung Gberwacht.”

Quelle: https://ghdi.ghi-dc.org/sub_document.cfm?document id=2859&language=german
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TAUSCHUNG keine Heimat

»,Haager Landkriegsordnung Ordnung der Gesetze und Gebrauche des Landkrieges
Art. 24. Kriegslisten und die Anwendung der notwendigen Mittel, um sich
Nachrichten Uber den Gegner und das Gelande zu verschaffen, sind erlaubt.*
Quelle: 1000dokumente.de
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Bestitigung Landrat Demmin in Mecklenburg - Auch die DDR fiihrte die
,Deutsche Staatsangehorigkeit“ der NSDAP vom 05.02.1934 weiter!

LANDKREIS DEMMIN
DER LANDRAT @

HAVPTDIENSTCERAUDE
Mevasrochvift

Agell-Powpe-Sinfle 13 - 15
17705 Devervia

Landkreis Demmin - Der Landrat « PF 12 54 - 17102 Demmin M'mg;;}:}g”

[NEU: www.lsndkreis-demminde |
Amt
Frau Ordnungsamt
e Arsprechpsriner Znnmer
Frau Affeldt 319
Sic finden uns ® Ted N
Hanseufer 3 (039 98) 4 34-3 85
E-Mail-Adresse

Datum und Zeichen Tves Schreihens . Mein Zeichen On Duatum
33.30.20 Demmin 1. Mérz 2006

Antrag auf Einbiirgerung vom 24, November 2005

Schr gechrte Frau

eine Grundvoraussetzung fiir eine Antragstellung auf Einbiirgerung ist, dass der Antragsteller
Ausliinder ist,

Sie geben an, Staatsbiirgerin der DDR zu sein und die Staatsangehdrigkeit der Bundesrepublik
Deutschland erwerben zu wollen.

Personen, die die Staatsangehdrigkeit der ehemaligen DDR besaBen, waren aber auch deutsche
Staatsangehdrige. Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Beschluss vom 21. Oktober 1987
- 2BvR 373/83 ~ BVerfGE 77. 137 Ausfithrungen zum Fortbestand der einheitlichen deutschen
Staatsangehdrigkeit gemacht. Daraus ergibt sich, dass der Erwerb der Staatsbilrgerschafl der
DDR zum Erwerb der deutschen Staatsangehdrigkeit gefihrt hat. Grundsidtzlich sind alle
Personen, die bis 2um Ablauf des 2. Oktober 1990 die Staatsbiirgerschaft der DDR besessen
haben, mit der Herstellung der Einheit Deutschiands - in den Grenzen des ordre public —
deutsche Staatsangchdrige geblicben. Die Bundesrepublik Deutschland hatte am Fortbestand
ciner fiir alle Deutschen geltenden gemeinsamen deutschen StaatsangehSrigkeit im Sinne des
Reichs- und Staatsangehorigkeitsgesetzes (RuStAG jetzt StAG) von 1913 stets festgehalten. Aus
dem Grundsatz des Fortbestandes des deutschen Staatsvolkes folgt. dass es eine
Staatsangehdrigkeit der Bundesrepublik Deutschland, deren Erwerb Sie anstreben, nicht gibt.

AUSSERSTELLT ALTENTREFTOW AUSSENSTELLE MALCMIN KONTO DER KREISKASSY
Urusocesy & Posach 15 6% FraoRestes Pz v Posiich 12 62 Sparkusse
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,LANDKREIS DEMMIN DER LANDRAT PF 1254 17102 Demmin 1. Marz 2006
Antrag auf Einbiirgerung vom 24. November 2005
Sehr geehrte Frau

eine Grundvoraussetzung fir eine Antragstellung auf Einburgerung ist, dass der Antragsteller
Auslander ist. Sie geben an, Staatsburgerin der DDR zu sein und die Staatsangehdrigkeit
der Bundesrepublik Deutschland erwerben zu wollen.

Personen, die die Staatsangehorigkeit der ehemaligen DDR besaRen, waren aber auch
deutsche Staatsangehorige. Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Beschluss vom
21. Oktober 1987 - 2BvR 373/83 — BverfGE 77. 137 Ausflihrungen zum Fortbestand der
einheitlichen deutschen Staatsangehérigkeit gemacht. Daraus ergibt sich, dass der Erwerb
der Staatsburgerschaft der DDR zum Erwerb der deutschen Staatsangehorigkeit gefuhrt hat.
Grundsaétzlich sind alle Personen, die bis zum Ablauf des 2. Oktober 1990 die
Staatsbirgerschaft der DDR besessen haben, mit der Herstellung der Einheit Deutschlands -
in den Grenzen des ordre public - deutsche Staatsangehorige geblieben. Die
Bundesrepublik Deutschland hatte am Fortbestand einer fiir alle Deutschen geltenden
gemeinsamen deutschen Staatsangehorigkeit im Sinne des Reichs- und
Staatsangehorigkeitsgesetzes (RuStAG jetzt StAG) vom 1934 stets festgehalten. Aus
dem Grundsatz des Fortbestandes des deutschen Staatsvolkes folgt, dass es eine
Staatsangehorigkeit der Bundesrepublik Deutschland, deren Erwerb Sie anstreben,
nicht gibt.“
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»NATO und Warschauer Pakt“ - Karte vor der NATO-Ost-Expansion ab 1990
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12.1 Kalter Krieg im nicht beendeten zweiten Weltkrieq:

Vorbereitunqg der feindlichen Ubernahme der DDR

durch die BRD = Der Anfang vom Ende!

Quede nlitps 'de wivpeda org 'wikl Besatzungsmacht

"Besatzungsmacht bezeichnet einen
Staat, der einen anderen Staat oder einen
Teil davon besetzt halt.

Die Besatzungsmacht, als in der Regel

militarische Verwaltung (Militarregierung),

ubernimmt in den meisten Fallen laut
Besatzungsrecht auch grofie Bereiche der
Exekutive im besetzten Gebiet {(...)

Die von einer Besatzungsmacht
ausgelbte Herrschaft wird als

Besatzungsregime bezeichnet.”

Sowohl die "Bundesrepublik
Deutschland" als auch die "Deutsche
Demokratische Republik"” sind im
Rahmen des sog. "Besatzungsstatuts”
errichtete Verwaltungs-Organisationen

und damit Besatzungsregime!

EEHMANY-,

MAR-~ nccummu AREAS

KARTE »= BESATZU GS-ZONEN /

." 1

LEGEND ERELARUNG

Peamatedr carmite

»Die von einer Besatzungsmacht ausgeiibte Herrschaft wird als Besatzungsregimé
bezeichnet.”“ Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Besatzungsmacht

Die Tauschung aller Volker durch eine sog.
»Wiedervereinigung“ Deutschlands = des
Deutschen Reiches, was in der Rechtsrealitat

unsinnig ist, da Deutschland seit dem

23. Mai 1945 als Ganzes in den Grenzen vom
31. Dezember 1937 weiter handlungsunfahig

fortbestand und besteht!

Besatzungsregime B tritt Besatzungsregime A bei.

g__if/ \ O -
,,Dle Tauschung aIIer Vélker durch eine sog ,,Wlederveremlgung“ Deutschlands des
Deutschen Reiches, was in der Rechtsrealitit unsinnig ist, da Deutschland seit dem
23. Mai 1945 als Ganzes in den Grenzen vom 31. Dezember 1937 weiter
handlungsunfahig fortbestand und besteht! Besatzungsregime B tritt
Besatzungsregime A bei. Inkorporation A + B A In-kor-po-ra-tion 2a. RECHTSPRACHE
Eingemeindung - Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Inkorporation (Recht)

e
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Seite 116 von 387

\ A



https://de.wikipedia.org/wiki/Besatzungsmacht
https://de.wikipedia.org/wiki/Inkorporation_(Recht)

Josef Stalins mysterioser Tod!

Stalins Tod 6ffnete den westromischen Nazis die Tur zur UdSSR!

Molotows Mordthese: Der ehemalige Aullenminister Wjatscheslaw Molotow
behauptete spater, Beria habe Stalin vergiftet. Denn der habe gewusst, dass der
Diktator ihn als Nachstes hinrichten lassen wollte. Beria wurde wenige Monate nach
Chruschtschows Amtsantritt verhaftet und hingerichtet.

Tod

Am Abend des 28. Februar 1953 traf sich Stalin mit Lawrenti Beria, Georgi Malenkow,
Nikolai Bulganin und Nikita Chruschtschow zum Abendessen mit begleitendem
Trinkgelage auf seiner Datscha in Kunzewo. Die Unterredung, gegen deren Ende
Stalin in einem langen Monolog seine Mitarbeiter heftig kritisierte, dauerte bis vier Uhr
am Morgen des 1. Marz 1953. Nach der Verabschiedung seiner Gaste erlitt Stalin in
seinem Zimmer unbemerkt einen Schlaganiall.

Nikita Sergejewitsch Chruschtschow (i) war ein sowjetischer
Politiker und von 1953 bis 1964 als Erster Sekretar der KPdSU der méchtigste Politiker
der Sowjetunion.

Nach dem Tod Josef Stalins leitete er mit seiner 1956 auf dem XX. Parteitag der
KPdSU gehaltenen Geheimrede die Entstalinisierung ein, was als Beginn der

Tauwetter-Periode gilt. Chruschtschow wurde 1958 auch Vorsitzender des Ministerrats

Quaten: hips.de. ta_Sergeeatisch_ Chruschischow
hetps:iide sk Josal_Staln¥Ted

»Tod Am Abend des 28. Februar 1953 traf sich Stalin mit Lawrenti Beria, Georgi Malenkow,
Nikolai Bulganin und Nikita Chruschtschow zum Abendessen mit begleitendem Trinkgelage
auf seiner Datscha in Kunzewo. Die Unterredung, gegen deren Ende Stalin in einem langen
Monolog seine Mitarbeiter heftig kritisierte, dauerte bis vier Uhr am Morgen des 1. Marz
1953. Nach der Verabschiedung seiner Gaste erlitt Stalin in seinem Zimmer unbemerkt
einen Schlaganfall. Nikita Sergejewitsch Chruschtschow (...) war ein sowjetischer
Politiker und von 1953 bis 1964 als Erster Sekretar der KPdSU der machtigste Politiker der
Sowjetunion. Nach dem Tod Josef Stalins leitete er mit seiner 1956 auf dem XX. Parteitag
der KPdSU gehaltenen Geheimrede die Entstalinisierung ein, was als Beginn der
Tauwetter-Periode gilt. Chruschtschow wurde 1958 auch Vorsitzender des Ministerrats.*
Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Nikita Sergejewitsch Chruschtschow
https://de.wikipedia.org/wiki/Josef Stalin#Tod
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Das Herz des groften Menschen unserer Epoche,
des Genossen J.W. STALIN, hat aufgehort zu schlagen
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»NEUES DEUTSCHLAND

ORGAN DES ZENTRALKOMITEES DER SOZIALISTISCHEN EINHEITSPARTEI
DEUTSCHLANDS - Das Herz des grof3ten Menschen unserer Epoche,

des Genossen J. W. STALIN, hat aufgehort zu schlagen®
Quelle: https://www.jugendopposition.de/node/149559?quid=3809
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12.2 Kalter Krieq: ClIA-Farbrevolution der ,,Volksaufstand*
vom 17. Juni 1953!

Central Intelligence Agency - CIA —

Staatliche Ebene Bund

Aufsichtsbehorde(n) Direktor of National Intelligence
Bestehen seit 18. September 1947

Hauptsitz Georeg Bush Center for Intelligence, Langley, VA
Behordenleitung Director: William Joseph Burns

Deputy Director: David S. Cohen
General Counsel: Kate Heinzelman

Mitarbeiter 21.575M" offizielle Angaben unterliegen der Geheimhaltung

Haushaltsvolumen ca. 14,8 Mrd. US-Dollar’?, offizielle Angaben unterliegen der
Geheimhaltung

Webseite www.cia.gov
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Die Nazi-Kollaboration des CIA

Nazi-Verbrecher in amerikanische Forschung und Geheimdienste

Eine erste geheime Aktion der CIA war es, heimlich zahlreiche hochrangige Nazis aus dem Um-
feld des deutschen Nachrichtendienstes und der Waffenentwicklung nach Amerika zu holen.
Man wollte vom Wissen dieser Nazis profitieren, unabhangig davon, ob es sich bei ihnen um
Kriegsverbrecher handelte und sie in Deutschland verurteiit worden wdren. Dies war ein gefahr-
liches Spiel, da man die USA sozusagen absichtlich mit Nazigedankengut . infizierte”.

Operation Overcast und Operation Paperclip

In der geheimen Operation Overcast wurden deutsche Nazis mit technischem Wissen sogar in
deutschen Gefangnissen gesucht, um das Wissen fiir die USA zu sichern. In der darauffolgen-
den geheimen Operation Paperclip hat man sie nach Amerika gebracht.

Prasident Truman machte zwar zur Bedingung, dass die Deutschen keine Nazis sein dirfen. Bei
Bedarf jedoch hat die ClA und das FBI belastende Dokumente zur Nazi-Vergangenheit bereinigt

oder vernichtet.

Unten die Fotos von Arthur Rudolf (Raketentechniker), Herrmann Becker-Freyseng (Luftfahrt-

Mediziner), Otto von Bolschwing (S5-Mann im Geheimdienst), Wernherr von Braun (Raketen-
techniker) und Siegfried Ruff (Luftfahrt-Mediziner).

Eine Liste der von den USA rekrutierten Nazis findet man im Harry Brunser Report (Info in Wiki-
pedia).

»Nazi-Verbrecher in amerikanische Forschung und Geheimdienste

Eine erste geheime Aktion der CIA war es, heimlich zahlreiche hochrangige Nazis aus dem
Umfeld des deutschen Nachrichtendienstes und der Waffenentwicklung nach Amerika zu
holen. Man wollte vom Wissen dieser Nazis profitieren, unabhangig davon, ob es sich bei
ihnen um Kriegsverbrecher handelte und sie in Deutschland verurteilt worden waren. Dies
war ein gefahrliches Spiel, da man die USA sozusagen absichtlich mit Nazigedankengut
.infizierte“. Operation Overcast und Operation Paperclip In der geheimen Operation
Overcast wurden deutsche Nazis mit technischem Wissen sogar in deutschen Gefangnissen
gesucht, um das Wissen fur die USA zu sichern. In der darauffolgenden geheimen
Operation Paperclip hat man sie nach Amerika gebracht. Prasident Truman machte zwar
zur Bedingung, dass die Deutschen keine Nazis sein durfen. Bei Bedarf jedoch hat die CIA
und das FBI belastende Dokumente zur Nazi-Vergangenheit bereinigt oder vernichtet. Unten
die Fotos von Arthur Rudolf (Raketentechniker). Herrmann Becker-Freyseng (Luftfahrt-
Mediziner), Otto von Bolschwing (SS-Mann im Geheimdienst), Wernher von Braun
(Raketentechniker) und Siegfried Ruff (Luftfahrt-Mediziner). Eine Liste von den USA
rekrutierten Nazis findet man im Harry Brunser Report (Info in Wikipedia).*

Quelle: https://meinstein.ch/geschichte/cia-und-nazi-verbrecher/
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,Der Volksaufstand 17. Juni“ als zeitgleiche Aktionen zur feindlichen
Ubernahme der DDR
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Kriegsrecht im nicht beendeten ,,Zweiten Welt-Krieg“!

des Militarkommandanten des sowjetischen
Sektors von Berlin

des

im sowjetischen Sektor von Berlin

Fiir die llc'rb(.-iliillnmg ciner festen ffentlichen Ordnung im sowjetischen Sektor von
Berlin wird befohlen:

1. Ab 13 Uhr des 17. Juni 1953 wird im sowjetischen Sekior von Berlin der Ausnahme-
zustand verhingt.

2. Alle Demonstrationen, Versammlungen, Kundgebungen und sonstige Menschen-
ansammlungen iiber 3 Personen werden auf Strafien und Platzen wie audh in difent-
lihen Gebiuden verboten.

3. Jeglicher Verkehr von FuBigingern und der Verkehr von Kralii und

Fahrzeugen wird von 9 Uhr abends bis 3 Uhr morgens verboten

4. Diejenigen, die gegen diesen Befehl versiofien, werden nach
bestrait.

en Rriegsgeseizen

Militirkommandani des sowjetischen Sektors
jor Dib
Berlin, den 17. Juni 1953 Generalmajor Dibrowa
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,,Befehl

des Militarkommandanten des Sowjetischen Sektors von Berlin

Betrifft:

Erklarung
des

Ausnahmezustandes
im sowjetischen Sektor von Berlin

Fur die Herbeiflihrung einer festen offentlichen Ordnung im sowjetischen Sektor von Berlin
wird befohlen:

1.

Ab 13 Uhr des 17.Juni 1953 wird im sowjetischen Sektor von Berlin der
Ausnahmezustand verhangt.

Alle Demonstrationen, Versammlung, Kundgebungen und sonstige
Menschenansammlungen Uber 3 Personen werden auf Strallen und Platzen wie
auch in offentlichen Gebauden verboten.

Jeglicher Verkehr von FuRgangern und der Verkehr von Kraftfahrzeugen und
Fahrzeugen wird von 9 Uhr abends bis 5 Uhr morgens verboten.

Diejenigen, die gegen diesen Befehl verstolien, werden nach den Kriegsgesetzen
bestraft.

Militarkommandant des sowjetischen Sektors von Berlin
Generalmajor Dibrowa

Berlin, den 17. Juni 1953
Quelle: https://17juni53.de/chronik/530617/530617 ausnahme.html
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12.3 Der 13. August 1961!

Der ,.antifaschistische Schutzwall“ (sog. ,,o_l_ie Mauer) zur Abwehr
der inneren und auferen feindlichen Ubernahmeaktion

NS-Gesinnung des Konrad Adenauer und die Ost-Expansionsplane der BRD

W ’

Quelle: https://www.deutscheundpolen.de/ereignisse/ereignis jsp/key=adenauer im_ordensmantel 1958.html
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Der CIA-Spionagetunnel ,,Operation Gold*!

,Die Operation Gold (bei den Briten auch als Operation Stopwatch bezeichnet) war eine
gemeinsame Spionageaktion, die vom amerikanischen CIA und dem britischen Secret
Intelligence Service durchgefuhrt wurde, um ab 1955 in Berlin Telefonleitungen der
Deutschen Post der DDR, Uber die das Hauptquartier der Sowjetischen Armee Gesprache
fuhrte, mit Hilfe eines Tunnels anzuzapfen, der unter den sowjetisch besetzten Sektor der
Stadt gegraben wurde.” Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Operation Gold

-

Operation Gold: The CIA’s Berlin Tunnel - Warfare
History Network

Besuchen

,Operation Gold: The ClAs Berlin Tunnel“
Quelle: https://warfarehistorynetwork.com/article/operation-gold-the-cias-berlin-tunnel/
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25JAHRE
ANTIFASCHISTISCHER
SCHUTZWALL

1986

Geplante operative MaBnahmen der BRD gegen die DDR ab 1950:

- innere Zersetzung durch Wirtschaftskrieg (Sanktionen), gezielte Abwerbung von
Fachkraften, Abkauf der Warendecke, Anschlage auf Infrastruktur und wirtschaftliche
Einrichtungen

- nach erfolgreicher Zersetzung Durchfiihrung einer Farbrevolution und einer
unterstitzenden militdrischen Invasion als libliche Humanitdre MaBnahme der ,,Freien
westlichen Welt“ - militarische Codierungen ,,Fall Rot“, ,,Ulmer Spatz“, ,,Winterschild“,
»Side Step“, ,,Hold Fast*, Wallenstein Ill um 1960 - 1961

DDR-Doku Sonntag, der 13. - 20 Jahre Berliner Mauer (1981)

Quelle: https://youtu.be/HikkETM-XRE

Der 13. August 1961 - Der Antifaschistische Schutzwall

Quelle: https://youtu.be/JCsm3mrQHfc

P Pl o) 1353/4772
NATO-Angriffs-Manover ,,Holdfast*“ 1960
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DDR-Dok."Sonntag, der 13." 20 Jahre Berliner Mauer (1981)
,Wallenstein III*
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,Geheime Bundessache”

Seite 128 von 387




TECIIA AU DXCLATCM,, WU T VFals RS Yy masnas

wird. Beide Dinge einzeln angewandt, wiirde zu
keizem Erl’olg filhren. Zusammen angewandt,
konnen sie der Sache des Friedens und der Frei-
heit nitzlich sein.™

Erhohung der
US-Sireitkrafte

Kennedy kindigte an, dafl er den amerika

ehon Nanareft heoute um Zusnmmung 1)

»Erhohung der US-Streitkrafte*

KENNEDY'

l ...... B~ Seid bereit,
fiir West-Berlin

P Pl ) 1as50/17:33

»Kennedy: Seid bereit fur West-Berlin zu kampfen!*
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P Pl o) 1456/17:33

,DIE WELT — ,Die NATO will ihre Truppen sofort um 80000 Mann verstarken
Sechs Divisionen in USA alarmbereit*

- BPFERHUNG
CBER DI GRUNDSATZE rom
DES MuTEESTIMOAAY NGSRECHTES mm CESTALTUNG
BETRIEREN MITTEIDSEY ARSEITNEIMER IN DEN
AHREND DER UBERGANGSZET

ITSCHLANDS W

» Pl ) 101774772

,EMPFEHLUNG UBER DIE GRUNDSATZE FUR DIE GESTALTUNG DES
MITBESTIMMUNGSRECHTES DER ARBEITNEHMER IN DEN BETRIEBEN
MITTELDEUTSCHLANDS WAHREND DER UBERGANGSZEIT (Verabschiedet auf der
Plenarsitzung am 17. Marz 1961) Mit der Schaffung einer freiheitlich-demokratischen
Grundordnung ist in Mitteldeutschland nach der Wiedervereinigung in den Betrieben eine
Betriebsverfassung einzuflhren, die das Recht der Arbeitnehmer auf eine von ihnen legiti-...
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P Pl ) 1042/4772

,Rheinischer Merkur und was 6stlich von Elbe und Werra liegt, sind seine unerlosten
Provinzen. Entschlésse man sich zu dieser natirlichen Sprechweise, so wiirde sogleich
jedem verstandlich, daB die Aufgabe nicht Wiedervereinigung heiBt, sondern Befreiung
des Verlorenen. Dann wurde(...)*

> Pl o) 110774772

.Frankfurter Rundschau ,Fiir uns und die Mehrheit des deutschen Volkes wird die
Wiedervereinigung nicht an der Oder-NeiBe-Linie enden, sondern die Befreiung der
Mittelzone lediglich den ersten Abschnitt darstellen.”
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#omifche Wundfchan

> Pl ) 113074792

»Kolnische Rundschau Stadt-Ausgabe, alle Mittel des kalten Krieges, des
Nervenkrieges und des SchieBkrieges anzuwenden,(...)*

-
SR s
Pl o) 150374712

-3
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DDR-Dok."Sonntag, der 13." 20 Jahre Berliner Mauer (1981)

DDR-Dok."Sonntag, der 13." 20 Jahre Berliner Mauer (1981)

»(...)hatten wir geschworen, alles daranzusetzen, dal von deutschem Boden niemals
mehr ein Krieg ausgeht.(...)“ Quelle: DDR-Doku Sonntag, der 13. - 20 Jahre Berliner Mauer
(1981) https://youtu.be/HkkETM-XRE Der 13. August 1961 - Der Antifaschistische Schutzwall
https://youtu.be/JCsm3mrQHfc
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Schutz dem Aufbau
unserer Republik!

o
Das Amt fiir Information teilt mit: :
Der Ministerrat der Deutschen Demokratischen Republik trat am Montag, dem 26. Mai 1952, zu einer
auflerordentlichen Sitzung zusammen, um zu der Lage Stellung zu nehmen, die sich daraus ergeberr hat,
daf} die Bonner Regierung und die Westmiichte an der Demarkationslinie der Deutschen Demokratischen
Republik zahlreiche Zwischenfille hervorrufen und Spione, Terroristen und Schmuggler iiber die Demar~
kationslinie in die Deutsche Demokratische Republik entsenden. ‘In“ einer groBen Zahl von Kundgebungen
hat die Bevolkerung, besonders in den davon betroffenen Gebieten, die Regierung um Schutzmafinahmen
gegen die feindlichen Agenten gebeten, die durch ihre Attentate den Aufbau der Deutschen Demokra-<
tisehen Republik untergraben und die Hebung des Wohlstandes unserer Bevolkerung erschweren wollen,
Nach einer ausfithrlichen Begriindung durch den Staatssekretir beim Ministerprisidenten, Werner
! Eggerath, der an Hand zahlreicher Beispiele nachwies, daB diec Grenzprovokationen seitens der Bonner
Regierung und der westlichen Besatzungsmichte zu einem System geworden sind, nahm der Ministerrat
nach einer Aussprache, an der sich der Stellvertreter des Mmlsterpriisldenten Otto Nuschke, dle Minister
Zaisser, Dertinger, Hamann und ‘Burmeister beteiligten, einstimmig eine Verordnung iiber MaBnahmen
an der Demarkationslinie zwischen der Deutschen Demokrahsehen Republik und den westlichen
Besatzungszonen Deutschlands an.

\ Verordnung

iiber Mainahmen an der Demarkationslinie zwischen der Deutschen Demokratischen Republik
und den westlichen Besatlzungszonen Deutschlands vom 26. Mal 1952 %

e e e R sl

Die Regierung der Deutschen Demokratlschen Republik hat tischen Repubhk zu schleusen. Diese haben nach Ausmhnmg

der Bonner Regierung und den Regierungen der Westmichte
Vorschliige tber die Durchfithrung freier gesamtdeutscher
Wahlen und den baldméglichsten AbschluB8 eines Friedens-
vertrages mit Deutschland zugeleitet. Dabei lieB sich die Re-
gierung der Deutschen Demokratischen Republik von dem ein-
miitigen Willen 8es Volkes leiten, der auf die Erhaltung
des Friedens und die Einheit Deutschlands gerichtet ist. Diese
Vorschlige wurden von der Bonner Adena\xer—Regierung ab-
gelehnt, die auf Weisung der amerikanischen, englischen und
franzésischen Besatzungsmiichte sich anschickt, den, General-
kriegsvertrag abzuschlieBen, der gegen den Friedensvertrag und
die Wiederhefellung der Einheit Deutschlands gerichtet ist. In
Befolgung ihrer Kriegspolitik haben die Bonner Regierung und
die westlichen Besatzungsmiichte an der Demarkationslinie
einen strengen Grenz-' und Zolldienst eingefiihrt, um sich von
der Deutschen Demokratischen Republik abzugrenzen und da-
“ durch die Spaltung Deutschlands zu vertiefen.

Das Fehlen eines entsprechenden Schutzes der Demarkations-
linie seitens der Deutschen Demokratischen Republik wird ven
den Westmiichten dazu at t, um in i groflerem Um-
fange Spione, Diversanten, Terroristen und Schmuggler iiber
die, Demarkationslinie in das Gebiet der Deutschen Den)okra-

ihrer verbrecherischen Aui’gaben bislang Jeicht die Moglichkeit,
ungehindert {iber die Demarkationslinie nach Westdeutschland
zuriickzukehren.

Auf diese Art versuchen die teindlichen,Agenten die Erfolge
des friedlichen wirtschaftlichen und kulturellen Aufbaus der
Deutschen Demokratischen Republik zu untergraben, die
weitere Hebung des Wohlstandes der Bevélkerung der Deut-
schen Demokratischen Republik zu erschweren und die demo-~
kratische Ordnung und Gesetzlichkeit, die Stiitze des deutschen
Volkes im Kampf fiir Frieden, Einheit und friedlichen Aufbau,
zu erschiittern.

Dureh diese Handlungen der amerikanischen, englischen und
franzosischen Besatzungsmiichte und der Bonner Regierung
sieht sich die Regierung der Deutschen Demokratischen
Republik gezwungen, MaBnahmen zu ergreifen, die die Ver-
teidigung der Interessen der Bevilkerung der Deutschen Demo~
kratischen Republik zum Ziele haben und die ein Eindringen

~von feindlichen Agenten in das C-biet der Deutschen Demo-

kratischen Republik unméglich machen.

Die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik ver- -
ordnet:

§1 =
- Das Ministerium fiir Staatssicherheit wird beauftragt, unverziiglich strenge MaBnahmen zu treffen fiir die Verstirkung det

R

asa D

kratischen Republik und den westlichen Besatzungszonen, um

B ch der Demarkationslinie zw der D

ein weiteres Eindringen ven Diversanten, Spionen, Terroristen und Schidlingen in das Gebiet der Deutschen Demokratischen

. § 2
Alle zar Durchfithrung dieser Mafinahmen getroffenen Anardnungen, Bestimmungen und Anweisungen sind unter dem Gesichts-
punkt zu erlassen, daB sie bei einer Verstindigung iiber die Durchfithrung gesamtdeutscher freier Wahlen zur Herbeifiihrung der

Republik zu verhindemmn.

TN 1.

Einheit D auf d

kratischer und friedlicher Grundlage sofort

werden ko

Toehok

§ 3

Diese Verordnung tritt mit dem heutigen Tage in Kraft.

Berlin, den 26. Mai 1952

e / Die Regierung
der Deutschen Demokratischen Republik
0. Grotewohl
Ministerprisident
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Bekanntmachung:

»Schutz dem Aufbau unserer Republik! Das Amt fiir Information teilt mit:

Der Ministerrat der Deutschen Demokratischen Republik trat am Montag, dem 26.Mai 1952, zu einer
aufierordentlichen Sitzung zusammen, um zu der Lage Stellung zu nehmen, die sich daraus ergeben
hat, dal® die Bonner Regierung und die Westmachte an der Demarkationslinie der Deutschen
Demokratischen Republik zahlreiche Zwischenfalle hervorrufen und Spione, Terroristen und
Schmuggler Gber die Demarkationslinie in die Deutsche Demokratische Republik entsenden. In einer
grolRen Zahl von Kundgebungen hat die Bevdlkerung, besonders in den davon betroffenen Gebieten,
die Regierung um Schutzmaf3nahmen gegen die feindlichen Agenten gebeten, die durch ihre Attentate
den Aufbau der Deutschen Demokratischen Republik untergraben und die Hebung des Wohlstandes
unserer Bevdlkerung erschweren wollen. Nach einer ausfihrlichen Begriindung durch den
Staatssekretar beim Ministerprasidenten, Werner Eggerath, der an Hand zahlreicher Beispiele
nachwies, dal} die Grenzprovokationen seitens der Bonner Regierung und der westliche
Besatzungsmachte zu einem System geworden sind, nahm der Ministerrat nach einer Aussprache, an
der sich der Stellvertreter des Ministerprasidenten Otto Nuschke, die Minister Zaisser ,Dertinger,
Hamann und Burmeister beteiligten, einstimmig eine Verordnung iber Malnahmen an der
Demarkationslinie zwischen der Deutschen Demokratischen Republik und den westlichen
Besatzungszonen Deutschlands an. Verordnung iiber MaBRnahmen an der Demarkationslinie
zwischen der Deutschen Demokratischen Republik und den westlichen Besatzungszonen
Deutschlands vom 26. Mai 1952 Die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik hat der
Bonner Regierung und den Regierungen der Westmachte Vorschlage Gber die Durchfiihrung freier
gesamtdeutscher Wahlen und den baldméglichsten Abschluf? eines Friedensvertrages mit
Deutschland zugeleitet. Dabei lieR® sich die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik von
dem einmutigen Willen des Volkes leiten, der auf die Erhaltung des Friedens und die Einheit
Deutschlands gerichtet ist. Diese Vorschlage wurden von der Bonner Adenauer-Regierung abgelehnt,
die auf Weisung der amerikanischen, englischen und franzdsischen Besatzungsmachte sich
anschickt, den Generalkriegsvertrag abzuschlielen, der gegen den Friedensvertrag und die
Wiederherstellung der Einheit Deutschlands gerichtet ist. In Befolgung ihrer Kriegspolitik haben die
Bonner Regierung und die westlichen Besatzungsméachte an der Demarkationslinie einen strengen
Grenz- und Zolldienst eingefiihrt, um sich von der Deutschen Demokratische Republik abzugrenzen
und dadurch die Spaltung Deutschlands zu vertiefen. Das Fehlen eines entsprechenden Schutzes der
Demarkationslinie seitens der Deutschen Demokratischen Republik wird von den Westméachten dazu
ausgenutzt, um in immer grofReren Umfange Spione, Diversanten, Terroristen und Schmuggler tber
die Demarkationslinie in das Gebiet der Deutschen Demokratischen Republik zu schleusen. Diese
haben nach Ausfliihrung ihrer verbrecherischen Aufgaben bislang leicht die Mdglichkeit, ungehindert
Uber die Demarkationslinie nach Westdeutschland zuriickzukehren. Auf diese Art versuchen die
feindlichen Agenten die Erfolge des friedlichen wirtschaftlichen und kulturellen Aufbaus der Deutschen
Demokratischen Republik zu untergraben, die weitere Hebung des Wohlstandes der Bevdlkerung der
Deutschen Demokratischen Republik zu erschweren und dir demokratische Ordnung und
Gesetzlichkeit, die Stitze des deutschen Volkes im Kampf fur Frieden, Einheit und friedlichen Aufbau,
zu erschuttern. Durch diese Handlungen der amerikanischen, englischen und franzésischen
Besatzungsmachte und der Bonner Regierung sieht sich die Regierung der Deutschen
Demokratischen Republik gezwungen, MalRnahmen zu ergreifen, die die Verteidigung der Interessen
der Bevdlkerung der Deutschen Demokratischen Republik zum Ziele haben und die ein Eindringen
von feindlichen Agenten in das Gebiet der Deutschen Demokratischen Republik unméglich machen.
Die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik verordnet:

§ 1 Das Ministerium fiir Staatssicherheit wird beauftragt, unverziiglich strenge MaBnahmen zu
treffen fiir die Verstarkung der Bewachung der Demarkationslinie zwischen der Deutschen
Demokratische Republik und den westlichen Besatzungszonen, um ein weiteres Eindringen
von Diversanten, Spionen, Terroristen und Schadlingen in das Gebiet der Deutschen
Demokratischen Republik zu verhindern. § 2 Alle zur Durchfithrung dieser MaBnahmen
getroffenen Anordnungen, Bestimmungen und Anweisungen sind unter dem Gesichtspunkt zu
erlassen, daB sie bei einer Verstandigung tiber die Durchfiihrung gesamtdeutscher freier
Wahlen zur Herbeifithrung der Einheit Deutschlands auf demokratischer und friedlicher
Grundlage sofort aufgehoben werden kéonnen. § 3 Diese Verordnung tritt mit dem heutigen
Tage in Kraft. Berlin, den 26. Mai 1952 Die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik
O. Grotewohl Ministerprasident“ Quelle: https://www.chronik-der-mauer.de/180098/ursachen-fuer-
den-bau-der-berliner-mauer?type=galerie&show=image&i=183806
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ministerrats . . 18. 8. 61 . . beschluB des ministerrats

Sohliafs mit der Wenschenfalle Westherbin!

Einmiitige Bekenntnisse der Biirger unseres Kreises zu den MafSnahmen des Ministerrats der Deutschen
Demokratischen Republik:

G

Herr Giirtner, Lehrer in Ludwigsfelde: ,Ich begriiBe den BeschluB des Ministerrats. Es ist hochste Zeit,
daB diese MaBnahmen zum Schutz unserer Republik getroffen wurden.”

Frau Lucie Schd G haftsbduerin in Wietstock: ,Wir haben heute in unserer LPG ,Thomas
Miintzer® {iber die MaBnahmen unserer Regierung gesprcchen und begriifen die weitere Verstdrkung des
Schutzes unserer Republik. Zur Stidrkung unseres Arbeiter-und-Bauern-Staates nutzen wir auch den heuti-
gen Sonntag, um die Ernte verlustlos zu bergen.”

Herr Papmar, aus dem Industriewerk Ludwigsfelde: ,Diese MaBnahmen finden meine volle Zustimmung.
Dem Menschenhandel und der Republikflucht ist endlich ein Riegel vorgeschoben.®

Schutz der DDR - Sicherung des Friedens -
Sicherheit anderer sozialistischer Staaten -

das sind die Ziele dieser Mainahmen.

Solche unmenschlichen Handlungen, wie die der Eheleute Hiineburg aus Zossen, die ihr Kleinkind im Stich
lieBen und sich in die Finge der westlichen Kopfjéger begaben, sind nicht mehr moglich!

Eine ,Mutter®, wie die des Bill Wagner aus Wiinsdorf, wird nicht mehr ihr Kind an die Menschenhéndler
verkuppeln kénnen.

Diesen Elementen, Lumpen und Verritern, Agenten und Provokateuren wurde ein energisches Halt geboten.
Halt durch unsere Regierung. Halt durch die Arbeiterklasse!

Binges des Kneises Zossen !

Ubt Disziplin und helft bei der Verwirklichung dieser Mak-

nahmen!

Seid wachsam gegeniiber Machenschaften des Gegners!

Vollbringt neue Taten am Arbeitsplatz zur Stirkung unseres
Friedensstaates!

Seid aktive Kidmpfer fiir einen Friedensvertrag mit Deutschland !

Nationale Front des demokratischéen Deutschland

i Kreisausschuf8 Zossen

I-12-15 T 4 FsG 004/61 1148 3
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Ministerrats 13. 8. 61 Beschlul® des Ministerrats

SchluB mit der Menschenfalle Westberlin!

Einmutige Bekenntnisse der Blirger unseres Kreises zu den MaBnahmen des
Ministerrats der Deutschen Demokratischen Republik:

Herr Gartner, Lehrer in Ludwigsfelde: ,Ich begriiRe den Beschlul® des Ministerrats.
Es ist hochste Zeit, dal diese Mallnahmen zum Schutz unserer Republik getroffen
wurden.”

Frau Lucie (...), Genossenschaftsbauerin in Wietstock: ,Wir haben in unserer
LPG ,Thomas Mintzer“ Giber die Ma3nahmen unserer Republik gesprochen und
begrifRen die weitere Verstarkung des Schutzes unserer Republik. Zur Starkung
unseres Arbeiter-und-Bauern-Staates nutzen wir den heutigen Sonntag, um die
Ernte verlustlos zu bergen.*

Herr Papmar, aus dem Industriewerk Ludwigsfelde: ,Diese MaRnahmen finden
meine volle Zustimmung. Dem Menschenhandel und der Republikflucht ist endlich
ein Riegel vorgeschoben.*

Schutz der DDR - Sicherung des Friedens —
Sicherheit anderer sozialistischer Staaten —

das sind die Ziele dieser MaBRnahmen.

Solche unmenschlichen Handlungen, wie die der Eheleute Hiineburg aus Zossen, die
ihr Kleinkind im Stich lieRen und sich in die Fange der westlichen Kopfgeldjager
begaben, sind nicht mehr mdéglich! Eine ,Mutter®, wie die des (...) Wagner aus
Winsdorf, wird nicht mehr ihr Kind an die Menschenhandler verkuppeln kénnen.

Diesen Elementen, Lumpen und Verratern, Agenten und Provokateuren wurde
ein energischer Halt geboten, Halt durch unsere Regierung. Halt durch die
Arbeiterklasse!

Burger des Kreises Zossen!
Ubt Disziplin und helft bei der Verwirklichung dieser MaRnahmen!
Seid wachsam gegeniiber Machenschaften des Gegners!
Vollbringt neue Taten am Arbeitsplatz zur Starkung unseres Friedensstaates!
Seid aktive Kampfer fiir einen Friedensvertrag mit Deutschland!

Nationale Front des demokratischen Deutschland
KreisausschuBB Zossen

Quelle: https://www.hdg.de/lemo/bestand/objekt/dokument-flugblatt-menschenfalle.html
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Willkommen in der DDR

WO DAS NEUE DEUTSCHLAND WACHST!

Die geschichtliche Aulgabe der Arbeiler—und-Bauern-ﬂléchi in der Deuischen
Demokratischen Republik besteht darin, alles zu tun, damit nie wieder von
deutschem Boden ein Krieg ausgeht.

Deshalb ist es unsere Aufgabe, eine solche Friedenspolitik durchzufiihren, die
nach Westdeutschland und in all die Lénder ausstrahlt, in denen die Friedens-
krdfte noch nicht gesiegt haben. Wir wollen durch unsere Friedenspolitik errei-
chen, daB die Kraft der Bevslkerung in Westdeutschland wéchst, damit auch
dort die Ultras und Militaristen zuriickgedréingt und gebéndigt werden.

Unsere AuBenpolitik ist beispielgebend fiir ganz Deutschland. Wir
haben eine neue AuBenpolitik der friedlichen und freundschaftlichen
Beziehungen zur Sowjetunion, zu den sozialistischen Staaten. Wir
erstreben enge freundschaftliche Beziehungen zu allen Vélkern und
Staaten der Welt.

Die geschichtliche Aufgabe unserer Deutschen Demokratischen Republik besteht
also darin, im Kampf um den Frieden, im Kampf um eine verniinftige, fried-
liebende und freundschaftliche AuBenpolitik und im Kampf um den Aufbau des
Sozialismus beispielgebend fiir ganz Deutschland zu sein.

Wir laden die westdeutschen Biirger ein:

Seht Euch in der Deutschen Demokratischen Republik an, was ein Volk fertig-
bringt, das frei ist von kapitalistischer Ausbeutung, das frei ist von Militarismus
das wirklich die besten Traditionen unseres deutschen Volkes pflegt. Das sind die
Traditionen, die durch den Namen Goethe,rdie durch die Namen unserer groBten
deutschen Wissenschaftler charakterisiert sind. Auf diese Politik sind wir stdlz. Wir
sind liberzeugt, daB sich diese Politik auch in Westdeutschland durchsetzen wird!
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~Willkommen in der DDR

Wo das neue Deutschland wachst!

Die geschichtliche Aufgabe der Arbeiter-und-Bauern-Macht in der Deutschen
Demokratischen Republik besteht darin, alles zu tun, damit nie wieder von deutschem
Boden ein Krieg ausgeht.

Deshalb ist es unsere Aufgabe, eine solche Friedenspolitik durchzuflihren, die nach
Westdeutschland und in all die Lander ausstrahlt, in denen die Friedenskrafte noch nicht
gesiegt haben. Wir wollen durch unsere Friedenspolitik erreichen, dal} die Kraft der
Bevolkerung in Westdeutschland wachst, damit auch dort die Ultras und Militaristen
zurtckgedrangt und gebandigt werden.

Unsere Aulenpolitik ist beispielgebend fur ganz Deutschland. Wir haben eine neue
Aulenpolitik der friedlichen und freundschaftlichen Beziehungen zur Sowjetunion, zu
den sozialistischen Staaten. Wir erstreben enge freundschaftliche Beziehungen zu
allen Voélkern und Staaten der Welt.

Die geschichtliche Aufgabe unserer Deutschen Demokratischen Republik besteht also darin,
im Kampf um den Frieden, im Kampf um eine vernlnftige, friedliebende und
freundschaftliche Aufienpolitik und im Kampf um den Aufbau des Sozialismus
beispielgebend fiir ganz Deutschland zu sein.

Wir laden die westdeutschen Biirger ein:

Seht Euch in der Deutschen Demokratischen Republik an, was ein Volk fertigbringt,
das frei ist von kapitalistischer Ausbeutung, das frei ist von Militarismus das wirklich
die besten Traditionen unseres deutschen Volkes pflegt. Das sind die Traditionen, die
durch den Namen Goethe, die durch die Namen unserer groRten deutschen
Wissenschaftler charakterisiert sind. Auf diese Politik sind wir stolz. Wir sind
liberzeugt, daB sich diese Politik auch in Westdeutschland durchsetzen wird!“

Quelle: https://www.hdg.de/lemo/bestand/objekt/druckgut-willkommen-in-der-ddr.html
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Diese Mauver ist auch Fir Sie errichiof, Als Schuttwall e jedermann, dem - der Friede heilig ist, Woe
jemonden angreifen will, bout iibrigens keinen Schuttwalll Dis Biieger dar Stadie des Mittelofters
bouton ihre M nidhd, um din Raubritter 1 dbecfollin, Und wann ouch in unierer Zeit Mouern
aubaut warden midssen, dann deshalb, woil yich im wistdeutsdvar Staat Politikes der Gegenwort aicvt
von den WunschtrSumen mitteloftedichor Roubritlortuen 16500 wollan. Sie modhten die Realiitien dor
Neuzsit nidst tur Konntnis ombhmen.

Der Schivtewall dient deshall:.

‘ Dar Sidwerhuit ciler Barge: der Déutschen
Demokratischen Republik

Dor. Unontashackait ibewr Housar und
Fobriken = ihres Volksolgentums

Dam ungesednes Aulbou des Senailsmes
im soaverdrien Arbetur-und-Bauara.Stanl

Dor Franeir aller Barger der DOR, In
threm Stoot choa Elnmischung voo cuben
B Seibsthostimmungsracht auszuiiben

Dem Humanismus, wed er alle Barger
und dhre Kinder wor der Unmunschiich-
ket dos Kringes und seiner Vorbaraitess,
vor  der  omeriomohen. Leboosaelse
schinnas

. Dwm Frieden in Deulsthiondd uvad Swopo,
el ec der cestwhon Friedsosdact fir
Frovokateyee ‘unongeaiibar-mocht

Damit dient der antifoschistische Schutawall in Berfin den Interessen der ganzen
devtachen Nation!

Auck FiR SIEL
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Wozu die Mauer in Berlin?

Diese Mauer ist auch fir Sie errichtet. Als Schutzwall fir jedermann, dem der Friede heilig
ist. Wer jemanden angreifen will, baut Gbrigens keinen Schutzwall! Die Burger der Stadte des
Mittelalters bauten ihre Mauern nicht, um die Raubritter zu Uberfallen. Und wenn auch in
unserer Zeit Mauern gebaut werden mussen, dann deshalb, weil sich im westdeutschen
Staat Politiker der Gegenwart nicht von den Wunschtraumen mittelalterlichen Raubrittertums
I6sen wollen. Sie mdchten die Realitadten der Neuzeit nicht zur Kenntnis nehmen.

Der Schutzwall dient deshalb ...

e Der Sicherheit aller Blrger der Deutschen Demokratischen Republik.

e Der Unantastbarkeit ihnrer Hauser und Fabriken — ihres Volkseigentums.

e Dem ungestorten Aufbau des Sozialismus im souveranen Arbeiter-und-Bauern-Staat.

e Der Freiheit aller Blirger der DDR, in ihrem Staat ohne Einmischung von auf3en ihr
Selbstbestimmungsrecht auszulben.

e Dem Humanismus, weil er alle Burger und ihre Kinder vor der Unmenschlichkeit des
Krieges und seiner Vorbereitung, vor der amerikanischen Lebensweise schitzt.

e Dem Frieden in Deutschland und Europa, weil er den deutschen Friedensstaat fur
Provokateure unangreifbar macht.

Damit dient der antifaschistische Schutzwall in Berlin den Interessen der ganzen

deutschen Nation! )
AUCH FUR SIE!

Quelle: https://www.hdg.de/lemo/bestand/objekt/druckgut-du-und-die-mauer.html
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ORGAN DER BEZIRKSLEITUNG DRESDEN DER SOZIALISTISCHEN EINHEITSPARTEI DEUTSCHLANDS

Dresden

Sonntag, 13. August 1961

Erkldérung der Regierungen der Warschauer Vertragsstaaten

Friedensregelung mit Deutschiand
duldet keinen weiteren Aufschub

Westberlin wurde zum grofiten Sabotage- und Wiihizentrum der Erde gemacht — Im Interesse der Sicherheit
der DDR und des ganzen sozialistischen Lagers dieser Wiihit&tigkeit den Weg versperzen — Notwendigkeit der
dazu erforderlichen MaBnahmen entfdllt bei AbschiuB des Friedensvertrags mit Deutschiand

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern der DDR

BERLIN (ADN). Das Ministerium des Innern der Deutschen Demokratischen Repu-
blik verdffentlicht folgende Bekanntmachung: ,Auf Grund des Beschlusses der
Regierung der Deutschen Demokratischen Republik vom 12. August 1961 erldft
der Minister des Innern mit sofortiger Wirkung folgende Anweisung:

0 Im Strafenverkehr fiir Kraftfahr-
zeuge und andere Fahrzeuge sowie
FuBgénger zwischen Westberlin und dem
demokratischen Berlin bleiben folgende
Uberginge gedffnet: Kopenhagener
Strafe, Wollankstrafe, Bornholmer
Strafie, Brunnenstrafie, Chausseestrafie,
Brandenburger Tor, Friedrichstrafie,
Heinrich-Heine-Strafe, Oberbaumbriicke,
Puschkin-Allee, Elsenstrafie, Sonnenallee,
Rudower Strafe.

e Biirger der Deutschen Demokra-
tischen Republik einschlieflich der
Biirger der Hauptstadt der Deutschen
Demokratischen Republik (des demokra-
tischen Berlin) benOtigen fiix den Be-

such von Westberlin eine Genehmigung
ihres zustdndigen Volkspolizeikreis-
amtes bzw. ihrer zustindigen Volks-
polizei-Inspektion., Uber die Ausgabe
solcher Genehmigungen erfolgt eine be-
sondere Bekanntmachung.

6 Friedliche Biirger von Westberlin
koénnen unter Vorlage ihres West-
berliner Personalausweises die Uber-
gangsstellen zum demokratischen Berlin
passieren,

o Einwohner Westdeutschlands erhal-
ten an den vier Ausgabestellen
Wollankstrafie; Brandenburger Tor;
Elsenstrafie; Bahnhof Friedrichstrage

unter Vorlage ihrer Personaldokumente
(Personalausweis oder Reisepaff) wie
bisher Tages-Aufenthaltsgenehmigungen
fir den Besuch der Hauptstadt der
Deutschen Demokratischen Republik
(das demokratische Berlin).

e Fiir auslandische Staatsangehdrige
gelten die bisherigen Bestimmun-
gen. Fiir Angehdrige des Diplomatischen
Corps und der westlichen Besatzungs-
kréfte bleibt es bei der bisher bestehen-
den Ordnung.

6 Biirger der Deutschen Demokra-
tischen Republik, die nicht in Berlin
arbeiten, werden gebeten, bis auf wei-
teres von Reisen nach Berlin Abstand
zu nehmen,

Berlin; den 12. August 1961.°
Maron; Minister des Innem

.Extrablatt Sachsische Zeitung Sonntag, 13.August 1961 Erklarung der Regierungen der
Warschauer Vertragsstaaten Friedensregelungen mit Deutschland duldet keinen
weiteren Aufschub Westberlin wurde zum gré3ten Sabotage- und Wihlzentrum der Erde
gemacht — Im Interesse der Sicherheit der DDR und des ganzen sozialistischen Lagers
dieser Wuhltatigkeit den Weg versperren — Notwendigkeit der dazu erforderlichen
MafRnahmen entfallt bei Abschluss des Friedensvertrages mit Deutschland
Bekanntmachung des Ministeriums des Innern der DDR Berlin (ADN). Das Ministerium
des Innern der Deutschen Demokratischen Republik veréffentlicht folgende
Bekanntmachung: ,Auf Grund des Beschlusses der Regierung der Deutschen
Demokratischen Republik vom 12.August 1961 erla’t der Minister des Innern mit sofortiger

Wirkung folgende Anweisung: (...)" Quelle: https://www.vorschau-rueckblick.de/2011/09/aus-dem-stadtarchiv/
https://www.chronik-der-mauer.de/180100/mauerbau-13-august-1961
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Proletarieraller Lénder, vereinigt euch!
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»NEUES DEUTSCHLAND ORGAN DES ZENTRALKOMMITEES DER SOZIALISTISCHEN
EINHEITSPARTEI DEUTSCHLANDS 16. Jahrgang / Nr. 223

Berlin, Sonntag, 13. August 1961

BESCHLUSS des Ministerrates der Deutschen Demokratischen Republik

Auf Grund der Erklarung der Teilnehmerstaaten des Warschauer Vertrages und des
Beschlusses der Volkskammer beschlie®t der Ministerrat der Deutschen Demokratischen
Republik: Die Erhaltung des Friedens erfordert, dem Treiben der westdeutschen
Revanchisten und Militaristen einen Riegel vorzuschieben und durch den Abschluf’ eines
deutschen Friedensvertrages den Weg zu 6ffnen flr die Sicherung des Friedens und die
Wiedergeburt Deutschlands als friedliebender, antiimperialistischer, neutraler Staat. Der
Standpunkt der Bonner Regierung, der zweite Weltkrieg sei noch nicht zu Ende, kommt der
Forderung gleich auf Freiheit fir militaristische Provokationen und Burgerkriegsmaf3nahmen.
Diese imperialistische Politik, die unter der Maske des Antikommunismus gefihrt wird, ist die
Fortsetzung der aggressiven Ziele des faschistischen deutschen Imperialismus zur Zeit des
dritten Reiches. Aus der Niederlage Hitler-Deutschlands im zweiten Weltkrieg hat die Bonner
Regierung die Schluf3folgerung gezogen, daf die rauberische Politik des deutschen
Monopol-Kapitals und seiner Hitler-Generale noch einmal versucht werden soll, indem auf
eine deutsche nationalstaatliche Politik verzichtet und Westdeutschland in einem NATO-
Staat, in einen Satellitenstaat der USA verwandelt wurde. (,,,)

ERKLARUNG der Regierungen der Warschauer Vertragsstaaten

Die Regierungen der Teilnehmerstaaten des Warschauer Vertrages streben bereits seit
mehreren Jahren nach einer Friedensregelung mit Deutschland. Sie gehen dabei davon aus,
dal diese Frage langst spruchreif ist und keinen weiteren Aufschub duldet. Wie bekannt hat
die Regierung der UdSSR mit vollem Einverstandnis und voller Unterstitzung aller Staaten,
die der Warschauer Vertragsorganisation angehéren, den Regierungen der Lander, die am
Krieg gegen das hitlerfaschistische Deutschland teilnahmen, den Vorschlag gemacht, mit
den beiden deutschen Staaten einen Friedensvertrag abzuschlieen und auf dieser
Grundlage die Frage Westberlin durch die Verleihung des Status einer entmilitarisierten
Freien Stadt zu I16sen. Dieser Vorschlag berticksichtigt die reale Lage, die sich in der
Nachkriegszeit in Deutschland und in Europa herausgebildet hat. Es ist nicht gegen
irgendwessen Interessen gerichtet und hat nur den Zweck, die Uberreste des zweiten
Weltkrieges zu beseitigen und den Weltfrieden zu festigen. (...)*

Quelle: https://sammlung.stiftung-berliner-mauer.de/Details/Index/1416047

e
haben eine Verstirkung fhree Streitkrafte und
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»Sicherheit an der Staatsgrenze West

Die Forderung nach einem deutschen Friedensvertrag wird immer starker. Die Bonner
Kriegsbrandstifter antworten auf die Friedens- und Verstandigungsvorschlage der
Sowjetunion und der DDR mit neuen Kriegsdrohungen. Bonn hat schon mehr fir die
Aggressionsplane ausgegeben, als Hitler fiir die Finanzierung der Vorbereitung des 2.
Weltkrieges bendtigte. Fiir StrauB ist der zweite Weltkrieg noch nicht zu Ende. Sein Ziel
heift: Umwandlung des kalten in einen heiBen Krieg! Die Kriegspolitik der Bonner
Ultras macht die Sicherung der Staatsgrenze West zur zwingenden Notwendigkeit. Dazu
gehorte auch der Wohnungswechsel einiger Familien aus dem unmittelbaren Grenzgebiet in
das Innere unseres Bezirkes, der sich vorgestern vollzog. Am selben Abend fanden in allen
Dérfern und Stadten entlang der Elbe Einwohnerversammlungen statt. Die Bevoélkerung
wurde von den Sicherungsmalnahmen in Kenntnis gesetzt und hat diese verstanden.

Der Wohnungswechsel der Personen wurde begruft, (...)* Museum D6mitz an der Elbe
Quelle: Einige Ergebnisse wurden méglicherweise aufgrund der Bestimmungen des européischen
Datenschutzrechts entfernt.
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,uUnsere Grenze gut sichern

Der Uberwiegende Teil der Bevolkerung unseres Grenzkreises steht in treuer und
zuverlassiger Pflichterfullung und im Kampf um die Bandigung der westdeutschen
Militaristen hinter der Feststellung des Genossen Quandt auf der 9. Tagung der
Bezirksleitung. Er sagte: Aus Anerkennung der Gefahrlichkeit des deutschen
Imperialismus ergibt sich folgerichtig die Anerkennung und Unterstiitzung des
Schutzes der Deutschen Demokratischen Republik und die Errichtung des
antifaschistischen Schutzwalles durch die MaBnahmen des 13. August 1961
Ungeachtet einiger notwendiger Harten und Unbequemlichkeiten wird die Ordnung zur
Sicherung der Staatsgrenze West durch die Bevolkerung eingehalten. Es gibt jedoch
Anzeichen, die dafiir sprechen, dal} einige Birger unseres Kreises aus Unterschatzung der
Gefahrlichkeit des deutschen Militarismus die sozialistische Gesetzlichkeit und die in der
Ordnung zur Sicherung der Staatsgrenze West festgelegten Ma3nahmen grob miRachten.
Am 23. November 1961 schleuste die Burgerin Hamel aus Lutkenwisch eine Verwandte aus
Wittenberge ohne Passierschein in das Sperrgebiet des 500-m Schutzstreifens ein. Diese
Burgerin ist sich offensichtlich noch in keiner Weise ihrer hohen Verantwortung gegenuiber
der Sicherheit unseres Staates als Bewohner des Sperrgebietes bewuf3t. Am 12. Dezember
1961 wurde der Birger Glnter Klein aus Ludwigslust durch die Sicherheitsorgane
festgenommen, weil er sich in Vorbereitung der Verletzung der Staatsgrenze im Sperrgebiet
ohne Passierschein aufhielt. (...)“ Quelle: (SVZ 21.09.1961)

Museum D6mitz an der Elbe
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»Aus Anerkennung der Gefahrlichkeit des deutschen Imperialismus ergibt sich
folgerichtig die Anerkennung und Unterstiitzung des Schutzes der Deutschen
Demokratischen Republik und die Errichtung des antifaschistischen Schutzwalles
durch die MaBnahmen des 13. August 1961“ Quelle: (SVZ 21.09.1961) Museum D6mitz an
der Elbe

Museum Domitz an der Elbe
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»Unzuverlassige Personen aus dem Grenzgebiet entfernt

Die Bevolkerung erkannte sehr schnell, welche Personen einen neuen Wohnraum
zugewiesen bekamen. Das zeigte sich in den Einwohnerversammlungen. Aus dem
Grenzgebiet wurden solche Personen entfernt, die durch ihre Vergangenheit und ihr
gegenwartiges Auftreten Unsicherheitsfaktoren darstellten. Diese Personen boten fiir
Agenten und andere Feinde unserer Arbeiter-und-Bauern-Macht Ansatzpunkte der
Kontaktaufnahme zur Durchfiihrung imperialistischer Auftrage. In Lenzen und Domitz
wurden faschistische Literatur, Hetzflugblatter, Stichwaffen, SS-Ausweise u. a. in
Ausstellungen gezeigt, die man bei den umziehenden Blrgern fand. Auch unmoralische
Elemente, die durch ihren Lebenswandel versuchten, die bewaffneten Organe zu
demoralisieren, bekamen einen neuen Wohnsitz zugewiesen. Unverbesserliche
Elemente, oft mit den demokratischen Gesetzen in Konflikt gekommen, verlieBen das
Grenzgebiet. (,,,)*

Den Frieden noch mehr starken

Der Ernst der MalRnahme entspricht der Harte des Kampfes um den Frieden in der
gegenwartigen Periode. Jetzt kommt es darauf an, durch unsere Arbeit unseren Arbeiter-
und-Bauern-Staat zu starken, denn je starker die Deutsche Demokratische Republik ist,
desto sicherer ist der Frieden. Die Bevdlkerung im Grenzgebiet wird aufgefordert, die
Wachsamkeit gegentiber feindlichen Umtrieben zu erhdhen, denn jede Unruhe,
Unsicherheit und vom Feind hineingetragene Panikmacherei stort die friedliche Arbeit und
liegt nicht im Interesse der Einwohner des Grenzgebietes. Im Interesse eines jeden
einzelnen und der gesamten Bevdlkerung liegt es, der taglichen Arbeit diszipliniert und
bewult nachzugehen. Es kommt darauf an, die Produktionsaufgebote in der Industrie und in
der landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften sind rasch zu festigen, die
Hackfrlichte so schnell wie moglich zu bergen, die Winterfurche zu ziehen und alles zu tun,
um die Plane zu erflllen.” Quelle:
https://www.google.com/search?client=opera&g=Unzuverldssige+Personen+aus+dem+Grenzgebiet+e
ntfernt+Die+Bevdlkerung+erkannte+sehr+schnell%2C+welche+Personen+einen+neuen+Wohnraum+
zugewiesen+bekamen.+Das+zeigtetsich+in+den+Einwohnerversammlungen.+Aus+dem&sourceid=0
pera&ie=UTF-8&oe=UTF-8

US-Konzern ,Google* Einige Ergebnisse wurden moéglicherweise aufgrund der Bestimmungen des
europdischen Datenschutzrechts entfernt.
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13. Die feindliche Ubernahme der DDR!

13.1 Phase 1: Der absurde ,,Alleinvertreter-Anspruch‘ der BRD!

Die Ereignisse haben gezeigt, dass die angloamerikanischen Besatzungsmachte
niemals vorhatten, das Potsdamer Abkommen in ihrer Besatzungszone umzusetzen!
Stattdessen haben die West-Alliierten ab 1953 ihr eigenes Besatzungsregime BRD als
den ,,neuen deutschen Kernstaat“ trickreich in Szene gesetzt!

1953 - ZEITGLEICH mit Stalins Tod erfolgte das ,,Londoner Schuldenabkommen*:
Die angloamerikanische Besatzungsverwaltung BRD spielt den besetzten UN-
Feindstaat Deutschland und iGibernimmt die Auslandsschulden des Staates
Deutschland!

Der perfekte Deal:

Die BRD iibernimmt die Staatsschulden fiir den Staat ,,Deutschland®- einschlieBlich
der Restschulden des Versailler Friedensvertrages von 1919.

Mit diesem Taschenspieler-Trick wird offenbar erstmals international das
angloamerikanische BRD-Besatzungsregime als Staat ,,Deutschland“ ausgegeben!

Zitat: ,Mit dem Londoner Schuldenabkommen (auch: Abkommen ulber deutsche Auslandsschulden, im
Folgenden auch kurz LSA), das nach langwierigen Verhandlungen am 27. Februar 1953 in London
unterzeichnet und durch Gesetz vom 24. August 1953 fir das Bundesgebiet ratifiziert wurde (BGBI.
1953 11 331, 556), wurden die deutschen Auslandsschulden geregelt. Die dem Abkommen bis 1956
beigetretenen Staaten vertraten mehr als neunzig Prozent der Forderungen gegen Deutschland.”
Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Londoner Schuldenabkommen

Zitat: ,Hermann Josef Abs unterzeichnet das Londoner Schuldenabkommen am 27. Februar 1953. Im
nationalsozialistischen Deutschland war Abs ab 1938 Vorstandsmitglied der Deutschen Bank AG
sowie ab 1940 Mitglied des Aufsichtsrats der I.G. Farben.” Quelle:
https://de.wikipedia.org/wiki/Hermann_Josef Abs
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1954 - Pariser Vertrage als perfekte Kriegslist:

Das Besatzungsregime ,,BRD" der westalliierten Besatzungsmachte wird von ihren
hauseigenen Erschaffern trickbetriigerisch und heimtiickisch zum Staat
,Deutschland“ erhoben!

(Metapher: Der Hausverwalter wird heimtlickisch und tauschend als der Eigentimer der
Immobilien ausgegeben!)

23. Oktober 1954 - Pariser Vertrage

JArtikel |

(1) Die Bundesrepublik hat volle Macht tiber ihre inneren und aufleren

Angelegenheiten, vorbehaltlich der Bestimmungen dieses Vertrages.

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Vertrags und der in Artikel 8 aufgefiihrten Vertrage (in diesem Vertrag
als "Zusatzvertrage" bezeichnet) werden die Drei Machte das Besatzungsstatut aufheben und die
Alliierte Hohe Kommission sowie die Dienststellen der Landeskommissare auflésen.*

Das westalliierte Besatzungsregime BRD wird als das besetzte Deutschland betrachtet und in
diesem Schauspiel vom Besatzungsstatut befreit, obwohl die BRD selbst das Instrument und
Mittel zur Besetzung des Staates Deutschland ist! (Metaphern: Der Stuhl wird als Boden, die Birne
als Apfel angesehen!)

Aber:

Im Hintergrund bleibt die volkerrechtliche Tatsache, dass ,,Nazi-Deutschland“ = das ,,Deutsche
Reich“ im Rechts- und Gebietszustand vom 31. Dezember 1937 weiter fortbesteht, vollig
unbeachtet!

Erstes Gesetz zur Aufhebung des Besatzungsrechts:
Ausdriicklich nicht betroffen sind zahlreiche Direktiven des Alliierten Kontrollrats!
Vom BRD-Grundgesetz unberiihrt bleibt das weiterhin giiltige SHAEF-Gesetz Nr. 52!

Beweisquelle zur Kriegslist ,,Aufhebung des Besatzungsrechtes*

Nicht betroffen ist der SHAEF-ARTIKEL 52:

Quelle:

https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav# babl %2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl156s0437.p
df%27%5D 1708548681193

SHAEF-Gesetz Nr. 52. Artikel Vil e

,Deutschland bedeutet das Deutsche Reich, wie es am 31. Dezember 1937 bestanden
hat.“

Quelle: https://archive.org/details/SHAEF-Gesetz 1-161
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Die soq. ,,Hallstein-Doktrin“ fur das NS-Projekt ,.Europa‘“:

Die ,,Hallstein-Doktrin“ ist die Leitlinie des ,,Alleinvertretungsanspruch® der BRD fir
den Staat ,,Deutschland*!

Zitat: ,Die Hallstein-Doktrin war eine auf3enpolitische Doktrin der Bundesrepublik Deutschland von
1955 bis 1969. Als eine politische Leitlinie besagte sie, dass die Aufnahme diplomatischer
Beziehungen zur Deutschen Demokratischen Republik (DDR) durch Drittstaaten als ,unfreundlicher
Akt gegenulber der Bundesrepublik betrachtet werden miisse. Etwaige GegenmalRnahmen der
Bundesrepublik waren nicht festgelegt. Damit war eine weite Skala von wirtschaftlichen Sanktionen bis
zum Abbruch der diplomatischen Beziehungen mit dem betreffenden Staat mdglich.

Ziel war es, die DDR auf3enpolitisch zu isolieren und zu destabilisieren.

Grundlage der Doktrin war der Alleinvertretungsanspruch, das heit die Auffassung, wonach
die Bundesrepublik Deutschland die einzige legitime Vertretung des deutschen Volkes sei.
Hingegen waren weder der Deutsche Volkskongress noch die Regierung in der realsozialistischen
DDR demokratisch legitimiert. Dass nur die Bundesrepublik die Deutschen international vertreten
dirfe, wurde aus der damaligen Praambel des Grundgesetzes abgeleitet, wobei nach der Verfassung
der DDR deren Biirger ebenfalls die deutsche Staatsangehorigkeit besallen.”

Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Hallstein-Doktrin

Der Nationalsozialist Walter Hallstein war Mitglied des NS-,,Rechtswahrerbundes®, des NS-
,»Lehrerbundes®, der ,Nationalsozialistischen Volkswohlifahrt“, des NS-,Luftschutzbundes*
und des NS-,,Dozentenbundes®. 1941 war er Professor fiir Rechtsvergleichung, Gesellschafts-
und Internationales Wirtschaftsrecht an der Universitat Frankfurt.

Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Walter Hallstein

Walter Hallstein

"Mit dem gemeinsamen Markt
verfolgen wir die politische Einheit
Europas.”

Mitglied des
NS-Rechtswahrerbundes, der
Nationalsozialistischen Volkswohlfahrt,
des NS-Luftschutzbundes
und des NS-Dozentenbundes.

https://european-union.europa.eu/principles-countries-history/
history-eu/eu-pioneers/walter-hallstein_de (Zitat-Quelle)

.Walter Hallstein ,Mit dem gemeinsamen Markt verfolgen wir die politische Einheit
Europas.“ Mitglied des NS-Rechtswahrerbundes, der Nationalsozialistischen
Volkswohlfahrt, des NS-Luftschutzbundes und des NS-Dozentenbundes.*

Quelle: https://european-union.europa.eu/principles-countries-history/history-eu/eu-pioneers/walter-
hallstein_de (Zitat-Quelle)
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Erste Anzeichen der feindlichen Infiltration der DDR und der
UdSSR:

Offizieller STOPP der Entnazifizierung in der BRD und der DDR:

Die ,,Kontrollratsdirektive Nr. 24 zur...

Zitat: ,Entfernung von Nationalsozialisten und Personen, die den Bestrebungen der Alliierten feindlich
gegeniiberstehen, aus Amtern und verantwortlichen Stellungen vom 12. Januar 1946

geandert am 16. November 1946 (ABI. S. 228, ber. S. 287)*

Quelle: https://www.verfassungen.de/de45-49/kr-direktive24.htm

...wird in den Besatzungszonen ,,aufRer Wirkung“ gesetzt!

Zitat: ,Kontrollratsdirektive Nr.24 (...)

fir die Bundesrepublik Deutschland aufer Wirkung gesetzt durch

Artikel 2 des Gesetzes Nr. A-37 der Alliilerten Hohen Kommission vom 5. Mai 1955

(ABI. AHK S. 3268)

fiir die DDR auRer Wirkung gesetzt durch den Beschluss des Ministerrats der UdSSR Uber die
Auflésung der Hohen Kommission der Sowjetunion in Deutschland vom 20. September 1955*
Quelle: https://www.verfassungen.de/de45-49/kr-direktive24.htm
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wollen ein einiges Reich

Die Garanten dafir:

SRS | 5 Ve

FREIE DEMOKRATISCHE PARTEI

Nikita Sergejewitsch Chruschtschow (Namensbedeutung Nikita: der Sieger!)

Zitat: ,,Nach dem Tod Josef Stalins leitete er mit seiner 1956 auf dem XX. Parteitag der KPdSU
gehaltenen Geheimrede die Entstalinisierung ein, was als Beginn der Tauwetter-Periode gilt.
Chruschtschow wurde 1958 auch Vorsitzender des Ministerrats und damit Regierungschef der
Sowjetunion.

Er initiilerte zahlreiche Reformen, vor allem in Gesellschafts- und Wirtschaftspolitik, Bildung und
Kultur.”

Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Nikita Sergejewitsch _Chruschtschow
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13.2 Phase 2: Vorbereitung militarische NATO-Aggression
gegen die DDR!

9. Mai 1955: Beitritt des angloamerikanischen Besatzungsregimes ,,Bundesrepublik
Deutschland® zur ,,Europaische Gemeinschaft fir Kohle und Stahl“ (Vorlaufer der
heutigen ,,Europadischen Union“) und zum nazifizierten Kriegsbiindnis NATO!

Zitat:_,,Mit der Aufnahme in das Verteidigungsbiindnis erlangte die Bundesrepublik
weitgehende Souveranitat und wurde zum gleichwertigen Mitglied der westlichen
Staatengemeinschaft.“

Quelle: https://www.kas.de/de/web/geschichte-der-cdu/kalender/kalender-detail/-/content/beitritt-der-
bundesrepublik-deutschland-zur-nato

8. September 1955: Die Moskau-Reise von Konrad Adenauer als Etappen-Sieq der Alt-
Nazis uber die UdSSR!

Empfangen mit militdrischen Ehren und der ,Nationalhymne“ Deutschlands!

Dazu die beriichtigte NGO ,,Konrad Adenauer Stiftung“:

Zitat: ,Aufnahme diplomatischer Beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der
Sowjetunion.

Auf Einladung der sowjetischen Regierung reiste Adenauer vom 08. bis 14. September 1955
nach Moskau. Das Ergebnis der Verhandlungen war die Aufnahme diplomatischer
Beziehungen gegen Freilassung der restlichen rund 10 000 deutschen Kriegsgefangenen bei
Wahrung der deutschlandpolitischen Rechtsposition der Bundesregierung. Nicht das Beharren
auf unerreichbaren Forderungen nach Fortschritten in der deutschen Frage, sondern Nervenstarke
und politisch-taktisch kluges Reagieren brachten Adenauer Erfolg.“

Quelle: https://www.kas.de/de/web/geschichte-der-cdu/kalender/kalender-detail/-/content/moskau-
reise-konrad-adenauers-1
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Revanche der Alt-Nazis: ,.Befreiung des Verlorenen!*

Das als Staat ,,Deutschland“ getarnte angloamerikanische Besatzungsregime BRD
wird 1961 offiziell zum Eroberungswerkzeug des Staatsgebietes weiter existierenden
Staates Deutschland von 1937!

Zitat: ,,Adenauer und Polen

Beharrlich verfocht Adenauer, obwohl er privat ganz andere Ansichten hegte, die
Notwendigkeit des Abschlusses eines Friedensvertrages und den Rechtsanspruch
Deutschlands auf die Gebiete, die 1937 zum Deutschen Reich gehorten.

Die Bundesrepublik Deutschland hatte in den ersten Jahren kein Mandat um offizielle
Beziehungen zu anderen Staaten aufzubauen.

Bis zur Erlangung der Souveranitit am 5. Mai 1955 ging es ihr vor allem um den Video Aufbau
von Beziehungen zum Westen, sie trat dem nordatlantischen Verteidigungsbiindnis (NATO) bei.
Gewodhnlich wird behauptet, Adenauer habe es als seine wesentliche Aufgabe angesehen,
auBenpolitisch die Versohnung mit Frankreich, die Wiedergutmachung am jiidischen Volk und
dem Staat Israel und die Verstandigung mit Polen zu regeln. In der operativen Politik richtete
Adenauer jedoch seine ganze Energie auf die Erreichung der ersten beiden Ziele. Adenauers
Politik in Richtung Osteuropa behauptete vor allem den Alleinvertretungsanspruch deutscher
Interessen. Ohne Friedensvertrag, behauptete Adenauer, sei ein Schlusswort iiber
Deutschlands Grenzen von 1937 nicht gesprochen.*

Quelle: https://www.deutscheundpolen.de/themen/thema_jsp/key=adenauer und polen.html

Weitere Zitate aus der Dokumentation von 1981 zum antifaschistischen Schutzwall:
"Sonntag, der 13. August - 20 Jahre Antifaschistischer Schutzwall®:

Rheinischer Merkur: ,Was 0stlich von Elbe und Werra liegt, sind unerléste Provinzen. Entschlésse
man sich zu dieser natirlichen Sprechweise, so wirde zugleich jedem verstandlich, dass die Aufgabe
nicht ,Wiedervereinigung heiBt, sondern Befreiung des verlorenen.“

Ludwig Ehrhard 1961 Vizekanzler der BRD: ,Das Alleinvertretungsrecht der Bundesrepublik fiir
alle Deutschen ist unabdingbar und unverzichtbar.*

Frankfurter Rundschau: ,Fir uns und die Mehrheit des deutschen Volkes wird die Wiedervereinigung
nicht an der Oder-Neie-Linie enden, sondern die Befreiung der Mittelzone lediglich den ersten
Abschnitt darstellen.*

Konrad Adenauer: Wir sprechen immer, meine Freunde, von der Wiedervereinigung. Sollen wir
nicht lieber sagen von der Befreiung des Ostens? Das ist doch die Frage, um die es sich handelt.”
F.J. Straul® Kriegsminister der BRD: ,Es gibt heute fiir die militarische Vorbereitung nur einen einzigen
Fall. Das ist der Fall: Rot.“ Quelle: https://www.youtube.com/watch?v=HjkkETM-XRE
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Militarische Geheim-Plan — Operation ,,Deco II“ der NATO:

VR POLEN

Warschau
®

o Budapes!

zy. J.j UNGAR. VR

Ein NATO-Angriffsplan, verdffentlicht in ,,Newsweek‘*
‘vom 10. April 1950

»Ein NATO-Angriffsplan, veroffentlicht in ,,Newsweek“ vom 10. April 1950
Quelle: https://www.welt.de/geschichte/kopf-des-tages/article242086349/Adolf-Heusinger-Hitlers-General-und-
Adenauers-Generalinspekteur.html

SSL-Dokument zur Militdrischen Operation ,,Deco II“ der NATO von Adolf Heusinger
gezeichnet:

Zitat: ,1127/11/421
Anweisung 12 6
Betrifft

OPERATION DECO i
Ziel:

Befreiung der SBZ und Wiedervereinigung Deutschlands durch militdrische Befreiung des
mitteldeutschen Raumes bis zur Oder-Neif3e-Linie.

Grundlage der Operation DECO Il ist der am 29. September 1954 in London zwischen den
Regierungen der Vereinigten Staaten von Amerika und der Bundesrepublik Deutschland
geschlossenen Garantie-Vertrag, wonach sich die Vereinigten Staaten von Amerika verpflichten, bei
einer deutschen militdrischen Operation mit dem ausschlieRlichen Ziel der Herbeifiihrung der
Wiedervereinigung Deutschlands, mit Beginn der militérischen Handlungen die Regierungen der
Sowjetunion, Polens und der CSR dahingehend zu verstandigen, dass sie ( die Vereinigten Staaten
von Amerika )
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1. den Regierungen der Sowjetunion, Polens und der CSR die Garantie Uberreichen,
t-D1.jpg (7445 Byte)

dass diese militarische Operation der Bundesrepublik Deutschland mit der vollzogenen Besetzung des
mitteldeutschen Raumes bis zur Oder-Nei3e-Linie beendigt ist und dass die Unantastbarkeit ihrer im
Territorium der SBZ lebenden Biirger oder Soldaten und ihren im gleichen Raum liegenden Eigentums
gewabhrt bleibt, und dass sie ( die Vereinigten Staaten von Amerika )

2.) im Falle einer militarischen Intervention dieser Staatengruppe der Bundesrepublik Deutschland
sofort jede militarische Hilfe und Unterstitzung zur Erreichung der Wiedervereinigung Deutschlands
gewahren.

In dem am 29. September 1954 in London zwischen den Regierungen der Vereinigten Staaten von
Amerika und der Bundesrepublik Deutschland heisst es:

Die Vereinigten Staaten verpflichten sich weiter, vor Beginn der deutschen militdrischen Operation auf
dem Territorium der Bundesrepublik Deutschland Truppenverbande in ausreichender Starke zur
Erflllung der gegenuber der Bundesrepublik Deutschland tbernommenen Garantie bereitzustellen.

1127/11/423
Ausfertigung 126
II/A 1 (Speidel)
I/ C 4 (Oster)

OPERATION DECO I

Die Operation DECO Il sieht ein schlagartiges Zusammenwirken von Land-, Luft- Seeverbanden,
Propagandaeinheiten und den vor Anlaufen der militarischen Operationen nach Ostberlin und
strategisch wichtigen Punkten der SBZ zu identifizierenden militarischen Einheiten vor.

Operation DECO Il "Berlin"

Die nach Ostberlin eingeschleuf3ten Verbande der 3. LSKG in Zivil besetzen zum Zeitpunkt "E"
schlagartig samtliche sowjetzonalen staatlichen und militarischen Dienst- und Kommandostellen,
Telegrafen- und Fernsprechamter, Reichsbahn- und Stadtbahnhdfe, Rundfunksender, Grossverlage,
Staatsreservelager, Industrie- und Hafenanlagen, Ausfallstrassen und Grenzkontrollpunkte.

Zum Zeitpunkt "E" sind seitwarts Berlin starke Luftlandeverbande der 3. LSKG abzusetzen, die nach
dem Westen vorstossen und jede aufkommende feindliche Handlung niederkdmpfen. Sie vereinigen
sich mit den von den Westsektoren nach Ostberlin vordringenden Truppen des AK II.

Nach Besetzen der Rundfunk- und Presseinstitutionen durch Propagandaeinheiten ist die
Bevdlkerung der SBZ unverziglich vom Anlaufen der Operation DECO Il zu unterrichten und
aufzufordern, zur Selbsthilfe zu schreiten, Gegenmalinahmen ihre Unterstitzung zu verweigern, die
Betriebe zu besetzen und zusammen mit den infiltrierten Truppen staatliche, kommunale und
politische Dienststellen zu saubern.

Die Angehdrigen der sowjetzonalen Nationalarmee, der Polizei und sonstiger waffentragender
Verbande sind aufzufordern, jeden Widerstand aufzugeben, die Waffen niederzulegen und sich bis
zum Eintreffen der Streitkrafte der Bundesrepublik Deutschland in ihren Unterklinften aufzuhalten.

Die westlich Berlins abzusetzenden Luftlandeverbande der 3. LSKG besetzen Potsdam und die
Flughafenanlagen Werder, stellen die Verbindung mit den Truppen des AK Il im Stadtgebiet Berlin her
und stossen in nordwestlicher bis stidéstlicher Richtung vor.

Operation DECO Il "Land"
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Aus den vollmotorisierten Verbanden der AK I, IV, V, VI, VIl und VIII werden die HGR Nord, Mitte und
Sud formiert, die mit Anlaufen der Operation aus der Tiefe ihrer Bereitstellungsrdume heraus Uber die
Demarkationslinie vorstossen.

HGR NORD

AKVIIl : 5. LSKG / 8.SKG / 8.SD

Bereitstellungsraum: Ratzeburg - Oldesloe - Uelzen - Wieren
5.LSKG: Raum Ratzeburg-Oldesloe-Blichen-Schwarzenbeck
8.SKG: Raum Schwarzenbeck-Buchen-LUneburg-Neetze

8. SD: Raum Luneburg-Dahlenburg-Uelzen-Wieren

AKVII: 7.8D /17.LD /6. LD
Bereitstellungsraum: Uelzen - Wieren - Braunschweig - Helmstedt
7.SD: Raum Uelzen-Wieren-Eschede-Zasenbeck

17.LD:Raum Schoneworde-Wahrenholz-Platendorf-Parsaua6.LD: Raum Gifhorn-Fallersleben-
Vorsfelde

Die Verbande der 5.LSKG uberschreiten im Raum Ratzeburg-Hollenbek die Demarkationslinie und
stossen vor in Richtung Schwerin-Wismar-Rostock-Stralsund-Greifswald-Anklam-Pasewalk und
vereinigen sich mit den See-Lande-Gruppen I-VI.

Die Verbande der 8.SKG und 8.SD (berschreiten massiert die Demarkationslinie im Raum Domitz-
Schmarsau in Richtung Wittenberge und stossen weiter auf Neuruppin-Eberswalde-Schwedt in den
Raum Stettin.

Die 7.SD und die 17.u.6.LD ubernehmen die rechte Flanke und schirmen die Operationen im
Nordraum ab. Sie treffen im Raum Neuruppin auf die Verbande der 8.SKG und der 8.SD und stossen
mit diesen weiter in Richtung Frankfurt vor.

HGR MITTE

AKVI:6.SKG/16.LD

Bereitstellungsraum: Braunschweig - Helmstedt - Clausthal/Zellerfeld - Harzburg
6.SKG: Raum Schandelah-Helmstedt-Vienenburg-Salzgitter

16.LD: Raum Goslar-Harzburg-Zellerfeld

AKI1:1.SKG/1.SD/1.LSKG

Bereitstellungsraum: Andreasberg- Herzberg - Eschwege — Bebra

1.SD: Raum Andreasberg-Herberg-Gaéttingen-Dutterstadt
1.SKG Raum Rittmarshausen-Dransfeld-Witzenhausen

1.LSKG Raum Eschwege-Gerstungen-Bebra

Die Verbande der HGR Mitte erhalten folgende Angriffsrichtungen zugewiesen:
6.SKG: Aus dem Raum Helmstedt-Marienborn in Richtung Magdeburg-Brandenburg
16.LD: Aus den Raum Werzigerode in Richtung Halberstedt-Magdeburg
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1.SKG u.1.SD: Aus dem Raum Heiligenstadt-?ried in Richtung Sangerhausen-Eisleben-Heile?tierfeld-
Wittenberg-Berlin

t-D6.jpg (9027 Byte)
1127/11/423
1.LSKG: Aus dem Raum Gerstungen-Wartha in Richtung Eisenach-Erfurt-Halle
HGR SUD
AKIV:14.LD/11.LD

Bereitstellungsraum: Fulda - Hilders - Geburg — Kronach

14.LD: Raum Fulda-Hilders-?gen-Konigshofen

11.LD: Raum Stadtlauringen-Dietersdorf-Coburg-Kronach
AKV :58D/3.SKG/4.SD/2.SKG / 3.SKG
Bereitstellungsraum: Nordhalben - Selb - Lichtenfels - Neusorg
4.SD: Nordhalbe-Bad Steben- Lichtenfels- Burgkundstadt
5.SD: Raum Naila-Schwarzenbach-Helsbrechts

3.SKG:Raum Kulmbach-Stadtsteinach-Neuenmarkt
3.SKG:Raum Hof-Oberkotzau-Rehau

5.LSKG:Raum Selb-Weissenstadt-Marktredsitz

Die leichten Verbande des AK IV libernehmen die linke Flanke der HGR Siid und stossen von
Meinigen-Fladengen und Lehssten-Nordhalben in den Raum Eisenach-Greiz-Leipzig.

Schwerpunkt der Operation DECO Il ist der rechte Fligel der HGR Sid, der mit massierten Panzer
verbanden aus dem Raum Hof entlang der tschechischen Grenze in Richtung Plauen-Zwickau-
Chemnitz Bre?lan-Cottbus vorstdsst und gleichzeitig die Abschirmung gegen mégliche militarische
Interventionen der CSR ubernimmt.

/A1
Erkundung der Bereitstellungs- und Aufmarschrdume. Vorlage bis 15.5.1955 an 11/01 OP
[1/04

Uberpriifung wesentlicher als kriegswichtig anerkannter Objekte in Ostberlin und der SBZ betr.
Méglichkeiten einer Besetzung durch infiltrierte Verbande bei Anlaufen der Operation DECO Il und
Sicherung bis zum Eintreffen der eigenen Streitkrafte oder Entsatz durch Luftlandeeinheiten.

Vorlage bis 15.3.1955 an 11/01 OP
Bonn, am 2.Marz 1955

V.2.RJ.A. gez. Heusinger*

Netzfund - Quelle: https://home.snafu.de/veith/decoii.htm
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Der Alt-Nazi und ehemaliger Vorsitzender des NATO-Militirausschusses Adolf Bruno
Heinrich Ernst Heusinger:

Zitat: ,Adolf Bruno Heinrich Ernst Heusinger war ein deutscher General und von 1957 bis 1961 der
erste Generalinspekteur der Bundeswehr. Heusinger diente (...) von 1935 bis 1945 in der Wehrmacht,
in der er von 1937 bis 1944 die Operationsabteilung des Generalstabes im Oberkommando des
Heeres flhrte. Von 1955 bis 1964 war Heusinger schlieBlich Soldat der neugegriindeten
Bundeswehr, an deren Aufbau er maBgeblichen Anteil hatte. Zuletzt war er Vorsitzender des

NATO-Militarausschusses.”

»von 1934 bis 1935 war er Kompaniechef im Il. Bataillon des Infanterie-Regiments 18 in Paderborn
und von 1935 bis 1937 Erster Generalstabsoffizier (la) der 1. Infanterie-Division in Allenstein. Dort
wurde er am 16. Marz 1936 zum Major befordert und diente in der 11. Infanterie-Division. Fir die Zeit
vom 17. Juni bis zum 10. Juli 1937 genehmigte ihm das Heerespersonalamt einen Auslandsurlaub in
Schwarzort im von Litauen annektierten Memelland. Von August 1937 bis 1944 versah er seinen
Dienst in der Operationsabteilung des Generalstabes im Oberkommando des Heeres in Berlin. Er war
mafgeblich beteiligt an den Planen fiir eine militdrische Aggression gegen die Tschechoslowakei
1938/39. Heusinger wurde am 20. Marz 1939 zum Oberstleutnant und am 1. August 1940 zum Oberst
beférdert. In seinem Aufgabenbereich war er unmittelbar in die Vorbereitung und Durchfiihrung des
deutschen Uberfalls auf Polen am 1. September 1939 — Fall Weiss — einbezogen. Ab dem 15. Oktober
1940 war er Chef der Operationsabteilung des Generalstabes im Oberkommando des Heeres (OKH),
die mit der strategischen und operativen Fiihrung der Heeresverbande befasst war. In dieser Position
war er in die Vorbereitung und den Beginn des Uberfalls auf die Sowjetunion im Juni 1941, das
Unternehmen Barbarossa einbezogen. Bereits im Marz 1941 war das OKH in der Person Halders,
Heusingers und Eduard Wagners von Hitler dariber informiert worden, dass der Krieg in Russland als
»vernichtungskampf* gefiihrt werden sollte.[2] AuRerdem war Heusinger auch maf3geblich an der
Vorbereitung des fir den Sommer 1942 geplanten Fall Blau beteiligt, der Sommeroffensive der
Wehrmacht im Jahr 1942 wahrend des Deutsch-Sowjetischen Krieges. Zuvor hatten sich Heusinger
und der Chef des Generalstabs, Franz Halder, bei Adolf Hitler im Konflikt Gber die Richtung dieses
.Zweiten Feldzuges in Russland® nicht durchsetzen kénnen. Beide hatten einem Stol in Richtung
Moskau anstatt Stalingrad/Kaukasus den Vorzug gegeben.

Seit August 1942 koordinierte Heusinger die ,Partisanenbekampfung“ in den besetzten Gebieten und
lieR® in seiner Organisationsabteilung ,Richtlinien fir die Bandenbekdmpfung* ausarbeiten. Als Zeuge
in den Nurnberger Prozessen sagte er aus, dass die Behandlung der Zivilbevélkerung und die
Methoden der Bandenbekampfung im Operationsgebiet der obersten politischen und militarischen
Fuhrung eine willkommene Gelegenheit zur Durchflihrung ihrer Ziele, ndmlich der ,systematische[n]
Reduzierung des Slawen- und Judentums®, geboten habe. Am 23. Dezember 1941 wurde Heusinger
mit Wirkung ab 1. Dezember 1941 zum Generalmajor und am 21. Januar 1943 zum Generalleutnant
beférdert. Nach der Erkrankung von Generaloberst Kurt Zeitzler wurde Heusinger im Juli 1944 mit
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dessen Vertretung beauftragt und amtierte somit fiir etwa zwei Wochen als Generalstabschef des
Heeres.“ Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Adolf Heusinger

Bundesarchiv, Bild 183-74627-0008
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Zitat: ,.Bruno Winzer (* 15. Oktober 1912 in Berlin; 1+ nach 1988) war ein deutscher Offizier und Agent
des Ministeriums flr Staatssicherheit (MfS) in der Bundeswehr. Er desertierte 1960 als Major in die
Deutsche Demokratische Republik, angeblich um einen Plan fir eine unmittelbar bevorstehende
westdeutsche Aggression gegen die DDR, die CSSR, Ungarn und Polen zu enthiillen. Im Jahr 2009
wurde bekannt, dass das MfS seinen Militarspion Winzer wegen der Gefahr der Entdeckung
zurlickgezogen (...) hatte. Bereits 1959 hatte die DDR durch die Verdffentlichung einer (...) ,NATO-
Planungsstudie“ namens Deco Il ,aufschluRreiche Enthillungen Uber den aggressiven, faschistischen
Charakter der Bonner Bundeswehr bekannt gegeben.”

Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Bruno _Winzer
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% DEUTSCHE DIGITALE BIBLIOTHEK

/ Kultur und Wissen anline
/
Startseite - Anweisung zur Durchfilhrung der "Operation Deco II"...

(w) Favoriten BILDER

Anweisung zur Durchflihrung der "Operation
Deco II" (geheimer Plan der NATO zur
militarischen Eroberung der DDR) (12 Bilder)

— Alle einklappen DATENPARTNER
Angaben zum Objekt — i Bundesarchiv
Archivaliensignatur Bundesarchiv, BArch DP 1-BILD/80
Alt-/Vorsignatur DP 1 SE/ A 287 L;II Cmigmallbeim .
Datenpartner anzeigen
Sprache der Unterlagen deutsch

Quelle: https://www.deutsche-digitale-bibliothek.de/item/GJGBKXG3ZFW7ARMCFIN4DHMS5I17G3UQW

Ergebnis: Sonntaqg, der 13. Auqust 1961: ,.Sicherung der Staatsqrenze‘

Die BRD-Staatssimulation und ihr aggressives Auftreten im NATO-Militarbiindnis
zeigen Wirkung: Entsprechend der allgemeinen Deutschland-Tauschung versteht sich
die Besatzungsverwaltung der UdSSR ,,Deutsche Demokratische Republik“ ebenfalls
als Staat!

Tschechoslowakische
Sozialistische Republik
(CSSR)
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31. Auqust 1961: ..Sicherunqg der Staatsqrenze der DDR*!

Beobachtungen und Sicherung an der ,,Staatsgrenze-West*:

Flottenman%C3%B6ver%20%26quot%3BWallenstein%201V%2

https://lwww.stasi-mediathek.de/themen/ereignis/ 680009 ’ s¥alo
6quot%3B/

Hervorzuheben ist ferner die beabsichtigte Ver-
stidrkung der in Westberlin statlonierten ameri-
kanischen Streitkrifte durch eine US-Spezia-lein-
heit mit einer St&rke von rund 1 000 Mann. Oie
Stalonierung ist in der Andrews Kaserne Berlin-
Lichterfelde vorgesehen.

' II. Provokationen und andere feindliche Handlungﬁn

An der Staatsgrenze lWest der DOR erfolgten im Be-
richtszeitraum folgende provokatorische Handlungen:

8 Verletzungen des Luftraumes der OOR mit
dem Schwerpunkt 1n der 3. Grenzbrigade
Erfurt

2 Fdlle der Beschiddigung von Grenzsicherungs—
anlagen der OGP

¥ 117 F&ille des Betretens bzw. Uberschreitens des
‘ 10 m Kontrollstreifen

13 F3lle der Kontaktaufnahme durch westzonale
Zivilisten und gegnerische Streifenkréfte

12 F&lle, wo durch visuelle Beobachtung der
Einflug von 189 Ballon festgestellt wurde.

,Hervorzuheben ist ferner die beabsichtigte Verstarkung der in Westberlin stationierten
amerikanischen Streitkrafte durch eine US-Spezial-einheit mit einer Starke von rund 1 000
Mann. Die Stationierung ist in der Andrews Kaserne Berlin-Lichterfelde vorgesehen.

Il. Provokationen und andere feindliche Handlungen an der Stadtqgrenze West der DDR
erfolgten im Berichtszeitraum folgende provokatorische Handlungen: 8 Verletzungen des
Luftraumes der DDR mit dem Schwerpunkt in der 3. Grenzbrigade Erfurt 2 Falle der
Beschadigung von Grenzsicherungsanlagen der DDR 117 Falle des Betretens bzw.
Uberschreitens des 10 m Kontrollstreifen 13 Falle der Kontaktaufnahme durch westzonale
Zivilisten und gegnerische Streifenkrafte 12 Falle, wo durch visuelle Beobachtung der
Einflug von 189 Ballon festgestellt wurde.“ Quelle: https://www.stasi-

mediathek.de/themen/ereignis/Flottenman%C3%B6ver%20%26quot%3BWallenstein%201V%26quot%
3B/
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13.3 Phase 3: Kriegslist "neue Ostpolitik"” 1965 bis 1974!

Die Ubernahme des DDR-Gebietes war von Janger Hand“ geplant und durchgefiihrt:

Die feindliche Ubernahme der DDR konnte durch den Bau des ,antifaschistischen
Schutzwalls® (sog. ,Mauer“) 1961 nicht erfolgen! Eine offene militdrische Eroberung der DDR
durch die NATO und der ,Roll-Back des Kommunismus bis zum Ural” vor den Augen der
Weltdffentlichkeit hatte die imperialen Eroberungsplane der angloamerikanischen Machte
verraten! Nach Offenlegung der Militaroperation ,Deco I, nach dem Bau des
Antifaschistischen Schutzwalls 1961 und nach dem 1965 von der DDR publizierten
,Braunbuch® konnte der fortgefiihrte Nazismus und Militarismus auf westdeutschem Boden
nicht mehr offen feindselig in Erscheinung treten. Demnach musste die Ubernahme der DDR
durch verdeckte, heimtlickische Anwendungen von Kriegslisten mdglich gemacht werden.
Zur Einverleibung des DDR-Gebietes durch die angloamerikanische Besatzungsverwaltung
BRD musste die DDR auf diplomatischer, wirtschaftlicher, gesellschaftlicher und politischer
Ebene ,sturmreif geschossen werden.

Nazi-Waffe ,, Diplomatie” im Gewand einer ,,neuen Ostpolitik‘:

Der angloamerikanische Westen und sein BRD-Instrument haben eine neue Strategie:
»riedliche Ostpolitik“ — die sog. ,Entspannungspolitik” und ,Wandel durch Annaherung*

Der Wandel durch Anndherung:

Zitat: ,Bereits im Juli 1963 pladierten Egon Bahr und Willy Brandt auf Vortragen in der Evangelischen
Akademie Tutzing fur einen Wandel durch Annaherung. Das neue Entspannungskonzept bildete sich
im ersten Kabinett von Bundeskanzler Willy Brandt heraus. (...) ,Wandel durch Annaherung® oder
»-Wandel durch Handel“ ist ein politisches Konzept, das in der Bundesrepublik Deutschland im Kalten
Krieg im Zuge der ,neuen Ostpolitik“ zum Tragen kam. Die Formulierung und auch die Erarbeitung
gehen zuriick auf den Leiter des Presse- und Informationsamtes des Landes Berlin, den SPD-Politiker
Egon Bahr. Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/WWandel durch Ann%C3%A4herung

Zitat: ,Als Ostpolitik werden die AuRenpolitik der Bundesrepublik Deutschland sowie die
Deutschlandpolitik der Bundesrepublik zwischen 1969 und 1989 bezeichnet,[1] die sich auf
die Staaten des damaligen Warschauer Paktes bezogen. Der Begriff Neue Ostpolitik
bezeichnet insbesondere die Verstandigungspolitik und die damit einhergehende Umsetzung
des von Egon Bahr, zwischen 1972 und 1974 Bundesminister flr besondere Aufgaben unter
Brandt, festgelegten politischen Prinzips des ,Wandels durch Annaherung” fir den Umgang
der Bundesrepublik mit der Deutschen Demokratischen Republik und den osteuropaischen
Nachbarstaaten. Sie bezeichnet die durch die Ostvertrage schrittweise erfolgte Uberwindung
des Status quo der Politik beider deutscher Staaten bis zum Beginn der friedlichen

Revolution in der DDR im Jahre 1989.
Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Ostpolitik der Bundesrepublik Deutschland bis 1990

Die ,,Neue Ostpolitik” beginnt mit dem ,,Kabinett Kiesinger und Willy Brandt:

Zitat: ,Unter Kiesinger lieR Willy Brandt von der Offentlichkeit weitgehend unbemerkt von seinem
langjahrigen Vertrauten und nunmehrigen Ministerialdirigenten und Leiter des Politischen
Planungsstabes im Auswartigen Amt Egon Bahr die ,,neue Ostpolitik“ im Detail vorbereiten. 1968
gab Kiesinger vor dem Bundestag den ersten Bericht zur Lage der Nation im gespaltenen
Deutschland ab und begriindete damit eine Tradition, die bis zur Wiedervereinigung 1990
anhielt.” Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Kurt Georg Kiesinger

Der Alt-Nazi und BRD-Bundeskanzler Kurt Georg Kiesinger:
Zitat: ,Kurt Georg Kiesinger (* 6. April 1904 in Ebingen, Kénigreich Wirttemberg; T 9. Marz 1988 in
Tabingen) war ein deutscher Politiker (CDU) und von 1966 bis 1969 dritter Bundeskanzler der
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Bundesrepublik Deutschland. Kiesinger war Rechtsanwalt und privater juristischer Rechtslehrer
(Repetitor). In der NS-Zeit war er ab 1933 NSDAP-Mitglied. Ab 1940 arbeitete er als Angestellter im
Auswartigen Amt, zuletzt als stellvertretender Leiter der Rundfunkabteilung. Nach 1945 wurde er
Politiker als Mitglied der CDU. Er war von 1958 bis 1966 Ministerprasident von Baden-Wirttemberg,
von 1966 bis 1969 Bundeskanzler und von 1967 bis 1971 Bundesvorsitzender der CDU. Kiesinger
war der erste deutsche Bundeskanzler, der mit einer Grof3en Koalition regierte. In seine Amtszeit fielen
die Einfiihrung der Notstandsgesetze sowie Gesetze, die zur Verjahrung von NS-Kriegsverbrechen
fuhrten (Art. 1 Ziffer 6 EGOWIG, Verjahrungsskandal) und die Hauptphase der
AuRerparlamentarischen Opposition. Seine frihere Karriere im Staatsapparat des NS-Regimes wurde
wahrend seiner Zeit als Politiker in der Bundesrepublik wiederholt 6ffentlich kritisiert. (...)

Kiesinger gehorte zu den jungen Akademikern, die ,angesteckt von der NS-ldeologie, von einer
starken Deutschtimelei und einem starken Nationalbewusstsein infiziert waren und sich begeistert
den Nationalsozialisten anschlossen®.

Kiesinger — zu dieser Zeit noch Referendar und Repetitor — trat zum 1. Mai 1933 in die NSDAP ein
(Mitgliedsnummer 2.633.930). (...)

Als er im Jahr 1940 seinen Gestellungsbefehl erhielt, entschloss er sich, um dem Dienst in der
Wehrmacht zu entgehen, eine Stellung im Auswartigen Amt unter von Ribbentrop anzunehmen. Diese
Anstellung vermittelte ihm sein Schiler Karl-Heinz Gerstner.[35] Kiesinger stieg dort bis zum
stellvertretenden Leiter der Rundfunkpolitischen Abteilung auf, die fir die Uberwachung und
Beeinflussung des auslandischen Rundfunks zustandig war.[36] Unter anderem war er fir die
Verbindung zum Reichspropagandaministerium von Joseph Goebbels zustandig, mit dem seine
Abteilung Kompetenzstreitigkeiten hatte. (...)

Am 30. April 1945 wurde Kiesinger in Benediktbeuern von der amerikanischen Besatzungsmacht
verhaftet, weil er in der NSDAP gewesen und verdachtig war, zu den nationalsozialistischen
Funktionaren gehort zu haben, ohne dass eine konkrete Schuldvermutung vorlag. Kiesinger hatte den
Amerikanern zuerst keine Auskiinfte zur Person gegeben, so konnte er falschlicherweise verdachtigt
werden, Zutrager des SD gewesen zu sein. Kiesinger sal} 18 Monate lang in verschiedenen
Internierungslagern in Haft, zum Schluss im Lager 74 in Ludwigsburg. (...)

Im Jahr 1948 entlastete ihn auf sein Betreiben ein Spruchkammergericht vollstandig. Anschlieflend
begann er eine Tatigkeit als Rechtsanwalt in Tibingen und Wirzburg!*

Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Kurt Georg Kiesinger#Mitglied in_der NSDAP

Waffe ,,Diplomatie“ im Volleinsatz im Kabinett Willy Brandt und sein AuBenminister
Walter Scheel: Die ,,Ostvertrage“

Zitat: ,,Unter Bundeskanzler Willy Brandt wurde die Hallstein-Doktrin, die bis dahin in der
AuBenpolitik galt, aufgegeben.*

Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Ostpolitik_der_Bundesrepublik_Deutschland_bis_1990#cite_note-25
»Die durch die Hallstein-Doktrin entstandene Verkrampfung wurde gelést und die
innerdeutschen Beziehungen verbesserten sich nachhaltig (...)"

Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/\WWandel _durch_Ann%C3%A4herung

Wer war das NSDAP-Mitglied Walter Scheel?

Zitat: ,Walter Scheel (* 8. Juli 1919 in H6hscheid, Landkreis Solingen; T 24. August 2016 in Bad
Krozingen) war ein deutscher Politiker (FDP). Er war von 1974 bis 1979 der vierte Bundesprasident
der Bundesrepublik Deutschland. Davor war er von 1961 bis 1966 in Koalitionsregierungen mit der
CDU in den letzten zwei Kabinetten Konrad Adenauers (Kabinett Adenauer IV und V) sowie unter
Bundeskanzler Ludwig Erhard Bundesminister fir wirtschaftliche Zusammenarbeit. Von 1968 bis 1974
war Scheel Bundesvorsitzender der FDP und fuhrte die Partei in die sozialliberale Koalition. In dieser
war er von 1969 bis 1974 Bundesminister des Auswartigen und Vizekanzler unter Willy Brandt. Nach
dessen Rucktritt agierte Scheel vom 7. bis zum 16. Mai 1974 als geschéaftsfuhrender Bundeskanzler.
(...) Walter Scheel beantragte am 1. Mai 1941 die Aufnahme in die NSDAP und wurde zum 1.
Juli 1941 aufgenommen - Mitgliedsnummer 8.757.104. Scheel gilt gemeinsam mit Willy Brandt
als ,,Vater der Entspannungspolitik und der neuen Deutschlandpolitik (...)"

Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Walter_Scheel
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Die ,,Ostvertrage“ der BRD-Alt-Nazis im Uberblick:

Zitat: ,Aufgrund der in diesen Vertragen enthaltenen Vereinbarungen auf gegenseitigen
Gewaltverzicht werden sie auch mitunter als Gewaltverzichtsvertrage bezeichnet.”
Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Ostpolitik_der Bundesrepublik Deutschland bis 1990

oy

Q(Jelle: h.ttps://www.s'pieqel.de/politik/deutschIand/spd—und—fehIer—in—der—russland—politik—als—die—soziaIdemokraten—konservativ—wurden—a—
8792865a-37ab-4422-a6¢3-8ede63131e3d

1. Moskauer Vertrag am 12. August 1970:

Zitat: ,Der Moskauer Vertrag wurde am 12. August 1970 zwischen der Sowjetunion und der
Bundesrepublik Deutschland im Katharinensaal des Kremls in Moskau geschlossen (BGBI.
1972 11 S. 354 ff.). Im Moskauer Vertrag verpflichten sich beide Lander, den internationalen Frieden
aufrechtzuerhalten und den Entspannungsprozess zu férdern, damit sich die Lage in Europa
normalisiert. Insbesondere werden die Oder-NeiBe-Linie als Westgrenze der Volksrepublik Polen
und die Grenze zwischen der Deutschen Demokratischen Republik und der Bundesrepublik
Deutschland als unverletzlich erklart. Der Vertrag wurde fir die Bundesrepublik von Bundeskanzler
Willy Brandt und AuBenminister Walter Scheel (NSDAP-Mitgliedsnummer 8.757.104), fur die
Sowjetunion von Ministerprasident Alexei Kossygin und AuRenminister Andrej Gromyko unterzeichnet.
Im Zusammenhang mit der Unterzeichnung iibergab Scheel seinem sowjetischen
Amtskollegen den Brief zur deutschen Einheit. Dieser bestand, abgesehen von der
Schlussformel, aus einem einzigen Satz:

»Sehr geehrter Herr Minister, im Zusammenhang mit der heutigen Unterzeichnung des
Vertrages zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Union der Sozialistischen
Sowjetrepubliken beehrt sich die Regierung der Bundesrepublik Deutschland festzustellen,
daR dieser Vertrag nicht im Widerspruch zu dem politischen Ziel der Bundesrepublik
Deutschland steht, auf einen Zustand des Friedens in Europa hinzuwirken, in dem das
deutsche Volk in freier Selbstbestimmung seine Einheit wiedererlangt. Genehmigen Sie, Herr
Minister, die Versicherung meiner ausgezeichneten Hochachtung. Walter Scheel“

Indem sie dieses Schreiben in Empfang nahm, akzeptierte die sowjetische Fiihrung gewissermalien,
dass die Bundesregierung nach wie vor am Ziel einer friedlichen Wiedervereinigung der Deutschen
festhielt. Der 6. Deutsche Bundestag ratifizierte den Vertrag am 17. Mai 1972 zusammen mit dem
Warschauer Vertrag. Nach Austausch der Ratifikationsurkunden trat er am 3. Juni 1972 in Kraft.”
Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Moskauer_ Vertrag

Im Zuge dieses diplomatischen Vorgangs wurde eine. ,Deutsche Einheit* 1970 an die Fihrung der
UdSSR herangereicht. ,So Ubergab Brandt der sowjetischen Regierung vor dessen Unterzeichnung
den ,Brief zur deutschen Einheit®, der eine Hintertur offen hielt, in dem darin festgestellt wurde, dass
der Vertrag ,nicht im Widerspruch zu dem politischen Ziel der Bundesrepublik Deutschland steht, auf
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einen Zustand des Friedens in Europa hinzuwirken, in dem das deutsche Volk in freier
Selbstbestimmung seine Einheit wiedererlangt.”
Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Wandel durch Ann%C3%A4herung

2. Warschauer Vertrag am 7. Dezember 1970:

Zitat: ,Der Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Volksrepublik Polen Gber die
Grundlagen der Normalisierung ihrer gegenseitigen Beziehungen (Warschauer Vertrag) ist ein
bilateraler Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Volksrepublik Polen. Der Vertrag
wurde am 7. Dezember 1970 unterschrieben und am 17. Mai 1972 vom Deutschen Bundestag
ratifiziert (BGBI. 1972 Il S. 362 ff.). Darin sicherte die Bundesrepublik die (...) Oder-Nei3e-Linie
faktisch als Westgrenze Polens zu, indem beide Lander bekraftigten, dass ihre Grenzen unverletzlich
sind. Sie verpflichten sich, keine Gebietsanspriiche zu erheben, und bekennen sich zur Gewaltfreiheit
im Sinne der Vereinten Nationen.

Um zu signalisieren, dass der Vertrag die Rechte der ehemaligen Alliierten in Bezug auf Deutschland
als Ganzes und auf Berlin nicht bertihren wiirde, da ein Friedensvertrag noch ausstehe, kam es im
Vorfeld des Vertragsabschlusses zu einem Notenwechsel der deutschen Bundesregierung mit den
westlichen Alliierten Frankreich, GroRbritannien und den USA. Dieser Notenwechsel wurde am 20.
November der polnischen Regierung zur Kenntnis gebracht. Darin wurde festgestellt, dass die
Bundesregierung ,nur fur die Bundesrepublik® handle und die Rechte der Siegerméchte nicht berthrt
wirden.Der Vertrag wurde schlieBBlich von Bundeskanzler Willy Brandt und dem polnischen
Ministerprasidenten Jozef Cyrankiewicz sowie den Aulienministern beider Lander ((NSDAP-Mitglied)
Walter Scheel und Stefan Jedrychowski) unterzeichnet.“ Quelle:

https://de.wikipedia.org/wiki/Vertrag _zwischen_der Bundesrepublik Deutschland und der Volksrepublik Polen

3. Viermachteabkommen am 3. September 1971:

Inkrafttreten des Abkommens und der erganzenden Vereinbarungen am 3. Juni 1972!

Zitat: ,Im Viermachteabkommen Uber Berlin oder Berliner Viermachteabkommen, kurz
Berlinabkommen (auch: Berlin-Abkommen), in der DDR als Vierseitiges Abkommen bezeichnet,
wurden zwischen den vier Besatzungsméachten, der Franzdsischen Republik, der Union der
Sozialistischen Sowjetrepubliken, dem Vereinigten Kénigreich GroRbritannien und Nordirland und den
Vereinigten Staaten von Amerika, im Rahmen der beginnenden Entspannung im Ost-West-Konflikt die
Grundlagen zum Rechtsstatus der geteilten Stadt, zum Verhaltnis des im Text stets Westsektoren
Berlins genannten West-Berlins zur Bundesrepublik Deutschland sowie die Verbindungen dorthin
festgelegt. Das Abkommen unterzeichneten am 3. September 1971 im Amerikanischen Sektor Berlins
im Gebaude des Alliierten Kontrollrates die Auenminister der vier Besatzungsméachte: Maurice
Schumann fiir Frankreich, Andrej Gromyko fir die Sowjetunion, Alec Douglas-Home fiir das Vereinigte
Kénigreich und William Rogers fur die Vereinigten Staaten. Es trat mit Unterzeichnung des
Viermachte-Schlussprotokolls am 3. Juni 1972 in Kraft und galt bis einschlieRlich 2. Oktober 1990.

Die am 26. Marz 1970 aufgenommenen Verhandlungen zwischen Frankreich, den USA, dem
Vereinigten Konigreich und der Sowjetunion sollten folgende Berlin-Fragen klaren:

Fortsetzung des Viermachte-Status zumindest fur West-Berlin, d. h. Einbindung und Verpflichtung der
Sowjetunion in eine Berlin-Regelung, Sicherung West-Berlins auf Dauer, Ende der Stérungen der
Zugangswege, Erleichterungen fur die Bewohner West-Berlins.

Das Viermachteabkommen war die Voraussetzung fur das am 17. bzw. 20. Dezember 1971
unterzeichnete Transitabkommen sowie den am 21. Dezember 1972 unterzeichneten
Grundlagenvertrag. Mit dem Berlinabkommen hatte die Sowjetunion die De-facto-Anerkennung der
DDR durch die Westmachte und die Bundesrepublik erreicht und erkannte ihrerseits die enge Bindung
von West-Berlin an die Bundesrepublik an.

Teil Il des Abkommens stellte fest, dass die Weiterentwicklung der Beziehungen zwischen der
Bundesrepublik und West-Berlin ausgebaut werden sollten, wobei West-Berlin weiterhin kein
Bestandteil im Sinne eines konstitutiven Teils der Bundesrepublik war und auch nicht durch
den Bund regiert werden konnte. Als Ergebnis der neuen Ostpolitik der sozialliberalen
Koalition unter Bundeskanzler Willy Brandt (Aufgabe der Hallstein-Doktrin, Unterzeichnung
von Moskauer und Warschauer Vertrag im Jahr 1970) brachte das Berlinabkommen
wesentliche Fortschritte fiir die Berliner Bevdlkerung und war zugleich ein wichtiger Schritt auf
dem Weg zur Neugestaltung der deutsch-deutschen Beziehungen, wie es sich im 1972
geschlossenen Grundlagenvertrag zwischen der Bundesrepublik und der DDR manifestierte. In
der Folge trat eine Entspannung um West-Berlin ein, wenn auch der Grundkonflikt um den
Viermachte-Status Berlins weiterbestand.”

Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Vierm%C3%A4chteabkommen %C3%BCber_ Berlin
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4. Der Grundlagenvertrag am 21. Dezember 1972 zwischen der BRD und der ,,DDR*
(Inkrafttreten am 21. Juli 1973)

Zitat: ,Grundlagenvertrag oder Grundvertrag ist die Kurzbezeichnung fiir den Vertrag tGber die
Grundlagen der Beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen
Demokratischen Republik. Er wurde am 21. Dezember 1972 geschlossen, am 11. Mai
(Bundesrepublik) bzw. 13. Juni 1973 (DDR) ratifiziert und trat am 21. Juni 1973 in Kraft.

Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Grundlagenvertrag

Original-Wortlaut: ,Vertrag Uber die Grundlagen der Beziehungen zwischen der Bundesrepublik
Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik

['Grundlagenvertrag"] vom 21. Dezember 1972
Die Hohen VertragschlieBenden Seiten

eingedenk ihrer Verantwortung fir die Erhaltung des Friedens,

in dem Bestreben, einen Beitrag zur Entspannung und Sicherheit in Europa zu leisten,

in dem Bewul3tsein, dal die Unverletzlichkeit der Grenzen und die Achtung der territorialen Integritat
und der Souveranitat aller Staaten in Europa in ihren gegenwartigen Grenzen eine grundlegende
Bedingung fir den Frieden sind,

in der Erkenntnis, dal} sich daher die beiden deutschen Staaten in ihren Beziehungen der Androhung
oder Anwendung von Gewalt zu enthalten haben,

ausgehend von den historischen Gegebenheiten und unbeschadet der unterschiedlichen
Auffassungen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik zu
grundsatzlichen Fragen, darunter zur nationalen Frage,

geleitet von dem Wunsch, zum Wohle der Menschen in den beiden deutschen Staaten die
Voraussetzungen fiir die Zusammenarbeit zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der
Deutschen Demokratischen Republik zu schaffen,

sind wie folgt Ubereingekommen:

Artikel 1

Die Bundesrepublik Deutschland und die Deutsche Demokratische Republik entwickeln normale
gutnachbarliche Beziehungen zueinander auf der Grundlage der Gleichberechtigung.

Artikel 2

Die Bundesrepublik Deutschland und die Deutsche Demokratische Republik werden sich von den
Zielen und Prinzipien leiten lassen, die in der Charta der Vereinten Nationen niedergelegt sind,
insbesondere der souveranen Gleichheit aller Staaten, der Achtung der Unabhangigkeit,
Selbstandigkeit und territorialen Integritat, dem Selbstbestimmungsrecht, der Wahrung der
Menschenrechte und der Nichtdiskriminierung.

Artikel 3

[1] Entsprechend der Charta der Vereinten Nationen werden die Bundesrepublik Deutschland und die
Deutsche Demokratische Republik ihre Streitfragen ausschlieRlich mit friedlichen Mitteln I6sen und
sich der Drohung mit Gewalt oder der Anwendung von Gewalt enthalten.

[2] Sie bekraftigen die Unverletzlichkeit der zwischen ihnen bestehenden Grenze jetzt und in der
Zukunft und verpflichten sich zur uneingeschrankten Achtung ihrer territorialen Integritat.

Artikel 4

Die Bundesrepublik Deutschland und die Deutsche Demokratische Republik gehen davon aus, dafl
keiner der beiden Staaten den anderen international vertreten oder in seinem Namen handeln kann.

Artikel 5

Die Bundesrepublik Deutschland und die Deutsche Demokratische Republik werden friedliche
Beziehungen zwischen den europaischen Staaten fordern und zur Sicherheit und Zusammenarbeit in
Europa beitragen.
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Sie unterstltzen die Bemihungen um eine Verminderung der Streitkrafte und Ristungen in Europa,
ohne dal dadurch Nachteile fur die Sicherheit der Beteiligten entstehen dirfen.

Die Bundesrepublik Deutschland und die Deutsche Demokratische Republik werden mit dem Ziel
einer allgemeinen und vollstandigen Abristung unter wirksamer internationaler Kontrolle der
internationalen Sicherheit dienende Bemiihungen um Ristungsbegrenzung und Abristung,
insbesondere auf dem Gebiet der Kernwaffen und anderen Massenvernichtungswaffen, unterstitzen.

Artikel 6

Die Bundesrepublik Deutschland und die Deutsche Demokratische Republik gehen von dem
Grundsatz aus, dal’ die Hoheitsgewalt jedes der beiden Staaten sich auf sein Staatsgebiet
beschrankt. Sie respektieren die Unabhangigkeit und Selbstandigkeit jedes der beiden Staaten in
seinen inneren und duleren Angelegenheiten.

Artikel 7

Die Bundesrepublik Deutschland und die Deutsche Demokratische Republik erklaren ihre Bereitschaft,
im Zuge der Normalisierung ihrer Beziehungen praktische und humanitare Fragen zu regeln. Sie
werden Abkommen schlielRen, um auf der Grundlage dieses Vertrages und zum beiderseitigen Vorteil
die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Wirtschaft, der Wissenschaft und Technik, des Verkehrs, des
Rechtsverkehrs, des Post- und Fernmeldewesens, des Gesundheitswesens, der Kultur, des Sports,
des Umweltschutzes und auf anderen Gebieten zu entwickeln und zu férdern. Einzelheiten sind in
dem Zusatzprotokoll geregelt.

Artikel 8

Die Bundesrepublik Deutschland und die Deutsche Demokratische Republik werden standige
Vertretungen austauschen. Sie werden am Sitz der jeweiligen Regierung errichtet.

Die praktischen Fragen, die mit der Einrichtung der Vertretungen zusammenhangen, werden
zusatzlich geregelt.

Artikel 9

Die Bundesrepublik Deutschland und die Deutsche Demokratische Republik stimmen darin tiberein,
dafd durch diesen Vertrag die von ihnen friiher abgeschlossenen oder sie betreffenden zweiseitigen
und mehrseitigen internationalen Vertrdge und Vereinbarungen nicht beriihrt werden.

Artikel 10

Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation und tritt am Tage nach dem Austausch entsprechender Noten in
Kraft.

ZU URKUND DESSEN haben die Bevollmachtigten der Hohen VertragschlieRenden Seiten diesen
Vertrag unterzeichnet.

GESCHEHEN in Berlin am [21.12.] 1972, in zwei Urschriften in deutscher Sprache. [...]

Zusatzprotokoll zum Vertrag tber die Grundlagen der Beziehungen zwischen der Bundesrepublik
Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik

[Auszug]
Zu Artikel 3:

[1] Die Bundesrepublik Deutschland und die Deutsche Demokratische Republik kommen Uberein, eine
Kommission aus Beauftragten der Regierungen beider Staaten zu bilden. Sie wird die Markierung der
zwischen den beiden Staaten bestehenden Grenze Uberprifen und, soweit erforderlich, erneuern oder
erganzen sowie die erforderlichen Dokumentationen tber den Grenzverlauf erarbeiten.
Gleichermallen wird sie zur Regelung sonstiger mit dem Grenzverlauf im Zusammenhang stehender
Probleme, zum Beispiel der Wasserwirtschaft, der Energieversorgung und der Schadensbekampfung,
beitragen.

Seite 169 von 387



[2] Die Kommission nimmt nach Unterzeichnung des Vertrages ihre Arbeit auf. [...]
Erklarungen zu Protokoll

Die Bundesrepublik Deutschland erklart zu Protokoll:

"Staatsangehorigkeitsfragen sind durch den Vertrag nicht geregelt worden."

Die Deutsche Demokratische Republik erklart zu Protokoll:

"Die Deutsche Demokratische Republik geht davon aus, dalk der Vertrag eine Regelung der
Staatsangehdrigkeitsfragen erleichtern wird."

Quelle: http://www.documentarchiv.de/brd/grundlivertr.html

Weitere ,,Ost-Vertrage*“:

- Protokoll Gber den Post- und Fernmeldeverkehr am 30. September 1971 (Abkommen am
30. Marz 1976)

- Transitabkommen am 17. Dezember 1971

- Vertrag Uber den Reise- und Besucherverkehr am 20. Dezember 1971

Verkehrsvertrag 26. Mai 1972

—

1973 Prager Vertrag
mit der CSSR

n 1972 Grundlagenvertrag

mit der DDR
1971 Transitabkommen
mit der DDR

1971 Viermachteabkommen
uber Berlin mit den USA, der UdSSR,
| |dem Ver. Konigreich und Frankreich

1970 Warschauer Vertrag
mit Polen

1970 Moskauer Vertrag
| mit der UdSSR

Ostvertrage

_ I1963 1. Passierscheinabkommen

mit der DDR

(Quelle: Wikipedia.de - gemeinfrei, Text verandert)

Quelle: https://teachsam.de/geschichte/ges deu 1945-
1989/weg%20zur%20einheit%201990/deu_weqg%20zur%20Einheit%201990 6.htm
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1973: Wiederbelebung des verdeckt fortgefiuihrten
LAlleinvertretungsanspruchs‘ der BRD!

Das Bundesverfassungsgericht der BRD legt fiir sich im Rahmen des groRangelegten
Identitatsdiebstahls am 31. Juli 1973 fest, dass die Bundesrepublik Deutschland mit
dem Staat Deutschland - Deutsches Reich identisch sei:

Zitat: ,Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) der BRD hat in seinem Urteil zum Vertrag
vom 21. Dezember 1972 Uiber die Beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland
und der Deutschen Demokratischen Republik Folgendes festgestellt:

,Das Grundgesetz (...) geht davon aus, dal® das Deutsche Reich den Zusammenbruch 1945
Uberdauert hat und weder mit der Kapitulation noch durch Austbung fremder Staatsgewalt in
Deutschland durch die alliierten Okkupationsmachte noch spater untergegangen ist; (...) Das
Deutsche Reich existiert fort [...], besitzt nach wie vor Rechtsfahigkeit, ist allerdings als
Gesamtstaat mangels Organisation, insbesondere mangels institutionalisierter Organe selbst
nicht handlungsfahig.*

Die Bundesrepublik Deutschland ist also nicht ,Rechtsnachfolger’ des Deutschen Reiches,
sondern als Staat identisch mit dem Staat ,Deutsches Reich’, - in Bezug auf seine raumliche
Ausdehnung allerdings ,teilidentisch’, so dass insoweit die Identitat keine AusschlieRlichkeit
beansprucht.”

Quelle: BVerfG-Urteil vom 31. Juli 1973, Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts,
36. Band, 1 (15f.) = Neue Juristische Wochenschrift 1973, 1539.
Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Rechtslage Deutschlands nach 1945

Btﬂies_lfénder
gl Ll
BEPSZTIS

Flachenlander

(Regierungsbezirke) \ rﬂ" 8 |

Stadtstaaten

(Land-)Kreise

(Gemeinde-
verbande) Kreisfreie Stadte

Gemeinden

(Gemeinden)

,Bund Bundeslander Flachenlander Stadtstaaten (Regierungsbezirke) (Land-)Kreise
(Gemeindeverbande) Gemeinden Kreisfreie Stadte”
Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Bundesebene (Deutschland)
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13.4 Der absurde Kampf um die Abkurzung ,,BRD*!

BRD? NOCH NIE GEHORT!

»BRD? Noch nie gehort!“
Quelle:_https://www.facebook.com/tvtotal/videos/brd-nie-geh%C3%B6rt/289689458521984/

~Wissenschaftlicher Dienst des ,Deutschen Bundestages” der BRD
- Dr. Stefan Schmidt, Fachbereich WD 1, Geschichte, Zeitgeschichte und Politik:

yDie Diskussion um den Gebrauch der Abkiirzung BRD

Zitat: ,Kritiker des Akronyms BRD erkannten in ihm eine ,kommunistische
Agitationsformel®, die von der DDR aus ideologischen Griunden in den
Sprachgebrauch eingefiihrt worden sei. Mit der Abkiirzung — so lautete damals der
wesentliche Vorwurf — versuche der SED-Staat, den Begriff ,,Deutschland“ aus der
Staatsbezeichnung der Bundesrepublik Deutschland zu verdrangen und die ,Identitat
der Nation“ zu zerstoren. (...)
In gewissem Umfang war die Abkiirzung BRD schon in den 1950er Jahren gebrauchlich.
Belege fur ihre Verwendung lassen sich in diesem Zeitraum insbesondere in einer Reihe von
Lexika und im amtlichen Schriftgut finden; der Kleine Brockhaus rechnete sie schon im Jahr
1950 zu den ,verbreiteten formelhaften Abklirzungen®. Ende der sechziger Jahre war das
Akronym BRD im o6ffentlichen Sprachgebrauch der Bundesrepublik Deutschland
allgemein vertreten. Der Rechtschreibduden fiihrte es erstmals in seiner 16. Auflage
auf, die im Jahr 1967 erschien. Gegen die Verwendung der Abklrzung waren lange Zeit
keine politischen Einwande erhoben worden.
Erst in den vom Bundesminister fiir gesamtdeutsche Fragen im Jahr 1965
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herausgegebenen ,Richtlinien fiir die Bezeichnung Deutschlands“ wurde empfohlen,
die Abkiirzung BRD oder die Bezeichnung ,,Bundesrepublik“, ohne den Zusatz
,Deutschland® nicht zu verwenden.

Nachdem schon in den siebziger Jahren die Kultusminister einzelner Bundeslander
darauf hingewiesen hatten, dass die volle Bezeichnung ,,Bundesrepublik
Deutschland® im Schulunterricht benutzt werden sollte, fasste die
Kultusministerkonferenz in ihrer 202. Plenarsitzung am 12. Februar 1981 den
Beschluss, die Abkiirzung in Schulbiichern und kartographischen Werken fiir den
Schulunterricht nicht mehr zu verwenden.

Nachdem die SED-Fuhrung in den ersten Jahren nach der Griindung der DDR in ihren
Verlautbarungen zunachst auf ihnren gesamtdeutschen Zielen — der Einheit Deutschlands
unter kommunistischen Vorzeichen — beharrt hatte, vertrat sie seit Mitte der 1950er Jahre die
These, dass sich auf dem Boden des untergegangenen Deutschen Reiches zwei
deutsche Staaten mit unterschiedlichen Gesellschaftssystemen entwickelt hatten. Mit
dieser ,,Zwei-Staaten-Theorie“ verzichtete die SED-Fiihrung zunehmend auf
gesamtdeutsche Konzepte und grenzte sich scharf gegen die Bundesrepublik ab. Zum
primédren auBenpolitischen Ziel der DDR wurde es in den folgenden Jahren, auch
auBerhalb des Ostblocks als souveraner Staat anerkannt zu werden.

Dem Ringen der DDR um staatliche Anerkennung stellte die Bundesrepublik
Deutschland den Alleinvertretungsanspruch fiir die Interessen des gesamten
deutschen Volkes, also auch fir die der unterdriickten Deutschen in der ,Sowjetzone”
entgegen, da dem SED-Staat die demokratische Legitimation fehlte. GemaR der so
genannten ,,Hallstein-Doktrin“ wurde die Aufnahme diplomatischer Beziehungen mit
der DDR als unfreundlicher Akt gewertet, den die Bundesrepublik mit Sanktionen
unterschiedlicher Reichweite bis hin zu einem Abbruch der diplomatischen Beziehungen
beantwortete.

Die Existenz der Zweistaatlichkeit sollte zunachst anerkannt werden, um gleichzeitig
die Beziehungen zwischen beiden Staaten zu verdichten und die Teilung
Deutschlands schlieBlich in einer gesamteuropaischen Friedensordnung zu
tiberwinden. Der Vertrag liber die Grundlagen der Beziehungen der beiden deutschen
Staaten, der am 21. Dezember 1972 unterzeichnet wurde und in dem man sich zu guter
Nachbarschaft auf der Basis der Gleichberechtigung und der Unverletzlichkeit der
Grenzen verpflichtete, bedeutete den faktischen Verzicht der Bundesrepublik auf den
Alleinvertretungsanspruch und die Anerkennung der DDR. Am 18. September 1973

wurden beide deutsche Staaten in die Vereinten Nationen aufgenommen.*
Quelle: https://www.bundestag.de/resource/blob/494506/dae9e4a85e6baeaff1770647ed7250a6/gebrauch-der-
abkuerzung-brd-data.pdf
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Bespiel der arglistig tauschenden BRD-Propaganda - Operation unter falscher
Flagge:

Bu ndesrepubllk Il

1890 -1918 1918 -1933 1933 - 1945 1945 - 1963 1963 - 1989 1949 - 1989 Ab 1990
Kaiserzeit Weimarer NS-Zeit Bundesrepublik | Wiedervereinigung
Republik Il bis heute

»,Bundesrepublik oder BRD? Namensfindung in Ost und West“ ,,BRD - ja oder nein?“

Zitat: ,,Die Abklrzung BRD fiir Bundesrepublik war nach ihrer Griindung in den 1950er und
1960er Jahren durchaus Ublich. In den 1970er Jahren setzte jedoch eine Diskussion ein, ob
dieses Kurzel verwendet werden durfe. Denn im Osten war nicht nur die Bezeichnung DDR
die Ubliche fur das eigene Land, sondern auch der Name BRD wurde ublicherweise dort
verwendet.

Nur noch "Bundesrepublik":

Davon wollte man sich im Westen nun abgrenzen. Die beiden deutschen Staaten sollten
durch ahnliche Bezeichnungen nicht auf eine Stufe gestellt werden. Die Bundesrepublik sah
sich trotz aller Entspannung im deutsch-deutschen Verhaltnis als einziger legitimer deutscher
Staat und erkannte die DDR vodlkerrechtlich nicht an.

Das Ziel der ,deutschen Wiedervereinigung“ galt fur sie weiterhin.

Darum sollte auch das Wort "Deutschland"” im Bewusstsein bleiben. Die Bezeichnung
BRD sollte ab 1974 nicht mehr in offiziellen Texten verwendet werden.“
Quelle:_https://www.zeitklicks.de/bundesrepublik-ii/politik/die-ostpolitik/bundesrepublik-oder-brd-
namensfindung-in-ost-und-west

Die BRD ist nicht Deutschland!

Die BRD ist nicht Deutschland!
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13.5 Perfekter Staaten-Betrug durch die BRD in der UNO!

1973: Der Irrsinn nimmt weiter seinen Lauf — die DDR und BRD werden Mitglied-Staaten in der UN!

. % 5
i Il
Quelle: https://www.freiepresse.de/verlag/75-jahre-freie-presse/ZEITSTRAHL/1973-ddr-in-der-un-artikel 11484742

Vollige Verwirrung oder perfekte Kriegslist?

18. September 1973:
Das angloamerikanisch geflhrte Feindstaatenbindnis gegen Deutschland — ,Vereinte
Nationen® (,UN") beteiligt sich am volkerrechtlichen Deutschland-Betrug:

Zitat: ,Die Deutsche Demokratische Republik und die Bundesrepublik Deutschland wurden
am 18. September 1973 Mitglieder der Vereinten Nationen.

Durch den Beitritt der Deutschen Demokratischen Republik zur Bundesrepublik Deutschland
am 3. Oktober 1990 haben sich die beiden deutschen Staaten vereinigt und bilden einen
souveranen Staat.”

Quelle: https://unric.org/de/mitgliedstaaten/

Sefton Delmer (1904-1979) - bedeutender englischer Journalist:
"Jeder Griff ist erlaubt. Je libler, umso besser. Liigen, Betrug - alles"
Quelle: Die Deutschen und ich, Hamburg 1963, S. 590
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Die BRD wird seither vollstandig vom getauschten Ausland als der Staat
,Deutschland® betrachtet!

Beispiel: Prager Vertrag am 11. Dezember 1973

Die Tschechoslowakische Republik halt die BRD fiir Deutschland und verlangt von der
BRD die Annullierung des Miinchner Abkommens von 1938.

Zitat: ,Der Prager Vertrag (Vertrag Uber die gegenseitigen Beziehungen zwischen der Bundesrepublik
Deutschland und der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik) aus dem Jahr 1973 wurde
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Tschechoslowakei geschlossen. Dieser deutsch-
tschechoslowakische Normalisierungsvertrag war Teil der deutschen Ostpolitik, der letzte der
Ostvertrage, in denen Vereinbarungen Uber die Nachkriegsgrenzen Deutschlands mit Osteuropa
getroffen wurden. Unterzeichnet wurde er am 11. Dezember 1973 (von Seiten Deutschlands von
Bundeskanzler Willy Brandt und AuRenminister Walter Scheel, von Seiten der CSSR von
Ministerprasidenten Lubomir Strougal und AuRenminister Bohuslav Chiioupek). Der deutsch-
tschechoslowakische Vertrag trat mit der abschlieRenden Ratifizierung 1974 in Kraft.

Die Verhandlungen wurden am 12. Oktober 1970 aufgenommen. Prag forderte der Ulbricht-Doktrin
folgend zunachst die Aufnahme beider deutscher Staaten in die UNO und die vorbehaltlose
Anerkennung der DDR. AulRerdem beharrte Prag darauf, das Minchner Abkommen von 1938 sei ,von
Anfang an“ und entsprechend zu annullieren. Erst zwei Jahre spéater ging die tschechoslowakische
Seite in der ausschlaggebenden Frage der Ungiiltigkeit des Miinchner Abkommens von der ex-tunc-
Formel zur Nullitdtsformel Gber. In drei weiteren Verhandlungsrunden von April bis Mai 1973 wurden
schlielllich Formulierungen gefunden, die die Nichtigkeit des Abkommen fiir beide Seiten akzeptabel
erklarten. Am 20. Juni 1973 wurde der Vertrag in Bonn paraphiert. Danach traten aber wieder
Meinungsverschiedenheiten auf, diesmal in der Frage der Vertretung West-Berlins durch die
Bundesrepublik Deutschland. In zwei weiteren Gesprachsrunden im August 1973 gelang es nicht, sie
auszuraumen. Strittige humanitare Fragen und die West-Berlin-Frage wurden schlief3lich mit einem
Briefwechsel von Bundeskanzler Willy Brandt und AulRenminister Walter Scheel geldst, der die
Vereinbarungen des Vertrags erganzte. Am 11. Dezember 1973 konnte der Vertrag schlieRlich
unterzeichnet werden.

Im Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Tschechischen und Slowakischen
Foderativen Republik Giber gute Nachbarschaft und freundschaftliche Zusammenarbeit von 1992
wurde der Prager Vertrag von 1973 ,auch hinsichtlich einer Nichtigkeit des Minchener Abkommens
vom 29. September 1938 bestatigt.”

Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Prager Vertrag (1973)

Quelle: https://deutsch.radio.cz/prager-vertrag-vor-35-jahren-der-letzte-baustein-brandts-ostpolitik-8589241
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Ergebnis der Bonner ,,Ostpolitik“:

Die trickbetriigerische Anerkennung der allilerten Besatzungsorganisationen
,Bundesrepublik Deutschland“ und ,,Deutsche Demokratische Republik* als ,,zwei
deutsche Staaten“ ist volkerrechtlich juristisch unmaéglich, unsinnig und verstoft
gegen das Potsdamer Abkommen vom 2. August 1945!

AuBRerdem konnte es keine vélkerrechtlichen Prozesse zur Schaffung einer
"westdeutschen Staatsnation” oder dergleichen geben!

Es gab und gibt bis heute keine Staats-Angehorigkeit ,,Bundesrepublik Deutschland*
und auch keine Staats-Angehorigkeit ,,Deutsche Demokratischen Republik“!

Die arglistig tauschend gefluhrte ,Ostpolitik” der Westallilerten und deren Nazi-Gehilfen hat
der internationalen Weltgemeinschaft durch die ,neue Ostpolitik“ glaubhaft gemacht, dass
es ,zwei deutsche Staaten“ gabe, die sich zu gegebener Zeit ,wieder-vereinigen“ sollten —
gemal einem frei-erfundenen und propagierten sog. ,Wiedervereinigungsgebot®.

Zitat: ,Das Wiedervereinigungsgebot war ein Bestandteil des Grundgesetzes fir die
Bundesrepublik Deutschland von 1949 bis 1990. Dieser Verfassungsauftrag fand sich unter

anderem in der Praambel des Grundgesetzes.*
Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Wiedervereinigungsgebot

Praambel: ,Im Bewultsein seiner Verantwortung vor Gott und den Menschen, von dem Willen beseelt,
seine nationale und staatliche Einheit zu wahren und als gleichberechtigtes Glied in einem vereinten
Europa dem Frieden der Welt zu dienen, hat das Deutsche Volk in den Landern Baden, Bayern,
Bremen, Hamburg, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Schleswig-
Holstein, Wirttemberg-Baden und Wirttemberg-Hohenzollern, um dem staatlichen Leben fiir eine
Ubergangszeit eine neue Ordnung zu geben, kraft seiner verfassungsgebenden Gewalt dieses
Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland beschlossen. Es hat auch fiir jene Deutschen
gehandelt, denen mitzuwirken versagt war.

Das gesamte Deutsche Volk bleibt aufgefordert, in freier Selbstbestimmung die Einheit und
Freiheit Deutschlands zu vollenden.”

Quelle: http://www.documentarchiv.de/brd/1949/grundgesetz.html

Feststellung:
In der Rechtsrealitiat und der vélkerrechtlichen Rechtsprechung besteht der sog.

“Vollstaat“ ,,Deutsches Reich‘ bzw. ,,Deutschland® im Rechts- und Gebietszustand
vom 31. Dezember 1937 mit der ,,Deutschen Staatsangehodrigkeit“ der NSDAP-Adolf
Hitler vom 5. Februar 1934 weiter fort!

Der Begriff "Wieder-Vereinigung" ist in Bezug auf Deutschland véllig unsinnig, weil
der Staat Deutschland seit dem 23. Mai 1945 als Ganzes niemals geteilt wurde,
sondern bis heute einfach handlungsunfahig weiterhin fortbesteht!

Die ,,Einheit und Freiheit der Deutschen hat nichts mit dem ,,Grundgesetz fiir die
Bundesrepublik Deutschland® zu tun, sondern kann voélkerrechtlich nur durch die
Erfullung des Potsdamer Abkommens Teil Il und Teil lll hergestellt werden!

GemaR dem volkerrechtlichen Potsdamer Abkommen Teil IX wird die ostliche Grenze

Deutschlands bzw. die Westgrenze Polens im Rahmen der Erfiillung des Potsdamer
Abkommens und den in Teil Il verbundenen Friedensvertrdagen voéllig neu festgelegt!
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Phase 6: Kriegslist BRD-Mega-Kredit an die DDR 1983!

Nazi-Waffe ,,Verschuldung“ durch Kreditvergabe iiber die Privatbanken der
Rothschild-Mafia:

Nach der erfolgreichen Ostpolitik ,WWandel durch Annaherung” sollte nun ein ,politisches
Entgegenkommen® der DDR Richtung BRD bewirkt werden!

Grundsatzliche Nazi-Strategie:

Erst freundliche Anndaherung - Erschleichung von Vertrauen - Schaffung
wirtschaftlicher Abhangigkeiten mittels Kredite 2 ,,politisches Entgegenkommen*
durch Zugestandnisse > direkte ,,innerstaatliche Einflussnahme*

- feindliche Ubernahme!

Die wirtschaftliche Unterwanderung der DDR durch Rothschild-Kreditvergabe hatte
,politische Zugestandnisse” als ,Entgegenkommen* bewirkt!

Zitat: ,Von Straufd und Schalck-Golodkowski eingefadelt Bundesrepublik burgt fir einen
Milliardenkredit an die nahezu bankrotte DDR"

Quelle: https://www.stasi-unterlagen-archiv.de/informationen-zur-stasi/themen/beitrag/von-strauss-und-schalck-

golodkowski-eingefaedelt/

Westliche Kriegsfiuihrung gegen die DDR auf handelsrechtlicher Ebene:

Die Hauptakteure der Operation ,Verschuldung der DDR* waren Franz Joseph Strauf® und
Alexander Schalck-Golodkowski. Die wirtschaftliche Unterwanderung der DDR durch
Kreditvergabe hatte Zugestandnisse als ,politisches Entgegenkommen® bewirkt. Theo Weig|
nennt es die ,Kontinuitat des Denkens*: Kredite an ,,Ostblock-Lander” zur politischen
Einflussnahme.

Zitat: ,Die Geschichte beginnt am 5. Mai jenen Jahres mit einer Szene wie aus einem Agententhriller.
Ein Hubschrauber des Bundesgrenzschutzes fliegt den bayerischen Ministerprasidenten auf dem Gut
des mit ihm bekannten Grof3schlachters Josef Marz im oberbayerischen Aschau ein. Dort trifft Straufl
auf Alexander Schalck-Golodkowski. Der oberste Devisenbeschaffer der DDR, der Marz
aufgrund dessen Geschifte mit Ostdeutschland kennt, war kurz zuvor mit einem gepanzerten
BMW der bayerischen Staatsregierung aus Thiiringen in den Chiemgau chauffiert worden.

(...) 24. Juli 1983, Werbellinsee in Brandenburg: Strauf und Honecker besprechen die Details des
Deals. Nach einigen Folge-Meetings wird vereinbart, dass die DDR einen Kredit von einer Milliarde D-
Mark erhalt. Abgewickelt wird er liber ein westdeutsches Bankenkonsortium unter
Federfihrung der Bayerischen Landesbank. (...)1984 folgt ein zweiter Kredit. (...)

In einem spateren Interview dazu spricht Waigel sogar von einer "Kontinuitédt des Denkens" bei
Strauly, der bereits in den 1960er-Jahren eine Milliardenzahlung an die Sowjetunion vorgeschlagen
habe, damit sie sich aus der DDR zuriickzdége. Schon in jener Zeit sprach StrauB von Krediten an
Ostblocklander, um diese friihzeitig an das westliche Banken- und Wirtschaftssystem zu
binden.“ Quelle: https://www.br.de/nachricht/inhalt/strauss-kredit-ddr100.html
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Aufschlussreiche Informationen zur Feind-Methodik aus den westlichen
Medien:

Die handelsrechtliche Waffe ,,Verschuldung” sorgt fir ,,politische Zugestandnisse*!

Zitat: ,Die DDR erhalt 1983 Kredit — Galgenfrist fur den Klassenfeind

Das Flugzeug hat er selbst geflogen: Franz Josef StrauB auf dem Leipziger Flughafen, im
Hintergrund rechts Alexander Schalck-Golodkowski.

In der Fiihrung der SED war man sich seit Marz 1982 dariber im Klaren, dass — wenn kein Wunder
geschehe — die DDR ihre im Westen aufgenommenen Kredite nicht mehr werde bedienen kénnen.
Worin das Wunder bestehen kdnnte, darliber bestand auch Einigkeit. In einer internen Mitteilung
hieB es am 5. Mérz 1982: ,,Da es keine Moglichkeiten gibt, weitere Finanzkredite zur Sicherung
der Zahlungsbilanz NSW (Nichtsozialistisches Wirtschaftsgebiet) aufzunehmen, ist es
notwendig, eine Umschuldung durchzufiihren. Das hat zur Voraussetzung, dass die DDR im
Monat Mai 1982 gegeniiber den NSW-Glaubigerbanken ihre Zahlungsunfahigkeit erklart. Hierzu
ist aufgrund der auBerordentlichen politischen Auswirkungen eine personliche Entscheidung
des Generalsekretirs des ZK notwendig. - Es ist zu priifen, ob im Zusammenhang mit einer
erklarten Bereitschaft der BRD, einen groReren Kredit an die DDR auszureichen, der mit
entsprechenden politischen Zugestindnissen verbunden sein wird, Verhandlungen mit der
BRD aufgenommen werden. Hierzu ist gleichfalls eine politische Entscheidung des
Generalsekretirs des ZK notwendig.*

Der Generalsekretar Erich Honecker (1912—-1994) gab schnell griines Licht. Am 29. Juni 1983 wurde
dann einer verbliifften Offentlichkeit auf beiden Seiten der Mauer verkiindet, dass am 1. Juli
1983 ein westdeutsches Bankenkonsortium unter der Fiihrung der Bayerischen Landesbank
der DDR einen Milliardenkredit gewdhren werde. Fiir den Kredit biirgte die Bundesregierung.
Der Betrag, um den es 1983 - offiziell — ging, wirkt heute lacherlich: eine Milliarde DM. Das war
auch damals keine Riesensumme. Denn die DDR musste jahrlich mindestens fiinf Milliarden
DM aufbringen, um ihre Schulden tilgen zu kénnen. Man wird vermuten diirfen, dass die eine
Milliarde nicht alles war, was iiber die Mauer ging. Vorbereitet hatten die Aktion Strauf und der
Chef der Abteilung Kommerzielle Koordinierung (KoKo) im Ministerium fiir AuBenhandel der
DDR, Alexander Schalck-Golodkowski (1932-2015). Fiir Straull war der Deal die letzte grofle
Gelegenheit, sich als den wahren Strippenzieher der deutschen Politik darzustellen.“

Quelle: https://www.fr.de/kultur/gesellschaft/klassenfeind-die-ddr-erhaelt-1983-kredit-galgenfrist-fuer-den-
92367662.html

Zitat: ,1983 erhielt die DDR einen Milliardenkredit aus dem Westen.

Die finanzielle Lage der DDR zeigte sich 1983 als besonders prekar. Das Land hatte im Westen hohe
Schulden, deren Tilgung allein jedes Jahr finf bis sechs Milliarden D-Mark auffral3. Die Gewinne, die
DDR aus dem Exportgeschéaft erhielt, wurden dadurch nahezu aufgefressen.

Franz-Josef StrauB, bayerischer Ministerprasident und erbitterter Gegner der Entspannungspolitik,
fadelte den neuen Kredit fir die DDR ein. Eine westliche Privatbank biirgte fiir den Kredit Gber
eine Milliarde Mark.

»Zugestandnisse* der von den Bonner Alt-Nazis erpressten DDR:

Die DDR war im Gegenzug zu Kompromissen bereit. So begann sie, die Selbstschussanlagen
abzubauen und minderte Schikanen an der deutsch-deutschen Grenze. Die
Familienzusammenfihrung wurde erleichtert und Kinder vom Mindestumtausch wieder
ausgenommen. (...)1984 folgte dem Milliardenkredit Gbrigens noch ein zweiter.

Quelle: https://www.zeitklicks.de/zeitstrahl/1983/milliardenkredit-aus-dem-westen
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Der Bonner Alt-Nazi Franz Joseph Strauf:

Joseph Straufl
Zitat: “Franz Josef Strauly (* 6. September 1915 in Minchen; 1 3. Oktober 1988 in Regensburg) war
ein deutscher Politiker der CSU, deren Vorsitzender er von 1961 bis zu seinem Tod war.

StrauB wurde Mitglied des Nationalsozialistischen Deutschen Studentenbunds (NSDStB).

In seiner Freizeit ging StrauB dem Radsport nach und wurde 1937 auf Anraten des Professors
Franz Dirlmeier Mitglied des Nationalsozialistischen Kraftfahrerkorps (NSKK) sowie Referent
beim NSKK-Sturm 23/M 86 in Miinchen. Er hatte dort die Funktion eines Rottenfiihrers inne. Im
Juli 1939 trat er aus dem NSKK aus. Diese Mitgliedschaft wurde von der Spruchkammer in Schongau
zwar als belastend eingestuft, jedoch gleichzeitig ,[...] als zwangsbedingt, um eine Nichtzulassung
zum Examen zu vermeiden.” Sie wurde als nominelle Mitgliedschaft gewertet, die weder
propagandistisch noch aktiv ausgeulbt wurde.

Am 14. April 1941 wurde er erneut zur Wehrmacht einberufen und nahm ab dem 22. Juni 1941 am
Krieg gegen die Sowjetunion teil.

Von September 1941 bis Februar 1942 wurde er zum Offizier ausgebildet, im Marz 1942 als
Leutnant d. R. der Heeresflak zugeteilt und in der Ukraine, auf der Krim sowie vor Stalingrad
eingesetzt. Dort erlitt er Erfrierungen an beiden FiiBen, weshalb er noch vor dem Untergang der
6. Armee in der Schlacht von Stalingrad ins Reich zuriickverlegt wurde. Nach einem weiteren
Lehrgang von Januar bis Mai 1943 in Stolpmiinde wurde er Ausbildungsoffizier,
Abteilungsadjutant und Offizier fiir wehrgeistige Fiihrung bei der Flakartillerieschule Altenstadt
bei Schongau.

Schon wahrend seiner Militarzeit wurde Strau am 8. April 1942 mit Wirkung zum 1. Mai zum
auBerplanmaBigen Beamten ernannt. Am 20. April 1943 erfolgte die Ernennung zum Studienrat
an der Oberschule fiir Jungen an der DamenstiftstraBe in Miinchen. Vorarbeiten fiir eine von ihm
begonnene Dissertation verbrannten 1944.*

Erganzung dazu - Zitat:

.Das Nationalsozialistische Kraftfahrkorps (NSKK) war eine paramilitarische Unterorganisation
der NSDAP mit Sitz in Miinchen und Berlin.

Die Organisation bestand seit April 1930 unter dem Namen Nationalsozialistisches Automobilkorps
(NSAK) und wurde 1931 in NSKK umbenannt. Im August 1934 ordnete Adolf Hitler die
Zusammenlegung von Motor-SA und NSKK an und unterstellte es seiner unmittelbaren Fiihrung.

Mit der Verordnung zum ,,Gesetz zur Sicherung von der Einheit von Partei und Staat“ vom 29.
Marz 1935 wurde das NSKK (wie die SS, SA, Hitler-Jugend, NS-Studentenbund und NS-
Frauenbund) zu einer Gliederung der NSDAP.“

Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Nationalsozialistisches Kraftfahrkorps

Der Nationalsozialistische Deutsche Studentenbund (NSDStB; auch NSD-Studentenbund) war
eine 1926 gegriindete Gliederung der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei
(NSDAP) fiir Studenten.[1] Sie sollte im Auftrag der NSDAP die weltanschauliche Schulung der
Studenten im Sinne der nationalsozialistischen Ideologie Gibernehmen.

Der NSDStB war wie alle Parteigliederungen streng nach dem Fiihrerprinzip aufgebaut,
kasernierte die Studenten in Kameradschaftshausern (mehrheitlich ibernommenen
Korporationshausern) und stattete sie ab 1930 mit braun gefarbten Hemden und
Hakenkreuzfahne aus. Quelle:

https://de.wikipedia.org/wiki/Nationalsozialistischer Deutscher Studentenbundhttps://de.wikipedia.org/
wiki/Nationalsozialistischer Deutscher Studentenbund
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Franz Josef StrauB ab 1945

Zitat: ,Bei Kriegsende geriet StrauB zunachst in Kriegsgefangenschaft; er wurde schnell (noch 1945)
als politisch unbelastet eingestuft. Ein deutschstdmmiger US-Soldat zog ihn aufgrund seiner
Englischkenntnisse zur Unterstiitzung bei Ubersetzungen heran. Von der amerikanischen
Besatzungsmacht wurde er dann zum stellvertretenden Landrat des Landkreises Schongau
bestellt. 1946 war er Mitbegriinder des Kreisverbandes der CSU Schongau und wurde zum
Landrat von Schongau gewahlt. Ab 1948 war StrauB Mitglied im Wirtschaftsrat des Vereinigten
Wirtschaftsgebietes in Frankfurt am Main;

StrauB war unter Konrad Adenauer Bundesminister fiir besondere Aufgaben (1953—-1955), fiir
Atomfragen (1955-1956) und der Verteidigung (1956—1962), bis er wegen der Spiegel-Affare
zurlcktreten musste. In der Grofien Koalition unter Kurt Georg Kiesinger kam StrauB wieder in
die Bundesregierung zuriick und war Bundesminister der Finanzen (1966—1969).

Von 1978 bis zu seinem Tod 1988 war er bayerischer Ministerprasident. Bei der Bundestagswahl
1980 scheiterte er als Kanzlerkandidat der Unionsparteien gegen den Amtsinhaber Helmut Schmidt
(SPD). StrauB unterhielt enge Verbindungen zur Industrie und gehorte zu den Hauptinitiatoren
bei der Griindung des Unternehmens Airbus.

1983 sorgte StrauB durch das Einfadeln eines Milliardenkredits fiir die DDR fiir Aufregung auch
in den eigenen Reihen, was schlieRlich zum Parteiaustritt einiger Abgeordneter unter Franz Handlos
und zur Grindung der Partei ,Die Republikaner” fuhrte.

In Zusammenhang mit der getarnten Blaupausen-Lieferung von U-Booten an das Apartheid-
Regime in Stidafrika 1984-86, ,ein Kurs zu dem [...] Franz Josef Straul® das Kanzleramt [...] drangte®,
gab es ,Gerlchte, dafd Provisionen oder Schmiergelder aus dem U-Boot-Geschaft [...] an
Unionsfreunde oder auf Parteikonten flossen®.

Eine besondere Freundschaft pflegte er zudem mit Gnassingbé Eyadéma, dem Diktator von Togo,
mit dem er die Bayerisch-Togoische Gesellschaft griindete.

Im Oktober 1987 unternahm er (nach 1975) eine zweite Chinareise. Am 28. Dezember 1987 flog der
Privatpilot, begleitet von Parteifreunden, mit einer Cessna Citation Il 151 bei schlechtem Wetter
zu einem in der Offentlichkeit nicht angekiindigten Besuch nach Moskau und unterhielt sich
zweieinhalb Stunden mit Michail Gorbatschow, von dessen Reformvorstellungen er sich tief
beeindruckt zeigte. Unter anderem wurde er von Gorbatschow an diesem Treffen gefragt, ob er
das erste Mal in der Sowjetunion sei. Strau antwortete nonchalant:

»Das zweite Mal, aber das erste Mal kam ich nur bis Stalingrad.“

Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Franz_Josef Strau%C3%

Quelle: https://www.fis.de/privates/soldat/
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Wer war Alexander Schalck-Golodkowski?

= Die kommerzielle Schliisselstelle des ,,auslandischen Agenten*
Alexander Schalck-Golodkowski unter dem BND-Decknamen ,,Schneewittchen®:
Zitat: ,Alexander Schalck-Golodkowski (geburtig Alexander Golodkowski; * 3. Juli 1932 in Berlin-
Treptow; T 21. Juni 2015 in Rottach-Egern) war ein deutscher Politiker (SED), Oberst im Ministerium
fir Staatssicherheit (MfS) und Wirtschaftsfunktionar der DDR. Er war Leiter des geheimen Bereichs
fir Kommerzielle Koordinierung im Ministerium flr AuRenhandel, der durch die Arbeitsgruppe Bereich
Kommerzielle Koordinierung (AG BKK) des MfS kontrolliert wurde. Der Bereich Kommerzielle
Koordinierung war zustandig fiir den (inoffiziellen) Handel mit dem kapitalistischen Ausland.
Bekanntheit erlangte er im Nachhinein fiir die Aushandlung eines Kredits in Hohe von einer
Milliarde DM, den ein westdeutsches Bankenkonsortium der DDR 1983 gewéahrte. Schalck-
Golodkowskis Verhandlungspartner auf westdeutscher Seite war der bayerische
Ministerprasident Franz Josef StrauBl (CSU).

Zitat: "Alexander Schalck-Golodkowski (gebiirtig Alexander Golodkowski; * 3. Juli 1932 in Berlin-
Treptow; T 21. Juni 2015 in Rottach-Egern) war ein deutscher Politiker (SED), Oberst im Ministerium
fiir Staatssicherheit (MfS) und Wirtschaftsfunktionar der DDR.

Er war Leiter des geheimen Bereichs fiir Kommerzielle Koordinierung im Ministerium fiir
AuBenhandel, der durch die Arbeitsgruppe Bereich Kommerzielle Koordinierung (AG BKK) des
MfS kontrolliert wurde. Der Bereich Kommerzielle Koordinierung war zusténdig fiir den
(inoffiziellen) Handel mit dem kapitalistischen Ausland. Bekanntheit erlangte er im Nachhinein
fiir die Aushandlung eines Kredits in Hohe von einer Milliarde DM, den ein westdeutsches
Bankenkonsortium der DDR 1983 gewahrte. Schalck-Golodkowskis Verhandlungspartner auf
westdeutscher Seite war der bayerische Ministerprasident Franz Josef Straul (CSU).

Berufliche und politische Laufbahn in der DDR

Am 5. Marz 1953 stellte Schalck-Golodkowski den SED-Aufnahmeantrag und wurde nach der
Kandidatenzeit 1955 als Mitglied aufgenommen. Bereits 1956, also noch vor Ende seines Studiums,
wurde er Hauptverwaltungsleiter beim Ministerium fiir AuBenhandel und Innerdeutschen
Handel. Diese Position hatte er bis 1962 inne. 1958 wurde er auRerdem zum Vertreter des
AuBenhandels in der Standigen Kommission fiir Bauwesen des Rats fiir Gegenseitige
Wirtschaftshilfe ernannt. Von 1962 bis 1966 war er hauptamtlicher Erster Sekretar der SED-
Kreisleitung im Ministerium fiir AuBenhandel. Ab 1966 war er fiir den neu gegriindeten Bereich
Kommerzielle Koordinierung (KoKo) zustandig, den er mafigeblich mit aufbaute. Dieser Bereich
sollte mit verdeckten Geschéften zur Devisenerwirtschaftung die Zahlungsfahigkeit der DDR sichern.
Seine Karriere im Ministerium fuir Staatssicherheit (MfS) begann 1967, als er zum Offizier im
besonderen Einsatz (OibE) der Arbeitsgruppe Bereich Kommerzielle Koordinierung (AG BKK)
ernannt wurde. 1975 wurde Schalck-Golodkowski zum Oberst beférdert. Ein weiterer Aufstieg zum
General kam nicht in Frage, da dies zwangsweise seine Enttarnung als MfS-Offizier nach sich
gezogen hatte; er erhielt zuletzt jedoch das Gehalt eines Generalleutnants.

1970 verteidigte er gemeinsam mit seinem FUhrungsoffizier, MfS-Oberst Heinz Volpert, an der zum
Ministerium fUr Staatssicherheit gehérenden Juristischen Hochschule in Golm bei Potsdam seine
Dissertation zum Thema ,,Vermeidung 6konomischer Verluste und Erwirtschaftung zusatzlicher
Devisen®. Diese Arbeit war bis zum Ende der DDR geheim. ,,Doktorvater war neben zwei
Doktoren des MfS der Minister fiir Staatssicherheit Erich Mielke, der selbst weder Abitur hatte
noch einen akademischen Grad besal3.

Von 1967 bis 1975 war Schalck-Golodkowski offiziell einer der stellvertretenden Minister fiir
AuBenhandel und im Anschluss daran bis 1989 Staatssekretar im Ministerium fur
AuBenhandel. Beim Politbiiro des ZK der SED war er seit 1976 Mitglied der
Wirtschaftskommission, ab 1981 der Kommission zur Koordinierung der 6konomischen,
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kulturellen und wissenschaftlich-technischen Beziehungen der DDR zu Léndern Asiens,
Afrikas und des arabischen Raums. 1981 nahm er an den Verhandlungen zwischen
Bundeskanzler Helmut Schmidt und dem Staatsratsvorsitzenden Erich Honecker im Jagdhaus
Hubertusstock am Werbellinsee teil. In der Folge fiihrte er 1983 die erfolgreichen
Verhandlungen mit dem bayrischen Ministerprasidenten Franz Josef StrauB liber einen
westdeutschen Milliardenkredit fiir die DDR.

Seit 1986 war Schalck-Golodkowski Mitglied des Zentralkomitees (ZK) der SED.
Schalck-Golodkowski war zusammen mit Gerhard Schirer, Gerhard Beil, Ernst Hé6fner und Arno
Donda einer der Autoren der Analyse der 6konomischen Lage der DDR mit SchluRfolgerungen, einer
Vorlage fir die Sitzung des Politbliros der SED am 30. Oktober 1989. Dieser auch als ,Schirer-
Papier bekannt gewordene Geheimbericht sprach von Uberschuldung und wirtschaftlicher Zerriittung
der DDR. Im Zuge des Zusammenbruchs der DDR wurde Schalck-Golodkowski wegen
Pressemeldungen Uber kriminelle Machenschaften von KoKo-Firmen auf der letzten Sitzung des ZK
der SED am 3. Dezember 1989 aus dem ZK und der SED ausgeschlossen. Er fliichtete daraufhin
am 4. Dezember mit seiner Ehefrau Sigrid nach West-Berlin, wo er sich den Behdérden stellte und
fur circa sechs Wochen in Untersuchungshaft kam. Er gab an, dass er eine Abstempelung als
Buhmann und die Beseitigung durch seine ehemaligen Genossen fiirchte. Ein Auslieferungsantrag der
DDR-Generalstaatsanwaltschaft wurde abgelehnt. Im Januar 1990 zog das Ehepaar Schalck-
Golodkowski nach Rottach-Egern am Tegernsee. Dort betrieb er die Firma Gusimex
Handelsgesellschaft GmbH, deren Unternehmensgegenstand als Handel mit Waren aller Art
angegeben wurde. Die Gesellschaft wurde 2015 aufgeldst.

Unter dem Decknamen ,,Schneewittchen“ machte er beim Bundesnachrichtendienst
umfangreiche Aussagen liber die kriminellen Wirtschaftsmethoden des Bereichs Kommerzielle
Koordinierung und seine Tatigkeit fiir das Ministerium fiir Staatssicherheit. Er erhielt vom BND
Straffreiheit und bekam Papiere mit falschem Namen in Aussicht gestellt. Es wird gemutmal3t,
dass Schalck-Golodkowski aufgrund dieser Ausweisdokumente in der Lage war, auf zuvor
geschaffene Ricklagen in Form von Geheimkonten zuzugreifen. Bestatigt ist nur der Zugriff auf ein
West-Berliner BankschlieRfach mit unbekanntem Inhalt.

Bei der Auflésung seiner alten Wirkungsstatte Kommerzielle Koordinierung wurden weitere
dubiose Einzelheiten seiner Téatigkeiten bekannt, die mehrere Ermittlungsverfahren zur Folge
hatten. Unter anderem wurden Schalck-Golodkowski Straftaten geman
Betaubungsmittelgesetz, Untreue, Betrug und Spionage vorgeworfen. 1991 wurde 6ffentliche
Kritik an der Verzégerung der Ermittlungen gegen Schalck-Golodkowski laut, die in der Presse mit
den aus DDR-Zeiten bestehenden Kontakten zwischen ihm und bedeutenden westdeutschen
Politikern und Unternehmern in Zusammenhang gebracht wurde. Vermutungen, dass Schalck-
Golodkowski von westdeutschen Behorden geschiitzt wiirde, widersprach der damalige
Bundesjustizminister Klaus Kinkel energisch.

Als Ergebnis wurde Schalck-Golodkowski im Januar 1996 wegen Verstol3es gegen das als
Bundesrecht weitergeltende Militdrregierungsgesetz Nr. 53 zu einer einjahrigen Freiheitsstrafe
verurteilt. Eine Revision gegen das Urteil wurde vom Bundesgerichtshof verworfen. Die
Freiheitsstrafe wurde zur Bewahrung ausgesetzt. Im Juli 1996 kam es zu einer weiteren
Anklageerhebung wegen Embargovergehen. 1998 wurde Schalck-Golodkowski wegen eines
Krebsleidens fir verhandlungsunfahig erklart und brauchte zunachst nicht mehr vor Gericht zu
erscheinen. Dennoch wurde er im Juli 1998 zu einer erneuten Freiheitsstrafe von 16 Monaten
verurteilt; wiederum wurde die Strafe zur Bewahrung ausgesetzt.

Im Méarz 2003 erlitt Schalck-Golodkowski wahrend eines Urlaubs einen Herzstillstand und musste
sich einer Notoperation unterziehen. Nach langem Krebsleiden verstarb er am 21. Juni 2015 in
seinem Haus am Tegernsee. Er wurde auf dem Auferstehungsfriedhof in Berlin-Weillensee
beigesetzt.“ Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Alexander Schalck-Golodkowski

Kabinettssitzung im Bundeskanzleramt 1983 zum Kredit an die DDR:

»29. Juni 1983 - Bund biirgt fiir ,,Milliardenkredit”“ an die DDR

Die Bundesregierung gibt am 29. Juni 1983 bekannt, dass sie die Blrgschaft fir einen Kredit Gber
eine Milliarde D-Mark an die DDR Ubernimmt.*

Quelle: https://www.welt.de/geschichte/article177223314/Die-Bundesregierung-buergt-fuer-einen-DDR-Kredit.html
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Protokoll-Auszuqg Kabinettssitzung im Bundeskanzleramt 1983 zum Kredit an
die DDR:

Zitat: ,8. Kabinettssitzung am Mittwoch, dem 29. Juni 1983

Beginn: 9.00 Uhr Ende:18.04 Uhr Ort: Bundeskanzleramt Beginn der Kabinettsitzung: 9.05 Uhr.

Der Bundeskanzler begrit als Gaste die Vertreter der Deutschen Bundesbank und der
Koalitionsfraktionen. (...)

(12.15 Uhr) Kreditbiirgschaft fiir die DDR

StM Jenninger unterrichtet das Kabinett, daB die DDR-Fiihrung sich vor einigen Wochen an die
Bundesregierung gewandt und um die Vermittlung eines Finanzkredits in Hohe von 1 Mrd. DM
gebeten habe. Sicherheiten seien angeboten worden. Dabei sei wichtig, daB es sich nicht nur
um einen wirtschaftlichen, sondern um einen politischen Vorgang handele, der im
Gesamtzusammenhang der Beziehungen zu sehen sei. Die DDR habe erkennen lassen, daR
auch sie diesen Zusammenhang sehe.

Der Bundeskanzler habe dann ein Bankenkonsortium unter Fihrung der Bayerischen Landesbank mit
den notwendigen Verhandlungen beauftragt. Diese Verhandlungen seien nunmehr abgeschlossen.
Der Kredit in Héhe von 1 Mrd. DM solle in zwei Tranchen von je 500 Mio. DM in angemessenem
zeitlichen Abstand zu marktiblichen Konditionen abgewickelt werden. Die Bundesregierung solle fir
den Kredit eine Birgschaft Gbernehmen. Ein finanzielles Risiko bestehe nicht; von Bedeutung sei
jedoch das politische Risiko. Hier misse aber Vertrauen gegen Vertrauen gesetzt werden. Er
empfehle daher, dem Kredit und der Blrgschaft zuzustimmen.

An der sich anschlieRenden Aussprache beteiligen sich der Bundeskanzler sowie die BM Stoltenberg,
Woérner, Graf Lambsdorff, Blim, Schwarz-Schilling und Bundesbankprasident Poéhl. Der
Bundeskanzler verdeutlicht dabei, dal} es sich zwar um eine sehr schwierige politische Entscheidung
handele, die aber im Zusammenhang mit der Gesamtpolitik gesehen und als Botschaft fir die
Menschen im anderen Teil Deutschlands verstanden werden musse. Im tbrigen stehe hinter der
Entscheidung der gemeinsame politische Wille aller Parteifihrungen.

BM Stoltenberg und BM Graf Lambsdorff unterstreichen ihrerseits, dal sie trotz gewisser formeller
Bedenken (u. a. Prézedenzwirkung eines nicht liefergebundenen Finanzkredits) die Entscheidung fir
richtig halten. Bundesbankprasident Péhl weist insbesondere darauf hin, daf3 ein Kredit dieser Art von
der Bundesbank formell genehmigt werden misse. Er werde sich in der morgigen Sitzung des
Zentralbankrates dafir einsetzen, den Kredit — in Abweichung von der bisherigen Praxis — zu
genehmigen. Das Kabinett stimmt zu und beschlief3t folgende Erklarung: ,Zwischen einem
Bankenkonsortium der Bundesrepublik Deutschland unter Fihrung der Bayerischen Landesbank und
der AuBRenhandelsbank der DDR steht ein Vertrag Uber die Gewahrung eines Finanzkredits vor dem
Abschlul3. Der Kredit betragt 1 Mrd. DM und wird in zwei Tranchen zu je 500 Mio. DM in
angemessenem zeitlichen Abstand zu marktiblichen Konditionen abgewickelt.

Die Bundesregierung hat diesem Vertrag zugestimmt und tGbernimmt dafiir eine Blrgschaft.
Belastungen fur den Bundeshaushalt sind hieraus nicht zu erwarten. Die Bundesregierung betrachtet
ihre Entscheidung als einen wichtigen Beitrag zur Verbesserung der Beziehungen zur DDR.“

Quelle: https://kabinettsprotokolle.bundesarchiv.de/protokoll/ded6a538-2e4d-4e76-afa5-0675c3ffbabb

Feststellung:

Die von ,,0st und West“ vollig ausgeblutete DDR konnte aus eigener Leistung heraus
die ,Auslandsschulden“ des Rothschilds-Bankensystems nicht begleichen!

Zitat: ,Der offiziell veroffentlichte Staatshaushalt wies in jedem Jahr einen leichten Uberschuss aus.[5]
Die Zahlungsbilanz unterlag strenger Geheimhaltung und war vor der Wende 6ffentlich nicht bekannt.
1970 hatte die DDR zwei Milliarden West-Mark Schulden. Am 1. November 1989 teilte Egon Krenz
Michail Gorbatschow mit, die DDR habe etwa 49 Milliarden West-Mark Schulden im Ausland. Allein
1989 Uberstiegen die Ausgaben (umgerechnet etwa 18 Mrd. US-Dollar) die Einnahmen (5,9 Mrd.
USD) um das Dreifache. Gerhard Schurer korrigierte 1990 selbst seine Analyse vom Oktober 1989:
,Die Auslandsverschuldung der DDR war mit 20,3 Milliarden DM um mehr als die Halfte niedriger, als
wir im Oktober 1989 ausgewiesen haben.” Die Deutsche Bundesbank gibt die Verschuldung der DDR
gegenuber westlichen Landern zum Ende des Jahres 1989 mit 19,9 Milliarden DM an.*

Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Staatshaushalt (DDR)
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Waffe
Verschuldung

Waffe Verschuldung

Zitat: ,Gemeinsam mit Gerhard Beil, Ernst H6fner, Arno Donda und Alexander Schalck-Golodkowski
verfasste er die Politblrovorlage Analyse der 6konomischen Lage der DDR mit Schluf3folgerungen fur
die Politblrositzung vom 30. Oktober 1989, die vom Generalsekretar des ZK der SED, Egon Krenz in
Auftrag gegeben worden war. In dieser wurde aus der hohen Staatsverschuldung gegeniiber den
westlichen Landern (Auslandsverschuldung) in Hohe von 49 Mrd. Valutamark die unmittelbar
bevorstehende Zahlungsunfahigkeit der DDR gefolgert.®

Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Gerhard Sch%C3%BCrer#cite note-Sch%C3%BCrer_Bericht cdm-3

Auszug-Zitat: ,Dokument: SED-Politbirovorlage: Analyse der 6konomischen Lage der DDR mit
Schlussfolgerungen, 30. Oktober 1989 ,,

Um ein ungeschminktes Bild unserer wirtschaftlichen Lage zu geben, mull im Zusammenhang mit der
insgesamt positiven Entwicklung auf bedeutsame Probleme der Sicherung der Akkumulation, der
Proportionalitat, des Entwicklungstempos und der Verwirklichung des Leistungsprinzips hin-gewiesen
werden.

Im internationalen Vergleich der Arbeitsproduktivitat liegt die DDR gegenwartig um 40 % hinter der
BRD zurick. Im Einsatz des gesellschaftlichen Arbeitsvermdgens sowie der zur Verfligung stehenden
Ressourcen besteht ein Miverhaltnis zwischen dem gesellschaftlichen Uberbau und der
Produktionsbasis.

Die Verschuldung im nichtsozialistischen Wirtschaftsgebiet ist seit dem VIII. Parteitag gegenwartig auf
eine Héhe gestiegen, die die Zahlungsfahigkeit der DDR in Frage stellt. (...)

Die Verbindlichkeiten des Staatshaushaltes gegeniber dem Kreditsystem entwickelten sich auf-grund
der héheren Ausgaben gegentber den erreichten Einnahmen von rd.: 12 Mrd. M 1970 auf 43 Mrd. M
1980 und 123 Mrd. M 1988.

In den Jahren 1989 und 1990 kdnnen die héheren Ausgaben des Staatshaushaltes gegentber den
Einnahmen nur durch zuséatzliche Kreditaufnahme in Hohe von 20 Mrd. M erreicht werden, so daf} die
Gesamtverschuldung 1990 insgesamt 140 Mrd. M betragt. Geldumlauf und die Kre-ditaufnahme des
Staates, darunter wesentlich aus den Spareinlagen der Bevdlkerung, sind schneller gestiegen als die
volkswirtschaftliche Leistung. Die ungeniigende Erhdhung der Ef-fektivitat im volkswirtschaftlichen
Reproduktionsprozef3, die Angleichung der Industrieabgabe-preise an den im internationalen Vergleich
zu hohem Aufwand sowie die wachsende Verschul-dung des Staatshaushaltes hat zu einer
Schwachung der Wahrung der DDR gefuhrt. (....)"

Quelle: https://www.chronik-der-mauer.de/material/178898/sed-politbuerovorlage-analyse-der-
oekonomischen-lage-der-ddr-mit-schlussfolgerungen-30-oktober-1989
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13.7 Phase 4: Gene Sharp-Farbrevolution ,,Mauerfall“ 1989!

Waffe ,,Konspiration, Intrige und Infiltration‘:

Das hocheffiziente und in der Praxis bewihrte US-CIA-Ubernahme-Modell ,,Gene
Sharp“- organisierte friedliche Revolutionen wurde ab 1989 in der DDR verbreitet und
angewendet!
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,Petra Kelly hatte The Politics of Nonviolent Action in die DDR geschmuggelt und Gerd

Poppe uUbergeben. Der Band Il wurde Anfang 1989 in der Demokratischen Initiative in Leipzig
rezipiert.“ Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Gene Sharp

Petra Kelly hatte The Politics of Nonviolent Action in die DDR geschmuggelt und Gerd Poppe
Ubergeben. Der Band Il wurde Anfang 1989 in der Demokratischen Initiative in Leipzig rezipiert.
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Die Nazi-Wunderwaffe ,,Gene-Sharp*:

Zitat: ,Gene Sharp (* 21. Januar 1928 in North Baltimore, Ohio; 1 28. Januar 2018 in Boston[1]) war
ein US-amerikanischer Politikwissenschaftler und Griinder der Albert Einstein Institution, die sich mit
Studien zur und der Verbreitung von gewaltfreien Aktionen beschaftigt.

Seit 1965 war er Forscher am Center for International Affairs der Harvard-Universitat. Ab 1972 hatte er
einen Lehrstuhl fur Politische Wissenschaften an der Universitat von Massachusetts in Dartmouth
inne. 1983 griindete er die Albert Einstein Institution, die das Studium gewaltfreier Aktionen fordert.
Fir das Einstein Institut reiste er legal und illegal in Lander, wo Widerstandsbewegungen von unten
entstanden. So war er im Mai/Juni 1989 wahrend der Tian’anmen-Proteste in Peking.

2009 und 2012 wurde er flr den Friedensnobelpreis nominiert. 2011 entstand ein Dokumentarfilm
»How to start a revolution® Gber seinen globalen Einfluss, der mehrere Preise gewann.

Sein bekanntestes Buch The Politics of Nonviolent Action (1973) liefert einen handlungsorientierten
Ansatz zu Gewaltfreier Aktion. Er hat ihre Methoden in folgende Untergruppen klassifiziert:
Gewaltfreier Protest und Uberzeugung, Soziale Nichtzusammenarbeit, Wirtschaftliche
Boykottaktionen, Streikaktionen, Politische Nichtzusammenarbeit, Gewaltfreie Intervention

Vgl. auch dazu die wissenschaftliche Zusammenarbeit mit dem Politikwissenschaftler Theodor Ebert,
der die gewaltfreie Aktion (1968) in seiner Dissertation systematisierte.

Wirkungsmacht:

Petra Kelly hatte The Politics of Nonviolent Action in die DDR geschmuggelt und Gerd Poppe
tibergeben. Der Band Il wurde Anfang 1989 in der Demokratischen Initiative in Leipzig rezipiert.
Konkreten Einfluss versuchte Sharp in Myanmar zu nehmen, wo 1992 seine Handlungsanweisungen
fur Befreiungsbewegungen From Dictatorship to Democracy verteilt wurden, die inzwischen in Uber 30
Sprachen Ubersetzt worden sind und 2012 in der 4. Auflage erschienen.

Sharps Theorien beeinflussten mehrere Befreiungsbewegungen in Osteuropa: Otpor in Serbien,
Kmara in Georgien, Pora! in der Ukraine, KelKel in Kirgisistan und Subr in Belarus. Als sein
Verbindungsmann zu diesen Bewegungen gilt der US-Oberst a. D. Robert Helvey. Auch die Initiatoren
der Revolution in Agypten 2011, die im Februar 2011 zum Ruicktritt von Prasident Hosni Mubarak
fuhrte, beriefen sich auf ihn. Eine der mit je 50.000 Euro dotierten Auszeichnungen des Alternativen
Nobelpreises ging 2012 an Sharp. In der Begriindung hiel} es, seine Studien zum gewaltfreien
Widerstand seien im Dschungel von Burma genauso angewandt worden wie auf dem Kairoer Tahrir-
Platz. Er hat auch Regierungen dariiber beraten, wie man gewaltlosen Widerstand bei einer
militdrischen Invasion organisieren konnte.” Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Gene Sharp
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Die Verschworer Egon Krenz und Gunter Schabowski:

Eine weitere Kriegsfuhrung des Westens gegen die DDR erfolgte durch den Komplott gegen
Erich Honecker und eine prazise durchgefiihrte Verschwdrung gegen die DDR einerseits —
und andererseits durch die konkreten organisierten Ereignisse seit Oktober 1989.

Zitat: ,,16. Oktober 1989 - Auf dem Weg zur Deutschen Einheit 120.000 demonstrieren in Leipzig "Die
Mauer muss weg".“ Quelle: https://www.bundesregierung.de/breg-de/themen/deutsche-einheit/120-000-

demonstrieren-in-leipzig-419680

Verschworer Egon Krenz zum Vorabend des Putsches gegen Erich Honecker:

»Egon Krenz: Mit Honecker vor dem Fernseher*

Egon Krenz — Zitat: ,Ich furchtete, dass er (Honecker) irgendwelche Administrativen MalRnahmen
planen wurde. Brief: Er mdge bitte keine eigenstandigen Aktionen ausldsen! (Notstand) Jede Aktion
koénnte einen Flachenbrand auslésen. Und deshalb bitte ich ihn, jede Sache doch auch kollektiv zu
besprechen. (..) Ich war in menschlichen Noten an diesem Abend. Wir haben noch
zusammengesessen (...) ich habe immer Uberlegt: Sagst Du ihm jetzt etwas, dass wir ihn morgen
auffordern zuriickzutreten? Oder sagst Du ihm nichts? (...) Die Gesetzte in der Politik sind sehr hart
(...) Und so habe ich im Sinne des Erfolges darauf verzichtet, ihn vorzubereiten.“ Quelle:
https://www.youtube.com/watch?v=tIFPYBr2HVO0

Verschworer Gunter Schabowski zum Putsch gegen Erich Honecker:

,Honecker war gegen Gorbatschow (...) Deswegen gehorte Mielke zu denjenigen auch
Mannern die bereit waren Honecker zu stiirzen (...) Er hat ja gegen ihn gestimmt in der Debatte
zur Absetzung Honeckers, hat er (Mielke) sich zu Wort gemeldet und hatte Honecker Vorwiirfe
gemacht ... im Ubrigen ich kann ja mal auspacken"

Quelle: https://www.youtube.com/watch?v=JUaDFiyRm7w

Die Verschworer Egon Krenz und Ginter Schabowski
Quelle: https://www.welt.de/print/die _welt/politik/article 135384 17/Eine-deutsche-Angelegenheit.html

Seite 187 von 387


https://www.bundesregierung.de/breg-de/themen/deutsche-einheit/120-000-demonstrieren-in-leipzig-419680
https://www.bundesregierung.de/breg-de/themen/deutsche-einheit/120-000-demonstrieren-in-leipzig-419680
https://www.youtube.com/watch?v=tlFPYBr2HV0
https://www.youtube.com/watch?v=JUaDFiyRm7w
https://www.welt.de/print/die_welt/politik/article13538417/Eine-deutsche-Angelegenheit.html

Der Putsch gegen Erich Honecker zwecks Offnung der Grenze:

Film: "Glinter Schabowski: Die Absetzung Erich Honeckers im Oktober 1989"

Frage Reporter: Wie lief das konkret ab (Die Absetzung Honeckers)?

»Wir wussten, wir brauchten nicht mit allen zu sprechen. Man musste sich schon genau liberlegen,
an wen man herantritt. Und da war eben eine qualifizierte Minderheit von etwa acht oder zehn
Leuten ausreichend zu sein, um alle anderen sozusagen mitzuziehen. Mit diesen Zehn ist
geredet worden (...) darunter befand sich auch Mielke. (...)

Und so kam es dann an diesem Dienstag, den 16. Oktober zu einer Sitzung des Politbiros, die
zunachst mal von Honecker vorbereitet war mit einer Tagesordnung. (...)

Honecker rief Leute auf, jeder den er aufrief erklarte dann Honecker, er miisse abtreten (..) es
war auch etwas eine schauerlich-widerliche Situation zum Teil, weil wir annehmen konnten sie
wiirden nicht unbedingt alle mitmachen bei der Konspiration (...) und so kam es dann: Alle
ohne Ausnahme ihm bescheinigten, er musse zuriicktreten. (...)“

Quelle: https://www.youtube.com/watch?v=HIxKrYqo0B4&list=PL8PfC-KflblcS913ypSrnGONo6-
cfJGPX&index=12

Das Ziel des Putsches gegen Erich Honecker war die Offnung die Grenze!

,Glinter Schabowski: Zitat: ,,Natiirlich war die Offnung der Grenze unser Ziel, deswegen ist
Honecker abgesetzt worden (...) deswegen ist die Reiseregelung zustande gekommen.*
Quelle: https://www.youtube.com/watch?v=v7 GExyp6T-g&list=PL8PfC-KflblcS913ypSrnGONo06-
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13.8 Die Offnung der Grenze: Der ,,Mauerfall“ oder ein ,,Komplex an
Besonderheiten‘!

US-Chefreporter Tom Brokaw war bereits am 06. November 1990 aus den USA
eingeflogen! Eine US-Fernsehstation wurde bereits seit dem 07. November 1990 auf
der Westseite gegeniiber dem Brandenburger Tores aufgebaut!

A NEW'S  HERUNTERFAHREN: LIVE-UPDATES

Zitat: ,Tom Brokaw steht kurze Zeit spater vor dem Brandenburger Tor, wo NBC am Vortag eine
Direktleitung nach New York aufgebaut hat.

Vor fast menschenleerer Kulisse berichtet er live nach Amerika: "Tom Brokaw an der Berliner Mauer.
Dies ist eine historische Nacht. Die ostdeutsche Regierung hat soeben erklart, dass die ostdeutschen
Burger von morgen frih an die Mauer durchqueren kdnnen - ohne Einschrankungen."

Quelle: https://www.tagesspiegel.de/gesellschaft/geschichte/17-november-1989-millionenansturm-zum-
wochenende-erwartet-2657695.html
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Zitat: ,,Offizieller Ausléser zu den Ereignissen am 09. November 1989 (,,Mauerfall*)
- ca. 18 Uhr ist die Pressekonferenz mit Giinter Schabowski:

Wagenknechts Ex-Mann Niemeyer stellte bei Schabowskis Mauerfall-Pressekonferenz 1989 die
entscheidende Frage

Die "Saarbriicker Zeitung" (Freitagausgabe) hat jetzt ein historisches Ratsel liber den
Mauerfall geldst. Bisher war strittig, wer am Abend des 9. November 1989 in der
Pressekonferenz von SED-Politbiiromitglied Glinter Schabowksi die entscheidende
Frage stellte: "Ab wann gilt das?*

Bekanntlich antwortete Schabowski mit: "Das tritt nach meiner Kenntnis... ist das sofort,

unverziiglich..." Das l6ste noch am gleichen Abend den Ansturm auf die Grenze aus.

Das Blatt machte jetzt dem ndahe Heidelberg lebenden Journalisten Ralph T. Niemeyer als den
entscheidenden Fragesteller ausfindig.

Niemeyer, der von 1997 bis 2013 mit der Linken Spitzenpolitikerin Sahra Wagenknecht
verheiratet war, bestitigte der Zeitung den Sachverhalit.

"Es gab ein groBes Durcheinander. Schabowski kannte mich und blickte wohl deshalb zu mir,
als ich rief: Ab wann gilt das?"

Der mutmaBliche auslandische Agent Ralph Thomas Niemeyer - ein gebiirtiger West-Berliner -
arbeitete damals fiir den "Deutschen Auslands-Pressedienst Bonn".

Auf Fernsehaufzeichnungen ist er nicht zu sehen, seine Stimme nur undeutlich zu héren. Bisher
hatten der italienische Journalist Ricardo Ehrmann und der damalige Bild-Reporter Peter Brinkmann
die Urheberschaft fir sich beansprucht.”

Quelle: https://www.saarbruecker-zeitung.de/nachrichten/politik/inland/wagenknechts-ex-mann-niemeyer-stellte-
bei-schabowskis-mauerfall-pressekonferenz-1989-die-entscheidende-frage_aid-1366703

Ca. 19.45 Uhr: Wahrend Schabowskis Presse-Konferenz dauert die Tagung des
Zentralkomitees unerwartet lange — Es wird liber die Auslandsverschuldung debattiert.
Zitat: ,,Wahrenddessen ist die Tagung des SED-Zentralkomitees nicht wie vorgesehen um 18.00
Uhr beendet, sondern fortgesetzt worden. (...) Mit einer Zwischenfrage nach den Ursachen der
Westverschuldung, die Egon Krenz am Vortag in seinem Referat auf rund 20 Milliarden US-
Dollar beziffert hat, treibt die Debatte auf einen dramatischen Hohepunkt.
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Die Antwort gibt der ZK-Abteilungsleiter fur Finanzen, Gunter Ehrensperger:

Zitat: ,,Wir haben mindestens seit 1973 Jahr fiir Jahr liber unsere Verhiltnisse gelebt. ... Und
wenn wir aus dieser Situation herauskommen wollen, miissen wir 15 Jahre mindestens hart
arbeiten und weniger verbrauchen als wir produzieren.*

Quelle: https://www.chronik-der-mauer.de/chronik/ _year1989/ month11/?month=11&year=1989&opennid=181758&moc=1
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In der Nacht des ,,Mauerfalls‘ - ,,Gorbatschow hat durchgeschlafen...“

Zitat: Er habe in der Nacht vom 9. auf den 10. November 1989 durchgeschlafen und sei nicht
geweckt worden, sagte der 82-jahrige Michail Gorbatschow der neuen Ausgabe des Magazins
«Stern» laut Vorabbericht.

Es war die Nacht, als in Berlin die Mauer fiel. Es sei «ja auch nicht nétig» gewesen, wachzubleiben -
so Gorbatschow. «Ich erfuhr die Details am frithen Morgen. Denn unsere Position war von

Anfang an klar.»
Quelle: https://www.tagesanzeiger.ch/gorbatschow-schlief-als-die-mauer-fiel-131289978521

Michail Gorbatschow (1.) und Hans-Dietrich Genscher 2008 in Koln-Thielenbruch,

Gorbatschow mit dem Turbo-Nazi Hans Dietrich Genscher 2008 in Kdln Thielenbruch
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ARD-Tagesthemen vom 9. November 1989:

Eine Liveschaltung zum Grenziubergang InvalidenstralRe zeigt das Gegenteil! Der
Grenziibergang war noch geschlossen!

Erst nach den Tagesthemen setzt ein durch BRD-Agenten provozierter
Massenansturm auf die Grenziibergange ein.

Eine von den Medien verbreitete Fiktion ergreift die Massen - und wird dadurch zur
Realitit. Das westliche ARD-Feindsender unterstiitzt die Operation Gene-Sharp:

Zitat: ,22.42 Uhr Moderator Hanns Joachim Friedrichs eroffnet die ARD-Tagesthemen mit
folgenden Worten: ,Guten Abend, meine Damen und Herren. Im Umgang mit Superlativen ist
Vorsicht geboten, sie nutzen sich leicht ab, aber heute Abend darf man einen riskieren: Dieser neunte
November ist ein historischer Tag: die DDR hat mitgeteilt, daf’ ihre Grenzen ab sofort fir jedermann
geodffnet sind, die Tore in der Mauer stehen weit offen." Eine Liveschaltung zum Grenziibergang
InvalidenstraBe zeigt das Gegenteil — er ist noch geschlossen. Doch nach den Tagesthemen
setzt ein Massenansturm auf die Grenziibergéange ein. Eine von den Medien verbreitete Fiktion
ergreift die Massen - und wird dadurch zur Realitat.

22.30 Uhr In der Bornholmer StralRe wird die Lage gegen 23.00 Uhr fir die Kontrolleure bedrohlich.
Tausende Menschen drucken auf den Grenzibergang. Die Ventilldsung hat sich als unklug erwiesen.
Als einige ausreisen diirfen, verstarkt sich das Gedrange derjenigen, die noch warten missen.

Als der Drahtgitterzaun vor dem Grenziibergang beiseite geschoben wird, bangen die Grenzwéachter
um ihr Leben. Oberstleutnant Harald Jager beschlielt, alles aufzumachen und die Kontrollen
einzustellen. Tausende von Menschen stromen in die Grenzanlage, Uberrennen die
Kontrolleinrichtungen, laufen Uber die Briicke und werden auf der West-Berliner Seite begeistert
begriiRt. Bis gegen Mitternacht wird die Offnung aller Berliner Uberginge erzwungen, teilweise

von West-Berlinern (zum Beispiel am Ubergang InvalidenstraRe).”
Quelle: https://www.chronik-der-mauer.de/chronik/ year1989/ month11/?month=11&year=1989&opennid=181758&moc=1

Die Tore in der Mauer stehen weit offen, Berichte von Robin Lautenbach und Christine Kolmar (Quelle:
Tagesthemen vom 9. November 1989)

Bild: V-Leute der BRD in Aktion!
Zitat: ,,DIE Tore in der Mauer stehen weit offen, Berichte von Robin Lauterbach und Christine

Kolmar (Tagesthemen vom 9. November 1989)“
Quelle: https://www.chronik-der-
mauer.de/chronik/_year1989/ month11/?month=11&year=1989&opennid=181758&moc=1#anchornid171997
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Drahtzieher Vernon Walters - ein CIA-Geheimdienstgeneral des ,,Kalten
Krieges‘:

Ernst Langrock, Klaus Eichner

Der Drahtzieher
Vernon Walters-

Ein Geheimdienstgeneral
des Kalten Krieges

Kal Homillus Veriag 5

Edition Zeitgeschichte Band 17

Quelle: https://www.weltbild.de/artikeI/buch/der-drahtzieher-vernon-Walters-ein-c}eheimdienstqeneral-des 14779556-1
Zitat: "Kurz vor Neujahr rief der gewahlte Prasident mich personlich zu sich und drangte mich, die
Botschaft in Deutschland zu Gbernehmen. Dann fiigte er die geradezu prophetischen Worte hinzu:
'Dort wird es ums Ganze gehen. Dick, willst du mir helfen oder wirst du mich im Stich lassen?",
so Vernon Walters in seinen Memoiren Uber jene Zeit. Im April 1989 wird Walters US-
Botschafter in der Bundesrepublik Deutschland. Es war die letzte Aufgabe, die er -
72jahrig - ubernahm. Doch mit welcher Mission, was war das "Ganze"?

Quelle: https://www.buecher.de/shop/kalter-krieg/der-drahtzieher-vernon-walters-ein-geheimdienstgeneral-des-kalten-
krieges/eichner-klaus-langrock-ernst/products products/detail/prod id/14186834/

Zitat: ,,Vernon Anthony Walters (* 3. Januar 1917 in New York; 1 10. Februar 2002 in West Palm
Beach, Florida) war ein US-amerikanischer Soldat, Nachrichtendienstler und Diplomat. Er
diente uber fiinf Jahrzehnte lang acht verschiedenen US-Prasidenten als antikommunistischer
Kampfer im Kalten Krieg, zunachst in ausfiihrender Rolle, spater als Planer von offenen und
verdeckten Aktionen und Verhandlungen in aller Wellt.

In die 6ffentliche Wahrnehmung geriet Walters erst im letzten Drittel seiner Karriere, vor allem 1972—
1976 als stellvertretender Direktor der Central Intelligence Agency (CIA), 1985-1989 als
Botschafter bei den Vereinten Nationen und 1989 - 1991 als Botschafter in der Bundesrepublik
Deutschland wahrend der deutschen Wiedervereinigung. Anfang 1989 wurde George H. W. Bush als
Prasident der USA vereidigt, der 1976 als Direktor der CIA und von 1981 bis 1988 als Vizeprasident
und Koordinator der AuBenpolitik unter Reagan Walters Vorgesetzter war. Er entsandte Walters
als Botschafter der USA in der Bundesrepublik Deutschland nach Bonn.

Laut seinen Erinnerungen war die Stelle nicht als ruhiger Posten gedacht. Der designierte
AuBenminister James Baker habe ihm die Stelle mit den Worten ,Dort wird es ums Ganze gehen®
langeboten, weil seit dem Amtsantritt Gorbatschows Veranderungen im Ostblock absehbar waren und
die US-Botschaft in Bonn traditionell sowohl in politischer wie in nachrichtendienstlicher
Hinsicht fiihrend fiir die Beziehungen zu den ost-europaischen Satellitenstaaten war.

Walters fuhrt in seinen Erinnerungen an, dass er nicht nur den Zusammenbruch der DDR, sondern
auch die Mdéglichkeit einer schnellen Wiedervereinigung wesentlich friher erkannt habe als seine
Vorgesetzten in Washington, als die deutsche Bundesregierung und insbesondere Moskau.

Am 4. September 1989 machten seine AuRerungen eine Schlagzeile in der International Herald
Tribune ,Walters: German Unity Soon. Die Offnung der ,Mauer‘ am 9. November 1989 (iberraschte
ihn nicht besonders. Am nachsten Morgen organisierte er ein Flugzeug fiir Bundeskanzler
Helmut Kohl, damit dieser nach Berlin kommen konnte, war selbst vor Ort und besichtigte die
Lage von einem Hubschrauber aus, bevor er an die Glienicker Bricke fuhr und dort mit Ost- und
Westdeutschen sprach.” - Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Vernon A. Walters
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Beispiele moglicher Gene-Sharp-Szenarien gegen Russland:

- Eine zahlenmaRig starke BRD-Protestbewegung bestehend aus Querdenkern, Q-Anon-
Anhangern, Druschba-FM, Pegida und Ablegern, die BRD-Partei ,Freie Sachsen®,
patriotische Russland-Deutsche, NGO ,Deutschland-steht-auf®, dutzende
Reichsburgergruppierungen, YouTuber-TikTok-Facebook-X-Blogger einer BRD-
~Wahrheitsbewegung bzw. ,Alternative Medien® - einschliellich das gesamte gewaltige AfD-
Netzwerk, dazu die ,Die Linke®, ,Die Rechte®, die ,Antifa“, die BRD-Partei ,Biindnis Sarah
Wagen-Knecht” (,BSW*), die kommunistischen BRD-Parteien MLPD, DKP und weitere BRD-
NGOs stoppen problemlos jede militarische Sonderoperation zur Entnazifizierung und
Entmilitarisierung durch bewahrte psychologische Kampfflihrung:

,Druschba - Freundschaft - ,Friede - Freude - Eierkuchen” - Deutschland - Deutschland -
Deutschland (Uber alles!) - oder sonstige Parolen des nazifizierten und verwirrten BRD-
Feindpersonals*®

- inszeniert organisierter Generalstreik ,systemrelevanter Berufsgruppen® zur Ausrufung des
Notstandrechtes!

- bewaffnete ,Reichsbirger-Aktionen als Steilvorlage fir politische Sauberungsaktionen in
der BRD

- Der falsch verstandene Artikel 146 Grundgesetz fur die BRD: Inszenierte Kampagnen und
Massenproteste, um das BRD-Grundgesetz in eine Schein-Verfassung zu Gberflhren.

- ,Montagsspaziergange® in jeder deutschen Stadt zwecks Rekrutierung einer BRD-
Burgerarmee zur Bildung von paramilitarischen als auch zivilen Unterstitzungseinheiten
usw.

Ergebnis:
Das CIA-Erfolgsmodell ,,Gene-Sharp“ (,,organisierte friedliche Menschen-Massen*) im

Verbund mit den heutigen Medien bzw. den gesteuerten ,,sozialen Netzwerken*
(,,Social Media“) ermoglichen jedes Szenario zum Putsch gegen legitime Regierungen!
BRD-Nazi-Turbo-Protesteinheiten im ,,Satt und Sauber“-Modus im Dauereinsatz gegen
die Erfiillung des Potsdamer Abkommens:

Die Entnazifizierung und Entmilitarisierung von Deutschland muss absolut unbeirrt
durchgesetzt werden!
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13.9 Phase 6: Der Meqga-Betrug "Deutsche Einheit" vom 3.
Oktober 1990!

Kurzfassung:
Das propagierte "vereinte Deutschland" ist in Wirklichkeit nur eine irrefihrende Bezeichnung

fur das bis 1994 schrittweise territorial auf das Gebiet der DDR ausgedehnte ,Bundesrecht*
der angloamerikanische Besatzungsverwaltung ,Bundesrepublik Deutschland®!

Dem vorausgegangen war u. a. ein wegen Formmangels nichtiger Volkskammerbeschluss
zum Beitritt der DDR zum Geltungsbereich Artikel 23 des ,Grundgesetzes fir die BRD* in der
Nacht vom 22. zum 23. August 1990 durch eine offenkundig begangene und bezeugte
Urkundenfalschung.

Die Deutsche Demokratische Republik ist am 3. Oktober 1990 ausdriicklich nicht der BRD
oder dem Geltungsbereich Artikel 23 des ,Grundgesetzes fiir die Bundesrepublik
Deutschland® beigetreten! Die Verwaltungstatigkeit der ,Bundesrepublik Deutschland® bzw.
die Annahme des ,Bundesrechtes” auf dem Gebiet der Deutschen Demokratischen Republik
ist durch Betrug - sog. ,juristische Unmdglichkeiten® und Rechtsverstofle ab dem 3. Oktober

1990 illegal bzw. vollkommen rechtwidrig ,erwirkt* worden.

Gemal Gesetzesbeschluss der DDR-Volkskammer vom 22. Juli 1990 werden die funf
,nheuen Lander” erst am 14. Oktober 1990 gebildet!

In allen funf Landern haben am 14. Oktober 1990 Wahlen von BRD-Parteien stattgefunden,
woraufhin sich Landerregierungen gebildet haben.

Die am 3. Oktober 1990 noch nicht gebildeten ,Lander konnten geman Artikel 23
Grundgesetz fur die ,Bundesrepublik Deutschland” keinem BRD-Geltungsbereich beitreten,
weil diese Lander zu diesem Zeitpunkt weder organisiert (,gebildet) noch handlungsfahig
waren.

Mittels einer gewaltigen Medien-Propaganda einer sog. ,Deutschen Einheit* wurde 1990 der
gesamten Menschheit ein ,Beitritt“ der Deutschen Demokratischen Republik zur BRD im
Rahmen einer volkerrechtlich vollig unmdglichen ,Wieder-Vereinigung“ Deutschlands
vorgegaukelt!

Es gab demnach offiziell keinen Beitritt der DDR zur BRD am 3. Oktober 1990 (!), sondern
das ,BRD*-,Bundesrecht" wurde einfach ab dem 14. Oktober in den ,neuen Landern“ der
DDR auf Grundlage vorangegangener, arglistiger Tauschungen und Rechtsbriche nach und
nach angenommen!

Zusatzlich konnten diese bis dahin rein fiktiven Lander am 3. Oktober 1990 keinem ,BRD*-
Geltungsbereich beitreten, weil dieser Artikel 23 im ,Grundgesetz fur die BRD* am selben
Tag ersatzlos geldscht (,aufgehoben®) worden ist!

In der Praxis bzw. Rechtsrealitat hat es mit der planmaRigen Bildung der Lander ab dem 14.
Oktober 1990 gemaf dem Landereinfihrungsgesetz der DDR-Volkskammer vom 22. Juli
1990 in der Deutschen Demokratischen Republik nur eine schrittweise Verwaltungs-
Okkupation der BRD auf dem DDR-Gebiet gegeben!

Annahme des "Bundesrechtes™ durch arglistig getauschte DDR-Biirger!

Beispiel zur abschlieBenden Einfiihrung des "Bundesrechtes" im Land ,,Mecklenburg-
Vorpommern“ am 12. Juni 1994:

Zitat: ,Die einzige bisher in Mecklenburg-Vorpommern durchgefiihrte Volksabstimmung fand am 12.
Juni 1994 statt. Dabei handelte es sich um ein von der Landesregierung und dem Landtag initiiertes
Referendum, mit dem die Landesverfassung des neu gegrindeten Bundeslandes angenommen
wurde.”

Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/\VVolksentscheid %C3%BCber_die_Gerichtsstrukturreform_in_Mecklenburg-
Vorpommern#Volksentscheid
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Es folgt eine Auswahl gerichtsverwertbarer Beweise, offenkundiger Tatsachen
und offizielle Feststellungen, welche den "Beitritt" der Deutschen
Demokratischen Republik zur BRD am 3. Oktober 1990 zweifelsfrei widerlegen!

l. Erste offenkundige Tatsache und juristische Unmoglichkeit:

Feststellung: Der Beschluss der DDR-Volkskammer zum Beitritt der DDR zum
Geltungsbereich Artikel 23 des ,Grundgesetzes fir die BRD ist ,nichtig durch Formmangel*!
Urkundenfalschung beim entsprechenden Volkskammerbeschluss - damit Betrug und
»Nichtigkeit wegen Formmangels*!

Zitat: ,Offizielle und offenkundige Urkundenfalschung im entsprechenden Volkskammerbeschluss
durch handschriftlich-nachtragliche Ergdnzung durch Vizeprasidenten der DDR-Volkskammer
Reinhard Hoéppner ,der Deutschen Demokratischen Republik.“ Zeuge: Dr. Gregor Gysi Rede 93.
Sitzung Deutscher Bundestag 18.03.2015

Quelle: https://www.youtube.com/watch?v=3NgSrSCfiJE und
https://dserver.bundestag.de/btp/18/18093.pdf

VOLKSKAMMER

DER DEUTSCHEN DEMOKRATISCHEN REPUBLIK

10. Wahlperiode - 30. Tagung (Sondertagung) - Mittwoch, den 22. August 1990

Auszug aus dem Protokoll der DDR-Volkskammer-Sitzung 30. Tagung der 10. Wahlperiode
(Sondertagung) in der Nacht vom 22. zum 23. August 1990. Protokoll-Auszug - Zitat: Beginn
der Tagung: 22. August 1990 21.10 Uhr

Zitat: ,Die Volkskammer erklart den Beitritt der DDR zum Geltungsbereich des Grundgesetzes der
Bundesrepublik Deutschland gemaf Artikel 23 des Grundgesetzes mit der Wirkung vom 3. Oktober
1990." Das liegt Ihnen in der Drucksache Nr. 201 vor. Abgegeben wurden 363 Stimmen. Davon ist
keine unglltige Stimme abgegeben worden. Mit Ja haben 294 Abgeordnete gestimmt. (Starker Beifall
der CDU/DA, DSU, F.D.P,, teilweise der SPD - die Abgeordneten der genannten Fraktionen erheben
sich von den Platzen) Mit Nein haben 62 Abgeordnete gestimmt, und sieben Abgeordnete haben sich
der Stimme enthalten._Meine Damen und Herren, ich glaube, das ist ein wirklich historisches Ereignis.
Wir haben uns die Entscheidung alle sicher nicht leicht gemacht, aber wir haben sie heute in
Verantwortung vor den Burgern der DDR in der Folge ihres Wahlerwillens getroffen. Ich danke allen,
die dieses Ergebnis im Konsens Uber Parteiengrenzen hinweg ermdglicht haben.“ ,Ende der Tagung:
03.00 Uhr* (23. August 1990) Quelle: http://volkskammer.bundestag.de/dokumente/protokolle/1030.pdf

Der Zeuge Gregor Gysi tatigte am 18. Marz 2015 im BRD-Bundestag 6ffentlich folgende
Aussage: Zitat: "Daraufhin beging Reinhard Hoppner in gewisser Sicht eine kleine von ihm spater
eingestandene Urkundenfalschung, indem er nach dem Wort "Beitritt" handschriftlich ,der Deutschen
Demokratischen Republik" einfiigte, so dass dann Volkskammer-Prasidentin Frau Pohl den Text als
beschlossen verlas, der so aber gar nicht beschlossen wurde. Mit anderen Worten: Der Beitritt und
damit die Einheit sind formal-rechtlich nicht wirklich von der Volkskammer beschlossen worden.*
Quelle: https://www.youtube.com/watch?v=3NqSrSCfiJE
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Birgerliches Gesetzbuch (BGB) § 125 Nichtigkeit wegen Formmangels

,Ein Rechtsgeschaft, welches der durch Gesetz vorgeschriebenen Form ermangelt, ist nichtig. Der
Mangel der durch Rechtsgeschaft bestimmten Form hat im Zweifel gleichfalls Nichtigkeit zur Folge.*
Quelle: https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/ _125.html

Feststellung:

Der nichtige Volkskammerbeschluss verstoRt zusatzlich gegen den Artikel 65 der
Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik wegen nicht erfolgter
rechtsverbindlicher zwingend-notwendiger Unterbreitung und fehlender
Volksdiskussion (Volksabstimmung/ Referendum):

Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik vom 6. April 1968

(in der Fassung vom 7. Oktober 1974) Artikel 65 Absatz 3: Zitat: ,Entwirfe grundlegender Gesetze
werden vor ihrer Verabschiedung der Bevoélkerung zur Erérterung unterbreitet. Die Ergebnisse der
Volksdiskussion sind bei der endgultigen Fassung auszuwerten.”

Quelle: http://www.documentarchiv.de/ddr/verfddr.html

Der ,Formmangel durch Nichtigkeit“ des entsprechenden Volkskammerbeschlusses
und der DDR-Verfassungsbruch machen den "Beitritt" der Deutschen Demokratischen
Republik zur ,,Bundesrepublik Deutschland“ in den nachfolgenden Artikeln des
»Einigungsvertrages* (,,Vertrags zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der
Deutschen Demokratischen Republik liber die Herstellung der Einheit Deutschlands®)
vom 31. August 1990 rechtlich unwirksam!

Zitat: ,Art 1 Lander

(1) Mit dem Wirksamwerden des Beitritts der Deutschen Demokratischen Republik zur Bundesrepublik
Deutschland gemaR Artikel 23 des Grundgesetzes am 3. Oktober 1990 werden die Lander
Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thiringen Lander der
Bundesrepublik Deutschland. Fir die Bildung und die Grenzen dieser Lander untereinander sind die
Bestimmungen des Verfassungsgesetzes zur Bildung von Landern in der Deutschen Demokratischen
Republik vom 22. Juli 1990 - Landereinfuhrungsgesetz - (GBI. | Nr. 51 S. 955) gemafR Anlage Il
mafgebend. Quelle: https://www.gesetze-im-internet.de/einigvtr/EinigVtr.pdf
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Der Satz (1) im Artikel 1 stellt eine juristische Unmaoglichkeit dar:

Aufgrund der genannten Urkundenfalschung beim entsprechenden
Volkskammerbeschlusses und dem DDR-Verfassungsbruch ist ein ,,Beitritt“ von noch
nicht bestehenden ,,Landern®“ zum Artikel 23 Geltungsbereich des ,,Grundgesetzes fir
die BRD*“ rechtlich unwirksam.

Es hat demnach kein ,,Beitritt“ der Deutschen Demokratischen Republik am 3. Oktober
1990 zum Geltungsbereich des ,,Grundgesetzes fiir die BRD*“ gegeben!

Art 3 Inkrafttreten des Grundgesetzes

Mit dem Wirksamwerden des Beitritts tritt das Grundgesetz fur die Bundesrepublik Deutschland in der
im Bundesgesetzblatt Teil 1ll, Gliederungsnummer 100-1, verdffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt
geandert durch Gesetz vom 21. Dezember 1983 (BGBI. | S. 1481), in den Landern Brandenburg,
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thiringen sowie in dem Teil des Landes
Berlin, in dem es bisher nicht galt, mit den sich aus Artikel 4 ergebenden Anderungen in Kraft, soweit
in diesem Vertrag nichts anderes bestimmt ist.

Quelle: https://www.gesetze-im-internet.de/einigvtr/EinigVtr.pdf

Die Unwirksamkeit dieses Schein-,Beitritts“ zum Artikel 23 des BRD-Grundgesetzes ergibt
sich aus dem Artikel 4 des ,Einigungsvertrages” durch die gleichzeige vollstdndige Léschung
(Aufhebung) des Artikel 23 im Grundgesetz fir die ,Bundesrepublik Deutschland®!

Zitat: ,Artikel 4 Beitrittsbedingte Anderungen des Grundgesetzes

Das Grundgesetz fiur die Bundesrepublik Deutschland wird wie folgt geandert:(...)

2. Artikel 23 wird aufgehoben.” Quelle: https://www.gesetze-im-internet.de/einigvtr/EinigVtr.pdf

Der ,,Einigungsvertrag“ zwischen der BRD und der DDR und die damit nichtige
Formulierung: ,,(...) mit dem Wirksamwerden des Beitritts (...)*“, mangels Beitritts zum
geléschten Geltungsbereich Artikel 23 des BRD-Grundgesetzes!

Quelle: https://www.bpb.de/themen/deutsche-einheit/einigungsvertrag/
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Il. Zweite offenkundige Tatsache und juristische Unmoglichkeit:

Feststellung:
Aus dem zweiten Satz im Artikel 1 des Einigungsvertrages geht eindeutig hervor, dass

die Lander gemaR dem am 22. Juli 1990 durch die DDR-Volkskammer verabschiedete
Landereinfiihrungsgesetz gebildet wurden.

Die Lander wurden gemaR dem ,,Einigungsvertrag® Artikel 1 bzw. auf das darin
verwiesene Landereinfihrungsgesetz offiziell erst ab dem 14. Oktober 1990 gebildet!
Die Lander konnten demnach nicht am 3. Oktober 1990 dem gleichzeitig geléschten
Geltungsbereich - Artikel 23 Grundgesetz fiir die BRD beigetreten sein!

Art 1 Lander

(1) Mit dem Wirksamwerden des Beitritts der Deutschen Demokratischen Republik zur Bundesrepublik
Deutschland gemaR Artikel 23 des Grundgesetzes am 3. Oktober 1990 werden die Lander
Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thiringen Lander der
Bundesrepublik Deutschland. Fir die Bildung und die Grenzen dieser Lander untereinander sind die
Bestimmungen des Verfassungsgesetzes zur Bildung von Landern in der Deutschen Demokratischen
Republik vom 22. Juli 1990 - Landereinflihrungsgesetz - (GBI. | Nr. 51 S. 955) gemaR Anlage Il
mafRgebend.” Quelle: https://www.gesetze-im-internet.de/einigvtr/BJNR208890990.html

Zitat-Wiederholung: ,Fur die Bildung und die Grenzen dieser Lander untereinander sind die
Bestimmungen des Verfassungsgesetzes zur Bildung von Landern in der Deutschen Demokratischen
Republik vom 22. Juli 1990 - Landereinfihrungsgesetz - (GBI. | Nr. 51 S. 955) gemal Anlage Il
maRgebend.” Quelle: https://www.gesetze-im-internet.de/einigvir/BJNR208890990.html

Zitat: "Das am 22. Juli 1990 durch die Volkskammer verabschiedete Landereinfiihrungsgesetz stellte
in der Deutschen Demokratischen Republik die Lander wieder her, die mit der Verwaltungsreform von
1952 abgeschafft worden waren. (...) Urspriinglich sollte das Gesetz erst am 14. Oktober in Kraft
treten, (...)" Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/L %C3%A4ndereinf%C3%BChrungsgesetz

Es wurde also am 22. Juli 1990 von der DDR-Volkskammer beschlossen, dass die
Lander am 14. Oktober gebildet werden. So wurde es auch verwirklicht!

Das Landereinfuhrungsgesetz:

Zitat: ,Verfassungsgesetz zur Bildung von Landern in der Deutschen Demokratischen Republik -
Landereinfihrungsgesetz - vom 22. Juli 1990

Territoriale Gliederung

§ 1. (1) Mit Wirkung vom 14. Oktober 1990 werden in der DDR folgende Lander gebildet:

- Mecklenburg-Vorpommern (...)

- Brandenburg (...)

- Sachsen-Anhalt (...)

- Sachsen (...)

- Tharingen (...)*

Quelle: https://www.verfassungen.de/ddr/laendereinfuehrungsgesetz90.htm

Feststellung:
Am 3. Oktober 1990 waren die besagten ,,neuen Lander“ noch nicht gebildet.

Daher konnten diese Lander zu dem Zeitpunkt keinem BRD-Geltungsbereich beitreten,
welcher zudem auch noch ersatzlos geléscht bzw. ,,aufgehoben worden ist.

Die ,,Lander”“ wurden gemaR Landereinfiihrungsgesetz vom 22. Juli 1990 offiziell erst
am 14. Oktober liber Wahlen von BRD-Parteien gebildet!
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Land ,,Mecklenburg-Vorpommern*:

"Die Landtagswahl in Mecklenburg-Vorpommern 1990 war die erste Wahl des Landtags seit der
Wiederbegriindung des Landes Mecklenburg-Vorpommern (...). Sie fand am 14. Oktober 1990 statt.
Die erste freie und demokratische Wahl des Landtags von Mecklenburg-Vorpommern, wie auch die
am selben Tag stattfindenden Landtagswahlen in den Gbrigen neuen Bundeslandern, wurde auf der
Grundlage des von der Volkskammer am 22. Juli 1990 verabschiedeten Gesetzes tiber die Wahlen zu
den Landtagen in der Deutschen Demokratischen Republik gewahlt. Dieses orientierte sich am
Bundeswahlgesetz und wies ebenfalls eine personalisierte Verhaltniswahl mit Erst- und Zweitstimme
auf, mit denen jeweils zur Halfte Direkt- und Listenkandidaten gewahlt wurden."

Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Landtagswahl_in_Mecklenburg-Vorpommern_1990

Zitat: ,Landtagswahl am 14. Oktober 1990 in Mecklenburg-Vorpommern Wahlberechtigte 1 417 861
Wahler/Wahlbeteiligung 64.8 %"
Quelle: https://www.laiv-mv.de/Wahlen/Landtagswahlen/1990/

Land ,,Brandenburg®:

Zitat: ,Landtagswahl in Brandenburg 1990

Am 14. Oktober 1990 wahlten die Brandenburger bei einer Wahlbeteiligung von 67,07 % die SPD als
starkste Kraft in den Landtag. Die konstituierende Sitzung fand am 26. Oktober 1990 statt.

Fur die SPD kandidierte der ehemalige Konsistorialprasident Manfred Stolpe, fiir die CDU Peter-
Michael Diestel. Brandenburg war das einzige neue Bundesland, bei dessen Wahl sich die SPD an
diesem Tag als starkste Kraft durchsetzen konnte, in den anderen vier neuen Bundeslandern musste
sie Niederlagen einstecken. Stolpe bildete eine Ampelkoalition aus SPD, FDP und Biindnis 90 und
wurde am 1. November 1990 zum Ministerprasidenten gewahit.“ Quelle:
https://de.wikipedia.org/wiki/Landtagswahlen in Brandenburg#1. Wahlperiode (1990%E2%80%9319

94)

Land ,,Sachsen:

Zitat: ,Wahl zum 1. Sachsischen Landtag 14. Oktober 1990

Zur Landtagswahl 1990 war das Gebiet des Freistaates Sachsen in 60 Wahlkreise unterteilt. Auf
Leipzig entfielen die acht Landtagswahlkreise 5 bis 12. Sie wurden von einem gemeinsamen
Wahlausschufd unter Leitung des Leipziger Wabhlleiters betreut. Wahlerbeteiligung am 14. Oktober
1990 in der Stadt Leipzig und im Freistaat Sachsen (Listenstimmen) (...) 72,8 %"

Quelle: https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/wahlen-in-
leipzig/landtagswahlen/ergebnisse-der-landtagswahlen/ergebnisse-der-landtagswahlen-1990

Land ,,Sachsen-Anhalt“:

Zitat: ,.Die Landtagswahl in Sachsen-Anhalt 1990 war die erste Wahl zum Landtag von Sachsen-
Anhalt seit der Rekonstituierung des Landes Sachsen-Anhalt nrach-der\Wiedervereinigung
Deutschlands-(Einwand vom Verfasser: ,Irrefihrung®). Sie fand am 14. Oktober 1990 statt. Es waren
2.234.994 Einwohner wahlberechtigt; die Wahlbeteiligung lag bei 65,1 %."

Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Landtagswahl in_Sachsen-Anhalt 1990

Land "Thiiringen":

Zitat: “Die Landtagswahl in Thiringen 1990 war die erste Wahl zum Thiringer Landtag seit der
Wende. Sie fand am 14. Oktober 1990 gemeinsam mit den Landtagswahlen der anderen neuen
Lander statt.”

Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Landtagswahl_in_Th%C3%BCringen_1990
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Beispiele fiir den Zeitpunkt der vollendeten ,Verfassung“ (Konstitution) fiir das ,,Land
Mecklenburg-Vorpommern*:

Zitat: ,,Volksentscheid am 12. Juni 1994 in Mecklenburg-Vorpommern iiber die Verfassung des
Landes Mecklenburg-Vorpommern

Der Volksentscheid Uber die Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern fand zusammen mit
den Kommunalwahlen und der Europawahl am 12. Juni 1994 statt. Dabei wurde den Blrgern des
Landes folgende Frage zur Abstimmung gestellt: ,Stimmen Sie der vom Landtag beschlossenen
Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern vom 23. Mai 1993 zu?“.

Unter der Abstimmungsfrage befanden sich die Worte ,Ja“ und ,Nein® mit jeweils einem Kreis fir die
Stimmabgabe. Die Verfassung ist durch den Volksentscheid angenommen, wenn im Land mehr als
die Halfte der gultigen Stimmen mit ,Ja“ abgegeben wurden. Diese Regelung gilt unabhangig von der
Hoéhe der Wahlbeteiligung.*

Quelle: https://www.laiv-mv.de/Wahlen/Volksabstimmungen/Volksentscheide/1994/Methodik-und-

Begriffe/

Zitat: ,Volksentscheid lber die Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern am 12.Juni 1994
Ja: 60,1

Nein: 39,9¢

Quelle: https://web.archive.org/web/20160304142833/http://sisonline.statistik.m-
v.de/sachgebiete/B714501K Volksentscheid ueber die Verfassung des Landes MV

Feststellung:
Der gesamte Vorgang der ,,Uberleitung des Bundesrechtes" auf das Gebiet der DDR

(propagiert als ,,Deutsche Einheit" bzw. ,Wiedervereinigung"”) hat ohne Beteiligung
der DDR-Bevolkerung stattgefunden!

Erst Jahre danach wurde die getauschte DDR-Bevolkerung dazu befragt!

Zum Beispiel per Volksabstimmung bzw. Referendum am 12. Juni 1994 in
»Mecklenburg-Vorpommern“, wo damals immerhin noch rund 40 Prozent der
Menschen dagegen waren.

Dem voraus gegangen war eine gewaltige Medien-Propaganda einer sog. ,,Deutschen
Einheit“, die es offenkundig so nicht gab!

Das BRD-,,Bundesrecht“ konnte sich nur durch die hier aufgedeckten arglistigen
Tauschungen-Betriigereien auf dem Gebiet der DDR etablieren!

Auszug aus der ,Landesverfassung Mecklenburg-Vorpommern®:

JArtikel 4

(Bindung an Gesetz und Recht)

Die Gesetzgebung ist an das Grundgesetz fiir die Bundesrepublik Deutschland und an die
Landesverfassung, die vollziehende Gewalt und die Rechtsprechung sind an Gesetz und Recht
gebunden.

Artikel 6

(Datenschutz, Informationsrechte)

(2) Jeder hat das Recht auf Auskunft Gber ihn betreffende Daten, soweit nicht Bundesrecht, rechtlich
geschutzte Interessen Dritter oder Uberwiegende Interessen der Allgemeinheit entgegenstehen.”
Quelle: VERFASSUNG DES LANDES MECKLENBURG-VORPOMMERN Herausgeber: Landtag
Mecklenburg-Vorpommern Abteilung Parlamentarische Dienste Schloss, Lennéstralie 1, 19053
Schwerin
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lll. Dritte offenkundige Tatsache und juristische Unmaoglichkeit:

Feststellung:
Auf der Grundlage von Betrug, Heimtiicke und arglistiger Tauschung wurde fiir die

funf (5) ,,neuen Lander” in der DDR das BRD-,,Bundesrecht” angenommen, wahrend
das verfassungsmafige Recht der handlungsunfahigen DDR unbeachtet parallel bis
heute volkerrechtlich weiter fortbesteht!

Siehe dazu die ,Uberleitung des Bundesrechtes® in die Lénder der bis heute weiter
bestehenden, handlungsunfahigen Deutschen Demokratischen Republik:

Artikel 8 und 9 des ,,Einigungsvertrages*:

Zitat: ,Art 8 Uberleitung von Bundesrecht

Mit dem Wirksamwerden des Beitritts tritt in dem in Artikel 3 genannten Gebiet Bundesrecht in Kraft,
soweit es nicht in seinem Geltungsbereich auf bestimmte Lander oder Landesteile der Bundesrepublik

Deutschland beschrankt ist und soweit durch diesen Vertrag, insbesondere dessen Anlage I, nichts
anderes bestimmt wird.

Léschung des Geltungsbereichs der BRD zur "Uberleitung des Bundesrechts":

Der ,Einigungsvertrag“ vom 31. August 1990 hob den Geltungsbereich des ,Grundgesetzes
fir die BRD* auf und erméglichte dadurch handelsrechtlich die Einfiinrung bzw. ,Uberleitung
des Bundesrechtes” auch auRerhalb der westalliierten , Trizone".

Zitat — ,Einigungsvertrag® Artikel 3 und 4:

LArt 3 Inkrafttreten des Grundgesetzes

Mit dem Wirksamwerden des Beitritts tritt das Grundgesetz fir die Bundesrepublik Deutschland in der
im Bundesgesetzblatt Teil lll, Gliederungsnummer 100-1, verdffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt
geandert durch Gesetz vom 21. Dezember 1983 (BGBI. | S. 1481), in den Landern Brandenburg,
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thiringen sowie in dem Teil des Landes
Berlin, in dem es bisher nicht galt, mit den sich aus Artikel 4 ergebenden Anderungen in Kraft, soweit
in diesem Vertrag nichts anderes bestimmt ist.

Artikel 4 Beitrittsbedingte Anderungen des Grundgesetzes

Das Grundgesetz fur die Bundesrepublik Deutschland wird wie folgt gedndert: (...)
2. Artikel 23 wird aufgehoben. (...)*

Quelle: https://www.gesetze-im-internet.de/einigvtr/BJNR208890990.html

Seit dem 3. Oktober 1990 bis heute hat das Grundgesetz fiir die ,,Bundesrepublik
Deutschland“ keinen Geltungsbereich mehr und ist seitdem maximal nur noch im
Handelsrecht giiltig!
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IV. Vierte offenkundige Tatsache und juristische Unmoglichkeit:

Offener Bruch des Volkerrechts!

Bei den juristischen Vorgangen bzgl. der ,,Deutschen Einheit”“ kam es zu
volkerrechtlichem Bruch und zu fatalen Folgen auf allen Ebenen fiir die Deutschen
und die gesamte Menschheit!

Nicht nur die Léschung (,,Aufhebung®) des Artikel 23 - Geltungsbereich des
Grundgesetzes fiir die Bundesrepublik Deutschland - ist volkerrechtlich illegal,
sondern auch das libergeleitete BRD-,,Bundesrecht auf das Gebiet der DDR ist wegen
heimtiickisch-arglistiger Tauschung rechtwidrig - nichtig!

Der gesamte ,juristische Vorgang® einer ,Uberleitung von Bundesrecht” in den gebildeten
Landern der Deutschen Demokratischen Republik erfolgte aus den genannten zahlreichen
Rechtsbriichen, arglistige Tauschungen, juristischen Unmaéglichkeiten im Zusammenhang
des 3. Oktober 1990 und der heimtiickischen Meinungsbildung in der Offentlichkeit.

Wie (in 1ll.) beschrieben, wurden die ersten volkerrechtlichen und demokratischen
Volksabstimmungen bzw. Referenden in den neuen Landern erst 1994 zur Annahme der
Landesverfassung bzw. die darin enthaltene Annahme des Bundesrechtes abgehalten!

Der eilig zuwege gebrachte Einigungsvertrag wurde ohne vdlkerrechtlich korrekte Beteiligung
der DDR-Bevolkerung einfach zu Wege gebracht, ahnlich dem vorangegangenem
Volkskammerbeschluss am 22. August mit besagter Urkundenfalschung.

Finf von Lothar de Maiziere ernannte ,Landessprecher konnten gemaf Volkerrecht nicht fur
die finft Lander volkerrechtlich tatig sein.

Zitat: "Landessprecher war der Titel der designierten kommissarischen Regierungschefs der neuen
Bundeslander kurz nach der deutschen Wiedervereinigung. Im Zuge der deutschen
Wiedervereinigung trat die Deutsche Demokratische Republik am 3. Oktober 1990 als funf neue
Bundeslander der Bundesrepublik Deutschland bei. Die Landtagswahlen dieser neuen Bundeslander
fanden jedoch erst am 14. Oktober statt und die Wahl der Ministerprasidenten durch die neu
gewahlten Landtage geschah von Ende Oktober bis Anfang November.

Bis dahin fungierten Landessprecher als die kommissarischen Regierungschefs der jeweiligen Lander.
Sie wurden am 3. August von dem Ministerprasidenten der DDR Lothar de Maiziére ernannt, teils mit
politischer Kontroverse unter den Bezirken.

Die Landessprecher, in dieser Funktion ab 3. Oktober Landesbevollmachtigte genannt, Gbernahmen
wie im Einigungsvertrag vorgeschrieben die Funktion der Regierungschefs. Zudem bestand die
Aufgabe der Landessprecher in dem Aufbau der Verwaltung, insbesondere der Zusammenflihrung der
Verwaltung der ehemaligen Bezirke." Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Landessprecher

Der getiduschten gesamtdeutschen Bevélkerung und der internationalen Offentlichkeit
wurde ein ,,Beitritt“ der DDR lediglich nur glaubhaft gemacht, obwohl juristisch nur
eine ,,Uberleitung von Bundesrecht“ der BRD auf die neuen Linder in der DDR
erfolgte.

Aus diesem Grund liegt zusatzlich die volkerrechtlich verbotene ,,Heimtiicke* vor.
Die BRD-Wahlen und die Annahme des BRD-Bundesrechtes auf die Lander der DDR
erfolgten unter arglistiger Tauschung und unter der Anwendung von vélkerrechtlich
verbotener arglistiger Heimtiicke durch Missbrauch des Vertrauens der getduschten
deutschen Bevodlkerung!

Zitat: ,Heimtiicke bedeutet in der deutschen Sprache eine hinterlistige Bésartigkeit (...) Ahnliche
Begriffe sind Tiicke, List, Arglist, Hinterlist, Hinterhalt, Tauschung und Uberlistung sowie heimlich,
klammheimlich und klandestin.“ Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Heimt%C3%BCcke
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Vélkerrechtlich verbotene Heimtiicke:

Zitat: ,Als Heimtlcke (oder Perfidie, perfide Kriegshandlung) gelten Handlungen, durch die ein Gegner
in der Absicht, sein Vertrauen zu missbrauchen, verleitet wird, darauf zu vertrauen, dass er nach den
Regeln des in bewaffneten Konflikten anwendbaren Voélkerrechts Anspruch auf Schutz hat oder
verpflichtet ist, Schutz zu gewahren. Beispiele flr heimtiickische Handlungen sind: Das Vortauschen
der Absicht, unter einer Parlamentéarflagge zu verhandeln oder sich zu ergeben, das Vortauschen von
Kampfunfahigkeit infolge Verwundung oder Krankheit, das Vortduschen eines zivilen oder
Nichtkombattantenstatus sowie das Vortduschen eines geschitzten Status durch Benutzung von
Abzeichen, Emblemen oder Uniformen der Vereinten Nationen oder neutraler oder anderer nicht am
Konflikt beteiligter Staaten. Kriegslisten sind anders als Heimtlicke nicht volkerrechtlich verboten,
sondern erlaubt. Kriegslisten sind Handlungen, die einen Gegner irrefihren oder ihn zu unvorsichtigen
Handlungen veranlassen sollen, die aber keine Regel des in bewaffneten Konflikten anwendbaren
Volkerrechts verletzen und nicht heimtiickisch sind, weil sie den Gegner auch nicht verleiten sollen,
auf den sich aus diesem Recht ergebenden Schutz zu vertrauen. Folgende Beispiele fiir erlaubte
Kriegslisten werden im Voélkerrecht ausdriicklich genannt: Tarnung, Scheinstellungen,
Scheinoperationen und irrefiihrende Informationen. Als erlaubte Kriegslisten gelten ferner die
Benutzung der Funkschlissel des Gegners, das Einschleusen falscher Befehle sowie psychologische
Kampffihrung. Quelle: https://www.bmvg.de/de/themen/friedenssicherung/humanitaeres-voelkerrecht

Konkreter Bruch des Volkerrechts beziiglich des Potsdamer Abkommens in Bezug auf
Deutschland:

Ergebnis:
Die Uberleitung des BRD-,,Bundesrechtes* auf das Gebiet der Deutschen

Demokratischen Republik verstoRt gegen das volkerrechtlich-verbindliche Potsdamer
Abkommen vom 2. August 1945 in Bezug auf Deutschland!

Die illegal-eroberte Verwaltungstatigkeit der BRD auf dem Gebiet der DDR stellt einen
groben VerstoB gegen die politischen Grundsatze der vélkerrechtlich-verbindlichen
MaBnahmen in Bezug auf den vélkerrechtlichen Staat ,,Deutschland® vom 2. August
1945 und weiteres internationale Volkerecht dar!
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Folgen der volkerrechtswidrigen Okkupation der DDR!

1. Die Re-Nazifizierung auf dem Gebiet der DDR durch das ,,BRD*-
Bundesrecht:

Feststellung: Verstol3 durch illegale Anwendung und Fortfliihrung des Nazismus durch
nazifiziertes ,Bundesrecht® in Form der aktiven Anwendung der ,Deutschen
Staatsangehdrigkeit” vom 5. Februar 1934 der NSDAP - Adolf Hitler auf dem Gebiet der
Deutschen Demokratischen Republik und weiterer nazistischer Gesetzgebung ( Beispiel:
NS-Justizbeitreibungsgesetz (JBeitrG) ,JBeitrG Ausfertigungsdatum: 11.03.1937¢

Quelle: https://www.gesetze-im-internet.de/jbeitro/BJNR002980937.html

VerstoBl gegen die volkerrechtlichen Grundsétze der Entnazifizierung:

Zitat aus dem rechtsverbindlichen Beschluss vom 2. August 1945 in Bezug auf Deutschland:
»4. Alle nazistischen Gesetze, welche die Grundlagen fiir das Hitlerregime geliefert haben oder eine
Diskriminierung auf Grund der Rasse, Religion oder politischer Uberzeugung errichteten, miissen
abgeschafft werden. Keine solche Diskriminierung, weder eine rechtliche noch eine administrative
oder irgendeiner anderen Art, wird geduldet werden.*

Quelle: http://www.documentarchiv.de/in/1945/potsdamer-abkommen.html

Zitat: ,Verordnung Uber die deutsche Staatsangehdrigkeit vom 5. Februar 1934

Auf Grund des Artikels 5 des Gesetzes Uber den Neuaufbau des Reichs vom 30. Januar 1934 (RGBI.
I. S. 75) wird folgendes verordnet:

§ 1. (1) Die Staatsangehdrigkeit in den deutschen Landern fallt fort.

(2) Es gibt nur noch eine deutsche Staatsangehdrigkeit (Reichsangehdérigkeit).*

Quelle: https://www.verfassungen.de/de33-45/staatsangehoerigkeit34.htm

Artikel 116 Grundgesetz fur die Bundesrepublik Deutschland

Zitat: ,Deutscher im Sinne dieses Grundgesetzes ist vorbehaltlich anderweitiger gesetzlicher
Regelung, wer die deutsche Staatsangehdrigkeit besitzt (Ergdnzung: vom 05.02.1934 von Adolf Hitler)
oder als Fluchtling oder Vertriebener deutscher Volkszugehérigkeit oder als dessen Ehegatte oder
Abkdmmling in dem Gebiet des Deutschen Reiches nach dem Stande vom 31. Dezember 1937
Aufnahme gefunden hat.“ Quelle: https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art 116.html

Reichsgesetzblatt der NSDAP uber die Verordnung der ,Deutschen Staatsangehdrigkeit® am 5.
Februar 1934 vom damaligen ,Reichsminister des Innern® Wilhelm Frick Quelle:

RGBI_1934_| 85 VO_Staatsangehoerigkeit

https://www.servat.unibe.ch/dns/RGBI 1934 | 85 VO_Staatsangehoerigkeit.pdf

Staatsangehdrigkeitsgesetz (StAG) der ,BRD"
Zitat: ,§ 1 Deutscher im Sinne dieses Gesetzes ist, wer die deutsche Staatsangehdérigkeit besitzt.”
Quelle: https://www.gesetze-im-internet.de/stag/  30.html

»Gesetze aus der NS-Zeit, die bis heute gelten — Wo Adolf noch regiert!“ hitps://taz.de/Gesetze-
aus-der-NS-Zeit-die-bis-heute-gelten/!5068958/
Siehe dazu auch: http://ns-quellen.at/gesetze anzeigen.php
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Ab 1949 wurde die Entnazifizierung gestoppt und der Aufbau der ,,BRD“ mit tiber
Funfzigtausend (50.000!) Nationalsozialisten vorgenommen!

Hinweis: Beweis und Quelle: ARD-Dokumentarfiim: ,Akte D - Das Versagen der Nachkriegsjustiz*
Quelle: https://www.youtube.com/watch?v=XulimOaJqgps

Reaktivierung der NS-Beamten und deren Nachfolger im BRD-Verwaltungssystem:
Zitat: ,Das Gesetz zur Regelung der Rechtsverhaltnisse der unter Artikel 131 des Grundgesetzes

fallenden Personen war ein Bundesgesetz zur Ausfiihrung des Regelungsauftrags in Art. 131 GG
aus dem Jahr 1951. Es regelte die Rechtsverhaltnisse von Beamten in der 1949 gegrindeten
Bundesrepublik Deutschland, die vor dem 8. Mai 1945 in das Beamtenverhaltnis berufen wurden und
danach ausgeschieden waren, ohne seitdem wiederverwendet oder versorgt worden zu sein. Der
durch das Gesetz beglnstigte Personenkreis wurde umgangssprachlich 137er genannt. Zu den
,verdrangten Angehdrigen des o6ffentlichen Dienstes und aufgeldster Dienststellen gehdrten gem. § 1
bis 4 des Gesetzes u. a. Beamte, Hochschullehrer und Richter aus den Vertreibungsgebieten, Beamte
in nicht mehr existierenden Verwaltungen und Berufssoldaten sowie alle Personen, die wegen ihrer
Betatigung im Deutschen Reich 1933 bis 1945 nach dem Gesetz zur Befreiung von
Nationalsozialismus und Militarismus zunachst nicht oder nicht ihrer friilheren Stellung entsprechend
verwendet wurden und keine entsprechende Versorgung mehr erhielten. Dazu gehérten auch
Angestellte und Arbeiter sowie ihre Hinterbliebenen.”
Quelle:
https://de.wikipedia.org/wiki/Gesetz zur Regelung der Rechtsverh%C3%A4ltnisse der unter Artikel
131 _des Grundgesetzes fallenden Personen

Die bekanntesten Beispiele der Rekrutierung von ideologisierten hochrangigen Nazis
in den hochsten und wichtigsten Posten in der BRD-Besatzungsverwaltung sind der
NS-Jurist Hans Maria Globke und der NS-Geheimdienstchef der ,,Fremde Heere Ost*
Reinhard Gehlen im Bundesnachrichtendienst der ,,BRD“. Dem angloamerikanischen
Besatzungsregime ,,BRD“ wurden uber Fiinfzigtausend (50.000!) NS-Beamte fiir eine
Reorganisation der NS-Struktur zur Verfiigung gestelit!

Siehe dazu Beweise und Quellen:

ARD-Dokumentarfilm: ,,Akte D - Das Versagen der Nachkriegsjustiz“
Quellen: https://www.youtube.com/watch?v=XulimOaJqgps

+ https://de.wikipedia.org/wiki/Organisation Gehlen

und: https://taz.de/NS-Kontinuitaeten-im-Bundeskanzleramt/!5739735/

Liste NSDAP-Mitglieder, die nach 1945 in der BRD voélkerrechtswidrig tatig waren:
Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Liste ehemaliger NSDAP-
Mitglieder, die nach Mai 1945 politisch t%C3%A4tig waren

Staatsangehdrigkeitsgesetz (StAG) der BRD
Zitat: ,§ 1 Deutscher im Sinne dieses Gesetzes ist, wer die deutsche Staatsangehdrigkeit besitzt.
Quelle: https://www.gesetze-im-internet.de/stag/  30.html

“

»,Gesetze aus der NS-Zeit, die bis heute gelten — Wo Adolf noch regiert!“
Quelle: https://taz.de/Gesetze-aus-der-NS-Zeit-die-bis-heute-gelten/!5068958/ Siehe dazu auch:
http://ns-quellen.at/gesetze anzeigen.php
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Volkerrechtlich-verbotene Heimtiicke und Machtmissbrauch der 1990 aktiven Alt-Nazis
als Regierungsvertreter der BRD-Regierung z. Bsp. durch den ,,BRD“-AuRenminister
Hans-Dietrich Genscher der verbotenen NSDAP-Partei. Hans-Dietrich Genscher
NSDAP-Mitgliedsnummer 10.123.636 20. April 1944.

Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Liste von NSDAP-Parteimitgliedsnummern

Gemal der Rechtsprechung der ,Bundesrepublik Deutschland® (,BRD"), insbesondere
gemal dem Artikel 25 Grundgesetz fir die BRD, gehen die Gesetze des Volkerrechts dem
.Bundesrecht* vor.

Damit einher geht die volkerrechtlich-verbindlichen fortgeltenden
Entnazifizierungsvorschriften geman Artikel 139 Grundgesetz fir die BRD, aus denen die
fortgeltende Gultigkeit der volkerrechtlichen Beschllisse des Potsdamer Abkommens vom 2.
August 1945 hervorgeht.

Grundgesetz fir die Bundesrepublik Deutschland Art 139

.Die zur "Befreiung des deutschen Volkes vom Nationalsozialismus und Militarismus"
erlassenen Rechtsvorschriften werden von den Bestimmungen dieses Grundgesetzes nicht
beriihrt.*

Quelle: https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art _139.html
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2. Die Re-Militarisierung auf deutschem Boden!

VerstoR gegen den volkerrechtlichen verbindlichen Grundsatz der Entmilitarisierung
in Bezug auf Deutschland:

Zitat: ,3. Die Ziele der Besetzung Deutschlands, durch welche der Kontrollrat sich leiten lassen soll,
sind: (1) Véllige Abristung und Entmilitarisierung Deutschlands und die Ausschaltung der gesamten
deutschen Industrie, welche flr eine Kriegsproduktion benutzt werden kann oder deren
Uberwachung.“ Quelle: http://www.documentarchiv.de/in/1945/potsdamer-abkommen.html

Volkerrechtswidriq illegale Wiederbewaffnung der BRD:
Siehe dazu die Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Wiederbewaffnung

Beispiele von militarischer Beteiligung der BRD an vélkerrechtlich illegalen
Angriffskriegen:

lllegale militarische Beteiligung der BRD am NATO-Krieg gegen Jugoslawien im Jahr
1999!

»Der NATO-Luftkrieg gegen Jugoslawien*

Zitat: ,Die westlichen Staaten entschlossen sich aufgrund der fortschreitenden Eskalation durch die
jugoslawische Fuhrung im Marz 1999 zum Luftkrieg gegen Jugoslawien und seine Truppen im
Kosovo, um es zum Einlenken zu zwingen. Die Bundeswehr bekampfte dabei die jugoslawische
Luftverteidigung, Gberwiegend mit ECRElectronic Combat Reconnaissance-Tornados. Es war der
erste Kampfauftrag fur die Armee im Einsatz. Doch ein Mandat der Vereinten Nationen lag nicht vor.*
Quelle: https://www.bundeswehr.de/de/ueber-die-bundeswehr/geschichte-bundeswehr/armee-einsatz

lllegale Beteiligung der BRD am NATO-Krieg in Libyen im Jahr 2011:

Das zugehorige UN-Mandat wurde von der NATO missbrauchlich tberschritten, um
einen volkerrechtswidrigen Angriffskrieg gegen den Staat Libyen zu fuhren.

Siehe u.a. folgende Beweis-Quellen:

- https://de.wikipedia.org/wiki/Internationaler Milit%C3%A4reinsatz_in_Libyen 2011

- https://www.sueddeutsche.de/politik/nato-einsatz-in-libyen-offene-unterstuetzung-und-heimliche-hilfe-1.1135552
- https://www.spiegel.de/politik/ausland/libyen-einsatz-und-voelkerrecht-glueckwunsch-nato-aber-bitte-leise-
jubeln-a-783548.html

- https://www.derstandard.at/story/2000125060104/als-die-nato-in-libyen-die-sache-in-die-hand

- https://www.siper.ch/frieden/infografiken/illegale-kriege-der-nato-1%C3%A4nder.html

- https://www.siper.ch/frieden/infografiken/illegale-kriege-der-nato-1%C3%A4nder.html

Voélkerrechtswidrige militdarische Unterstutzungsleistung der BRD fiir die
Kriegsparteien NATO/ Ukraine gegen die alliierte Hauptsiegermacht Russische
Foderation auf Kosten und zum Nachteil der Deutschen und aller Volker - in Folge
Voélkermord durch Krieg, Terrorismus, Militarismus und Nazismus!

Quelle: https://www.bundesregierung.de/breg-de/schwerpunkte/krieg-in-der-ukraine/lieferungen-
ukraine-2054514

»NATO 75 Jahre - Langzeitkrieg gegen Russland!“
Zitat: ,Vor 75 Jahren wurde das westliche Kriegsblindnis gegrindet.”
Quelle: https://www.jungewelt.de/artikel/472615.nato-75-jahre-langzeitkrieg-gegen-russland.html
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lllegale Kriegsfiihrung der ,,BRD* gegen Russland:

Zitat: "Insgesamt hat Beutschland (die BRD!) inzwischen Militérhilfen in Héhe von etwa 28
Milliarden Euro fir die Unterstiitzung der Ukraine zur Verfligung beziehungsweise fir die
kommenden Jahre bereitgestellt." Quelle: https://www.bundesregierung.de/breg-
de/schwerpunkte/krieg-in-der-ukraine/lieferungen-ukraine-2054514

Militarausgaben im Vergleich ,,Drittes Reich* zur BRD in US-Dollar:

.,Gesamtkosten und geschatzter Anteil des Ristungsausgaben im Zweiten Weltkrieges nach Staaten
von 1945 (in Milliarden US-Dollar)

Militdrausgaben im Dritten Reich in MRD. US-Dollar:

272 Mrd. davon 156 Mrd. reine Ristungsausgaben®
272 Milliarden US-Dollar! (272.000.000.000 US-Dollar)

Quelle: https://de.statista.com/statistik/daten/studie/1116515/umfrage/gesamt-und-ruestungskosten-
des-zweiten-weltkrieges-nach-staaten/

Volkerrechtswidrige Wiederbewaffnung und Aufriistung der BRD ab 1953!

Militarausgaben der BRD von 1953 bis 2023 = 1 Billion 833,7 Milliarden US-Dollar!
1.833,7 Milliarden US-Dollar von 1953 bis 2023!
Militarausgaben der BRD nur von 2007 bis 2023 = 799,4 Milliarden US-Dollar!

,Militirausgaben von Deutschland (der BRD) von 1953 bis 2023 (in Milliarden US-Dollar)“ Quelle:
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/183064/umfrage/militaesrausgaben-von-deutschland/

Militarische Unterstiitzung der BRD fiir die Ukraine

»Krieg in der Ukraine*

Zitat: ,Diese Waffen und militarische Ausrustung liefert Deutschland an die Ukraine:
Deutschland unterstitzt die Ukraine mit Ausrustungs- und Waffenlieferungen — aus
Bestanden der Bundeswehr und durch Lieferungen der Industrie, die aus Mitteln der
Ertichtigungshilfe der Bundesregierung finanziert werden. (...)

Insgesamt hat Deutschland inzwischen Militarhilfen in Héhe von etwa 28 Milliarden Euro fir
die Unterstltzung der Ukraine zur Verfliigung beziehungsweise flr die kommenden Jahre
bereitgestellt. Quelle: https://www.bundesregierung.de/breg-de/schwerpunkte/krieg-in-der-
ukraine/lieferungen-ukraine-2054514

Deutscher Bundestag 2024 - Verteidigung

»Vverteidigungsetat umfasst knapp 52 Milliarden Euro“

Zitat: ,Deutschland (die BRD!)wird in diesem Jahr rund 72 Milliarden Euro fiir Verteidigung ausgeben.
Davon entfallen 51,95 Milliarden Euro auf den regularen Verteidigungshaushalt und weitere rund 20
Milliarden Euro, die aus dem Sondervermégen fur die Beschaffung von militarischer Ausristung
ausgegeben werden sollen. Der Bundestag billigte den Regierungsentwurf des Einzelplans 14 des
Bundeshaushaltes 2024 (20/7800, 20/7802) am Donnerstag, 31. Januar 2024, in der durch den
Haushaltsausschuss geanderten Fassung (20/8614, 20/8661) mit den Stimmen der
Koalitionsfraktionen SPD, Biindnis 90/Die Grinen und FDP gegen das Votum der CDU/CSU, der AfD
und der fraktionslosen Abgeordneten der aufgeldsten Linksfraktion.*

Quelle: https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2024/kw05-de-verteidigung-977670

1.933,7 Milliarden US-Dollar von 1953 bis 2024! (1.933.700.000.000 US-Dollar!)

Ergebnis:
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Verwaltungstechnischer Machtmissbrauch auf dem volkerrechtlich nicht
untergangenem "Nazi-Deutschland" auf allen Ebenen!

Die Verwaltungstatigkeit der "BRD" auf dem Gebiet der DDR hat sich nur durch arglistige
Tauschung der Bevdlkerung, juristische Unmdglichkeiten, Betriigerei und verbotene
Heimtlicke im Bewusstsein der Menschen etablieren kdnnen.

Wahrenddessen besteht die Deutsche Demokratische Republik als Rechtssubjekt
desorganisiert einschlieRlich dessen fortgeltendem Recht bis heute weiter!

Die kriminellen Rechtsbriiche auf dem Gebiet der Deutschen Demokratischen Republik sind
volkerrechtlich und moralisch weder akzeptabel noch in irgendeiner Art und Weise zu billigen
bzw. blind zu gehorchen! Die Beteiligung an ,BRD“-Wahlen stellt im gesamten Gebiet der
Deutschen Demokratischen Republik aufgrund der offenkundigen vélkerrechtlichen
Bestimmungen und der offenkundigen Rechtsversttf3e im Rahmen der Ereignisse um den 3.
Oktobers 1990 ein Verbrechen bzw. den ,Versuch der Beteiligung“ auch gemafn § 30
Strafgesetzbuch (StGB) in der Rechtsordnung der ,Bundesrepublik Deutschland® dar!

In diesem Zusammenhang ist zu beachten:

§ 123 Anfechtbarkeit wegen Tauschung oder Drohung - Birgerliches Gesetzbuch (BGB)

Zitat: (1) Wer zur Abgabe einer Willenserklarung durch arglistige Tauschung oder widerrechtlich
durch Drohung bestimmt worden ist, kann die Erklarung anfechten.

(2) Hat ein Dritter die Tauschung veribt, so ist eine Erklarung, die einem anderen gegeniber
abzugeben war, nur dann anfechtbar, wenn dieser die Tauschung kannte oder kennen musste. Soweit
ein anderer als derjenige, welchem gegeniber die Erklarung abzugeben war, aus der Erklarung
unmittelbar ein Recht erworben hat, ist die Erklarung ihm gegenuiber anfechtbar, wenn er die
Tauschung kannte oder kennen musste.*

Quelle: https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/ 123.html

Zitat: ,§ 30 Versuch der Beteiligung

(1) Wer einen anderen zu bestimmen versucht, ein Verbrechen zu begehen oder zu ihm anzustiften,
wird nach den Vorschriften Gber den Versuch des Verbrechens bestraft. Jedoch ist die Strafe nach §
49 Abs. 1 zu mildern. § 23 Abs. 3 gilt entsprechend.(2) Ebenso wird bestraft, wer sich bereit erklart,
wer das Erbieten eines anderen annimmt oder wer mit einem anderen verabredet, ein Verbrechen zu
begehen oder zu ihm anzustiften.”

Quelle: https://www.gesetze-im-internet.de/stgb/  30.html

Ergebnis:
Alle Aktivitaten von zivilen und militarischen BRD-Organisationen/ Verwaltungen aller

Art, Einzelpersonen der BRD einschlieRlich deren gesamten nazifizierten ,,Deutschen
Wirtschaft“, der Nazi-Rustungskonzerne auf dem Gebiet der Deutschen
Demokratischen Republik (DDR) sind aus den zuvor genannten, schwerwiegenden
Grinden als volkerrechtlich illegal zu bewerten!

Kein nachweislich-bekennender DDR-Biirger ist demnach und insgesamt gezwungen
das Bundesrecht der BRD anzuerkennen, wenn der betreffende Mensch fortgefiihrte
Verbrechen wie den deutschen Nazismus, Militarismus, Kriegstreiberei, Beteiligung an
volkerrechtlich illegalen militarischen Aktionen/ Interventionen (Angriffskriegen), Nazi-
und Kriegsverbrechen, Volkermord, Versklavung, Auspliinderung und Zerstérung der
natiirlichen Lebensgrundlagen, Vernichtung der géttlichen Schépfung, arglistige
Tauschung/ Betrug, Korruption usw. ablehnt und seine Beteiligung verweigert!
Gemabl den internationalen und nationalen Rechtsgrundlagen und den offenkundigen
Tatsachen besteht in Bezug auf die DDR die Moglichkeit durch Anwendung des
Notstandsrechtes die Handlungsfahigkeit der DDR wiederherzustellen!
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Michail Gorbatschow, Eduard Schewardnadse und der ,.,2+4-Vertraqg*!

Wie eine als Staat getarnte angloamerikanische Besatzungsverwaltung ,,BRD“ die
sowjetische Besatzungszone (DDR) erfolgreich eroberte:

Der Zwei-plus-Vier-Vertrag vom 12. September 1990 - (Vertrag Uber die abschlielende
Regelung in Bezug auf Deutschland; kurz Regelungsvertrag):

Dieser volkerrechtliche Generalbetrug wurde den Bonner Nazis nur durch Teilnahme
der Regierung der alliierten Hauptsiegermacht UdSSR ermaglicht!
S0 7 T T WL, 2L >

Pou.
za

o v ot S

Quelle: https://www.br.de/nachricht/25-
jahre-2plusé-vertrag-100.html

Die Tatbeteiligten:

Fir das Vereinigte Konigreich GroRbritannien und Nordirland: Douglas Hurd
Fir die Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken: Eduard Schewardnadse
Fur die Franzésische Republik: Roland Dumas

Fir die Vereinigten Staaten von Amerika: Baker

Fur die Deutsche Demokratische Republik: Lothar de Maiziére

Fiir die Bundesrepublik Deutschland:

Hans-Dietrich Genscher NSDAP-Mitgliedsnummer 10.123.636 (20. April 1944)
Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Liste von NSDAP-Parteimitgliedsnummern

Die ,,6ffentliche Meinung‘ zum ,,2+4"-Vertraqg:

Zitat: ,Der Zwei-plus-Vier-Vertrag (vollstandiger amtlicher Titel: Vertrag Gber die abschliefende
Regelung in Bezug auf Deutschland; daher auch kurz als Regelungsvertrag bezeichnet) ist ein
Staatsvertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen
Republik (den namensgebenden zwei deutschen Staaten) einerseits sowie Frankreich, der
Sowijetunion, GroRbritannien und den Vereinigten Staaten von Amerika andererseits.

Er machte den Weg fiir die Wiedervereinigung Deutschlands frei, wurde am 12. September 1990 in
Moskau unterzeichnet und trat am 15. Marz 1991, dem Tag der Hinterlegung der letzten
Ratifikationsurkunde durch die Sowjetunion, mit einer offiziellen Zeremonie in Kraft.

Die hiermit verbundene endgtiltige Beendigung der Rechte und Verantwortlichkeiten dieser vier
Méachte und ihrer entsprechenden Vereinbarungen und Beschllsse teilten die Regierungen der Vier
Machte durch entsprechende Verbalnoten vom 5. April 1991 dem Generalsekretar der Vereinten
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Nationen in einer Bekanntmachung an alle Staaten mit. Die beiden deutschen Staaten wiederum
erklarten mit der im Regelungsvertrag zum Ausdruck gebrachten Anerkennung der Oder-Neile-
Grenze, dass das vereinte Deutschland endgiiltig auf die ehemaligen deutschen Ostgebiete und
damit auf etwa ein Viertel des friilheren deutschen Staatsgebietes verzichten werde.

Als Anerkennung des Selbstbestimmungsrechts der Deutschen wurde der Umstand
angesehen, dass es keine ,,Viermachtekonferenz iiber Deutschland“ gab, also ohne deutsche
Beteiligung.

Der Zwei-plus-Vier-Vertrag gilt deswegen als die endgiltige Friedensregelung mit Deutschland nach
dem Zweiten Weltkrieg und markiert somit das Ende der Nachkriegszeit. Die Zwei-plus-Vier-
Verhandlungen werden als ein Meisterstlick der internationalen Diplomatie beurteilt. Innerhalb
kirzester Zeit wurden Probleme geldst, die eine ganze Epoche gepragt und gestaltet hatten.
Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Zwei-plus-Vier-Vertrag

Feststellung:
KEINE DEUTSCHE BETEILIGUNG!

Die Vertrage zwischen den Alliierten Siegerméachten und deren hauseigenen
Besatzungsregimen BRD und DDR sind alliierte ,,In-Sich-Vereinbarungen* und haben
nichts mit den indigenen Deutschen zu tun!

Weder die Regierungen der BRD noch die der DDR sind deutsche Regierungen im
Sinne des Staats- und Volkerrechts gemaR dem Potsdamer Abkommen Teil Il vom 2.
August 1945!

Der volkerrechtliche Rechtstitel fiir die ethnischen Deutschen mit der ,,Deutschen
Staatsangehorigkeit“ vom 5. Februar 1934 zur Erfiilllung des Potsdamer Abkommens
bleibt bestehen.

Zitat:
.VERTRAG UBER DIE ABSCHLIESSENDE REGELUNG IN BEZUG AUF DEUTSCHLAND

Die Bundesrepublik Deutschland, die Deutsche Demokratische Republik, die Franzosische
Republik, die Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken, das Vereinigte Kdnigreich
GroRbritannien und Nordirland und die Vereinigten Staaten von Amerika -

IN DEM BEWUSSTSEIN, daf} ihre Volker seit 1945 miteinander in Frieden leben,

EINGEDENK der jingsten historischen Veranderungen in Europa, die es ermdglichen, die Spaltung
des Kontinents zu Gberwinden,

UNTER BERUCKSICHTIGUNG der Rechte und Verantwortlichkeiten der Vier Machte in bezug auf
Berlin und Deutschland als Ganzes und der entsprechenden Vereinbarungen und Beschlisse der Vier
Machte aus der Kriegs- und Nachkriegszeit,

ENTSCHLOSSEN, in Ubereinstimmung mit ihren Verpflichtungen aus der Charta der Vereinten
Nationen freundschaftliche, auf der Achtung vor dem Grundsatz der Gleichberechtigung und
Selbstbestimmung der Vdlker beruhende Beziehungen zwischen den Nationen zu entwickeln und
andere geeignete MalRnahmen zur Festigung des Weltfriedens zu treffen,

EINGEDENK der Prinzipien der in Helsinki unterzeichneten SchluRakte der Konferenz iber Sicherheit
und Zusammenarbeit in Europa,

IN ANERKENNUNG, daR diese Prinzipien feste Grundlagen fur den Aufbau einer gerechten und
dauerhaften Friedensordnung in Europa geschaffen haben,

ENTSCHLOSSEN, die Sicherheitsinteressen eines jeden zu bericksichtigen,

UBERZEUGT von der Notwendigkeit, Gegensatze endgliltig zu Giberwinden und die Zusammenarbeit
in Europa fortzuentwickeln,
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IN BEKRAFTIGUNG ihrer Bereitschaft, die Sicherheit zu starken, insbesondere durch wirksame
MaRnahmen zur Ristungskontrolle, Abristung und Vertrauensbildung; ihrer Bereitschaft, sich
gegenseitig nicht als Gegner zu betrachten, sondern auf ein Verhaltnis des Vertrauens und der
Zusammenarbeit hinzuarbeiten, sowie dementsprechend ihrer Bereitschaft, die Schaffung geeigneter
institutioneller Vorkehrungen im Rahmen der Konferenz tber Sicherheit und Zusammenarbeit in
Europa positiv in Betracht zu ziehen,

IN WURDIGUNG dessen, daB das deutsche Volk in freier Ausiibung des Selbstbestimmungsrechts
seinen Willen bekundet hat, die staatliche Einheit Deutschlands herzustellen, um als
gleichberechtigtes und souveranes Glied in einem vereinten Europa dem Frieden der Welt zu dienen,

IN DER UBERZEUGUNG, daR die Vereinigung Deutschlands als Staat mit endgtiltigen Grenzen ein
bedeutsamer Beitrag zu Frieden und Stabilitdt in Europa ist,

MIT DEM ZIEL, die abschlieBende Regelung in bezug auf Deutschland zu vereinbaren,

in Anerkennung dessen, dal® dadurch und mit der Vereinigung Deutschlands als einem
demokratischen und friedlichen Staat die Rechte und Verantwortlichkeiten der Vier Machte in bezug
auf Berlin und Deutschland als Ganzes ihre Bedeutung verlieren,

VERTRETEN durch ihre AuRenminister, die entsprechend der Erklarung von Ottawa vom 13. Februar
1990 am 5. Mai 1990 in Bonn, am 22. Juni 1990 in Berlin, am 17. Juli 1990 in Paris unter Beteiligung
des Aullenministers der Republik Polen und am 12. September 1990 in Moskau zusammengetroffen
sind —

sind wie folgt Ubereingekommen:

ARTIKEL |

(1) Das vereinte Deutschland wird die Gebiete der Bundesrepublik Deutschland, der Deutschen
Demokratischen Republik und ganz Berlins umfassen. Seine AuBengrenzen werden die
Grenzen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik sein
und werden am Tage des Inkrafttretens dieses Vertrags endgiiltig sein. Die Bestéitigung des
endgiiltigen Charakters der Grenzen des vereinten Deutschland ist ein wesentlicher
Bestandteil der Friedensordnung in Europa.

(2) Das vereinte Deutschland und die Republik Polen bestétigen die zwischen ihnen
bestehende Grenze in einem vélkerrechtlich verbindlichen Vertrag.

(3) Das vereinte Deutschland hat keinerlei Gebietsanspriiche gegen andere Staaten und wird solche
auch nicht in Zukunft erheben.

(4) Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik
werden sicherstellen, dal} die Verfassung des vereinten Deutschland keinerlei Bestimmungen
enthalten wird, die mit diesen Prinzipien unvereinbar sind. Dies gilt dementsprechend fir die
Bestimmungen, die in der Prdambel und in den Artikeln 23 Satz 2 und 146 des Grundgesetzes fir die
Bundesrepublik Deutschland niedergelegt sind.

(5) Die Regierungen der Franzdsischen Republik, der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken, des
Vereinigten Konigreichs GroRbritannien und Nordirland und der Vereinigten Staaten von Amerika
nehmen die entsprechenden Verpflichtungen und Erkldrungen der Regierungen der Bundesrepublik
Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik férmlich entgegen und erklaren, dal} mit
deren Verwirklichung der endglltige Charakter der Grenzen des vereinten Deutschland bestéatigt
wird.

ARTIKEL 2

Die Regierungen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik
bekraftigen ihre Erklarung, dal von deutschem Boden nur Frieden ausgehen wird. Nach der
Verfassung des vereinten Deutschland sind Handlungen, die geeignet sind und in der Absicht
vorgenommen werden, das friedliche Zusammenleben der Vdlker zu stéren, insbesondere die
Fuhrung eines Angriffskrieges vorzubereiten, verfassungswidrig und strafbar. Die Regierungen der
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Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik erklaren, dal? das vereinte
Deutschland keine seiner Waffen jemals einsetzen wird, es sei denn in Ubereinstimmung mit seiner
Verfassung und der Charta der Vereinten Nationen.

ARTIKEL 3

(1) Die Regierungen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik
bekraftigen ihren Verzicht auf Herstellung und Besitz von und auf Verfligungsgewalt Gber atomare,
biologische und chemische Waffen. Sie erklaren, dall auch das vereinte Deutschland sich an diese
Verpflichtungen halten wird. Insbesondere gelten die Rechte und Verpflichtungen aus dem Vertrag
Uber die Nichtverbreitung von Kernwaffen vom I. Juli 1968 fiir das vereinte Deutschland fort.

(2) Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland hat in vollem Einvernehmen mit der Regierung der
Deutschen Demokratischen Republik am 30. August 1990 in Wien bei den Verhandlungen Uber
Konventionelle Streitkrafte in Europa folgende Erklarung abgegeben:

"Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland verpflichtet sich, die Streitkrafte des vereinten
Deutschland innerhalb von drei bis vier Jahren auf eine Personalstarke von 370.000 Mann (Land-,
Luft- und Seestreitkrafte) zu reduzieren. Diese Reduzierung soll mit dem Inkrafttreten des ersten KSE-
Vertrags beginnen. Im Rahmen dieser Gesamtobergrenze werden nicht mehr als 345.000 Mann den
Land- und Luftstreitkraften angehoéren, die gemal vereinbartem Mandat allein Gegenstand der
Verhandlungen Uber konventionelle Streitkrafte in Europa sind. Die Bundesregierung sieht in ihrer
Verpflichtung zur Reduzierung von Land- und Luftstreitkraften einen bedeutsamen deutschen Beitrag
zur Reduzierung der konventionellen Streitkrafte in Europa. Sie geht davon aus, daR in
Folgeverhandlungen auch die anderen Verhandlungsteilnehmer ihren Beitrag zur Festigung von
Sicherheit und Stabilitat in Europa, einschlieBlich MaRnahmen zur Begrenzung der Personalstarken,
leisten werden."

Die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik hat sich dieser Erklarung ausdrtcklich
angeschlossen.

(3) Die Regierungen der Franzdsischen Republik, der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken, des
Vereinigten Konigreichs GroRbritannien und Nordirland und der Vereinigten Staaten von Amerika
nehmen diese Erklarungen der Regierungen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen
Demokratischen Republik zur Kenntnis.

ARTIKEL 4

(1) Die Regierungen der Bundesrepublik Deutschland, der Deutschen Demokratischen
Republik und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken erklaren, daR das vereinte
Deutschland und die Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken in vertraglicher Form die
Bedingungen und die Dauer des Aufenthalts der sowjetischen Streitkrifte auf dem Gebiet der
heutigen Deutschen Demokratischen Republik und Berlins sowie die Abwicklung des Abzugs
dieser Streitkrafte regeln werden, der bis zum Ende des Jahres 1994 im Zusammenhang mit
der Verwirklichung der Verpflichtungen der Regierungen der Bundesrepublik Deutschland und
der Deutschen Demokratischen Republik, auf die sich Absatz 2 des Artikels 3 dieses Vertrags
bezieht, vollzogen sein wird.

(2) Die Regierungen der Franzdsischen Republik, des Vereinigten Kdnigreichs Gro3britannien und
Nordirland und der Vereinigten Staaten von Amerika nehmen diese Erklarung zur Kenntnis.

ARTIKEL 5

(1) Bis zum Abschlu® des Abzugs der sowjetischen Streitkrafte vom Gebiet der heutigen Deutschen
Demokratischen Republik und Berlins in Ubereinstimmung mit Artikel 4 dieses Vertrags werden auf
diesem Gebiet als Streitkrafte des vereinten Deutschland ausschliel3lich deutsche Verbande der
Territorialverteidigung stationiert sein, die nicht in die Bundnisstrukturen integriert sind, denen
deutsche Streitkrafte auf dem Ubrigen deutschen Territorium zugeordnet sind. Unbeschadet der
Regelung in Absatz 2 dieses Artikels werden wahrend dieses Zeitraums Streitkrafte anderer Staaten
auf diesem Gebiet nicht stationiert oder irgendwelche andere militdrische Tatigkeiten dort austben.
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(2) Fur die Dauer des Aufenthalts sowjetischer Streitkrafte auf dem Gebiet der heutigen Deutschen
Demokratischen Republik und Berlins werden auf deutschen Wunsch Streitkrafte der Franzésischen
Republik, des Vereinigten Konigreichs GroRbritannien und Nordirland und der Vereinigten Staaten von
Amerika auf der Grundlage entsprechender vertraglicher Vereinbarung zwischen der Regierung des
vereinten Deutschland und den Regierungen der betreffenden Staaten in Berlin stationiert bleiben.
Die Zahl aller nichtdeutschen in Berlin stationierten Streitkrafte und deren Ausriistungsumfang werden
nicht starker sein als zum Zeitpunkt der Unterzeichnung dieses Vertrags. Neue Waffenkategorien
werden von nichtdeutschen Streitkraften dort nicht eingefihrt. Die Regierung des vereinten
Deutschland wird mit den Regierungen der Staaten, die Streitkrafte in Berlin stationiert haben,
Vertrdge zu gerechten Bedingungen unter Berlcksichtigung der zu den betreffenden Staaten
bestehenden Beziehungen abschlielRen.

(3) Nach dem Abschlufd des Abzugs der sowjetischen Streitkrafte vom Gebiet der heutigen Deutschen
Demokratischen Republik und Berlins kénnen in diesem Teil Deutschlands auch deutsche
Streitkrafteverbande stationiert werden, die in gleicher Weise militdrischen Bundnisstrukturen
zugeordnet sind wie diejenigen auf dem Ubrigen deutschen Hoheitsgebiet, allerdings ohne
Kernwaffentrager. Darunter fallen nicht konventionelle Waffensysteme, die neben konventioneller
andere Einsatzfahigkeiten haben kdnnen, die jedoch in diesem Teil Deutschlands fir eine
konventionelle Rolle ausgeristet und nur dafir vorgesehen sind. Auslandische Streitkrafte und
Atomwaffen oder deren Trager werden in diesem Teil Deutschlands weder stationiert noch dorthin
verlegt.

ARTIKEL 6
Das Recht des vereinten Deutschland, Biindnissen mit allen sich daraus ergebenden Rechten und
Pflichten anzugehoren, wird von diesem Vertrag nicht berihrt.

ARTIKEL 7

(1) Die Franzésische Republik, die Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken, das Vereinigte
Konigreich GroRbritannien und Nordirland und die Vereinigten Staaten von Amerika beenden
hiermit ihre Rechte und Verantwortlichkeiten in Bezug auf Berlin und Deutschland als Ganzes.
Als Ergebnis werden die entsprechenden, damit zusammenhangenden vierseitigen
Vereinbarungen, Beschliisse und Praktiken beendet und alle entsprechenden Einrichtungen
der Vier Machte aufgelost.

(2) Das vereinte Deutschland hat demgemaR volle Souveranitat Gber seine inneren und dul3eren
Angelegenheiten.

ARTIKEL 8

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation oder Annahme, die so bald wie méglich herbeigefiihrt
werden soll. Die Ratifikation erfolgt auf deutscher Seite durch das vereinte Deutschland. Dieser
Vertrag gilt daher fur das vereinte Deutschland.

(2) Die Ratifikations- oder Annahmeurkunden werden bei der Regierung des vereinten Deutschland
hinterlegt. Diese unterrichtet die Regierungen der anderen Vertragschlielenden Seiten von der
Hinterlegung jeder Ratifikations- oder Annahmeurkunde.

ARTIKEL 9

Dieser Vertrag tritt fir das vereinte Deutschland, die Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken, die
Franzdsische Republik, das Vereinigte Koénigreich GroRbritannien und Nordirland und die Vereinigten
Staaten von Amerika am Tag der Hinterlegung der letzten Ratifikations- oder Annahmeurkunde durch
diese Staaten in Kraft.

ARTIKEL 10

Die Urschrift dieses Vertrags, dessen deutscher, englischer, franzdsischer und russischer Wortlaut
gleichermalden verbindlich ist, wird bei der Regierung der Bundesrepublik Deutschland hinterlegt, die
den Regierungen der anderen VertragschlielRenden Seiten beglaubigte Ausfertigung Gbermittelt. (...)
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ZU URKUND DESSEN haben die unterzeichneten, hierzu gehérig Bevollmachtigten diesen Vertrag
unterschrieben.

GESCHEHEN in Moskau am 12. September 1990

IN WITNESS WHEREOF, the undersigned plenipotentiaries, duly authorized thereto, have signed this
Treaty.

DONE AT MOSKOW this twelfth day of September 1990
EN FOI DE QUOI, les plénipotentiaires soussignés, diment habilités a cet, ont signé le présent Traité.
FAIT A MOSCOU, le 12 septembre 1990

B YOOCTOBEPEHWME YEIO HwkenognucasLumecs, 4OMKHbIM 06pa3oM ynorHOMOYEHHbIE,
nognucanu Hactosawmn [lorosop.

COBEPLLEHO B Mockse, 12 ceHTs10ps 1990 r.

Fir die Bundesrepublik Deutschland

For the Federal Republic of Germany

Pour la République fédérale d'Allemagne
3a depepatumsHyto Pecnybnuky MepmaHnuio
Hans-Dietrich Genscher

Fir die Deutsche Demokratische Republik

For the German Democratic Republic

Pour la République démocratique allemande

3a NepmaHckyto [lemokpaTtudeckyto Pecnybnuky

Fir die Franzosische Republik
Fur the French Republic

Pour la République francaise
3a OpaHuysckyto Pecnybnvky
Roland Dumas

Fur die Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken
For the Union of Soviet Socialist Republics

Pour I'Union des Républiques socialistes soviétiques
3a Coto3 CoBeTckux Coumanuctnyeckmx Pecny6nuk
Opyapa LWesapaHaase

Fur das Vereinigte Kénigreich GroRbritannien und Nordirland

For the United Kingdom of Great Britain and Nothern Ireland

Pour la Royaume-Uni de Grande-Bretagne et d'lrlande du Nord

3a CoeguHeHHoe KoponescTBo BenukobputaHum n CesepHoi MpnaHamm
Douglas Hurd

Fur die Vereinigten Staaten von Amerika
For the United States of America

Pour les Etats-Unis d'’Amérique

3a CoeguHeHHble LUTaTbl AMepukn
Baker

Quelle:
https://www.1000dokumente.de/index.html?c=dokument _de&dokument=0046 zwe&object=translation&st=&I=de

Seite 217 von 387


https://www.1000dokumente.de/index.html?c=dokument_de&dokument=0046_zwe&object=translation&st=&l=de

Feststellung:
Die Volksrepublik Polen hat bis heute keine volkerrechtliche Garantie in Bezug auf ihre

Westgrenze! Die neue Staatsgrenze zwischen Polen und dem Staat ,,Deutschland“
kann offiziell erst mit der Erfiillung des Potsdamer Abkommens voélkerrechtlich
endgiiltig festgelegt werden! Die heutigen Grenzen sind lediglich die Grenzen der
verschiedenen Verwaltungsgebiete auf dem Staatsgebiet des weiter existierenden
Staates Deutschland von 1937.

Original-Wortlaut - Potsdamer Abkommen Teil IX (Teil 9):

.Bezuglich der Westgrenze Polens wurde folgendes Abkommen erzielt:

Die Haupter der drei Regierung bekraftigen ihre Auffassung, dass die endgiiltige Festlegung der
Westgrenze Polens bis zur Friedenskonferenz zuriickgestellt werden soll.”

Quelle: http://www.documentarchiv.de/in/1945/potsdamer-abkommen.html

Ergebnis:
Die volkerrechtliche Sachlage ist nach wie vor seit dem 2. August 1945 offenkundig

und unverandert!

Die BRD ist nur ein angloamerikanisches Besatzungsinstrument und hat auBer
Okkupation, Piraterie und Machtmissbrauch nichts mit dem handlungsunfihigen Staat
Deutschland zu tun!

Die Vertreter des BRD-Besatzungsregimes sind aus sich selbst heraus volkerrechtlich
nicht befugt eine deutsche Regierung fiir den Staat Deutschland zu bilden und
darzustellen!

Nur der Rat der AuBenminister der alliierten Siegerméchte des ,,Zweiten Weltkrieges*
kann eine geeignete Regierung fuir Deutschland ermachtigen, Friedensvertrage mit
allen am Krieg beteiligten Nationen zu schlieBen. Damit verbunden sind die
politischen Grundsatze der Entnazifizierung und Entmilitarisierung von Deutschland!

Wer war der damalige sowjetische AuBenminister Eduard Schewardnadse?

Zitat: ,Hans Dietrich Genscher (links) und Eduard Schewardnadse am 5. Dezember 1989 in Moskau.

"Der ehemalige sowjetische Aussenminister Eduard Schewardnadse wird nach seinem Tod weltweit
als Brickenbauer zum Westen gewdrdigt. Der Georgier hatte zusammen mit Michail Gorbatschow die
Offnung der Sowjetunion eingeleitet - und die deutsche Wiedervereinigung massgeblich unterstiitzt."
Quelle: https://www.srf.ch/audio/srf-4-news-aktuell/exklusiv-genscher-ueber-seinen-verstorbenen-freund-
schewardnadse?id=10367817
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Eduard Schewardnadse (georgisch goowmst@ 9g3-600bsdg; russisch 3ayapa Amspocunesmny
LWesapaHanse Eduard Amwrossijewitsch Schewardnadse; * 25. Januar 1928 in Mamati, Gurien,
Georgische SSR, Transkaukasische SFSR; 1 7. Juli 2014 in Tiflis) war ein sowjetischer und
georgischer Politiker. Er war von 1985 bis 1990 sowie Ende 1991 AuRenminister der Sowjetunion. Von
1992 bis 1995 war er Staatsratsvorsitzender Georgiens und bis 2003 dessen zweiter Prasident.

Nach seinem Amtsantritt als Generalsekretar der KPdSU im Marz 1985 berief Michail Gorbatschow
Schewardnadse Uiberraschend im Juli 1985 zum Nachfolger des seit 1957 amtierenden
AuRenministers Andrei Gromyko. Zusammen mit Gorbatschow leitete Schewardnadse eine
aufienpolitische Wende ein und blieb bis 1990 im Amt. Vom 19. November bis zum 26. Dezember
1991 hatte er das Amt nochmals inne.

Sein Entgegenkommen bei der deutschen Wiedervereinigung und folgend bei den Zwei-plus-
Vier-Verhandlungen (1990) sowie die Unterstiitzung der Westorientierung der baltischen
Sowjetrepubliken und osteuropaischer Verbiindeter brachte ihm den Titel ,,Totengraber des
Sowjetreiches“ ein.

Schewardnadse war der zweite Prasident Georgiens nach dem Zerfall der Sowjetunion. 1992 wurde
der georgische Prasident Swiad Gamsachurdia durch einen Putsch der Nationalgarde abgeldst. Die
Putschisten riefen Schewardnadse ins Land und ernannten ihn zum Vorsitzenden des georgischen
Staatsrates. Er trat das Amt am 10. Marz 1992 an. ,Ich wusste, dass ich nicht legitimiert war, das Amt
des Staatschefs zu ibernehmen®, sagte Schewardnadse spater: ,Aber ich war mir sicher, dass nur ich
Georgien aus Chaos und Krise herausholen und zur Demokratie wiirde fiihren konnen.*”

Auf Eduard Schewardnadse wurden drei Attentate verlbt, das erste von russischen Militars im Krieg in
Abchasien 1992-1993 am 3. Oktober 1992. Am 29. August 1995 wurde er bei einem Bombenanschlag
in Tiflis leicht verletzt.I31 Im November 1995 wurde Schewardnadse mit 70 % der Stimmen zum
Prasidenten gewahilt.

Am 9. Februar 1998 wurde er erneut Ziel eines Anschlags, bei dem sein ihm von der deutschen
Bundesregierung geschenkter gepanzerter Dienstwagen mit Maschinengewehren und
Panzerfaust angegriffen wurde.l Bei den Prasidentschaftswahlen 2000 wurde er in seinem
Amt bestitigt.

1993 erhielt er den Immanuel-Kant-Preis der Hamburger Alfred Toepfer Stiftung F.V.S. 1999 wurde er
mit dem W. Averell Harriman Democracy Award des US-amerikanischen National Democratic Institute
(NDI) und am 15. Oktober desselben Jahres unter Protesten georgischer Oppositioneller mit dem
Ehrendoktor der Friedrich-Schiller-Universitat Jena ausgezeichnet. Ebenfalls 1999 wurde ihm die
Ehrenbiirgerschaft der Stadt Jerewan verliehen.l2 In den USA wurden ihm sieben Ehrendoktortitel
verliehen. Er war Ehrenmitglied des Club of Rome.

Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Eduard Schewardnadse

Zitat: ,,Moskau Gorbatschow droht politischer Prozess
Moskau- Russische Abgeordnete wollen den friiheren Prasidenten fiir den Untergang der
Sowjetunion bestrafen.“

Seite 219 von 387


https://de.wikipedia.org/wiki/Georgische_Sprache
https://de.wikipedia.org/wiki/Russische_Sprache
https://de.wikipedia.org/wiki/25._Januar
https://de.wikipedia.org/wiki/1928
https://de.wikipedia.org/wiki/Gurien
https://de.wikipedia.org/wiki/Georgische_Sozialistische_Sowjetrepublik
https://de.wikipedia.org/wiki/Transkaukasische_Sozialistische_F%C3%B6derative_Sowjetrepublik
https://de.wikipedia.org/wiki/7._Juli
https://de.wikipedia.org/wiki/2014
https://de.wikipedia.org/wiki/Tiflis
https://de.wikipedia.org/wiki/Sowjetunion
https://de.wikipedia.org/wiki/Georgien
https://de.wikipedia.org/wiki/Politiker
https://de.wikipedia.org/wiki/Liste_der_russischen_Au%C3%9Fenminister#Außenminister_der_Sowjetunion_1946–1991
https://de.wikipedia.org/wiki/Georgien
https://de.wikipedia.org/wiki/Michail_Sergejewitsch_Gorbatschow
https://de.wikipedia.org/wiki/Andrei_Andrejewitsch_Gromyko
https://de.wikipedia.org/wiki/Deutsche_Wiedervereinigung
https://de.wikipedia.org/wiki/Zwei-plus-Vier-Vertrag
https://de.wikipedia.org/wiki/Zwei-plus-Vier-Vertrag
https://de.wikipedia.org/wiki/Zerfall_der_Sowjetunion
https://de.wikipedia.org/wiki/Swiad_Gamsachurdia
https://de.wikipedia.org/wiki/Putsch
https://de.wikipedia.org/wiki/Verteidigungskr%C3%A4fte_Georgiens#Nationalgarde
https://de.wikipedia.org/wiki/Krieg_in_Abchasien_1992%E2%80%931993
https://de.wikipedia.org/wiki/Krieg_in_Abchasien_1992%E2%80%931993
https://de.wikipedia.org/wiki/Tiflis
https://de.wikipedia.org/wiki/Eduard_Schewardnadse#cite_note-3
https://de.wikipedia.org/wiki/Kabinett_Kohl_V
https://de.wikipedia.org/wiki/Sonderschutzfahrzeug
https://de.wikipedia.org/wiki/Eduard_Schewardnadse#cite_note-4
https://de.wikipedia.org/wiki/Alfred_Toepfer_Stiftung_F.V.S.
https://de.wikipedia.org/wiki/National_Democratic_Institute
https://de.wikipedia.org/wiki/Friedrich-Schiller-Universit%C3%A4t_Jena
https://de.wikipedia.org/wiki/Ehrenb%C3%BCrger
https://de.wikipedia.org/wiki/Jerewan
https://de.wikipedia.org/wiki/Eduard_Schewardnadse#cite_note-7
https://de.wikipedia.org/wiki/Club_of_Rome
https://de.wikipedia.org/wiki/Eduard_Schewardnadse

Quelle: https://rp-online.de/info/consent/

Russland 11.04.2014 Auflosung der UdSSR: Parlamentarier wollen Gorbatschow verklagen
Zitat: ,Weil er den Zerfall der Sowjetunion einleitete, wollen russische Duma-Abgeordnete Ex-
Prasidenten Michail Gorbatschow verklagen

Mehrere Abgeordnete des russischen Parlaments wollen Ex-Prasident Michail Gorbatschow wegen
der Auflésung der Sowjetunion verklagen. In einer an Generalstaatsanwalt Juri Tschaika verfassten
Anfrage fordern die Parlamentarier, ein strafrechtliches Ermittlungsverfahren gegen die politische
Flhrung der damaligen Zeit einzuleiten.”

Quelle: https://www.badenertagblatt.ch/international/auflosung-der-udssr-parlamentarier-wollen-gorbatschow-
verklagen-ld. 1830867 Zu spat! Es ist Tod!
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13.11 Ergebnisse der feindlichen Ubernahme der DDR

durch die BRD!
Ergebnisse der feindlichen Ubernahme der DDR durch die BRD!

1. Ergebnis: Die Vollprivatisierung der BRD ab 1990:

Juristisches Ergebnis der feindlichen Ubernahme der sowjetischen Besatzungszone
ab dem 3. Oktober 1990:

Durch den General-Betrug am 3. Oktober 1990 wurde die angloamerikanische
Besatzungsverwaltung ,BRD* zu einem Phantom-Staat ,Deutschland® auf den vier alliilerten
Besatzungszonen umgewandelt!

Es erfolgte die schrittweise Einfihrung einer privatrechtlichen Herrschaft: Voll-Privatisierung
ab 1990 bzw. Piraterie des DDR-Volkeigentums durch private Interessensorganisationen!

Das ,,Grundgesetz fir die Bundesrepublik Deutschland® wurde mit L6schung des
Geltungsbereiches am 3. Oktober 1990 volkerrechtlich einfach beseitigt!

Heute wird dieses BRD-Grundgesetz wie eine Vereinsverfassung im privaten Handelsrecht
bedarfsweise verwendet und geandert.

In der Rechtsrealitat besteht die ,Bundesrepublik Deutschland bis heute als eine
vollprivatisierte angloamerikanische Besatzungs- und Treuhandverwaltung ohne
Geltungsbereich AUF dem handlungsunfahigen Staat Deutschland (,Deutsches Reich®) von
1937!

Seit 1990 wird der Begriff "Deutschland" von allen nationalen und internationalen Medien
unablassig propagandistisch in die Kopfe der Menschen gehammert!

Fast alle Menschen und Regierungen auf der Erde sind vor allem durch diese unablassige
Medienpropaganda der fatalen Tauschung zum Opfer gefallen, dass diese ,BRD* der Staat
.Deutschland® sei.

Auf diesem gigantischen Betrug basiert heute auf internationaler Ebene bei nahezu allen
verantwortlich tatigen Personen eine grundlegende irregefuhrte Rechtsauffassung in Bezug
zum volkerrechtlichen Zustand von Deutschland!

In Wahrheit wurden alle ,BRD“-Regierungs- und Verwaltungsstrukturen ab 1990 vollstandig
zu handelsrechtlichen Unternehmen privatisiert.

Heute bestimmen nur noch Uber Geheimbunde der ,Freimaurerei“ organisierte, private
Mafiagruppen im Auftrag der Hintergrundmachte aus London, Washington und Paris diesen
Phantomstaat ,Deutschland®!

Diese Privatpersonen verhindern bis heute die Handlungsfahigkeit des vélkerrechtlichen
Staates Deutschland.

Diese bosartigen Kreaturen tatigen nur betriigerisch-organsierten Machtmissbrauch und
zerstoren einfach alles, was gut und schon ist!

Die ,BRD“-Politiker auf deutschem Boden sind keine deutschen Vertreter des
volkerrechtlichen Staates Deutschland, sondern nur bezahlte Marionetten der internationalen
Hochfinanz- und Konzernmafia - die Plutokratie!
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Die privatisierte BRD-Verwaltungsstruktur auf deutschem Boden!

Die Bundesebene (auch Bund genannt) ist in der ,BRD" die oberste Ebene in der Hierarchie
des Verwaltungssystem.

Bund
Bundeslander
EEHG O
BEHST IS
Flachenlander
(Regierungsbezirke) \ m g 1

Stadtstaaten

(Land-)Kreise

(Gemeinde-
verbande) Kreisfreie Stadte
Gemeinden

(Gemeinden)

,Bund Bundeslander Flachenlander Stadtstaaten (Regierungsbezirke) (Land-)Kreise
(Gemeindeverbande) Gemeinden Kreisfreie Stadte”
Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Bundesebene (Deutschland)

Der ,Bund“ ist eine private ,Gebietskdrperschaft®, der seine Verwaltungskompetenz an
untergeordnete angeschlossene private Gebietskdrperschaften abgibt.

Diese dem ,Bund”“ untergeordneten ,Gebietskorperschaften werden als ,Bundeslander®
bezeichnet, welche die Verwaltungsaufgaben wiederum Uber viele einzelne ,Gemeinden®
organisieren, die ebenfalls private ,Gebietskérperschaften” sind.

Zitat: ,,Die mit dem Bund verbunden Unternehmen: Auch Gebietskorperschaften wie der Bund
sind nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs als Unternehmeni. S. d. § 15
Aktiengesetz (AktG) anzusehen. Fir Unternehmensbeteiligungen des Bundes gelten daher
grundsatzlich die aktienrechtlichen Vorschriften tiber verbundene Unternehmen.

Mit dem Bund verbundene Unternehmen, gegenliber denen der Bund als herrschendes Unternehmen
anzusehen ist, unterliegen damit bei Vorliegen der weiteren Voraussetzungen der Berichtspflicht nach
§ 312 AktG. Zur Erleichterung der Erfullung einer etwaigen Berichtspflicht nach § 312 AktG ist hier
eine alphabetische Zusammenstellung der mit dem Bund im Sinne der §§ 15 ff. AktG verbundenen
Unternehmen und rechtlich unselbststédndigen Einrichtungen eingestellt.“ Quelle:
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Bundesvermoegen/Privatisierungs

und Beteiligungspolitik/Beteiligungspolitik/Beteiligungsberichte/liste-mit-bund-verbundene-unternehmen.html

Zitat: ,Die einzelnen Bundeslander besitzen zwar eine eigene Landesregierung, Verwaltung und
Gerichtsbarkeit, ihre Kompetenzen leiten sich jedoch vom Bund ab, dem die Kompetenz-Kompetenz
zugestanden wird.”

Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Bundesebene (Deutschland)

Zitat: ,Als Kompetenz-Kompetenz (auch Kompetenzkompetenz) wird in den Staatswissenschaften
die Kompetenz verstanden, sich selbststdndig neue Entscheidungskompetenzen zu geben.
Ausgehend von dem Begriff der Kompetenz als der Fahigkeit und der Befugnis sozialer Akteure, durch
eigene Handlungen bestehende normative Verhaltnisse zu dndern, bedeutet Kompetenz-Kompetenz -
so viel wie die Rechtsmacht und die Legitimation zur Begriindung eigener Kompetenzen.*

Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Kompetenz-Kompetenz

Zitat: ,Verwertungsgesellschaften sind private Einrichtungen, denen zur Wahrnehmung 6ffentlicher
Aufgaben in vielen Landern eine gesetzliche Monopolstellung zugewiesen wurde. Ihr Geschaftsmodell
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liegt zwischen der quasi-gewerkschaftlichen Funktion einer Solidargemeinschaft des ihr
angeschlossenen Kollektivs an Urhebern gegeniber den wirtschaftlich starkeren Rechteverwertern
und einer quasi-amtlichen Funktion, die Einhaltung der Meldepflicht bei der Nutzung von Werken, z. B.
bei 6ffentlichen Auffihrungen, Vervielfaltigungen, Rundfunk- und Fernsehausstrahlungen sowie
Verbreitung im Internet, zu kontrollieren.

Beweis-Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Verwertungsgesellschaft

Siehe dazu auch: VerauRerung/Verwertung von Bundesunternehmen

Quelle: www.bundesfinanzministerium.de/privatisierungspolitik

,Die Gemeinde (oder Kommune) ist im politischen System der Bundesrepublik Deutschland als
Gebietskorperschaft die unterste Stufe des Verwaltungsaufbaus und Verwaltungstragerin der
kommunalen Selbstverwaltung.

Stadte sind (zumeist einwohnerstarke) Gemeinden mit Stadtrecht.

Stand Januar 2024 gibt es 10.753 Gemeinden (...)"

Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Gemeinde (Deutschland)

Die einzelnen 10753 ,Gebietskdrperschaften® des ,6ffentlichen Rechtes” sind einzelne
angloamerikanische Besatzungs-Einheiten, die ihr zugeordnetes Territorium AUF dem
handlungsunfahigen Staat Deutschland = Deutsches Reich verwalten.

Zitat: ,Eine Gebietskorperschaft ist eine Kérperschaft, deren Zustandigkeit und Mitgliedschaft territorial
bestimmt sind. Ihre Gebietshoheit ist jeweils auf einen raumlich abgegrenzten Teil des Staatsgebietes
beschrankt. Sie grenzt sich dadurch von solchen Kérperschaften ab, deren Mitgliedschaft durch
personliche Eigenschaften bestimmt wird.“ Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Gebietsk%C3%B6rperschaft

Jede ,,BRD- ,,Gemeinde“ ist in internationalen Handelsregistern als Firma
eingetragen!

Diese privatisierten ,Gebietskérperschaften” iben auf dem Staatsgebiet des
handlungsunfahigen Staates Deutschland hoheitliche Rechte aus und werden dort als
handelsrechtliche Unternehmen flir den Machtmissbrauch privater Interessen der Piraten
instrumentalisiert!

Die ,BRD“-Gemeinden genehmigen der multinationalen Konzernmafia nahezu jedes Projekt!

Gemeinde Wittendorp

D-U-N-S® Nummer: 314274967
Unternehmensadresse: Molkereistr. 4 19243 Wittenburg
Quelle: https://www.dnb.com/de-de/upik.html

Amt Wittenburg

D-U-N-S® Nummer: 312898874
Unternehmensadresse: Molkereistr. 4 19243 Wittenburg
Quelle: https://www.dnb.com/de-de/upik.html
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Der volkerrechtliche Staat ,Deutschland® existiert mit der ,deutschen Staatsangehorigkeit*
vom 5. Februar 1934 handlungsunfahig im Kriegszustand mit Russland weiter fort.
Artikel 24 Haager Landkriegsordnung: ,Kriegslisten (...) sind erlaubt.”

Operation
Falsche Flagge

Seit dem 3. Oktober 1990 und der Ubernahme der russischen Besatzungszone kénnen die
Nazis ,flachendeckend® in den vier Besatzungszonen ihren verdeckten Vélkermord gegen
die Deutschen vollziehen!

Die einzelnen Gemeinden der ,BRD* ohne Geltungsbereich(!) agieren als privatisierte ,Sub-
Unternehmen® des sog. ,Bundes” und Uben im Rahmen der stillschweigenden Zustimmung
einer getduschten Bevolkerung, die mehrheitlich aus Migranten besteht die 6ffentliche
Verwaltung aus. Diese verhangnisvollen Strukturen ermdglichen Machtmissbrauch und
Korruption auf allen Ebenen: Weil die ,BRD“-Gemeindevertreter im Geschafts-, Wohlstands-
und Konkurrenzdenken erzogen sind, haben die multinationalen Konzernkartelle und andere
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private Investoren bei den Gemeinde-Vertretern ein ,leichtes Spiel“!

Uber die heimtiickisch vollzogene Privatisierung der ,BRD“-Verwaltung und den
Machtmissbrauch im Handelsrecht funktionieren die internationalen GroRkonzerne als
private Waffensysteme gegen die ethnischen Deutschen!

Ergebnis:
Die ethnischen Deutschen sind der satanisch-bosartigen Fremdherrschaft der

Hochfinanz-Mafia - ,,Plutokratie” vollstandig hilflos ausgeliefert!

Die Deutschen kénnen sich nicht selbst vom Nazismus und Militarismus der
unmenschlichen Satane befreien, sondern sind vollstandig vom Wohlwollen der
allierten Siegerméachte des ,,Zweiten Weltkrieges“ abhangig!

Solange der volkerrechtliche Staat Deutschland im Rechts- und Gebietszustand von
1937 handlungsunfahig ist, bleiben die ethnischen Deutschen im Bannfluch der
»Deutschen Staatsangehédrigkeit” vom 5. Februar 1934 gefangen und werden
vernichtet!

Die Praxis hat gezeigt, dass die westalliierten Siegermachte nie versucht haben, ihren
volkerrechtlichen Verpflichtungen nachzukommen, sondern nur verdeckt ihre eigenen
imperialen Interessen verfolgt haben!

Im Gegenteil:

Die alliierten West-Machte haben sich durch die Kollaboration mit den neuen Nazis
selbst nazifiziert!

Daher muss sich das antifaschistische Staatenbiindnis neu organisieren, um den
wiedererstarkten deutschen Nazismus und Miliarismus endgiiltig ausrotten zu
kénnen!

Das provisorische Besatzungsregime ,,BRD* auf ,,Deutschland“

als volkerrechtlicher Sicherungsriegel zum Aufbau der imperialen Herrschaft der
Hochfinanz iiber das Handelsrecht!
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"Lord Mayor of London Der Lord Mayor of London ist der Vorsitzende der City of London Corporation.
Sein vollstandiger Titel lautet The Right Honourable Lord Mayor of London. Sein Amt ist nicht mit dem
des Mayor of London (im deutschen Sprachraum Birgermeister von London) zu verwechseln, der fiir
das grofiere Gebiet von Greater London zustandig ist, wahrend sich der Amtsbereich des Lord Mayor
nur auf die City of London erstreckt. Dort ist der Lord Mayor als Leiter der City of London Corporation
der héchste Wirdentrager; nur der Monarch steht tGber ihm. Der Lord Mayor wird jedes Jahr Ende
September oder Anfang Oktober neu gewahlt. Einen Tag nach der Amtsibernahme wird seit 1215[1]
die Lord Mayor’s Show durchgeflihrt, wobei der Lord Mayor in die City of Westminster reist, um im
Beisein der obersten Richter dem Monarchen Treue zu schworen. Das Amt des Lord Mayor ist vor
allem zeremonieller Natur, wie auch seine Rolle als porte-parole fiir britische
Finanzdienstleistungen.[2] Der aktuelle Lord Mayor Amtsjahr 2024/2025 ist Alastair King. Aufgaben
Lord Mayor Mountevans, 2015 (...) Die Aufgaben des Lord Mayor sind hauptsachlich zeremonieller
und weniger politischer Natur. Er empfangt und beherbergt ausléndische Wirdentrager. Um fur den
britischen Finanzsektor zu werben, bereist er das Ausland; normalerweise jene Lander, die gerade
den EU-Vorsitz fiihren. Mehrmals im Jahr veranstaltet der Lord Mayor in seiner Residenz Bankette, an
denen wichtige Regierungsmitglieder vielbeachtete Reden (sogenannte Mansion-House-Reden)
halten, darunter der Premierminister, der Finanzminister und der Auflenminister. Der Lord Mayor tbt
auch zahlreiche andere Funktionen aus. Er ist der oberste Magistrat der City of London, Admiral des
Londoner Hafens, Kanzler der City University, Oberbefehlshaber der Kadetten und Reservetruppen
der City sowie Treuhander der Saint Paul's Cathedral.(...)

Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Lord Mayor of London

Feststellung:
Vollstandiger Machtmissbrauch und Bruch des Vélkerrechts durch die Westmachte:

Unter der Schirmherrschaft der Westalliierten hat zur Durchsetzung imperialer
Interessen im angloamerikanischen Besatzungsregime ,,BRD“ eine verdeckte

» rotenbeschwoérung® (,,Nekromantie®) der NSDAP-Herrschaft stattgefunden!

Durch die Reorganisation der Nazi-Fiihrung und die Kollaboration mit den
angloamerikanischen Machten zum imperialen Ausbau ihrer Hochfinanz-Strukturen ist
die gesamte Menschheit in auBerster existenzieller Gefahr!

Seite 227 von 387


https://de.wikipedia.org/wiki/Lord_Mayor_of_London

Das angloamerikanische Kontroll-Instrument und Kriegsbiindnis gegen das
handlungsunfihige ,,Deutschland®, die ,,Vereinten Nationen“ (,,UN“) bzw. deren
Sonderorganisationen ,Internationaler Wahrungsfonds* (,,IWF“) und die ,,Weltbank“
profitieren als dauerhafter Kreditgeber fiir ,kriegsverwiistete Staaten*“ im nicht
beendeten ,,Zweiten Weltkrieg®.

Die Hochfinanz ist immer die vollumfangliche Triebfeder der Nazi-Kriegsfiihrung.
Mittels der Fiktion und Real-Abstraktion ,,Geld“ ergaunern die modernen Nazis die
Rohstoffe und Lebensgrundlagen der aus ihrer Sicht ,,minderwertigen Volker* zur
Realisierung ihrer satanischen Machenschaften!

Das nicht untergegangene ,,Dritte Reich“ im fortgefiihrten ,,Zweiten Weltkrieg“
ermoglicht den Meister der Liige und seinen Zéglingen zweifelsfrei die weltweite
satanische Geld-Herrschaft.

Man beachte stets den Artikel 24 der Haager Landkriegsordnung (HLKO)!

Haager Landkriegsordnung

Ordnung der Gesetze und Gebrauche des Landkrieges

Urtifel 24.

Rrieqsliften und bie Anwendung ber
notwendigen Mittel, um ficd) Nachrichs
ten iiber den Geqner und dag Gelinde
ju verjhaffen, find elaubt.

.Kriegslisten und die Anwendung der notwendigen Mittel, um sich Nachrichten tGber den Gegner und
das Gelande zu verschaffen, sind erlaubt.” Quelle:
https://www.1000dokumente.de/index.html?c=dokument de&dokument=0201 haa&object=translation

&st=&I=de

Zitat: ,,Demnach sind Kriegslisten - anders als Heimtiicke - nicht volkerrechtlich verboten,
sondern ausdriicklich erlaubt. Kriegslisten sind Handlungen, die einen Gegner irrefiihren oder
ihn zu unvorsichtigen Handlungen veranlassen sollen!

Folgende Beispiele fiir erlaubte Kriegslisten werden im Voélkerrecht ausdriicklich genannt:
Tarnung, Scheinstellungen, Scheinoperationen und irrefiihrende Informationen. Als erlaubte
Kriegslisten gelten ferner die Benutzung der Funkschliissel des Gegners, das Einschleusen
falscher Befehle sowie psychologische Kampffiihrung.“

Quelle: https://www.bmvg.de/de/themen/friedenssicherung/humanitaeres-voelkerrecht

Sefton Delmer (1904-1979) - bedeutender englischer Journalist:
"Jeder Griff ist erlaubt. Je libler, umso besser. Liigen, Betruq - alles™
Quelle: Die Deutschen und ich, Hamburg 1963, S. 590

Feststellung:
Da volkerrechtlich der Kriegszustand mit dem sog. ,,Nazi-Deutschland“ fortbesteht,

gelten die Regeln des allgemeinen Kriegsvolkerrechts.

Das bedeutet, dass alle am ,,Zweiten Weltkrieg“ beteiligten 54 Nationen und ihre heute
193 UN-Nachfolgerstaaten, insbesondere die Russische Foderation als
Rechtsnachfolgerin der UdSSR, weiterhin mit Kriegslisten der Naziteufel konfrontiert
werden! Diese angloamerikanischen Kriegslisten sind aufgrund der Heimtiicke
volkerrechtlich verboten! Diese vollzogenen Tauschungsaktionen haben schon die
alliierte Siegermacht UdSSR volistédndig in die Irre gefiihrt und letztendlich vernichtet!
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1_3.12 Die vernichtenden Folgen der feindlichen
Ubernahmen der DDR!

Die DDR-Fuhrung und die UdSSR unterlagen den Kriegslisten der Nazis!

Die USSR unter Stalin (und auch die Kommunisten) wollten fiir den notwendigen Abschluss
von Friedensvertragen eine gesamtdeutsche Regierung fiir Deutschland bilden.

Ilhnen war nicht bekannt, dass das Deutsche Reich im Zustand vom 31.12.1937 nicht
untergegangen und lediglich handlungsunfahig war!

Die Nazis haben offensichtlich von Anfang an auf die Moglichkeit hingearbeitet, ihren
Verwaltungsbereich auf das Gebiet vom 31. Dezember 1937 auszudehnen (siehe dazu die sog.
"Hallstein-Doktrin" und den "Alleinvertreteranspruch").

Obwohl die Treuhandverwaltung ,,Bundesrepublik Deutschland“ (,,BRD*) nicht dazu befugt ist,
haben sich die reorganisierten Nazis ab 1954 als ,,Deutschland”, also als das Deutsche Reich,
tauschend ausgegeben und die BRD (Trizone) fiir sich als "neuen Kernstaat" dafiir
missbrauchlich nutzbar gemacht.

Ab 1990 haben die Nazis die Neuorganisation des Deutschen Reiches durch die Einverleibung
(Eingemeindung) der DDR mittels Anwendung von Kriegslisten (fast) vollendet.

Die BRD ist selbstverstiandlich nicht Deutschland = das ,,Deutsche Reich®, sondern tauscht es
nur simulierend vor! (Imitation)

In der Rechts-Realitat ist die BRD eine westalliierte Besatzungs- und Treuhandverwaltung auf
dem Gebiet des Feindstaates Deutschland.

Nur eine handlungsfiahige Regierung des Staates ,,Deutschland“, kann die Entnazifizierung und
Entmilitarisierung von Deutschland einleiten und Friedensvertrage mit den heutigen 192
kriegsbeteiligten UN-Nationen abschlieBen. Einzig und allein die ethnischen Deutschen sind
dazu befugt, den volkerrechtlichen Staat Deutschland durch die Erfiillung des Potsdamer
Abkommens Teil Il wieder handlungsfiahig zu machen, wenn sie unabldssig ihren Willen dazu
zeigen! (Siehe dazu die Bestimmungen des Potsdamer Abkommens vom 02.08. 1945 (rémisch Teil IlI
Deutschland und das Grundgesetz fur die BRD - Artikel 139 und 146.)

Forscher vergleichen erstmals erfolgreich Apfel mit
Birnen

"Deutschland” "Bundesrepublik Deutschland"

= das Deutsche Reich, wie es am
31. Dezember 1937 bestanden hat

= die irrefiihrende Bezeichnung fir die
y | Besatzungs- und Treuhandorganistion der
Beweis: Alliierte Begriffs-Festlegung im SHAEF-
Gesetz No. 52 Artikel VIl Absatz 9 e)

west-alliierten Siegermachte. Beweis
Artikel 116, 120, 133,139, 146 Grundgesetz
‘N fiir die Bundesrepublik Deutschliand. Urteil
\ des BVerfGE vom 31.07.1973 zum
Grundlagenvertrag zwischen der BRD und
der DDR (vgl zB BVerfG, 1956-08-17, 1
- BvB 2/51, BVerfGE 5, 85 <126>)

7
Y

AN | ot

»Forscher vergleichen erstmals erfolgreich Apfel mit Birnen

,Deutschland® = das Deutsche Reich, wie es am 31. Dezember 1937 bestanden hat
Beweis: Alliierte Begriffs-Festlegung im SHAEF-Gesetz No. 52 Artikel VIl Absatz 9 e)
»Bundesrepublik Deutschland“ = die irrefihrende Bezeichnung fir die Besatzungs- und
Treuhandorganisation der west-alliierten Siegerméachte.

Beweis: Artikel 116, 120, 133,139, 146 Grundgesetz fir die Bundesrepublik Deutschland.
Urteil des BVerfGE vom 31.07.1973 zum Grundlagenvertrag zwischen der BRD und der
DDR (vgl zB BVerfG, 1956-08-17, 1 BvB 2/51, BVerfGE 5, 85 <126>)"

Quelle: https://www.der-postillon.com/2017/05/aepfel-birnen.html
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Zersetzung und Auflosung der UdSSR zusammen mit den gesamten
.Warschauer Vertrag‘“ = Start NATO-Ostexpansion!

Chronologie der Unabhangigkeitserklarungen auf dem Gebiet der UdSSR [ Bearbeiten |

Quelltext bearbeiten ]

Gebiete, die nur teilweise als Staaten anerkannt werden, sind kursiv gesetzt.

Vor dem Augustputsch [Bearbeiten | Quelltext bearbeiten ]
o g Litauen: 11. Méarz 1990
o B Estland: 30. Marz 1990
o == Lettland: 4. Mai 1990
o mm Armenien: 23. August 1990
o B Transnistrien: 2. September 1990
o == Georgien: 9. April 1991 / Diese Flagge gilt erst seit 2004

Die provisorischen Unabhangigkeitserklarungen Estlands und Lettlands
traten wahrend des Augustputsches am 20. bzw. 21. August 1991 endgliltig
in Kraft. Als einzige ehemalige Sowjetrepublik hat Russland keine
Unabhangigkeitserklarung abgegeben, sondern den Anspruch erhoben,

Rechtsnachfolger der Sowjetunion zu sein. . /oc /e wikipedia.orghwiki

Zerfall_der_Sowjetunion
.Chronologie der Unabhangigkeitserklarungen auf dem Gebiet der UDSSR, Gebiete, die
nur teilweise als Staaten anerkannt werden, sind kursiv gesetzt. Vor dem Augustputsch
Litauen 11. Marz 1990, Estland 30. Marz 1990, Lettland 4. Mai 1990, Armenien 23. August
1990, Transnistrien 2. September 1990, Georgien 9. April 1991 / diese Flagge gilt erst seit
2004, Die provisorischen Unabhangigkeitserklarungen Estlands und Lettlands traten
wahrend des Augustputsches am 20. Bzw. 21. August 1991 endgiiltig in Kraft. Als
einzige ehemalige Sowjetrepublik hat Russland keine Unabhéangigkeitserklarung
abgegeben, sondern den Anspruch erhoben, Rechtsnachfolger der Sowjetunion zu
sein.“ Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Zerfall der Sowjetunion

Europa um 1960 Europa heute

Landesgrenzen ohne Berticksichtigung der Kleinstaaten

Wy

Schweden
0 Y

N

B: Belgien D: Danemark, Ma: Makedonien, Mn: Montenegro, N: Niederlande

Quelle: https://www.demokratiewebstatt.at/thema/thema-die-oeffnung-des-eisernen-vorhangs/der-
eiserne-vorhang-oeffnet-sich-der-ostblock-zerfaellt
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Gorbatschow und der Zerfall der Sowjetunion

Mit dem RuUcktritt von Prasident Michail Gorbatschow am 25.12.1991
zerfiel die UdSSR in 15 eigenstandige Staaten

)

UdSSR - Union der
Sozialistischen
Sowjetrepubliken

Griindung: 1922
Flache: 22 402 200 km?
Einwohner: 290 Mio.

Nachfolgestaaten und ihre Unabhangigkeitserklarung

o Estland 20.8.1991 0 Moldawien 27.8.1991 Q Turkmenistan 710.1991
9 Lettland 21.8.1991 o Georgien 9.4.1991 @ Ushekistan 31.8.1991
6 Litauen 11.3.1990 0 Armenien 21.9.1991 @ Tadschikistan 9.9.1991

o Belarus (WeiBrussland) 26.8.1991 Q Russ. Foderation 12.6.1990 @ Kirgistan 31.8.1991

© Ukraine 24.81991 Q Aserbaidschan 18101991 () Kasachstan16.12.1991

info.BILD.de | Quelle: bpb | Kartenbasis: Maps4News.com/©HERE

Gorbatschow und der Zerfall der Sowjetunion
Quelle: https://www.bild.de/bild-plus/politik/ausland/politik-ausland/russlands-suedgrenze-im-konflikt-so-zerfaellt-
putins-reich-81381544.bild.html
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Bruno Bandulet

. A8 "
»Bruno Bandulet BEUTE LAND Die systematische Pliinderung Deutschlands seit
1945“ Quelle: https://eichendorff21.de/buch/9783864458255/
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Michael Wolski

1989

Mauerfall Berlin
Zufall oder Planung?

Quelle: https://www.amazon.de/1989-Mauerfall-Berlin-Zufall-Planung/dp/1692046314
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»Michael Wolski 1989 Mauerfall Berlin Zufall oder Planung?*

"Warum fiel die Mauer? Dieses Buch bietet eine neue Lesart der Maueréffnung vom 9. November
1989. Anhand von Indizien und dokumentierter Fakten wird die trickreiche Umsetzung des Moskauer
Drehbuchs zum Mauerfall durch DDR-Funktionare und Offiziere — unter Regie des KGB — sichtbar
gemacht. Ein Rickblick auf politische Zasuren in der UdJSSR und der DDR, auf die Besatzungsmacht
und ihrer nachrichtendienstlichen Fihrung hoher DDR-Funktionare sowie zum Wirken Wiadimir
Semjonows in und fiir Deutschland zwischen 1940 und 1991 runden das Bild ab. Es erschlieRen sich
die politischen Hintergriinde der sowjetischen Initiativen zum Mauerbau 1961 und Mauerfall 1989.
Werden bei Offnung russischer Archive nach 30 Jahren wichtige Materialien zu Sonderbotschafter
Semjonows Zeit in Koéln, Mauerfall und deutscher Einheit freigegeben? Wird das etwas an den
Beziehungen Russlands mit dem Westen andern? Wie werden Historiker zukiinftig den Beitrag der
Burgerrechtler bewerten? Eigene Erlebnisse des Autors als Verbindungsmann des DDR-
AuRenhandels in einem Biro eines US-Konzerns in Ostberlin zwischen 1986-1990 erganzen dieses
Bild. Er registrierte schon seit 1986 fur ihn nicht erklarbare Ereignisse, die er erst nach der
Archivéffnung 1990 deuten konnte. Anfang 1991 vom Konzern nach Moskau versetzt, baute er die
Reprasentanz in der Sowjetunion auf. Bei seinen Reisen im Land lernte er Menschen kennen, die in
der DDR stationiert gewesen waren und ihm ihre Sicht von Mauerbau, Mauerfall und deutscher Einheit
erzahlten. Der Autor war Zeitzeuge des Mauerfalls in Berlin und des Kollateralschadens in Moskau —
dem Auseinanderbrechen der Sowjetunion.”

Quelle: https://www.amazon.de/1989-Mauerfall-Berlin-Zufall-Planung/dp/1692046314

D ENDE DER DDR .T: -‘> ..-'v |
) _; = By !,
~ -y (% i
’\ o A
i i

War der Mauerfall 1989 lange vorher geplant? | Im Gesprach mit Michael Wolski —
Buaeo ot Wolfgang-Uwe Bollinger | BKoHTakTe Quelle:
https:/Ivk.com/vide0353952906 456257735?to=L3ZpZGVvMzUzOTUYOTA2XzQ1Njl1NzczNT8-
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Die Deutsche Demokratische Republik existiert volkerrechtlich
weiter!

Offenkundige Verweise auf den Fortbestand der Deutschen Demokratischen Republik:

Die ,Bundesgesetzblatter” der ,BRD* werden weiterhin ,zu Bonn“ ausgegeben.
Quelle: https://www.recht.bund.de/bgbl/2/2024/65/VO.htmI?nn=55640

JArt 9 Fortgeltendes Recht der Deutschen Demokratischen Republik®
Quelle: https://www.gesetze-im-internet.de/einigvtr/BJNR208890990.html

Art 9 Fortgeltendes Recht der Deutschen Demokratischen Republik

(1) Das im Zeitpunkt der Unterzeichnung dieses Vertrags geltende Recht der Deutschen
Demokratischen Republik, das nach der Kompetenzordnung des Grundgesetzes Landesrecht ist,
bleibt in Kraft, soweit es mit dem Grundgesetz ohne Berlcksichtigung des Artikels 143, mit in dem in
Artikel 3 genannten Gebiet in Kraft gesetztem Bundesrecht sowie mit dem unmittelbar geltenden
Recht der Europaischen Gemeinschaften vereinbar ist und soweit in diesem Vertrag nichts anderes
bestimmt wird. Recht der Deutschen Demokratischen Republik, das nach der Kompetenzordnung des
Grundgesetzes Bundesrecht ist und das nicht bundeseinheitlich geregelte Gegenstande betrifft, gilt
unter den Voraussetzungen des Satzes 1 bis zu einer Regelung durch den Bundesgesetzgeber als
Landesrecht fort.

(2) Das in Anlage Il aufgefiihrte Recht der Deutschen Demokratischen Republik bleibt mit den dort
genannten MaRgaben in Kraft, soweit es mit dem Grundgesetz unter Berlicksichtigung dieses
Vertrags sowie mit dem unmittelbar geltenden Recht der Europaischen Gemeinschaften vereinbar ist.

(3) Nach Unterzeichnung dieses Vertrags erlassenes Recht der Deutschen Demokratischen Republik
bleibt in Kraft, sofern es zwischen den Vertragsparteien vereinbart wird. Absatz 2 bleibt unberihrt.

(4) Soweit nach den Absatzen 2 und 3 fortgeltendes Recht Gegenstéande der ausschliel3lichen
Gesetzgebung des Bundes betrifft, gilt es als Bundesrecht fort. Soweit es Gegenstande der
konkurrierenden Gesetzgebung oder der Rahmengesetzgebung betrifft, gilt es als Bundesrecht fort,
wenn und soweit es sich auf Sachgebiete bezieht, die im Ubrigen Geltungsbereich des Grundgesetzes
bundesrechtlich geregelt sind.

(5) Das gemaf Anlage Il von der Deutschen Demokratischen Republik erlassene Kirchensteuerrecht
giltin den in Artikel 1 Abs. 1 genannten Landern als Landesrecht fort.”
Quelle: https://www.gesetze-im-internet.de/einigvtr/BJNR208890990.html

BRD-Presse-Meldungen dazu:

»Hier existiert die DDR-Staatsbiirgerschaft auch heute noch“

Zitat: ,,Die DDR-Staatsbiirgerschaft scheint noch zu existieren, wenn man einem US-
Visaportal Glauben schenken mag. Vor mittlerweile 34 Jahren wurden die DDR und die
.,BRD* wiedervereinigt. Doch das scheint nicht Uiberall angekommen zu sein. Auch weitere
ungewohnliche Angaben moglich:

Laut einem Beitrag auf der Internetplattform "Reddit" kann auf der Homepage des US
Departement of Homeland Security bei der Zahlung fur Visagebuhren die
Staatsangehorigkeit ,,German Democratic Republic* (Deutsche Demokratische
Republik) ausgewahlt werden.“

Quelle: https://www.nordkurier.de/panoramalhier-existiert-die-ddr-staatsbuergerschaft-auch-heute-
noch-2447142
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Hier existiert die DDR-Staatsbiirgerschaft
auch heute noch

@ Berlin/Washington / Lesedauer: 1 min

Die DDR-Staatsbiirgerschaft scheint noch zu existieren, wenn man einem US-Visaportal Glauben
schenken mag. (Symbolbild) (Foto: Andrea Warnecke)

»Hier existiert die DDR-Staatsbiirgerschaft noch“ Quelle:
https://www.nordkurier.de/panoramal/hier-existiert-die-ddr-staatsbuergerschaft-auch-heute-noch-2447142

it b R i ) G I o0 5 3 s
»Das letzte Stiick DDR liegt in der Karibik!“ ,Fidel Castro hat der DDR ein Stiick Karibik
geschenkt. Doch das ist nicht das einzig Kuriose an dieser wahren Geschichte um die Ernst-
Thalmann-Insel.“ Quelle: https://www.t-
online.de/nachrichten/panorama/wissen/geschichte/id 100176644/die-vergessene-insel-das-letzte-
stueck-ddr-liegt-in-der-karibik.html
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Die DDR wird heute durch die Bundesanstalt fir Immobilienaufgaben in Cottbus vertreten:
Bundesanstalt flir Immobilienaufgaben

Adresse: Karl-Liebknecht-Strale 36, 03046 Cottbus

Telefon: +49 (0) 355 35740 Quelle: https://www.bundesimmobilien.de/

Das Amtsgericht Bernau bei Berlin verkiindete am 12.10.2015 im Rahmen eines
Erbrechts-Verfahrens, dass die Deutsche Demokratische Republik durch die
Nebenstelle der Bundesanstalt fiir Inmobilienaufgaben in 03046-Cottbus, Karl-

Liebknecht-StraRe 36, vertreten wird!
Amtsgericht Bernau bei Berlin

Bernau bel Berlin, 12.10 2015

Geachifts-Nr.: 26 VI 623/07

1. Offentliche Aufforderung

Am 06.10.2007 verstarb in Biesenthal der deutsche StaatsangehOrige

PR——

|

Erben konnten nicht emittelt werden.

Alle Personen, denen ein Erbrecht am Nachlass zusteht, werden aufgefordert,
dieses Recht binnen 6 Wochen ab Verdffentiichung bei dem unterzeichneten
Gericht anzumelden, widrigenfalls gem. § 1964 BGB festgestellt wird, dass ein
anderer Erbe als

= das Land Brandenburg, vertreten durch das Ministerium der Finanzen,
Heinrich-Mann-Allee 107, 14473 Potsdam,

w di Demokratische R ik, vertreten durch die Bundesanstalt fir

Immobilienaufgaben, Karl-Liebknecht-Strale 36, 03046 Cottbus

u
nicht vorhanden Ist.

Der Wert des Nachlasses betragt ca. 5.500,00 €.

Fuhrmann

Rechtspfleger

Aushangvermerk der Wachumelisterel:
asanatan. 13 Okt 2655
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Abschrift:

»Amtsgericht Bernau bei Berlin Bernau bei Berlin, 12.10.2025

Geschéfts-Nr.: 26 VI 623/07

1. Offentliche Aufforderung

Am 06.10.2007 verstarb in Biesenthal der deutsche Staatsangehoérige

geb.
zuletzt

Erben konnten nicht ermittelt werden.

Alle Personen, denen ein Erbrecht am Nachlass zusteht, werden aufgefordert,
dieses Recht binnen 6 Wochen ab Veroffentlichung bei dem unterzeichneten
Gericht anzumelden, widrigenfalls gem. § 1964 BGB festgestellt wird, dass ein
anderer Erbe als

= das Land Brandenburg, vertreten durch das Ministerium der Finanzen,
Heinrich-Mann-Allee 1037, 14473 Potsdam,

= die Deutsche Demokratische Republik, vertreten durch die Bundesanstalt fiir
Immobilienaufgaben, Karl-Liebknecht-Strae 36, 03046 Cottbus

nicht vorhanden ist.

Der Wert des Nachlasses betragt ca. 5.500,00 €.

Fuhrmann
Rechtspfleger

Ausgefertigt

Nicolai
Justizhauptsekretarin
als Urkundsbeamtin der
Geschaftsstelle
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»Bundesanstalt fiir Inmobilienaufgaben Parlamentarischer Abend“ Quelle:
https://www.tagesspiegel.de/wirtschaft/immobilien/finanzminister-olaf-scholz-kundigt-der-bima-einen-neuen-kurs-

an-3961375.html

»vergessen in der Karibik - das letzte Stiick der DDR!“
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Quell: https://www.berlinef-kurier.de/berlin/verqessen-in-der-karibik-das-letzte-stueck-der-ddr-li.347655
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14. Die angloamerikanische Tarnorganisation/
Okkupationsverwaltung ,.Bundesrepublik Deutschland‘

(,BRD)!

»Erlaubte Kriegslisten Kriegslisten sind anders als Heimtiicke nicht vélkerrechtlich
verboten, sondern erlaubt. Kriegslisten sind Handlungen, die einen Gegner irrefiihren
oder ihn zu unvorsichtigen Handlungen veranlassen sollen, die aber keine Regel des
in bewaffneten Konflikten anwendbaren Volkerrechts verletzen und nicht
heimtiickisch sind, weil sie den Gegner auch nicht verleiten sollen, auf den sich aus
diesem Recht ergebenden Schutz zu vertrauen. Folgende Beispiele fiir erlaubte
Kriegslisten werden im Voélkerrecht ausdriicklich genannt: Tarnung, Scheinstellungen,
Scheinoperationen und irrefithrende Informationen. Als erlaubte Kriegslisten gelten
ferner die Benutzung der Funkschliissel des Gegners, das Einschleusen falscher
Befehle sowie psychologische Kampffiihrung.*

Quelle: https://www.bmvg.de/de/themen/friedenssicherung/humanitaeres-voelkerrecht

INTERNATIONAL COURT OF JUSTICI "Was hat die Bundesrepublik denn mit dem Dritten Reich
zu tun?
YEAR 2012 Die Volkerrechtswissenschaft geht davon aus, dass
Bundesrepublik und Drittes Reich rechtlich identisch sind.
3 February 2012 Der deutsche Staat besteht demnach ununterbrochen seit

1867 mit der Grindung des Norddeutschen Bunds, der
_ . ‘ o 1871 zum Deutschen Reich erweitert wurde. Alle spateren
JURISDICTIONAL IMMUNITIES Regierungsformen (Weimarer Republik, NS-Diktatur) sind
OF THE STATE nur unterschiedliche Auspragungen dieses Staates. Auch
il b : nach dem Zweiten Weltkrieg ist das Deutsche Reich nicht
untergegangen, sondern bestand ohne einheitliche
(GERMANY ITALY : GREECE intervening) Staatsgewalt zunachst als besetzter Staat, spater als BRD
und DDR fort. Seit der Wiedervereinigung gibt es nur noch
ein Deutschland, das aber volkerrechtlich immer noch mit
dem Deutschen Reich identisch ist. Daher muss die
Bundesrepublik auch fur alle Verpflichtungen des

3 February Deutschen Reichs einstehen."

General List

No. 143 Kriegslist (Artikel 24 HLKO) : Irrefiihrende Falschinformationen

Typische Kriegslist (Artikel 24 HLKO) irrefiihrende Falschinformationen der BRD zu
Deutschland:

»Was hat die Bundesrepublik denn mit dem Dritten Reich zu tun?

Die Volkerrechtswissenschaft geht davon aus, dass Bundesrepublik und Drittes Reich identisch
sind. Der deutsche Staat besteht demnach ununterbrochen seit 1867 mit der Grindung des
Norddeutschen Bundes, der 1871 zum Deutschen Reich erweitert wurde.

Alle spateren Regierungsformen (Weimarer Republik, NS-Diktatur) sind nur unterschiedliche
Auspragungen dieses Staates.

Auch nach dem Zweiten Weltkrieg ist das Deutsche Reich nicht untergegangen, sondern
bestand ohne einheitliche Staatsgewalt zunachst als besetzter Staat, spater als BRD und DDR
fort. Seit der Wiedervereinigung gibt es nur noch ein Deutschland, das aber volkerrechtlich
immer noch mit dem Deutschen Reich identisch ist.

Daher muss die Bundesrepublik auch fur alle Verpflichtungen des Deutschen Reichs einstehen.

Seite 240 von 387


https://www.bmvg.de/de/themen/friedenssicherung/humanitaeres-voelkerrecht

,Die Deutschland-Attrappe*

Die Deutschland-Attrappe

Folgende Beispiele fur erlaubte Kriegslisten werden im
Volkerrecht ausdrucklich genannt:

Tarnung, Scheinstellungen, Scheinoperationen und
irrefuhrende Informationen. Als erlaubte Kriegslisten gelten
ferner die Benutzung der Funkschlussel des Gegners, das
Einschleusen falscher Befehle sowie psychologische

Kamﬁﬁumung.

,,Folgende Belsplele fur erlaubte Krlegsllsten werden im Volkerrecht ausdriicklich gehannt
Tarnung, Scheinstellungen, Scheinoperationen und irrefithrende Informationen. Als

erlaubte Kriegslisten gelten ferner die Benutzung der Funkschlissel des Gegners, das
Einschleusen falscher Befehle sowie psychologische Kampffihrung.”
Quelle: https://www.bmvg.de/de/themen/friedenssicherung/humanitaeres-voelkerrecht
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14.1 Installation der BRD-,.Deutschland‘-Attrappe ab 1990:

b'f—

ha - s i’ ..:f -
Quelle: https://www.welt.de/politik/deutschland/plus238831993/Bundestag-Ampel-Plan-fuer-eine-Ersatzstimme-bei-
Bundestagswahlen.htmlhttps://www.google.de

Ergebnis:
Bundesrepublik Deutschland (BRD) hat ihr Verwaltungsgebiet ab 1990 auf die DDR

ausgedehnt. (Vereintes Wirtschaftsgebiet GG Art. 133!)

Die DDR hat ihr NutznieBrecht und Verwaltungsrecht an die BRD im Rahmen des
Einigungsvertrages ab 1990 ubertragen.

Das Besatzungsstatut ist weiter aktiv und Deutschland soll besetzt bleiben, bis das
gultige Potsdamer Abkommen erfiillt ist. (GG Art. 139)

Die BRD verwaltet hoheitlich selbststandig mittels voll privatisierte
Gebietskorperschaften West- und Mitteldeutschland.

Die mittlerweile vollig verselbstandigten Verantwortlichen der BRD iiben
privatwirtschaftlichen Machtmissbrauch fiir die Multinationalen Banken- und
Konzernkartelle aus.

Die BRD operiert hoheitlich iiber die private Interessengemeinschaft bzw. Vereinigung
»Europadische Union“ als auch innerhalb der BRD auf Deutschland liber ihre
Gebietskorperschaften. Das alliierte Grundgesetz fiir die BRD wird von derselben nur
nach Bedarf angewendet.

Die véllig verselbstindigten Verantwortlichen der BRD wollen den Zustand der
Debellatio iiber deren Deutschland-Attrappe verewigen. (ewiges Grundgesetz)

Die sog. ,,deutschen Ostgebiete” werden von Polen hoheitlich verwaltet.
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16 Staatsrechtlich ist die Bundesrepublik Deutschland so-
mit eine juristische Person des offentlichen Rechts — eine Gebietskorperschaft -, die
Triger von Rechten und Pflichten ist und durch ihre Organe handelt.

Staatsrecht |

Quelle: https://www.amazon.de/Staatsrecht-I-Staatsorganisationsrecht-Academia-luris/dp/3800665506

Auch Gebietskorperschaften wie der Bund sind nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs als

Unternehmen i. S. d. § 15 Aktiengesetz (AktG) anzusehen. Fiir Unternehmensbeteiligungen des Bundes

gelten daher grundsatzlich die aktienrechtlichen Vorschriften Gber verbundene Unternehmen.

Quelle: https://www.bundesfi inisteri de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Bundesvermoegen/Privatisierungs_und_Beteiligungspolitik/
Beteiligungspolitik/Beteiligungsberichte/list: it-bund bund unterneh html

Gebietskorperschaften sind keine Staaten

"Eine Gebietskorperschaft ist eine Korperschaft, deren Zustédndigkeit und
Mitgliedschaft territorial bestimmt sind.[1] Ihre Gebietshoheit ist jeweils auf einen
raumlich abgegrenzten Teil des Staatsgebietes beschrankt. Sie grenzt sich dadurch
von solchen Korperschaften ab, deren Mitgliedschaft durch personliche
Eigenschaften bestimmt wird."

Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Gebietsk%C3%B6rperschaft

Kommentar der Bundeskanzlerin Angela Merkel 20 Jahre spater anlasslich des
Festaktes am 31. August 2000 im Kronprinzenpalais in Berlin: “Der Einigungsvertrag
sollte uns ein gutes Beispiel sein fiir weitere Vertrdge, die auf der Welt zu schlieSen
sind.” (Die Tauschung gilt als eine Art “Handlungsgrundlage” fiir kiinftiges Vorgehen
bei Staatsvertragen)
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Die Bundeskanzlerin wiirdigte den Einigungsvertrag als ,,etwas Wegweisendes, etwas
Fundamentales*. ,,Es waren unendlich viele Probleme zu I6sen”, sagte sie in ihrer
Ansprache. Sie erinnerte an den unglaublichen Gewinn an Lebensqualitat, den wir
heute, 20 Jahre spater, verzeichnen kénnten.

,,Die Lasten der Einheit waren in Wirklichkeit Lasten von 40 Jahren verfehlter
sozialistischer Wirtschaftspolitik“, betonte Hans Dietrich Genscher.

Schauble resumierte: ,Es ist uns manches richtig gut gelungen.

Artikel 23 Grundgesetz fiir die BRD

»Zur Verwirklichung eines vereinten Europas wirkt die Bundesrepublik Deutschland bei der
Entwicklung der Europaischen Union mit (...)

Der Bund kann hierzu durch Gesetz mit Zustimmung des Bundesrates Hoheitsrechte
tibertragen“

"Deutschland"
= das Deutsche Reich, wie es am
31. Dezember 1937 bestanden hat
Beweis: Alliierte Begriffs-Festlegung im SHAEF- 3 west-alliierten Siegerméachte. Beweis:
Gesetz No. 52 Artikel VIl Absatz 9 e) Artikel 116, 120, 133,139, 146 Grundgesetz

\. 7 : o / fur die Bundesrepublik Deutschland. Urteil
4 R = y WM. des BVerfGE vom 31.07.1973 zum

"Bundesrepublik Deutschland"
= die irrefihrende Bezeichnung fiir die
J | Besatzungs- und Treuhandorganistion der

Grundlagenvertrag zwischen der BRD und

%\ ! ) der DDR (vgl zB BVerfG, 1956-08-17, 1

- BvB 2/51, BVerfGE 5, 85 <126>)

N 7 </

Quelle: https://www.der-postillon.com/2017/05/aepfel-birnen.html
,Deutschland“ = das Deutsche Reich, wie es am 31. Dezember 1937 bestanden hat
Beweis: Alliierte Begriffs-Festlegung im SHAEF-Gesetz No. 52 Artikel VII Absatz 9 e)
»Bundesrepublik Deutschland“ = die irrefiihrende Bezeichnung fir die Besatzungs- und
Treuhandorganisation der west-alliierten Siegermachte. Beweis: Artikel 116, 120, 133,139,
146 Grundgesetz fir die Bundesrepublik Deutschland. Urteil des BVerfGE vom 31.07.1973
zum Grundlagenvertrag zwischen der BRD und der DDR (vgl zB BVerfG, 1956-08-17, 1 BvB
2/51, BVerfGE 5, 85 <126>) Quelle: https://www.der-postillon.com/2017/05/aepfel-birnen.html

Die Nazis haben den Staat Deutschland ab 23. Mai 1945 im Kriegszustand eingefroren,
dann ab 1949 ein Besatzungsregime installiert und als Staat ,,Deutschland” getarnt!
In Folge hat dieses Besatzungsregime ,,Deutschland” als Werkzeug der
internationalen Finanz-Plutokratie fast die gesamte Erde erobert - 5. Romisches Welt-
Reich! Tarnung, Scheinstellung und irrefihrende Information als angewendete
Kriegslisten: Die irrefiihrende Bezeichnung ,,Bundesrepublik Deutschland* tauscht
der internationalen Weltgemeinschaft vor, dass die angloamerikanische Besatzungs-
Treuhandverwaltung ,,Bundesrepublik DEUTSCHLAND" der deutsche Vollstaat
"Deutschland” (= das Deutsche Reich) sei. Zwecks dieser Tauschung werden auch
staatliche Symbole und Hoheitszeichen, wie z. Bsp. die Schwarz-Rot-Goldene
Staatsflagge und Hoheitsadler des Deutschen Reiches = Deutschland missbrauchlich
eingesetzt.
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Deutsches Reich

Bundesrepublik Deutschland

Weimarer Republik
1918-1933

Flagge Wappen
Amtssprache Deutsch'
Hauptstadt Berlin
Flagge Staats- und parlamentarischer
Amtssprache Deutsch Regierungsform Bundesstaat (Bundesrepublik)
Verfassung Grundgesetz fiir die
Hauptstadt Berlin

Bundesrepublik Deutschland

Staats- und
X Semiprasidentieller Bundesstaat
Regierungsform

Verfassung Weimarer Reichsverfassung

Staatsoberhaupt Reichsprasident

Friedrich Ebert (1919-1925)

Paul von Hindenburg (1925-1934)

Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Bundeswappen_Deutschlands $
»Deutsches Reich Weimarer Republik 1918-1933“
Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Bundeswappen Deutschlands
»Bundesrepublik Deutschland® Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Deutschland

T Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/ Deutschland

EinfUhrungsgesetz BGB

2. Teil - Verhaltnis des Burgerlichen Gesetzbuchs zu den Reichsgesetzen (Art. 50 - 54)
o <

| Art. 50 >

! Die Vorschriften der Reichsgesetze bleiben in Kraft. 2Sie treten jedoch insoweit auBer Kraft, als
sich aus dem Burgerlichen Gesetzbuch oder aus diesem Gesetz die Aufhebung ergibt.

Quelle: https://dejure.org/gesetze/EGBGB/50.html

,Einflihrungsgesetz BGB, 2. Teil — Verhaltnis des burgerlichen Gesetzbuchs zu den
Reichsgesetzen (Art. 50 — 54) Art. 50 Die Vorschriften der Reichsgesetze bleiben in
Kraft. Sie treten jedoch insoweit aul3er Kraft, als sich aus dem birgerlichen Gesetzbuch
oder aus diesem Gesetz die Aufhebung ergibt.”

Quelle: https://dejure.org/gesetze/EGBGB/50.html
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GG

Grundgesetz fiir die Bundesrepublik Deutschland
Art. 146 Original-Text
[Geltungsdauer des Grundgesetzes] blS 1 990

Dieses Grundgesetz verliert seine Gultigkeit an dem Tage, an dem eine Verfassung in Kraft tritt,
die von dem deutschen Volke in freier Entscheidung beschlossen worden ist.

Abgeanderter
Text ab 1990

Dieses Grundgesetz, das nach Vollendung der Einheit und Freiheit Deutschlands fiir das

gesamte deutsche Volk gilt, verliert seine Giiltigkeit an dem Tage, an dem eine Verfassung

in Kraft tritt, die von dem deutschen Volke in freier Entscheidung beschlossen worden ist.

Quelle: https://Ixgesetze.de/gg/AN-EV

,8G-Grundgesetz fiir die Bundesrepublik Deutschland Art. 146 [Geltungsdauer des
Grundgesetzes] Originaltext bis 1990

Dieses Grundgesetz verliert seine Giiltigkeit an dem Tage, an dem eine Verfassung in
Kraft tritt, die von dem deutschen Volke in freier Entscheidung beschlossen worden
ist.”

»Abgednderter Text ab 1990 Dieses Grundgesetz, das nach Vollendung der Einheit und
Freiheit Deutschlands fiir das gesamte deutsche Volk gilt,
verliert seine Giiltigkeit an dem Tage, an dem eine Verfassung in Kraft tritt, die von

dem deutschen Volke in freier Entscheidung beschlossen worden ist.*
Quelle: https://lexetius.com/GG/146,2

Ergebnis:
1990 gab es keine Vollendung der Einheit und Freiheit der Deutschen, sondern nur

eine volkerrechtswidrige Okkupation der DDR durch die NATO-BRD!

Definition ,,Besatzungsregime‘:

Die von einer Besatzungsmacht ausgeiibte Herrschaft wird als Besatzungsregime
bezeichnet. Einzelne Vertreter einer Besatzungsmacht oder die Angehorigen in ihrer
Gesamtheit werden auch Okkupanten (Besatzer) genannt.

Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Besatzungsmacht
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Archiv +++ Archiv +++ Archiv +++ Archiv +++ Archiv +++ Archiv +++ Archiv +++ Archiv +++ Archiv +++ Archiv +++ Archiv +++ A

* Abgeordnete Ausschiisse

Geschaffen worden war das Grundgesetz als Provisorium ,,in groBer heilsam provinzieller
Bescheidenheit”, wie der Rechtsgelehrte Peter Haberle schreibt. Dass daraus eine
.Erfolgsgeschichte” wurde, lasst sich auch an der Wirkung des Grundgesetzes weit Uber
die Grenzen Deutschlands hinaus ablesen.
»vom Provisorium zum deutschen Exportschlager
Geschaffen worden war das Grundgesetz als Provisorium ,in grof3er heilsam provinzieller
Bescheidenheit, wie der Rechtsgelehrte Peter Haberle schreibt. Dass daraus eine
,Erfolgsgeschichte” wurde, 1asst sich auch an der Wirkung des Grundgesetzes weit uber die

Grenzen Deutschlands hinaus ablesen.”
Quelle: https://www.bundestag.de/webarchiv/textarchiv/2013/46502424 kw44 grundgesetz _export-213394
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Hallstein-Doktrin

Grundlage der Doktrin war der Alleinvertretungsanspruch, d. h

die Auffassung, wonach die Bundesrepublik die einzige legitime
Vertretung des deutschen Volkes sei

Mitglied des
NS-Rechtswahrerbundes, der
Nationalsozialistischen Volkswohlfahrt,
des NS-Luftschutzbundes
und des NS-Dozentenbundes.

https://european-union.europa.eu/principles-countries-history/
history-eu/eu-pioneers/walter-halistein_de (Zitat-Quelle) Saamase

,Hallstein-Doktrin Grundlage der Doktrin war der Alleinvertretungsanspruch, d. h. die
Auffassung, wonach die Bundesrepublik die einzige legitime Vertretung des
deutschen Volkes sei. Mitglied des NS-Rechtswahrerbundes, der
Nationalsozialistischen Volkswohlfahrt, des NS-Luftschutzbundes und des NS-
Dozentenbundes.“ Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Hallstein-Doktrin

.Walter Hallstein ,,Mit dem gemeinsamen Markt verfolgen wir die politische Einheit
Europas.“ Mitglied des NS-Rechtswahrerbundes, der Nationalsozialistischen
Volkswohlfahrt, des NS-Luftschutzbundes und des NS-Dozentenbundes.”

Quelle: https://european-union.europa.eu/principles-countries-history/history-eu/eu-pioneers/walter-
hallstein_de (Zitat-Quelle)

UN - Landerkennzahl fiir die Wortmarke Deutschland 00

2. Alphabetischer Gebietssschliissel

Stand: 01.01.2011
= = 5 1SO 1SO Schliissel
Staat/Gebiet/Gebietsgruppe o = | i
- | 2stellig \ 3stellig | | Gebiet | Staatsang <
AO AGO A 223 223
1C TCA A 39 168
A 297 161
A 297 161
ClL CHL S 33 332
Chilenisch abhdngige Gebiete in Australien,
oo w A o [ Siole Wiy
CN CHN s 479 479 Kieiner Preis
(o3 CXR A 594 523
cp CPT A 598 129
EC ECU A 336 336
Comino M1 MLT A 145 14
Cookinseln K COK S 527 527
Costa Rica CR CRI A 334 334
Céte d'Ivoire cl av s 231 231
Crozetinseln F ATF A 598 129
Curagao AN ANT A 392 148
D b
Daitoinseln P JPN A 442 442
Dénemark DK ONK S 126 126 | Staatenlos
Dénisch abhéngige Gebiete in Amerika A 396 126
Dinisch abhiingige Gebiete in Europa A 196 126 |
Désirade GP GLP A 398 129
[ Deutschland DE DEU S 000 000 |
Dhekelia A 181 181
Dy DM DMA S 333 333
De anische Republik DO DOM S 335 335
Dschibuti DJ D) S 230 230
Dubai AE ARE T 469 469
Ducie PN PCN A 9 168

Quelle: Staatsangehorigkeits- und Gebietsschliissel
https://statistik.arbeitsagentur.de » Klassifikationen: PDF Seite 7/35

.2. Alphabetischer Gebietsschliissel Stand: 01.01.2011*

Quelle: https://statistik.arbeitsagentur.de/DE/Statischer-Content/Grundlagen/Klassifikationen/Staats-und-
Gebietssystematik/Generische-Publikationen/2024-Staats-und-Gebietssystematik-pdf.pdf? _blob=publicationFile&v=3

Seite 248 von 387



https://de.wikipedia.org/wiki/Hallstein-Doktrin
https://european-union.europa.eu/principles-countries-history/history-eu/eu-pioneers/walter-hallstein_de
https://european-union.europa.eu/principles-countries-history/history-eu/eu-pioneers/walter-hallstein_de
https://statistik.arbeitsagentur.de/DE/Statischer-Content/Grundlagen/Klassifikationen/Staats-und-Gebietssystematik/Generische-Publikationen/2024-Staats-und-Gebietssystematik-pdf.pdf?__blob=publicationFile&v=3
https://statistik.arbeitsagentur.de/DE/Statischer-Content/Grundlagen/Klassifikationen/Staats-und-Gebietssystematik/Generische-Publikationen/2024-Staats-und-Gebietssystematik-pdf.pdf?__blob=publicationFile&v=3

e
Aundasrepublik Deutachlana
155 nicht
Jeuiscehland

Die Deutschland-Attrappe

Deutsches Reich

Bundesrepublik Deutschland

Weimarer Republik

19181933

\ T/ - \
Staat angloamerikanische
"Deutsches Reich" Treuhand-Verwaltung
= Deutschland BRD

»Die Bundesrepublik Deutschland ist nicht Deutschland! Die Deutschland-Attrappe
Staat ,,Deutsches Reich“ = Deutschland (Apfel), Bundesrepublik Deutschland =
angloamerikanische Treuhand-Verwaltung BRD (Birne)*
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14.1 Das bewahrte ,,.SATT und SAUBER* - Programm der Nazi-
Teufel!

Vergleichs-Metapher: Gesetzlicher Betreuer

"Die rechtliche Betreuung ist ein (...) Rechtsinstitut, durch das Volljahrige, die wegen (....) Behinderungen ihre

Angelegenheiten ganz oder teilweise nicht selbst regeln konnen, Unterstiitzung, Hilfe und Schutz erhalten, wobei ein

fiir sie bestellter (gesetzlicher) Betreuer (...) die Vertretungsmacht nach aufRen erhalt, im Innenverhaltnis aber zur
Beachtung des Willens des Betreuten verpflichtet ist."

Tl l""’

-l" 1\

Frau Schmidt

"Deutschland" = das "Deutsche Reich", wie es

am 31. Dezember 1937 bestanden hat; Die "Bund blik Deutschand"
ie "Bundesrepublik Deutschan

Rechtsfahig, aber handlungsunfahig i P .

verwaltet die Hoheitsgewalt des

Feindstaates "Deutschland"
treuhdnderisch im Auftrag der west-

. Herr Miiller
V5

&

alliierten Siegermachte. Kurz: Die
"Bundesrepublik Deutschland" handelt
stellvertretend fiir "Deutschland" als

. “ Besatzungs- und Treuhandverwaltung!
Frau Schmidt ist nicht Herr Miller (Die BRD ist nicht Rechtsnachfolger von Deutschland).

Frau Schmidt kann nicht Herr Miiller werden,
sondern ihn lediglich verwalten (Trager von Rechten und Pflichten sein)!

Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Betreuung (Recht)

-

»vergleichs-Metapher: Gesetzlicher Betreuer

,Die rechtliche Betreuung ist ein (...) Rechtsinstitut, durch das Volljahrige, die wegen {(...)
Behinderungen ihre Angelegenheiten ganz oder teilweise nicht selbst regein kénnen,
Unterstiitzung, Hilfe und Schutz erhalten, wobei ein fiir sie bestellter (gesetzlicher)
Betreuer (...) die Vertretungsmacht nach auBen erhilt, im Innenverhaltnis aber zur
Beachtung des Willens des Betreuten verpflichtet ist.“

,Deutschland“ = das ,Deutsche Reich®, wie es am 31. Dezember 1937 bestanden hat;
Rechtsfahig, aber handlungsunfahig.

Herr Miiller

Frau Schmidt

Die “Bundesrepublik Deutschland® verwaltet die Hoheitsgewalt des Feindstaates
,Deutschland“ treuhanderisch im Auftrag der westalliierten Siegermachte. Kurz: Die
,Bundesrepublik Deutschland“ handelt stellvertretend fur ,Deutschland” als Besatzungs- und
Treuhandverwaltung!

Frau Schmidt ist nicht Herr Muller (Die BRD ist nicht Rechtsnachfolger von
Deutschland).

Frau Schmidt kann nicht Herr Miiller werden, sondern ihn lediglich verwalten (Trager
von Rechten und Pflichten sein)!*

Quelle: https://de.wikipedia.org/wikiBetreuung_(Recht)
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Die menschlichen Bedurfnisse

sog. "hoheren Ziele"

Selbstverwirklichung - Entfaltung des Menschen
des eigenen Potentials
n AISAEIRAg psychologischen

soz. Bediirfnisse, Zuge- Bedirfnisse

horigkeit (akzeptiert sein)

AR, screre
physikalischen

Grund- Bediirfnisse
bedurfnisse

,,Die menschlichen Bediirfnisse

5. Selbstverwirklichung — Entfaltung des eigenen Potentials; sog.“hdheren Ziele des
Menschen; 4. Anerkennung; 3. soz. Bedlrfnisse, Zugehorigkeit (akzeptiert sein);
psychologischen Bedurfnisse; 2. Sicherheit; 1. Grundbedurfnisse; Physiologischen
Bedurfnissen®

Warum verlassen zum Jahresende immer wieder Menschen staatenlos.info?

Problemstellung:

Dem kapitalistischen BRD-Gesellschaft geht es ausschlieRlich nur um die Befriedigung der
niederen menschlichen Grundbedurfnisse.

Das BRD-Personal ist grundsatzlich im satanischen Geist der Minze gepragt und lebt
entsprechend ungehemmt die Todstinden aus.

Dementsprechend haben die Nazi-Teufel ein nahezu konkurrenzloses, imperiales ,Satt und
Sauber“-Unterhaltungsprogramm installiert und halten damit ihr Personal gefangen.

Das Denken und Handeln der ,, satt und sauber® versklavten BRD-Bewohner dreht sich
ausschlief3lich nur darum das gewohnte Dasein wie den Arbeitsplatz, Familie, Urlaub, Spiel
und Spal} in der ,Bundesrepublik Deutschland® (,BRD*) abzusichern.

Die Grundregel im satanischen ,Geld“-Denken: ,Jeder ist kduflich!

Die Nationale Befreiungsbewegung Deutschland - staatenlos.info ist die einzige Organisation
auf deutschem Boden, wo es um die Eigenverantwortlichkeit zur pflichtgemalen Erfullung
des Potsdamer Abkommens geht.

Die Nationale Befreiungsbewegung Deutschland - staatenlos.info bewegt sich in der
Wirklichkeit und kann daher den Menschen keine ,Wunder® versprechen!

Deren Angebot lautet lediglich unablassig eigene Anstrengungen zu tatigen, um das hohe
Ziel des Potsdamer Abkommens Teil Il Befreiung vom rémisch-satanischen Nazismus zu
erreichen!

Das ist selbstverstandlich vollig unattraktiv fur die kapitalistisch- indoktrinierten, ,satt und
sauber” gehaltenen BRD-Bewohner.

Gewohnlich verirren sich BRD-Birger bei staatenlos.info, weil sie unzufrieden sind, Angst um
ihren geflhlten ,Wohistand“ haben und deswegen eine neue soziale Zugehérigkeit suchen.
Diese Gruppe der Gesellschaft wird auch als das ,Jammertal der Unzufriedenen® bezeichnet.
Wenn die ungeduldigen, egoistisch gepragten Menschen Uber die Zeit keinen Erfolg sehen
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kénnen, tauchen sie in der Regel ohne Angabe von Griinden einfach ab und sind einfach nur
,verschwunden®.

Eine beliebte Masche fir deren Unverantwortlichkeit ist es dartber hinaus Rudiger Hoffmann
die Schuld fir das eigene Versagen anzulasten.

Typische Verhaltensmuster des Verrats:

Zuvor fielen diese Personen auf, dass sie sich feige und trage vor der eigenen
Verantwortung zu dricken begannen.

Auch spielt dabei die standige feindlich- negative Einflussnahme durch das kapitalistisch-
nazistisch vergiftete soziale Umfeld eine mafRgebliche Rolle.

Dazu kommt, dass die meisten Menschen mangels geistiger Weitsicht keine positive Zukunft
erkennen und daher keinerlei Sieges-Bewusstsein entwickeln kénnen.

Darum kann kaum ein kapitalistischer ,Bundesbirger” einen langjahrigen Abnutzungskampf
mit dem gewaltigen, teuflischen BRD-Regime durchhalten.

Man muss davon ausgehen das heutzutage auch in der ebenfalls fort bestehenden,
handlungsunfahigen DDR die meisten Menschen vom satanisch- kapitalistischen Ungeist
gepragt sind.

35 Jahre satanische BRD-NATO-Okkupation hat die DDR-Bevélkerung fast vollstandig
aufgerieben und zertrimmert!

Die Erlebnisgeneration der DDR altert und stirbt nun auch bereits langsam aus.

Deren Nachgeborenen werden von der satanisch- kapitalistischen Gesellschaftsordnung der
BRD gepragt!

Diese NATO-Generationen sind bereits vollstandig dem Satan verfallen und gelten als
verloren!

& OHNE ! |
L ANDWIRTSCHA

~ WARST DU
8 HUNGRIG,NACKTNUCHTE
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Problemlésung:

Die Beendigung des Problems erfolgt durch die konsequente Durchsetzung des
Potsdamer Abkommens mit einer entsprechenden Regierung aus entlastet-geeigneten
Deutschen.

In dem Zuge wird die Ausrottung des imperialistisch-satanischen Kapitalismus und
die Befreiung aller Nationen vom Nazismus und Militarismus sofort eingeleitet!
Ohne die Erfiillung des Potsdamer Abkommens- die Entnazifizierung und
Entmilitarisierung Deutschlands - ist die Menschheit verloren!

Russland steht daher in der géttlichen Verantwortung sich selbst und die gesamte
Menschheit durch die konsequente Erfiillung der hochsten volkerrechtlichen Norm
des Potsdamer Abkommen’s zu retten!

Man beachte dazu die universale Regel:

Wenn ein Volk aus der Vergangenheit nicht lernt, verliert dieses Volk seine géttlich-
naturgesetzliche Existenzberechtigung.

Wenn die letzten Deutschen vernichtet werden, wird der satanische Nazi-
Weltkriegszustand verewigt!

In Folge wiirden auch alle anderen Volker frither oder spater der satanischen
Vernichtung hoffnungslos anheimfallen!

Nur die wahren Deutschen konnen den bis heute andauernden, weltweiten
Kriegszustand beenden, der durch ,Nazi-Deutschland“ einst ab dem 1. September
1939 entfesselt wurde! Der Welt-Frieden bedeutet den endgiiltigen Sieg uiber die
satanische Nazi-Herrschaft auf der Erde!

Die Nationale Befreiungsbewegung Deutschland - staatenlos.info ist fiir die
volkerrechtliche Verantwortungsiibernahme absolut geeignet und bereit!

Wird diese einmalige Gelegenheit zur Rettung der Schépfung angenommen, entsteht
eine positiv-paradiesische Zukunft fiir alle Vélker, welche sich kiinftig auf der Basis
ihrer eigenen Kulturpfeiler im Frieden ungestort weiter entwickeln kénnen!

»1anz der Teufel® — Fiimklassiker: https://de.wikipedia.org/wiki/Tanz_der Teufel
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ww.focus.de

-10/16 5.Marz2016 €390 0 ‘KUNSTLICHE INTELLIGENZ WANN WERDEN ROBOTER WEINEN?

Natalia Worner, Heiko aas
Der Justiz-g '
minister
unddie
Liebe

Deutschland.”
wer bist du?

Psychogramm einer verunsicherten Nation

Mit Beitrigen u.a. von Wolfgang Schéuble, Peter Sloterdijk,
Boris Becker, Ursula von der Leyen, Gregor Gysi,
Martin Walser, Sarah Wiener und Volker Schléndorff

»,Deutschland, wer bist Du? Psychogramm einer verunsicherten Nation*
Quelle: https://www.focus.de/politik/focus-titel-deutschland-wer-bist-du_id 5335567.html
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15. Kein Welt-Frieden! ,.Zweiter Weltkrieg“ nicht beendet!
Feindstaat Deutschland = international andauernder
Kriegszustand!

PBaager Landkriegsordnung

Ordnung der Gesetze und Gebrdauche des Landkrieges

Artifel 24. 28

" Rrieqaliften und bie Qinmenbun% bef
% notwendigen Mittel, um fid) Nadyrichs |
ten iiber den Gegner und bdag Gelind

au verfdhaffen, find exlault. :

Haager Landkriegsordnung (HLKO) - Artikel 24 Kriegslisten sind erlaubt -
Zitat:Kriegslisten und die Anwendung der notwendigen Mittel, um sich Nachrichten

tiber den Gegner und das Gelande zu verschaffen, sind erlaubt. Quelle:
https://www.1000dokumente.de/index.html?c=dokument de&dokument=0201 haa&object=translation&l=de

Deutschland fur UN noch "Feindstaat"

Veroffentlicht am 19.09.2012 | Lesedauer: 3 Minuten

Seit 1945 befindet sich Deutschland in einer bizarren Situation: Als groBer UN-
Geldgeber und verldsslicher Partner ist es nach der UN-Charta noch immer
"Feindstaat". Die Politik sieht es gelassen.

% v S - \,".
,Deutschland fiir UN noch "Feindstaat"
Seit 1945 befindet sich Deutschland in einer bizarren Situation: Als groRer UN-Geldgeber
und verlasslicher Partner ist es nach der UN-Charta noch immer "Feindstaat". Die Politik
sieht es gelassen. Veroéffentlicht am 19.09.2012Lesedauer: 3 Minuten®

Quelle: https://www.welt.de/geschichte/article160307764/Deutschland-fuer-UN-noch-Feindstaat.html
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Militarregierung - Deutschland
Kontrollgebiet des Obersten Befehlshaber

Gesetz Nr. 3

Begriffshestimmung des Ausdrucks
»United Nations" (Vereinigte Nationen)

1. Der Ausdruck ,,United Nations" (Vereinigte Nationen), wie er in Proklamationen,
Gesetzen, Verordnungen: Bekanntmachungen und Verfiigungen der Militarregierung gebraucht
wird. bedeutet, vorbehaltlich einer abweichenden Bestimmung. Nationen, welche die , Erkldrung
der Vereinigte Nationen" vom 1. Januar 1942 unterzeichnet haben. und Staaten, welche mit
diesen Nationen in diesem Kriege verbunden sind

1. Australien

2. Belgien 24. Indien

3. Bolivien 25. Persien

4. Brasilien 26. Irak

5. Kanada 27. Libena

6. (‘hﬂe 28. Luxemburg
1. China 29. Mexiko

8. Kolumbien 30. Holland

9. Costa-Rica 31. Neuseeland
10. Kuba ) 32. Nicaragua
11. Tschechoslowakel 38. Nooweaen
12. Dénemark 34. Panama
13. Dominikanische Republik 35. Paraguay
14. Ecuador 36. Pea
15. Egypten 37. Philippinen
16. Abessinien 38. Polen

17. Frankreich 39. Salvador
18. Vereinigtes Konigreich von Grofbritannien und Nordirland 40, ‘Stidafikanische Usicn

15.. ‘Gnicchentand 41. Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken

5 R A :
;(l) }GlllaFelllala 42. Vereinigten Staaten von Amerika
21. Haitu 2

3. Uruguay
9,9 5 g s
22. Honduras 44. Venezuela

3. Taland < :
23. Island 45. Jugoslavien

,Militarregierung — Deutschlands Kontrollgebiet des Obersten Befehlshabers, Gesetz
Nr. 3 Begriffsbestimmung des Ausdrucks ,,United Nations“ (Vereinigte Nationen)

1. Der Ausdruck ,,United Nations* (Vereinigte Nationen) wie er in Proklamationen,
Gesetzen, Verordnungen, Bekanntmachungen und Verfiigungen der Militarregierung
gebraucht wird, bedeutet, vorbehaltlich einer abweichenden Bestimmung, Nationen, welche
die ,Erklarung der Vereinigte Nationen“ vom 1. Januar 1942 unterzeichnet haben, und

Staaten, welche mit diesen Nationen in diesem Kriege verbunden sind“ Quelle:
https://archive.org/stream/Militaerregierung-Deutschland-Sammlung-von-Gesetzen/MilitaerregierungDeutschland-
SammlungVonGesetzenVerordnungenAnweisungenUndAnordnungen194446Doppels.Text djvu.txt

*J Kriegszustand

SRS
Kriegszustand ist
« im volkerrechtlichen Sinne ein durch mit oder ohne Abgabe einer Kriegserklarung
geschaffener Zustand zwischen zwei oder mehreren Staaten, siehe Krieg
¢ im Staatsrecht ein Ausnahmezustand
Kriegszustand ist

- Im vélkerrechtlichen Sinne ein durch mit oder ohne Abgabe einer Kriegserklarung
geschaffener Zustand zwischen zwei oder mehreren Staaten, siehe Krieg.
- Im Staatsrecht ein Ausnahmezustand® Quelle:
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bundesarchiv.de !;

In den friihen Morgenstunden des 1. September 1939 begann der Uberfall der deutschen

Wehrmacht auf Polen mit dem Beschuss polnischer Befestigungen auf der Westerplatte vor
der Freien Stadt Danzig durch das Linienschiff "Schleswig-Holstein".

Vorangegangen waren verschiedene anti-polnische Berichterstattungen der NS-Propaganda
und der fingierte Uberfall auf den Sender Gleiwitz, der als Rechtfertigung fiir die deutsche
Aggression dienen sollte.

Die Kampfhandlungen dauerten bis zum 6. Oktober 1939 an und endeten mit der Kapitulation
der polnischen Streitkrafte. Der Angriffskrieg stellt den Beginn des Zweiten Weltkrieges dar.

,In den friihen Morgenstunden des 1. September 1939 begann der Uberfall der deutschen
Wehrmacht auf Polen mit dem Beschuss polnischer Befestigungen auf der Westerplatte vor
der Freien Stadt Danzig durch das Linienschiff ,Schleswig-Holstein®“. Vorangegangen waren
verschiedene anti-polnische Berichterstattungen der NS-Propaganda und der fingierte
Uberfall auf den Sender Gleiwitz, der als Rechtfertigung fir die deutsche Aggression dienen
sollte. Die Kampfhandlungen dauerten bis zum 6. Oktober 1939 an und endeten mit der
Kapitulation der polnischen Streitkrafte. Der Angriffskrieg stellt den Beginn des Zweiten
Weltkriegs dar.” Quelle:

Kein Frieden mit dem Hauptgegner Deutschland! ,,Pariser Friedenskonferenz 1946 Die
Pariser Friedenskonferenz war eine Konferenz in Paris vom 29. Juli bis zum15. Oktober
1946 der im Zweiten Weltkrieg alliierten und assoziierten Machte einerseits sowie Italien und
den ehemaligen Verbiindeten der Achsenmachte andererseits.["N2IBI4I5 Der Abschluss von
Friedensvertragen mit Italien, Rumanien, Ungarn, Bulgarien und Finnland war im Sommer
1945 auf der Potsdamer Konferenz im Hinblick auf eine Aufnahme in die Organisation der
Vereinten Nationen vereinbart® und das Verfahren in einem Kommuniqué des Rats der
AuRenminister vom Dezember 1945 konkretisiert worden.[® Da an der Konferenz 33
Staaten teilnahmen, von denen 21 stimmberechtigt waren, wird sie auch Konferenz der 21
Nationengenannt.®Il'% Die Konferenz gab den Staaten, die sich aktiv am Krieg gegen die
Achsenmachte beteiligt hatten, Gelegenheit, zu den Vertragsentwurfen der GroBméachte
Stellung zu nehmen.[" Die Anti-Hitler-Koalition, vor allem die Sowjetunion, die Vereinigten
Staaten und GroRbritannien, verhandeln auf dieser Konferenz die Friedensbedingungen mit
den europaischen Kriegsgegnern Italien, Rumanien, Ungarn, Bulgarien und Finnland. ltalien
blieb von den Beratungen ausgeschlossen. Ahnlich wie bei der Londoner Vorkonferenz
durfte Ministerprasiden Alcide De Gasperi lediglich eine Ansprache halten.['? Die am 10.
Februar 1947 in Paris unterzeichneten Vertrdage beendeten den Kriegszustand
zwischen den Vertragsparteien, regelten den Abzug der alliierten Besatzungstruppen
und die Repatriierung* der Kriegsgefangenen. *von spatlateinisch repatriare ,,ins
Vaterland zuriickkehren*) steht fiir: Zuruckfiihrung von Kriegs- oder Zivilgefangenen
in die Heimat“ Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Pariser Friedenskonferenz 1946
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Charta der Vereinten Nationen
und
Statut des Internationalen Gerichtshofs

Artikel 53

(1) Der Sicherheitsrat nimmt gegebenenfalls
diese regionalen Abmachungen oder Ein-
richtungen zur Durchfihrung von Zwangs-
mabBnahmen unter seiner Autoritat in Anspruch.
Ohne Ermachtigung des Sicherheitsrats durfen
ZwangsmabBnahmen auf Grund regionaler Ab-
machungen oder seitens regionaler Ein-
richtungen nicht ergriffen werden; aus-
genommen sind MaBnahmen gegen einen Feind-
staat im Sinne des Absatzes 2, soweit sie in
Artikel 107 oder in regionalen, gegen die
Wiederaufnahme der  Angriffspolitik eines
solchen Staates gerichteten Abmachungen vor-

gesehen sind; die Ausnahme qilt, bis der
Organisation auf Ersuchen der beteiligten Re-
gierungen die Aufgabe zugewiesen wird, neue
Angriffe eines solchen Staates zu verhuten.

(2) Der Ausdruck "Feindstaat" in Absatz 1
bezeichnet jeden Staat, der wahrend des
Zweiten Weltkriegs Feind eines Unterzeichners
dieser Charta war.

»Charta der Vereinten Nationen und Statut des Internationalen Gerichtshofs Artikel 53
( 1) Der Sicherheitsrat nimmt gegebenenfalls diese regionalen Abmachungen oder
Einrichtungen zur Durchfihrung von ZwangsmafRnahmen unter seiner Autoritat in Anspruch.
Ohne Erméachtigung des Sicherheitsrats durfen Zwangsmafnahmen auf Grund regionaler
Abmachungen oder seitens regionaler Einrichtungen nicht ergriffen werden; ausgenommen
sind Mallnahmen gegen einen Feindstaat im Sinne des Absatzes 2, soweit sie in Artikel 107
oder in regionalen, gegen die Wiederaufnahme der Angriffspolitik eines solchen Staates
gerichteten Abmachungen vorgesehen sind; die Ausnahme gilt, bis der Organisation auf
Ersuchen der beteiligten Regierungen die Aufgabe zugewiesen wird, neue Angriffe eines
solchen Staates zu verhiiten. ( 2 ) Der Ausdruck ,,Feindstaat“ in Absatz 1 bezeichnet
jeden Staat, der wahrend des Zweiten Weltkriegs Feind eines Unterzeichners dieser
Charta war. Quelle: https://unric.org/de/charta/
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Volkerrechtssubjekt...
Volkerrechtssubjekt...
Yolkerrechtssubjekt...

Wortbedeutung.info

"(...) Friedensvertrag oder eine
2 Friedensregelung nicht
| beabsichtigt (...)"

,,Volkerrechtssubjekt .Zweiter Weltkrieg/Kriegszustand nicht beendet! ,(...) Friedensvertrag
oder eine Friedensregelung nicht beabsichtig (...)" )
Quelle: Hans Schafranek Robert Strobel 22. Juni 1941 Der Uberfall auf die Sowjetunion

"Sie ist das wichtigste der im Rahmen dieser Konferenzen
entstandenen Haager Abkommen und damit neben den Genfer
Konventionen ein wesentlicher Teil des humanitaren
Volkerrechts. Die Haager Landkriegsordnung enthalt fiir den
Kriegsfall Festlegungen zur Definition von Kombattanten, zum
Umgang mit Kriegsgefangenen, zu Beschrankungen bei der
Wahl der Mittel zur Kriegsfiihrung, zur Verschonung bestimmter
Gebaude und Einrichtungen von sozialer und gesellschaftlicher
Bedeutung, zum Umgang mit Spionen, fiir Kapitulationen und
Waffenstillstandsvereinbarungen sowie zum Verhalten einer
Besatzungsmacht in einem besetzten Territorium." -r)

»+Auch Staatssekretar Herter hat dleses Recht der Bundesreglerung in der Sitzung der Genfer
Auflenministerkonferenz am 14. Nai 1959 erneut mit der Erklarung bekréaftigt, nur die
Bundesregierung kdnne fir das deutsche Volk sprechen, weil nur sie aus freien Wahlen
hervorgegangen sei. Dieses Recht hat zum Inhalt, daf® die Bundesregierung berechtigt und
verpflichtet ist, die politischen Interessen aller Deutschen wahrzunehmen. Sie hat dies bisher
getan und wird dies auch weiterhin tun. Dessen ungeachtet kann die Bundesregierung
jedoch angesichts der derzeitigen Teilung Deutschlands keine vélkerrechtlich wirksamen
Verpflichtungen eingehen, die eine Friedensregelung flir Gesamtdeutschland zum
Gegenstand hatten.Derartige Regelungen kénnten — wie die Bundesregierung wiederholt
ausdrticklich erklart hat — nur mit einer Regierung getroffen werden, die durch das gesamte
deutsche Volk legitimiert ist.”
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..... v.dw.com/de/der-gehei

Der Gehelmdlplomat Egon Bahr

"Es ware langsam an der Zeit, dass einmal grundsatzlich
geklart wird, welche Relikte aus der Besatzungszeit gelten
immemoch. Die Anderungen

1955 waren gleich Null...

Und das, was 1990 dann

draufgesetzt worden ist,

hat das auch noch nicht
grundsatzlich verandert."

Filmausschnitt-Quelle: .
Egon Bahr: NSA, Snowden, Souveranitat, Europa als Lachnummer.
https://www.youtube.com/watch?v=44FxpH7eBUk

.Der Geheimdiplomat Egon Bahr ,,Es ware langsam an der Zeit, dass einmal
grundsatzlich geklart wird, welche Relikte aus der Besatzungszeit gelten immer noch. Die
Anderungen 1955 waren gleich Null ... Und das, was 1990 dann draufgesetzt worden ist, hat
das auch noch nicht grundsatzlich verandert.“ Filmausschnitt-Quelle: Egon Bahr:NSA,
Snowden,Souveranitat, Europa als Lachnummer.*

Quelle: https://www.youtube.com/watch?v=44FxpH7eBUk

HERE IS

(FERMANY

Propagandafilm, USA, 1945
(ein Ausschnitt)

E plurius unum
(Mach) Aus
vielen ein Einziges

,HERE IS Germany Propagandafilm, USA, 1945 (ein Ausschnitt) E plurius unum =
(Mach) Aus vielen ein Einziges*“ - Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Here |s Germany
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Deutsche Einheit

Sonderedition aus den Akten
des Bundeskanzleramtes
1989/90

http://books.google.de/books?id=ogS Xnnh4K(MC&pg=PA222&Ipg=
PA222 &dg=protokolltm+354+b+anlage+2&source=bl& ots=
Stodqvini7g&sig=vQgNa3kiUl-egUEGm6 "TErWjcffU&hl=de &sa=
X&ei=uhVO0T6 3FMf44QS67viwDg& ved=0CEsQ6AEWBg#Fv=
onepage & q=protokoll?o20m%020354%20b%20anlage%0202& f=false

Zwei-plus-Vier-Vertrag 223

Zwei-plus-Vier-Vertrag

Als dic Aulenminister am 17. Juli zu ihrer dritten Konferenz in Paris zusammentreten,”!
konnen die ibrigen Michte im wesentlichen nur noch die in Moskau und im Kaukasus ver-
cinbarten deutsch-sowjetischen Verhandlungsergebnisse zur Kenntnis nehmen. Am Nach-
mittag legt Skubiszewski erstmals in dieser Runde seine Haltung dar. Dem Text zu den
Grenzfragen stimmt er zu, fordert aber, im ersten Absatz die Bestitigung hinzuzufiigen, die
Grenzen Deutschlands stellen einen wesentlichen Beitrag zur Friedensordnung in Europa
dar. Dafiir muB er sich mit der Erklirung Bundesminister Genschers cinverstanden erkliren,
dafl der Grenzvertrag erst nach der Vereinigung unterzeichnet wird. Damit riickt die polni-
sche Regierung von threr Forderung ab, cine Regelung miisse vor der Vereinigung in Kraft
treten. Sie fordert zwar die Fortsetzung der Verhandlungen, gibt dies aber nicht férmlich zu
Protokoll. AuBerdem will Skubiszewski in einer Protokollerklirung festgelegt haben, daf
die Grenzen des vereinigten Deutschlands weder durch duflere noch durch innere Umstinde
in Frage gestellt werden. Daraufhin gibt Genscher zu Protokoll, dies bedeute keine Grenz-
garantie der Vier Michte, und ¢in Friedensvertrag oder eine Fricdcnsrﬁ'elunﬁ sei nicht beab-
sichtigt.
H.-D. Genscher spricht in Auftrag der 4 Michte - der eigentlichen Nacht hintex
der BR und zementiert in Namen der 4 Michte die ewigliche Kiegsgefangen-
schaft der Deutschen, Osterreicher und Japaner

Seite 262 von 387




,Deutsche Einheit Sonderedition aus den Akten des Bundeskanzleramtes 1989/90
Zwei-plus-Vier-Vertrag

Als die AuRenminister am 17. Juli zu ihrer dritten Konferenz in Paris zusammentreten kénnen
die Ubrigen Machte im wesentlichen nur noch die in Moskau und im Kaukasus vereinbarten
deutsch-sowjetischen Verhandlungsergebnisse zur Kenntnis nehmen. Am Nachmittag legte
Skubiszewski erstmals in dieser Runde seine Haltung dar.

Dem Text zu den Grenzfragen stimmt er zu, fordert aber, im ersten Absatz die Bestatigung
hinzuzufligen, die Grenzen Deutschlands stellen einen wesentlichen Beitrag zur
Friedensordnung in Europa dar.

Dafir muss er sich mit der Erklarung Bundesminister Genschers einverstanden erklaren,
dass der Grenzvertrag erst nach der Vereinigung unterzeichnet wird. Damit riickt die
polnische Regierung von ihrer Forderung ab, eine Regelung musse vor der Vereinigung in
Kraft treten. Sie fordert zwar die Fortsetzung der Verhandlungen, gibt dies aber nicht férmlich
zu Protokoll.

AuRerdem will Skubiszewski in einer Protokollerklarung festgelegt haben, dal® die Grenzen
des vereinigten Deutschlands weder durch aufiere noch durch innere Umstande in Frage
gestellt werden. Daraufhin gibt Genscher zu Protokoll, dies bedeute keine
Grenzgarantie der vier Machte, und ein Friedensvertrag oder eine Friedensregelung
sei nicht beabsichtigt.

H.-D. Genscher spricht im Auftrag der vier Machte — der eigentlichen Macht hinter der
BRD und zementiert im Namen der 4 Machte die ewigliche Kriegsgefangenschaft der
Deutschen, Osterreicher und Japaner.“

Deutschland fur UN noch "Feindstaat"

Veroffentlicht am 19.09.2012 | Lesedauer: 3 Minuten

Seit 1945 befindet sich Deutschland in einer bizarren Situation: Als groBer UN-
Geldgeber und verlasslicher Partner ist es nach der UN-Charta noch immer

"Feindstaat". Die Politik sieht es gelassen.

Deutschlands Rechts- und Gebietszustand bis heute in Europa!

,Deutschland fiir UN noch ,,Feindstaat”
Quelle: https://www.welt.de/geschichte/article160307764/Deutschland-fuer-UN-noch-Feindstaat.html
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Dokumente aus dem Kanzleramt S. 106

ISBN 3-486-56360-2

Protokollauszug Die BRD ist keine Heimat

In der Sitzung der Arbeitsgruppe am 1. MZrz fibergibt Schauble em Diskussionspapier, das m
Bundesimnenmnisterium entstanden ist. Es enthalt erste Uberlegungen zur Positionsbeschreibung fiir eme
Uberleitungsgesetz-gebung. Ausgangspunkt ist das Staatsverstandnis der Bundesrepublik Deutschland.
Nach Auffassung des Bundesverfassungsgerichts existiert erst dann ein vollstandiger Staat,
wenn der Bundesrepublik die anderen Teile des Deutschen Reiches in den Grenzen von 1937
angehoren. Das Deutsche Reich, das 1945 nicht untergegangen und 1949 m der Bundesrepublik
Deutschland neu organisiert worden ist, stelltden Kemstaat dar. dem nunmehr die DDR beitritt. Altemativ
wird der Beitritt nach Artikel 23 Absatz 2 Grundgesetz entweder durch den Beitritt des Staatsgebiets der
DDR oder durch den Beitritt der Lander der DDR vollzogen. Relevant ist vor zllem, daB die Erklinng
durch....

Quelle: Dokumants 2us dem Kanzleramt S 106 ISEN 3-486-36360-2

Am Ziel vorbei

Deutsche Einheit : Sonderadition 2us den Akten des Bundeskanzleramtes 198290 / Bearb.
von Hanns Jiirgen Kiisters und Daniel Hofmann. — Miinchen : Oldenbourg, 1998. - 1667 S.
(Dokumente zur Deutschlandpolitik)

ISBN 3-486-36360-2 kart. - ISBN 3-486-36361-0 Gewebe

Umfangreiche Auswahl offzieller, interner undvertraulicher Dokumente aus dem Bundeskanzleramt. die
den
nationalen und internationalen Weg zur (Fedax)Vereinigung belegen

Dokumente aus dem Kanzleramt S. 117

Protokollauszug Kein Friedensvertrag

Schnell_ geht das _Gesprach zu.t_' dt_g bew{qt'ehgnggn“ _Z“_'g:-Plus-Vter-Verhandlunaen Betde smd sich dariiber
1t 17ustreben mac 1 Sinn, wenn an den Verhandhungen 110

emig: S Tiag : :
Lander teilnehmen die mit dem Deutschen Retch m Kneg gestanden haben.
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ACHTUNG KRIEGSLIST!
Das angloamerikanische Besatzungsregime BRD gibt sich als das Deutsche
Reich aus!

,Dokumente aus dem Kanzleramt S. 106,
ISBN 3-486-56260-2,

Protokollauszuqg Die BRD ist keine Heimat

In der Sitzung der Arbeitsgruppe am 1. Marz Ubergibt Schauble ein Diskussionspapier, das
im Bundesinnenministerium entstanden ist. Es enthélt erste Uberlegungen zur
Positionsbeschreibung fiir eine Uberleitungsgesetzgebung. Ausgangspunkt ist das
Staatsverstandnis der Bundesrepublik Deutschland. Nach Auffassung des
Bundesverfassungsgerichts existiert erst dann ein vollstandiger Staat, wenn der
Bundesrepublik die anderen Teile des Deutschen Reiches in den Grenzen von 1937
angehoren. Das Deutsche Reich, das 1945 nicht untergegangen und 1949 in der
Bundesrepublik Deutschland neu organisiert worden ist, stellt den Kernstaat dar, dem
nunmehr die DDR beitritt. Alternativ wird der Beitritt nach Artikel 23 Absatz 2 Grundgesetz
entweder durch den Beitritt des Staatsgebiets der DDR oder durch den Beitritt der Lander
der DDR vollzogen. Relevant ist vor allem, da die Erklarung durch ..."

Quelle: Dokumente aus dem Kanzleramt S. 106 ISBN 3-486-56360-2

,,Am Ziel vorbei

Deutsche Einheit: Sonderedition aus den Akten des Bundeskanzleramtes 1989/90 / Bearb.
Von Hanns Jurgen Kusters und Daniel Hoffmann — Midnchen: Oldenbourg, 1998. — 1667 S.
(Dokumente zur Deutschlandpolitik)

ISBN 3-486-56360-2 kart — ISBN 3-486-56361-0 Gewerbe

Umfangreiche Auswahl offizieller, interner und vertraulicher Dokumente aus dem
Bundeskanzleramt, die den nationalen und internationalen Weg zur (\eder) Vereinigung
belegen.

Dokumente aus dem Kanzleramt S.117,

Protokollauszug Kein Friedensvertrag

Schnell geht das Gesprach auf die bevorstehenden Zwei-Plus-Vier-Verhandlungen. Beide
sind sich dariber einig: Einen Friedensvertrag anzustreben macht keinen Sinn, wenn an
den Verhandlungen 110 Lander teilnehmen, die mit dem Deutschen Reich im Krieg
gestanden haben.”

Ergebnis: Deutschland ist bis heute handlungsunfahig! Kein Welt-Frieden!
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Nr. 354B
Anlage 2
Protokoll des franzisischen Vorsitzenden

Zusammenkunft der Aufdenminister

Fr:u\krvich\,

Polens,

Der Union Jder Sozialistischen Sowjetrepubliken,
Der Veremigten Siaaten von Amenka,
Grobbritanniens,

Der Bundesrepublik Deutschland

und der Deutschen Demokratischen Republik

in Pans am 17, Jull 1940
Privokolll

1. Das Prninzip Nr. | hinsichtlich der Frage der deutschen Grenzen, auf das sich die sexchs
Mitgliedstaaten der in Ottawa eingesetzien Gruppe geeimgt haden, wird durch lolgenden Satz
ergdnzt: »Die Bestitigung des endgultigen Charakters der Grenzen wird einen wesentlichen
Bestandteil der Friedensordnung in Europa darstellen «

2. Der Wortlaut des 2, Prinzips hinsichtlich der Frage der deutschen Grenzen wird wie folgt
grindert: Die Worte sdie bestehiende Westgrenze Polens«e werden durch die Worte sdie zwischen

thnen bestehende Grenzee ersetzt,
3T AuBennuister der Bundesrepublik Deulschland, Hans-Detnch Genscher, erklin, dall »det

Vertrag dber die deutsch-poimsche Grenze innerhalb der kKirzestmoglichen Frist nach der
Vereinigung, und der Wiederherstellung der Souverinitit Deutschlands unterzeichnet uné dem
gesamideutschen Parlament zwecks Raufizierung unterbreitet werden wird, 2

Der Auffenminister der Deutschen Demokratischen Republik, Markus Meckel, hat darauf
hingewiesen, daB sein Land dieser Erklarung zustimmi.

4. Dic vier Siegermichte erkiaren, daB die Grenzen des vereinigten Deutschland einen endgiiltigen
Charakter haben, der weder durch ¢in dulleres Ercignis noch durch GuBere Umstande in Frage
gestellt werden kann.

Der Aulienminister Polens, Krzysztof Skubiszewski, weist darauf hin. daB nach Ansicht der
polnischen Regierung diese Erklirung keine Grenzgarantie durch die vier Machte darstelit.

Der Aulicnminister der Bundesrepublik Deutschland, Hans-Dietrich Genscher, weist darauf hin, dal
cr zur Kenntnis genommen hat, dafl diese Erklarung fur die polnische Regierung keine
Grenzgarantie darstellt. stimmt der Erklirung der vier Michte zu und daB
dic in dieser Erkldrung erwihnten Ereignisse oder Umstinde nicht eintreten werden, d. h.,
Fricdensvataag oder cine I nedeastesclung micht beabsichtizt sind FOTSE 0 TGN R SRS 1Rt 51
BRD abgegebenen Erklirung zu,

(RTREE R iites Treflon der Aulleanministor der Zwed plus Vier, 17, 7, 1990 hBEECIE Anlage 2
Protokoll des franzasischen Vorsitzenden, 17. 7, 1990. Deutsche Einheit, S. 4069 (vgl. Dt Einh., S.
1369-1370) (¢) Oldenbourg Verlag]
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,Nr. 354B Anlage 2 Protokoll des Franzosischen Vorsitzenden

Zusammenkunft der Auf3enminister Frankreichs,

Polens,

Der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken,

Der Vereinigten Staaten von Amerika,

GrofRbritannien,

Der Bundesrepublik Deutschland

und der Deutschen Demokratischen Republik in Paris am 17. Juli 1990

Protokoll1 1.

Das Prinzip Nr. 1 hinsichtlich der Frage der deutschen Grenzen, auf das sich die sechs
Mitgliedstaaten der in Ottawa eingesetzten Gruppe geeinigt haben, wir durch folgenden Satz
erganzt: <Die Bestatigung des endglltigen Charakters der Grenzen wird einen wesentlichen
Bestandteil der Friedensordnung in Europa darstellen>

2. Der Wortlaut des 2. Prinzips hinsichtlich der Frage der deutschen Grenzen wird wie folgt
geandert: Die Worte <die bestehende Westgrenze Polens> werden durch die Worte <die
zwischen ihnen bestehende Grenze> ersetzt.

3. Der AulRenminister der Bundesrepublik Deutschland, Hans-Dietrich Genscher, erklart, daf?
<der Vertrag uber die deutsch-polnische Grenze innerhalb der kirzestmdglichen Frist nach
der Vereinigung und der Wiederherstellung der Souveranitat Deutschlands unterzeichnet und
dem gesamtdeutschen Parlament zwecks Ratifizierung unterbreitet werden wird.

2: Der AulRenminister der Deutschen Demokratischen Republik, Markus Meckel, hat darauf
hingewiesen, dass sein Land dieser Erklarung zustimmt.

4. Die vier Siegermachte erklaren, dalk die Grenzen des vereinigten Deutschland einen
endgultigen Charakter haben, der weder durch ein dufReres Ereignis noch durch aullere
Umstande in Frage gestellt werden kann.

Der Aulzenminister Polens, Krzysztof Skubiszewski, weist darauf hin, daf3 nach Ansicht der
polnischen Regierung diese Erklarung keine Grenzgarantie durch die vier Machte darstellt.
Der AuRenminister der Bundesrepublik Deutschland, Hans-Dietrich Genscher, weist darauf
hin, dal® er zur Kenntnis genommen hat, dal} diese Erklarung fir die polnische Regierung
keine Grenzgarantie darstellt. Die BRD stimmt der Erklarung der vier Machte zu und
unterstreicht, dal die in dieser Erklarung erwahnten Ereignisse oder Umstande nicht
eintreten werden, d. h., daB ein Friedenvertrag oder eine Friedensregelung nicht
beabsichtigt sind. Die DDR stimmt der von der BRD abgegebenen Erklarung zu.

[Nr. 354: Drittes Treffen der AuBenminister der Zwei plus Vier, 17.7.1990: Nr. 354B:
Anlage 2 Protokoll des franzdsischen Vorsitzenden, 17.7.1990, Deutsche Einheit, S. 4069
(vgl. Dr. Einh., S. 1369-1370) ( ¢ ) Oldenbourg Verlag]

Quelle: https://hopifrei.wordpress.com/wp-content/uploads/2014/07/brd-verhindert-
friedensvertraqg.pdf
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B
/N

HANS DIFTRICH GENSCHER UND KRZYSZTOF SKUBISZEWSKS

PARIS - DRITTES TREFFEN DER AUSSENMINISTER
DER ZWEI-PLUS-VIER VERTRETER
UNTER ZEITWEILIGER BETEILIGUNG POLENS VOM 17. JULI 1990

"DIE VIER MACHTE ERKLAREN,

DASS DER ENDGULTIGE CHARAKTER DER GRENZEN
DEUTSCHLANDS DURCH KEINE AUSWARTIGEN UMSTANDE
ODER EREIGNISSE IN FRAGE GESTELLT WERDEN KANN."
DER AUSSENMINISTER POLENS, KRZYSZTOF SKUBISZEWSKI,
WEIST DARAUF HIN, DASS NACH
ANSICHT DER POLNISCHEN REGIERUNG
DIESE ERKLARUNG KEINE GRENZGARANTIE
DURCH DIE VIER MACHTE DARSTELLT.

DER AUSSENMINISTER
DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND,

HANS-DIETRICH GENSCHER SAGTE

DIE BRD STIMMT DER ERKLARUNG DER VIER MACHTE ZU
UND UNTERSTREICHT,
DASS DIE IN DIESER ERKLARUNG
ERWAHNTEN EREIGNISSE ODER

UMSTANDE NICHT EINTRETEN WERDEN, DH,

DASS EIN FRIEDENSVERTRAG
( WIE IM POTSDAMER ABKOMMEN VOM 2. 8. 1945 VORGESEHEN)

ODER EINE FRIEDENSREGELUNG
NICHT BEABSICHTIGT SIND.

LHANS-DIETRICH GENSCHER UND KRZYSZTOF SKUBISZEWSKI
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PARIS - DRITTES TREFFEN DER AUSSENMINISTER DER ZWEI-PLUS-VIER
VERTRETER UNTER ZEITWEILIGER BETEILIGUNG POLENS VOM 17. JULI
1990

,Die VIER MACHTE ERKLAREN; DASS DER ENDGULTIGE
CHARAKTER DER GRENZEN DEUTSCHLANDS DURCH KEINE
AUSWARTIGEN UMSTANDE ODER EREIGNISSE IN FRAGE
GESTELLT WERDEN KANN.*

DER AUSSENMINISTER POLENS, KRZYSZTOF SKUBISZEWSKI, WEIST DARAUF HIN,
DASS NACH ANSICHT DER POLNISCHEN REGIERUNG DIESE ERKLARUNG KEINE
GRENZGARANTIE DURCH DIE VIER MACHTE DARSTELLT.

DER AUSSENMINISTER
DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND

HANS-DIETRICH GENSCHER SAGTE:

DIE BRD STIMMT DER ERKLARUNG DER VIER MACHTE ZU
UND UNTERSTREICHT,
DASS DIE IN DIESER ERKLARUNG
ERWAHNTEN EREIGNISSEODER

UMSTANDE NICHT EINTRETEN WERDEN, D.H.,

DASS EIN FRIEDENSVERTRAG
(WIE IM POTSDAMER ABKOMMEN VOM 2.8.1945 VORGESEHEN)

ODER EINE FRIEDENSREGELUNG
NICHT BEABSICHTIGT SIND.“

Quelle: https://hopifrei.wordpress.com/wp-content/uploads/2014/07/brd-verhindert-friedensvertrag.pdf
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Adenauer und Polen

Beharrlich verfocht Adenauer, obwohl er
privat ganz andere Ansichten hegte, die
Notwendigkeit des Abschlusses eines
Friedensvertrages und den Rechtsanspruch
Deutschlands auf die Gebiete, die 1937 zum
Deutschen Reich gehorten.

"Die Bundesrepublik Deutschland hatte in den ersten Jahren kein
Mandat um offizielle Beziehungen zu anderen Staaten aufzubauen.
Bis zur Erlangung der Souveranitat am 5. Mai 1955 ging es ihr vor
allem um den Aufbau von Beziehungen zum Westen, sie trat dem
nordaltantischen Verteidigungsbundnis (NATO) bei. Gewohnlich
wird behauptet, Adenauer habe es als seine wesentliche Aufgabe
angesehen, auBBenpolitisch die Versohnung mit Frankreich, die
Wiedergutmachung am judischen Volk und dem Staat Israel und die
Verstandigung mit Polen zu regeln. In der operativen Politik richtete
Adenauer jedoch seine ganze Energie auf die Erreichung der ersten
beiden Ziele. Adenauers Politik in Richtung Osteuropa
behauptete vor allem den Alleinvertretungsanspruch
deutscher Interessen. Ohne Friedensvertrag, behauptete
Adenauer, sei ein SchluBRwort uber Deutschlands Grenzen
von 1937 nichtgesprochen".

https://www.deutscheundpolen.de/themen/thema_jsp/
kev=adenauer und polen.html

,Adenauer und Polen

Beharrlich verfocht Adenauer, obwohl er privat ganz andere Ansichten hegte, die
Notwendigkeit des Abschlusses eines Friedensvertrages und den Rechtsanspruch
Deutschlands auf die Gebiete, die 1937 zum Deutschen Reich gehorten.

,Die Bundesrepublik Deutschland hatte in den ersten Jahren kein Mandat um offizielle
Beziehungen zu anderen Staaten aufzubauen. Bis zur Erlangung der Souveranitat am 5. Mai
1955 ging es ihr vor allem um den Aufbau von Beziehungen zum Westen, sie trat dem
nordatlantischen Verteidigungsbundnis (NATO) bei. Gewdhnlich wird behauptet, Adenauer
habe es als seine wesentliche Aufgabe angesehen, aullenpolitisch die Verséhnung mit
Frankreich, die Wiedergutmachung am judischen Volk und dem Staat Israel und die
Verstandigung mit Polen zu regeln. In der operativen Politik richtete Adenauer jedoch seine
ganze Energie auf die Erreichung der ersten beiden Ziele.

Adenauers Politik in Richtung Osteuropa behauptete vor allem den
Alleinvertretungsanspruch deutscher Interessen. Ohne Friedensvertrag, behauptete
Adenauer, sei ein SchluBwort tiber Deutschlands Grenzen von 1937 nichtgesprochen.*
Quelle: https://www.deutscheundpolen.de/themen/thema_jsp/key=adenauer und polen.html
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In Art. 53 + 107 der UN-Charta steht sinngemaR:

UN-Mitglieder durfen nur dann gegen andere Staaten
Krieg fuhren, wenn sie dafur vorher die Zustimmung vom
UN-Sicherheitsrat erhalten haben. Lediglich gegen
,Feindstaaten* durfen jederzeit kriegerische MaBRnahmen

auch ohne UN-Zustimmung gefuhrt werden.

,Feindstaat® ist jeder Staat, der wahrend des Zweiten
Weltkriegs Feind der Alliierten war.

Die UN-Charta ist im Bundesgesetzblatt 1973, Teil Il,
Seite 431, als ,,amtliche Fassung der Bundesrepublik
Deutschland* volkerrechtliche Grundlage geworden.

N Art. 53 + 107 der UN-Charta steht sinngemag:

UN-Mitglieder durfen nur dann gegen andere Staaten Krieg fiihren, wenn sie dafiir vorher
die Zustimmung vom UN-Sicherheitsrat erhalten haben. Lediglich gegen ,Feindstaaten®
durfen jederzeit kriegerische MaRnahmen auch ghne UN-Zustimmung gefuhrt werden.

»Feindstaat“ ist jeder Staat, der wahrend des Zweiten Weltkriegs Feind der Alliierten
war. Die UN-Charta ist im Bundesgesetzblatt 1973, Teil Il, Seite 431, als ,amtliche Fassung
der Bundesrepublik Deutschland“ volkerrechtliche Grundlage geworden.®

Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Feindstaatenklausel
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®

Immer nnch Feindstaat Deutschiand

terview mit Karl Albre

ISCNNelse

Wie wird Deutschland wieder souveran? Der Staatsrechtler Karl
Albrecht Schachtschneider iiber Geheimvertrage und die Notwen-
digkeit eines Austritts aus NATO und EU.

Zu den Griindungselementen der UNO gehort
die «Feindstaatenklausel» gegen die Verlier-
erstaaten des Zweiten Weltlkrieges. Ist die-
se Klausel heute nur noch vilkerrechtliche
Folklore? Oder, anders gefragt: Inwiefern ist
ihr Fortbestehen immer noch ein Hindernis
1ur dle deutsche Souveranitat?

1 ist das kein Widerspruch, Feindstaa-

und S
souveran. Deutsct
halten das natir

tenklause

friherer Feind - viele

let, die Feir

Kein Geheimver-
trag hat irgendeine

vilkerrechtliche
\/erbindlichkeit.

der Staatssouverdnitat zugrun
der Staatseigensc

Waffe gegen Neutralita

Nehmen wir einmal an, ein kiinftiges Deut-
schland tritt aus der NATO aus — da miissten
wir sowieso mit GegenmaBnahmen des Gro-
Ren Bruders rechnen. Wiirde die Feindstaa-
tenklausel ein amerikanisches Eingreifen
gegen ein blockfreies Deutschland leichter
machen?

Allemal wiirde es das erleichtern
s einen feindliche

wenn mat
ien Austritt aus der NATO a
AKL ginstuit

Aber wer definiert das, der UN-Sicherheits-
rat?

Nein, das definieren die frilheren Feinde

Gemeinsam oder einzeln?
er ginzeln. Jeder Einzelne, der

_P\_!r_—"

hatten ja gar nicht die militd

Die haben die Mdglichkeit, gar
ienstandiq, unabhangig
unabhdngig ~ von den G
ch dann zu ver
MaBlnahmen zu treffs

Feindstaat abzuw

Fahigkeiten

tionen, S
Jie entsprechender
diese Gefahrdung durch der

Jmmer noch: Feindstaat Deutschland Interview mit Karl Albrecht Schachtschneider Wie
wird Deutschland wieder souveran? Der Staatsrechtler Karl Albrecht
Schachtschneider iiber Geheimvertrage und die Notwendigkeit eines Austritts aus der
NATO und EU. Zu den Griindungselementen der UNO gehort die
<Feindstaatenklausel> gegen die Verliererstaaten des Zweiten Weltkrieges. Ist diese
Klausel heute nur noch voélkerrechtliche Folklore? Oder, anders gefragt: Inwiefern ist
ihr Fortbestehen immer noch ein Hindernis fiir die deutsche Souveranitat?
Grundsatzlich ist das kein Widerspruch, Feindstaatenklausel und Souveranitat. Auch ein
Feind ist souveran. Deutschland als friherer Feind - viele halten das naturlich fir obsolet, die

Feindstaatenklausel -

aber als friiherer Feind, nach der UNO-Charta, ist souveran.

Souveranitat ergibt sich, auch, wenn man frihere Auffassungen von der Staatssouveranitat
zugrunde legt, einfach aus der Staatseigenschaft Deutschlands. Und insbesondere daraus,
dass Deutschland eben freie Birger hat. Das wird nicht in jeder Weise gelebt, aber ist vom
politischen und rechtlichen Anspruch her so zu sehen. Also: Ich sehe keinen Widerspruch
zwischen Feindstaatenklausel und Souveranitat. Waffe gegen Neutralitdt Nehmen wir
einmal an, ein kiinftiges Deutschland tritt aus der NATO aus - da miissten wir sowieso
mit GegenmaBRnahmen des groBen Bruders rechnen. Wiirde die Feindstaatenklausel
ein amerikanisches Eingreifen gegen ein blockfreies Deutschland leichter machen?
Allemal wirde es das erleichtern, wenn man einen Austritt aus der NATO als einen
feindlichen Akt einstuft. Aber wer definiert das, der UN-Sicherheitsrat? Nein, das
definieren die friheren Feinde. Gemeinsam oder einzeln? Jeder einzeln. Jeder Einzelne,
der die Macht dazu hatte - das sind insbesondere die USA, die meisten anderen héatten ja
gar nicht die militarischen Fahigkeiten. Die haben die Mdglichkeit, ganz eigenstandig,
unabhangig - von den Gremien der Vereinten Nationen, sich dann zu verteidigen. Das heif3t
also, die entsprechenden Malinahmen zu treffen, um diese Gefahrdung durch den

Kein Geheimvertrag hat irgendeine vélkerrechtliche

Feindstaat abzuweh...

Verbindlichkeit.”
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Deutschland, Feindstaat der Vereinten Nationen
9 Von Berthold Seewald
1 Freier Autor Geschichte

Verdffentlicht am 25.09.2012 | Lesedaver: 3 Minuten

o

K S5 X =

)1

New York erwartet die Vertreter von 193 Staaten: Traditionell findet die Vollversammlung der Vereinten
Nationen im September statt

Quelle: picture alliance / dpa

»,Deutschland, Feindstaat der Vereinten Nationen Die Bundesregierung strebt einen
standigen Sitz im Weltsicherheitsrat an. Dabei gelten Deutschland und seine ehemaligen
Verbiindeten des Zweiten Weltkriegs laut UN-Charte immer noch als Feindstaaten.”
Quelle: https://www.welt.de/kultur/history/article109374718/Deutschland-Feindstaat-der-Vereinten-
Nationen.html

Russischer Historiker {iber vier Einschrénkungen der deutschen Souveranllal durch  2+4-Vertrag S »

~— ~— ~———
In der Potsdamer Konferenz in'1945 haben sich'die Allnerten
. o
auf einheitliche Losungsform‘ekl in Bezug agf be'5|egtes
Deutschland geeinigt.‘Es'giTId vierg Do- Demilitarisierung,
Demokratisierung, Denazifizierung und‘D‘emonop_oligi‘erun%S

———

Diese Vereinbarung zwischen Allierten sollte dle Grundlage
A -
des zukiinftigen Fruedensvertrages mit Deutschland werden.

Y
\3-
Danach fand die Pariser Konferenz in 1947 statt,
~ ~ W s Py e
wo jedoch der Friedensvertrag mit Deutschland
’ - . 2 g -
von Allierten nicht unterzeichnet worden war!

> Pl «x 1:37/807

»Russischer Historiker liber die vier Einschrankungen der deutschen Souveranitat
durch 2+4-Vertrag In der Potsdamer Konferenz in 1945 haben sich die Alliierten auf
einheitliche Losungsformel in Bezug auf besiegtes Deutschland geeinigt. Es sind vier
,»D“- Demilitarisierung, Demokratisierung, Denazifizierung und Demonopolisierung.
Diese Vereinbarung zwischen Alliierten sollte die Grundlage des zukiinftigen
Friedensvertrages mit Deutschland werden. Danach fand die Pariser Konferenz in
1947 statt, wo jedoch der Friedensvertrag mit Deutschland von Alliierten nicht
unterzeichnet worden war.”“ Quelle: https://www.youtube.com/watch?v=vjf3WMzPvpY
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»2. Weltkrieg“ ab 1939 bis heute > Kriegserklarungen gegen Deutschland:

01.) 01. September 1939 - Polen

02.) 03. September 1939 - GroRbritannien

03.) 03. September 1939 - Australien

04.) 03. September 1939 - Neuseeland

05.) 03. September 1939 - Frankreich

06.) 06. September 1939 - Stdafrikanische Union
07.) 10. September 1939 — Kanada

08.) 09. April 1940 - Norwegen

09.) 09. April 1940 - Danemark

10.) 10. Mai 1940 - Niederlande
11.) 10. Mai 1940 - Belgien

12.) 10. Mai 1940 - Luxemburg

13.) 06. April 1941 - Jugoslawien

14.) 06. April 1941 - Griechenland

15.) 22. Juni 1941 - USSR (Sowjetunion)

16.) 09. Dezember 1941 - China (Chungking-Regierung)

17.) 09. Dezember 1941 - Frankreich (De Gaulle-Komitee)

18.) 11. Dezember 1941 - USA (nach deutscher Kriegserklarung)
21.) 11. Dezember 1941 - Kuba

22.) 11. Dezember 1941 - Dominikanische Republik

23.) 11. Dezember 1941 - Guatemala

24.) 11. Dezember 1941 - Nicaragua

25.) 11. Dezember 1941 - Haiti

26.) 12. Dezember 1941 - Honduras

27.) 12. Dezember 1941 - El Salvador

28.) 17. Dezember 1941 - Tschechoslowakei (Exilregierung rickwirkend ab 15. Marz 1939)

29.) 19. Januar 1942 - Panama
30.) 22. Mai 1942 - Mexiko

31.) August 1942 - Brasilien
32.) 01. Dezember 1942 - Athiopien

33.) 16. Januar 1943 - Irak

34.) 07. April 1943 - Bolivien
35.) 09. September 1943 — Iran®
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,36.) 13. Oktober 1943 - Italien (Badoglio-Regierung)
37.) 27. November 1943 - Kolumbien

38.) 27. Januar 1944 - Liberia

39.) 21. August 1944 - San Marino

40.) 25. August 1944 - Rumanien (nach Sturz Antonescus)
41.) 08. September 1944 - Bulgarien

42.) 31. Dezember 1944 - Ungarn (Gegenregierung)

43.) 02. Februar 1945 - Ecuador

44.) 08. Februar 1945 - Paraguay
45.) 12. Februar 1945 - Peru

46.) 15. Februar 1945 - Uruguay

47.) 16. Februar 1945 - Venezuela
48.) 26. Februar 1945 - Agypten

49.) 26. Februar 1945 - Syrien

50.) 27. Februar 1945 - Libanon

51.) 28. Februar 1945 - Saudi Arabien
52.) 01. Marz 1945 - Turkei

53.) 03. Marz 1945 - Finnland (rickw. Ab 16. Sept. 1944)
54.) 27. Marz 1945 - Argentinien

(Quelle: Der grof3e Ploetz, Verlag Ploetz, Freiburg 1991)

Die Aufstellung zeigt Tatsachen ganz deutlich, dass die Verantwortung fiir die Ausweitung
eines lokalen Krieges zum Weltkrieg bei den Alliierten liegt. Im Jahre 1945 existierten nur 60
Nationen auf der Erde! Von diesen hatten 54 Deutschland den Krieg erklart. Mit diesen 54
Nationen wurden bis heute keine Friedensvertrage abgeschlossen. Der Kriegszustand mit
Deutschland wurde somit zementiert. 1948 wurde die UNO (United Nations Organisation)
von 50 Nationen gegriindet. Diese beschlossen die Anwendung der Feindstaatenklausel auf
Deutschland. Die alliierten Besatzungstruppen haben Deutschland nie verlassen. Die
alliierten Vorbehaltsrechte sind u.a. im Artikel 139 GG festgelegt. Ferner unterhalten die
Alliilerten Atomwaffen auf deutschem Boden. Ergebnis: Deutschland hat bis heute keine
Souveranitat, die deutsche Demokratie ist eine Tauschung und die regierenden Politiker sind
nur Marionetten.*
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BERICHTE UND URKUNDEN

VOLKERRECHT

Volkerrechtliche Praxis
der Bundesrepublik Deutschland im Jahre 1959

http://www.zaoerv.de
© 1961 Max-Planck-Institut flir auslandisches offentliches Recht und Vélkerrecht

,,_Berichte und Urkunden — Volkerrecht — volkerrechtliche Praxis der Bundesrepublik
Deutschland im Jahre 1959 Quelle: https://www.zaoerv.de/ +
https://www.nomos.de/zeitschriften/zaoerv/ + https://www.nomos-elibrary.de/zeitschrift/0044-2348

tiert. Auch Staatssekretir Herter hat dieses Recht der Bundesregierung in der
Sitzung der Genfer Aufenministerkonferenz am 14. Mai 1959 !12) erneut mit
der Erklirung bekriftigt, nur die Bundesregierung konne fiir das deutsche Volk
sprechen, weil nur sie aus freien Wahlen hervorgegangen sei.

Dieses Recht hat zum Inhalt, daff die Bundesregierung berechtigt und ver-
pflichtet ist, die politischen Interessen aller Deutschen wahrzunehmen. Sie hat
dies bisher getan und wird es auch weiterhin tun. Dessen ungeachtet kann die
Bundesregierung jedoch angesichts der derzeitigen Teilung Deutschlands keine
volkerrechtlich wirksamen Verpflichtungen eingehen, die eine Friedensregelung
fiir Gésamtdeutschland zum Gegenstand hitten. Derartige Regelungen kdnnten
— wie die Bundesregierung wiederholt ausdriicklich erklirt hat — nur mit einer
Regierung getroffen werden, die durch das gesamte deutsche Volk legitimiert
iste 113),

»LAuch Staatssekretar Herter hat dieses Recht der Bundesregierung in der Sitzung der Genfer
AuRenministerkonferenz am 14. Mai 1959 erneut mit der Erklarung bekraftigt, nur die
Bundesregierung kénne fur das deutsche Volk sprechen, weil nur sie aus freien Wahlen
hervorgegangen sei. Dieses Recht hat zum Inhalt, dal} die Bundesregierung berechtigt und
verpflichtet ist, die politischen Interessen aller Deutschen wahrzunehmen. Sie hat dies bisher
getan und wird dies auch weiterhin tun. Dessen ungeachtet kann die Bundesregierung
jedoch angesichts der derzeitigen Teilung Deutschlands keine volkerrechtlich wirksamen
Verpflichtungen eingehen, die eine Friedensregelung fir Gesamtdeutschland zum
Gegenstand hatten. Derartige Regelungen kdnnten — wie die Bundesregierung wiederholt

ausdrucklich erklart hat — nur mit einer Regierung getroffen werden, die durch das gesamte
deutsche Volk legitimiert ist.*
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Vélkerrechtliche Praxis der Bundesrepublik Deutschland 1959 291

die Bundesregierung am 28. Juni 1956%!) und am 31. Januar 1957 122) Er-
klirungen abgegeben, die auch heute noch giiltig sind. Ich zitiere aus diesen
Erklirungen: Die Bundesregierung hat sich niemals mit der Teilung Deutsch-
lands abgefunden. In voller Ubereinstimmung mit dem erklirten Willen des
ganzen deutschen Volkes hat sie immer wieder darauf hingewiesen, dafl das
Deutsche Reich in seinen Grenzen von 1937 fortbesteht und daf einseitige Ent-
scheidungen, die in den Jahren nach dem volligen Zusammenbruch getroffen
wurden, vom deutschen Volk nicht anerkannt werden.

Gleichzeitig aber hat die Bundesregierung versichert, dal sie ihren Rechts-
anspruch niemals mit Mitteln der Gewalt, sondern ausschlieflich auf dem Wege
einer friedlichen Verstindigung verwirklichen will.

Zustindig fiir Vereinbarungen dieser Art kann nur eine gesamtdeutsche
Regierung sein, die das Mandat des ganzen deutschen Volkes besitzt. Und eine
solche Regelung kann nur in einem Friedensvertrag gefunden werden, der das
Ergebnis freier Verhandlungen sein muf}. Die Bundesregierung hofft dabei, dafl
es moglich sein wird, eine gemeinsame Ldsung zu finden und damit die Grund-
lage einer dauerhaften Verstindigung und Freundschaft, auch mit den Vélkern

»2Auch Staatssekretar Herter hat dieses Recht der Bundesregierung in der Sitzung der Genfer
AuBenministerkonferenz am 14. Nai 1959 erneut mit der Erklarung bekréaftigt, nur die
Bundesregierung kénne fir das deutsche Volk sprechen, weil nur sie aus freien Wahlen
hervorgegangen sei. Dieses Recht hat zum Inhalt, dal} die Bundesregierung berechtigt und
verpflichtet ist, die politischen Interessen aller Deutschen wahrzunehmen. Sie hat dies bisher
getan und wird dies auch weiterhin tun. Dessen ungeachtet kann die Bundesregierung
jedoch angesichts der derzeitigen Teilung Deutschlands keine volkerrechtlich wirksamen
Verpflichtungen eingehen, die eine Friedensregelung fir Gesamtdeutschland zum
Gegenstand hatten.Derartige Regelungen kdnnten — wie die Bundesregierung wiederholt
ausdricklich erklart hat — nur mit einer Regierung getroffen werden, die durch das gesamte
deutsche Volk legitimiert ist.”

L JACVIANY LZINVALLA A LAWALLIWG RSBt e

)

> Friedensregelt

~ beabsichtigt sind
. "

.Die Bundesrepublik Deutschland unterstreicht, ... daB ein Friedensvertrag oder eine
Friedensregelung nicht beabsichtigt sind.” Bundeskanzleramt-Protokoll Nr.354 B || vom
17.07.1990 Quelle: Dissertation von Michael Rensmann: ,Besatzungsrecht im wiedervereinten
Deutschland®
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15.1 Das von der BRD-Treuhand abgelehnte Friedensangebot der
UdSSR von Josef Stalin!

Note der Sowjetregierung
ie Westmuchte

Ricnde Minister  mit Deutschland. Der I T Wl Grundlagen eines
(PP, dem Botschafter  Friedensvertrages mit s .
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,,Note der Sow;etreglerung an die drei Westmachte zur Frage eines Frledensvertrages
mit Deutschland“ ,,Entwurf der Sowjetregierung fiir einen Friedensvertrag mit
Deutschland” )

Quelle: Das Volk LANDESORGAN THURINGEN DER SOZIALISTISCHEN EINHEITSPARTEI

DEUTSCHLANDS Nr. 61 (7. Jahrg.) Sonneberg, Mittwoch, 12 Marz 1952*
Quelle: https://www.unsere-zeit.de/wp-content/uploads/2022/03/091003 note-der-sowjetregierung_plakat 2000-

02-0281.jpg
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,Das Volk*

,LANDESORGAN THURINGEN DER SOZIALISTISCHEN EINHEITSPARTEI
DEUTSCHLANDS

Nr. 61 (7. Jahrg.) Sonneberg, Mittwoch, 12 Marz 1952 Preis 15 Pfennig

Note der Sowjetregierung an die drei Westmachte zur Frage eines
Friedensvertrages mit Deutschland

M o s k a u (ADN). Am Montag Uberreichte der stellvertretende Minister fur Auswartige
Angelegenheiten der UdSSR, A. A. Gromyko, dem Botschafter GroR3britanniens, Herrn
Gascoigne, dem Geschaftstrager der U S A, Herrn Oshaugnessy, und dem Geschéaftstrager
Frankreichs, Herrn Broinval, eine Note der Sowjetregierung zur Frage der
Vorbereitung eines Friedensvertrages mit Deutschland. Der Note ist der sowjetische Entwurf
fur die Grundlagen eines Friedensvertrages mit Deutschland beigefligt.

Nachstehend der Text der Note an die Regierung der USA und der Text des Entwurfs fur
die Grundlagen eines Friedensvertrages mit Deutschland.

,Die Sowjetregierung halt es fiir notwendig, die Regierung der Vereinigten Staaten von
Amerika darauf aufmerksam zu machen, daf3, obwohl seit Beendigung des Krieges in
Europa bereits sieben Jahre vergangen sind, immer noch kein Friedensvertrag mit
Deutschland abgeschlossen wurde.

Um diesen unnormalen Zustand zu beseitigen, wendet sich die Sowjetregierung, die das
Schreiben der Regierung der Deutschen Demokratischen Republik mit der an die vier
Machte gerichteten Bitte um Beschleunigung des Abschlusses eines Friedensvertrages mit
Deutschland unterstiitzt, ihrerseits an die Regierung der Vereinigten Staaten und an die
Regierungen GroRbritanniens und Frankreichs mit dem Vorschlag, unverziglich die Frage
eines Friedensvertrages mit Deutschland zu erwagen, damit in nachster Zeit als vereinbarter
Friedensvertragsentwurf vorbereitet und einer entsprechenden internationalen Konferenz
unter Beteiligung aller Interessierten Staaten zur Prufung vorgelegt wird.

Es versteht sich, dal3 ein solcher Friedensvertrag unter unmittelbarer Beteiligung
Deutschlands, vertreten durch eine gesamtdeutsche Regierung, ausgearbeitet werden mufR.
Hieraus folgt, dass die UdSSR, die USA, Grof3britannien und Frankreich, die in Deutschland
Kontrollfunktionen austiben, auch die Frage der Bedingungen prifen missen, die die
schleunigste Bildung einer gesamtdeutschen, den Willen des deutschen Volkes
ausdriickenden Regierung férdern.

Um die Vorbereitung des Entwurfs eines Friedensvertrages zu erleichtern, legt die
Sowijetregierung ihrerseits den Regierungen der USA, Grof3britannien und Frankreichs den
beigefuigten Entwurf fur die Grundlagen eines Friedensvertrages mit Deutschland zur
Prifung vor.

Die Sowjetregierung schlagt vor, diesen Entwurf zu erértern, und erklart sich gleichzeitig
bereit, auch andere eventuelle Vorschlage zu dieser Frage zu prufen.

Die Regierung der UdSSR rechnet damit, in kirzester Frist eine Antwort der Regierung der
USA auf den ebenerwahnten Vorschlag zu erhalten.

Gleichlautende Noten hat die Sowjetregierung auch an die Regierungen GroRRbritanniens
und Frankreich gerichtet.”

Entwurf der Sowjetregierung fiir einen Friedensvertrag mit Deutschland

Seit Beendigung des Krieges mit Deutschland sind fast sieben Jahre vergangen, jedoch
hat Deutschland immer noch keinen Friedensvertrag, es ist gespalten und befindet sich
gegenuber anderen Staaten in einer nicht gleichberechtigten Situation. Diesem unnormalen
Zustand muf} ein Ende gemacht werden. Das entspricht dem Willen aller friedliebenden
Volker.
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Ohne den schnellsten Abschluf} eines Friedensvertrages mit Deutschland kann
.............................. der rechtmafigen nationalen Interessen des deutschen Volkes nicht
gewahrleistet werden.

Der Abschlul} eines Friedensvertrages mit Deutschland ist von grol3er Bedeutung fur die
Festigung des Friedens in Europa. Ein Friedensvertrag mit Deutschland wird die endgultige
Losung der Fragen erméglichen, die infolge des zweiten Weltkrieges entstanden sind. An
einer Losung dieser Fragen sind die europaischen Staaten, die unter der Hitleraggression
gelitten haben, besonders die Nachbarn Deutschlands, zutiefst interessiert. Der Abschluf3
eines Friedensvertrages mit Deutschland wird zu einer Besserung der internationalen
Gesamtlage und damit zur Herstellung eines dauerhaften Friedens beitragen.

Die Notwendigkeit, den Abschluf} eines Friedensvertrages mit Deutschland zu
beschleunigen, wird dadurch diktiert, dal} die Gefahr einer Wiederherstellung des deutschen
Militarismus, der zwei Weltkriege entfesselt hat, nicht beseitigt ist, weil die entsprechenden
Beschlusse der Potsdamer Konferenz immer noch nicht durchgefuhrt sind. Ein
Friedensvertrag mit Deutschland wird gewahrleisten, daf} ein Wiederaufleben des deutschen
Militarismus und einer deutschen Aggression unmaoglich wird.

Der Abschluf’ eines Friedensvertrages mit Deutschland wird flr das deutsche Volk die
Bedingungen eines dauerhaften Friedens herbeifiihren, die Entwicklung Deutschlands als
eines einheitlichen, unabhangigen, demokratischen und friedliebenden Staates in
Ubereinstimmung mit den Potsdamer Beschliissen férdern und dem deutschen Volk die
Maoglichkeit einer friedliebenden Zusammenarbeit mit anderen Volkern sichern.

Davon ausgehend haben die Regierungen der Sowjetunion, der Vereinigten Staaten von
Amerika, GroRbritannien und Frankreichs beschlossen, unverziglich mit der Ausarbeitung
eines Friedensvertrages mit Deutschland zu beginnen.

Die Regierungen der UdSSR, der USA, GroR3britanniens und Frankreichs sind der
Meinung, dal die Vorbereitung eines Friedensvertrages unter Beteiligung Deutschlands,
vertreten durch eine gesamtdeutsche Regierung erfolgen mul}, und daf der Friedensvertrag
mit Deutschland auf folgenden Grundlagen aufgebaut sein muf3:

Grundlagen des Friedensvertrages mit Deutschland
Die Teilnehmer

GrolRbritannien, die Sowjetunion, die USA, Frankreich, Polen, die Tschechoslowakei,
Belgien, Holland sind die anderen Staaten, die sich mit ihren Streitkraften am Krieg gegen
Deutschland beteiligt haben.

Politische Leitsatze

1. Deutschland wird als einheitlicher Staat wiederhergestellt. Damit wird der Spaltung,
Deutschlands ein Ende gemacht, und das geeinte Deutschland gewinnt die Mdglich-
keit, sich als unabhangiger, demokratischer, friedliebender Staat zu entwickeln.

2. Samtliche Streitkrafte der Besatzungsmachte missen spatestens ein Jahr nach
Inkrafttreten des Friedensvertrages aus Deutschland abgezogen werden. Gleich-
Zeitig werden samtliche auslandischen Militarstitzpunkte auf dem Territorium
Deutschlands liquidiert.

3. Dem deutschen Volk werden die demokratischen Rechte gewahrleistet sein, damit
alle unter deutscher Rechtsprechung stehenden Personen ohne Unterschied der
Rasse, des Geschlechts, der Sprache oder der Religion die Menschenrechte und die
Grundfreiheiten geniel3en, einschliellich der Redefreiheit, der Pressfreiheit, des
Rechts der freien Religionsausiibung, der Freiheit der politischen Uberzeugung und
der Versammlungsfreiheit.

4. In Deutschland mul3 den demokratischen Parteien und Organisationen freie
Betatigung gewahrleistet sein; sie missen das Recht haben, Uber ihre inneren
Angelegenheiten frei zu entscheiden, Tagungen und Versammlungen abzuhalten,
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Presse- und Publikationsfreiheit zu genielRen.

5. Auf dem Territorium Deutschlands dirfen Organisationen, die der Demokratie und
der Sache der Erhaltung des Friedensfriedlich sind, nicht bestehen.

6. Allen ehemaligen Angehdrigen der deutschen Armee, einschlieBlich der Offiziere
Und Generéle, allen ehemaligen Nazis, mit Ausnahme derer, die nach Gerichtsur-
teil eine Strafe flir von ihnen begangene Verbrechen verbifien, missen die gleichen
birgerlichen und politischen Rechte wie allen anderen deutschen Blrgern gewahrt
werden zur Teilnahme am Aufbau eines friedliebenden demokratischen
Deutschland.

7. Deutschland verpflichtet sich, keinerlei Koalitionen oder Militarblindnisse einzu-
gehen, die sich gegen irgendeinen Staat richten, der mit seinen Streitkraften am
Krieg gegen Deutschland teilgenommen hat.

Das Territorium

Das Territorium Deutschlands ist durch die Grenzen bestimmt, die durch die Beschllsse der
Potsdamer Konferenz der GroBmachte festgelegt wurden.

Wirtschaftliche Leitsatze

1. Es wird Deutschland gestattet sein, eigene nationale Streitkrafte (Land-, Luft- und
Seestreitkrafte) zu besitzen, die fur die Verteidigung des Landes notwendig sind.

2. Deutschland wird die Erneuerung von Kriegsmaterial und -ausristung gestattet werden,
deren Menge oder Typen nicht Uber die Grenzen dessen hinausgehen dirfen, was fir die
Streitkrafte erforderlich ist, die fur Deutschland durch den Friedensvertrag festgesetzt sind.

Deutschland und die Vereinten Nationen
Die Staaten, die den Friedensvertrag mit Deutschland abgeschlossen haben, werden das
Ersuchen Deutschlands um Aufnahme in die Organisation der Vereinten Nationen

unterstutzen.

Die Herren Gascoigne, Oshaugnessy und Broinval haben erklart, dal} sie die obigen
Noten und den Entwurf fur die Grundlagen eines ...........c.coiiiiiiiiiii e

Quelle: Das Volk LANDESORGAN THURINGEN DER SOZIALISTISCHEN EINHEITSPARTEI
DEUTSCHLANDS Nr. 61 (7. Jahrg.) Sonneberg, Mittwoch, 12 Marz 1952
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.Die Sowjefregierung hilt es Hir notwendig, die Reglerung der Verelniglen
Staaten von Aamilu":anul aulmerksam ru machen, daf, obwoh! self Beendigung
des Krieges In Europa bereifs sicben ‘l"dm ntg-::m sind, immer noch kein
Friedensverirag mit Deutschland schlossen wur

Um dleun.'mmnllcn lmmm beseifigen, wende! sich die Sowjetregie-
rung, die das Schreiben der Regierung der Deulschen Demokrafischen Repubiik
mil der an die vier Michie gerichieten Bifle um Beschleunigung des Abschlusses
eines Friedensverirages mit Deutschland unferstlitzf, ihrersells an die Regierung
der Vereiniglen Staaten und an die Reg'erungen Grofbritanniens und Frankreichs
mit dem Vorschlag, unverzliglich die Frage eines Friedensverirages mit Deulsch-

land zu erwigen, damil in nichster Zelt ein vereinbarter Friedensveriragsentwurf
vorbereitel und einer entsprechenden Internationalen Konferenx unter Befelligung
aller Interessierten Staaten zur Prilung vorgelegt wird,

Es versteht sich. dafj ein solcher Friedensverirag unter unmittelbarer Betelligung
Deutschlands, verireten durch eine Reglerung, ausgearbellet wer-
den muly. Mieraus foigl, dak die SR, die USA, Grofibritannien und Frankreich,
die In Deutschland Kontrolfunkfionen ausiiben, auch die Frage der
priifen milssen, die die schleunigsie Bildung einer gesamideutschen, den Willen
des deutschen Yolkes ausdriickenden Regierung i8rdem.

g O Ry e Ry rong Do g bt g
die Sowjetregierung Ihrerseits den Regierungen ens
Frankreichs den beigefliglen Entwurl fir die Grundlagen eines Friedensvertrages
mil Deutschiand zur vor,

Dia Sowjeireglerung schiiigt vor, diesen Entwurl mu erdriern, und erklint sich
pleichzeltig bereit, auch andere eventuelle Vorschlige 1u dieser Frage 1u priffen.

Die Regierung der UdSSR rechnet damit, in kilrzester Frist eine Anfworl der
Regierung der USA aul den obenerwihnten Vorschlag 1u erhallen.

Gleichlautende Nolen hal die Sowjeiregierung auch an die Regilorungen Grofj-
britanniens und Frankreichs gerichiet,”

,Die Sowjetregierung halt es fur notwendig, die Regierung der Vereinigten Staaten von
Amerika darauf aufmerksam zu machen, daf3, obwohl seit Beendigung des Krieges in
Europa bereits sieben Jahre vergangen sind, immer noch kein Friedensvertrag mit
Deutschland abgeschlossen wurde. Um diesen unnormalen Zustand zu beseitigen,
wendet sich die Sowjetregierung, die das Schreiben der Regierung der Deutschen
Demokratischen Republik mit der an die vier Machte gerichteten Bitte um Beschleunigung
des Abschlusses eines Friedensvertrages mit Deutschland unterstitzt, ihrerseits an die
Regierung der Vereinigten Staaten und an die Regierungen GroRbritanniens und Frankreichs
mit dem Vorschlag, unverzuglich die Frage eines Friedensvertragsentwurf vorbereitet und
einer entsprechenden Internationalen Konferenz unter Beteiligung aller Interessierten
Staaten zur Prufung vorgelegt wird.

Es versteht sich, dal} ein solcher Friedensvertrag unter unmittelbarer Beteiligung
Deutschlands, vertreten durch eine gesamtdeutsche Regierung, ausgearbeitet werden mul}.
Hieraus folgt, dal® die UdSSR, die USA, Grof3britannien und Frankreich, die in Deutschland
Kontrollfunktionen austiben, auch die Frage der Bedingungen prifen missen, die die
schleunigste Bildung einer gesamtdeutschen, den Willen des deutschen Volkes
ausdrickenden Regierung férdern.

Um die Vorbereitung des Entwurfs eines Friedensvertrages zu erleichtern, legt die
Sowijetregierung ihrerseits den Regierungen der USA, GroRbritanniens und Frankreichs den
beigefiuigten Entwurf fiir die Grundlagen eines Friedensvertrages mit Deutschland zu
Prifung vor.

Die Sowijetregierung schlagt vor, diesen Entwurf zu erdrtern, und erklart sich gleichzeitig
bereit, auch andere eventuelle Vorschlage zu dieser Frage zu prifen. Die Regierung der
UdSSR rechnet damit, in klrzester Frist eine Antwort der Regierung der USA auf den
obenerwahnten Vorschlag zu erhalten. Gleichlautende Noten hat die Sowjetregierung auch

an die Regierungen Grof3britanniens und Frankreichs gerichtet.”

Quelle:
https://www.degruyterbrill.com/document/doi/10.1524/9783486702910.197/html?srsltid=AfmBOoq1gNIP4YMqvVe
nMHxwcsbGZbbHZDfuhIRASKTa5FIZMmBV4Sd-
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»Note der Sowjetregierung uber Friedensvertrag mit Deutschland -
Friedensvertrag verhindert Bruderkrieg*
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»Fordert gesamtdeutsche Bératung!“
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friedensvertrag - Einheit Freineit- frieden
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»Friedensvertrag — Einheit — Freiheit — Frieden Wahit KPD“
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FUR Abschlu eines briedensvertroges noch imJohre 1951

" qmllnn Fnedensmarsth

| 1851!
Vorwirts zu den I|LW!Itf!stsnlelm dlr]lgtml und Studenten

fiir den Frieden vom 5.-19. August 1951 in Berlin!

L Nereptar et maado MO s - am B S -

,Gegen Remilitarisierung — FUR AbschluB eines Friedensvertrages noch im Jahre
1951Beteiligt Euch alle am GroRen Friedensmarsch 10. Juni 1951 — Vorwarts zu den Il
Weltfestspielen der Jugend und Studenten fur den Frieden vom 5.-19. August 1951 in Berlin!®
Quelle: https://www.dhm.de/archiv/imagazine/plakate/schluss damit/aggregatzustaende.htm
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DEN FRIEDEN

»Erzwingt den Frieden“
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Die westalliierten Siegerméachte haben kein Interesse am Welt-Frieden!

WEB DE - [Ticket#: 10062399] Zwei-plus-Vier-Vertrag - 2. Anfrage Seite 1von 2

AL FreeMail

WEB.DE

[Ticket#: 10062399] Zwei-plus-Vier-Vertrag - 2. Anfrage

Yon: Buergerservice <buergerservice@ auswaertiges-amt.de >
An: Andre.Liebich@web.de
Datum: 30.01.201515:14:26

AUSWARTIGES AMT
Blrgerservice

Sehr geehrter Herr Liebich,

vielen Dank fir Ihre Arfrage, die dem Birgerservice des Auswirtigen Arntes zur
Beantwortung weitergeleitet wurde.

Ein Friedensvertrag ist nur eine von mehreren Méglichkeiten, die Verhaltnisse
nach Kriegshandlungen einer Regelung zuzufihren, Aufarund der Teilung in
Zeiten des Kalten Krieges hat Deutschland nach dem Zweiten Weltkrieg keinen
Friedensvertrag mit den einstigen Siegermachten geschlossen, Die Aufnahme
friedlicher Beziehungen, die Ridkfihrung von Kriegsgefangenen, die Aufhebung
des Besatzungsstatuts, territoriale Fragen als klassische Gegenstande eines
Friedensvertrages wurden stattdessen in einer Reihe von Vertragswerken
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den eheraligen Kriegsgegnem
geregelt. Yorausgegangen war die einseitige Beendigung des Kriegszustandes mit
Deutschland durch die ehemaligen Feindstaaten in den ersten Jahren nach demn
Krieg, wodurch die Bezieshungen wieder uneingeschrankt dem Friedensvélkerrecht
unterstellt wurden,

Mit dern Vertrag Gber die abschlieBende Regelung in Bezug auf Deutschland vomn
12, Septernber 1930 (sog. 2 + 4 -- Vertrag) wurden die dufleren Aspekte der
Herstellung der deutschen Einheit geregelt. Der Vertrag bildet den

Schlusspunkt der europaischen Nachkriegsgeschichte, Das vereinte Deutschland
ist nicht mit offenen Fragen belastet, Vor diesern Hintergrund gilt: Mit derm "2

+ 4-- Vertrag" hat sich nach Einschatzung der beteiligten Michte auch die

Frage einer frisdensvertraglichen Regelung erledigt.

Mit freundlichen Grifen

Ihr Birgerservice im Auswartigen Amt

Antworten auf die 200 haufigsten Birgeranfragen finden Sie hier:

< httoufwww auswaertiges-
amt.defsid 947E7706137BES28F 77D57052B23BB28/DE/Infoservice/FAQ/Fragenkatalog_node.html

Adressen deutscher Vertretungen im Ausland finden Sie hier:
< httpffwww . auswaertiges-armt.de/DEfLaenderinformationen/DtAuslands vertretungens-Z-
Lasnderayzwahlseite node btml>

Auswaertiges Amt, Werderscher Markt 1, 10117 Berin, Deutschland
Tel, (+49)-(0)30-5000-2000, Fax (+49)-(0)30-5000-3402
< httpiffwww.auswaertiges-armt.de >

< rnailto:buergerservice@diplo.de>

Haftungsaussdchluss:

hitps:#3c.web.defmail/client/mail/print;jsessionid=4F451 AE4T7A26103D20E2AE74A. .. 05.02.2015
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WEB.DE - [Ticket#: 10062399] Zwei-plus-Vier-Vertrag - 2. Anfrage Seite 2 von 2

Die Auskinfte des Birgerservice beruhen auf den zum angegebenen
Zeitpunkt verfligharen Informationen. Diese wurden nach bestem Wissen und
unter Beachtung groBtmaglicher Sorgfalt erstellt. Eine Gewahr fur die
Richtigkeit und Vollstdndigkeit sowie eine Haftung fir eventuell

eintretende Schaden kann dennoch nicht Gbernommen werden. Gesetzliche
Vorschriften eines Landes kdnnen sich andern, ohne dass der
Blrgerservice hiervon unterrichtet wird.

Die in manchen Fallen (ibermittelten Links zu Inhalten von

Internet-Seiten Dritter sollen Ihnen helfen, die die in Ihrer

Email/Threm Schreiben erbetenen Informationen einfacher zu finden. Da
jedoch der Inhalt von Internetseiten dynamisch ist und sich jederzeit
andern kann, ist eine ununterbrochene Uberwachung dieser Inhalte durch
den Blrgerservice nicht maglich. Der Blrgerservice macht sich deshalb

den Inhalt von Intemet-Seiten Dritter, auf die per Link hingewiesen

wird, insoweit nicht zu eigen.

> Von: Andre Liebich [mailto: Andre. Liebich@web.de]
> Gesendet: Donnerstag, 29. Januar 2015 10:26

> An: Poststelle des AA

> Betreff: Zwei-plus-Vier-Vertrag - 2. Anfrage

> Wichtigkeit: Hoch

>
> 2wei-plus-Vier-Vertrag - 2. Anfrage

>

> Sehr geehrte Damen und Herren!

>

> Bitte heantworten Sie mir folgende Frage einfach mit JA oder NEIN:
> Ist der sogenannte "2wei-plus-Vier-Vertrag" ein volkerrechtlich

> verhindlich gultiger Friedensvertrag?

> JA oder NEIN?

>

> Vielen Dank.

>

> André Liebich

> Landsberger Allee 545

>
> [ 12679 ] Berlin

>

> +49 30 65770346
> +49 151 21371609

>
>

https://3c.web.de/mail/client/mail/print;jsessionid=4F451 AE47A26 103D20E2AE74A...  05.02.2015
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ANFRAGE:

»WEB.DE - [Ticket#: 100servic62399] Zwei-plus-Vier-Vertrag - 2. Anfrage

Die Auskiinfte des Burgerservice beruhen auf den zum angegebenen Zeitpunkt verfligbaren
Informationen. Diese wurden nach bestem Wissen und unter Beachtung gréRtmdglicher
Sorgfalt erstellt. Eine Gewabhr fur die Richtigkeit und Vollstandigkeit sowie eine Haftung flr
eventuell eintretende Schaden kann dennoch nicht tbernommen werden. Gesetzliche
Vorschriften eines Landes konnen sich andern, ohne dass der Burgerservice hiervon
unterrichtet wird. Die in manchen Fallen Gbermittelten Links zu Inhalten von Internet-Seiten
Dritter sollen Ihnen helfen, die die in lhrer Email/lnrem Schreiben erbetenen Informationen
einfacher zu finden. Da jedoch der Inhalt von Internetseiten dynamisch ist und sich jederzeit
andern kann, ist eine ununterbrochene Uberwachung dieser Inhalte durch den Biirgerservice
nicht méglich. Der Blrgerservice macht sich deshalb den Inhalt von Internet-Seiten Dritter,
auf die per Link hingewiesen wird, insoweit nicht zu eigen.

Urspriingliche Nachricht

Von: Andre Liebich [mailto: Andre-Liebich@web.de]

Gesendet: Donnerstag, 19. Januar 2015 10:26

An: Poststelle des AA

Betreff: Zwei-plus-Vier-Vertrag - 2. Anfrage

Sehr geehrte Damen und Herren! Bitte beantworten Sie mir folgende Frage einfach mit Ja
oder NEIN: Ist der sogenannte ,Zwei-plus-Vier-Vertrag® ein volkerrechtlich verbindlich
gultiger Friedensvertrag? Ja oder NEIN? Vielen Dank. André Liebich Landsberger Allee 545
[12679] Berlin®

ANTWORT:

»[Ticket#: 10062399] Zwei-plus-Vier-Vertrag - 2. Anfrage

Von: Buergerservice buergerservice@auswaertiges-amt.de

An: Andre.Liebich@web.de

Datum: 30.01.2015 15:14:26

AUSWARTIGES AMT Biirgerservice Sehr geehrter Herr Liebich, vielen Dank fiir Ihre
Anfrage, die dem Blrgerservice de Auswartigen Amtes zur Beantwortung weitergeleitet
wurde. Ein Friedensvertrag ist nur eine von mehreren Mdglichkeiten, die Verhaltnisse nach
Kriegshandlungen einer Regelung zuzufihren. Aufgrund der Teilung in Zeiten des Kalten
Krieges hat Deutschland nach dem Zweiten Weltkrieg keinen Friedensvertrag mit den
einstigen Siegerméchten geschlossen. Die Aufnahme friedlicher Beziehungen, die
Ruckfuhrung von Kriegsgefangenen, die Aufhebung des Besatzungsstatuts, territoriale
Fragen als klassische Gegenstande eines Friedensvertrages wurden stattdessen in einer
Reihe von Vertragswerken zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den ehemaligen
Kriegsgegnern geregelt. Vorausgegangen war die einseitige Beendigung des
Kriegszustandes mit Deutschland durch die ehemaligen Feindstaaten in den ersten Jahren
nach dem Krieg, wodurch die Beziehungen wieder uneingeschrankt dem Friedensvolkerrecht
unterstellt wurden. Mit dem Vertrag Uber die abschlieRende Regelung in Bezug auf
Deutschland von 12. September 1990 (sog. 2 + 4 — Vertrag) wurden die duf3eren Aspekte der
Herstellung der deutschen Einheit geregelt. Der Vertrag bildet den Schluf3punkt der
europaischen Nachkriegsgeschichte. Das vereinte Deutschland ist nicht mit offenen Fragen
belastet. Vor diesem Hintergrund gilt: Mit dem ,2+4--Vertrag“ hat sich nach Einschatzung der
beteiligten Machte auch die Frage einer friedensvertraglichen Regelung erledigt. Mit
freundlichen Grafen lhr Burgerservice im Auswartigen Amt*
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Kriegsdrehscheibe Deutschland

Die wichtigsten US-Militarstitzpunkte in Deutschland
US-Truppenzahl 2008 ca. 65.000
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Ergebnis: ,Kriegsdrehscheibe Deutschland — Die wichtigsten US- Militarstitzpunkte
in Deutschland — US- Truppenzahl 2008: ca. 65000 Hauptstandorte US-Airforce (Luftwaffe),
Hauptstandorte der US-Army (Heer) in Kaiserslautern und Grafenwéhr, Hauptquartier des
europ. US-Marine Corps, Europ. Hauptquartier der US-Army, Hauptquartier EUCOM,
Hauptquartier AFRICOM, bedeutender US- Militarstitzpunkt, US- Militarstitzpunkt® Quelle:
https://www.labournet.de/wp-content/uploads/2020/08/kriegsdrehscheibe-st%C3%BCtzpunkte-US-
BRD.jpg ACHTUNG Kriegslist: DIE BRD IST NICHT DEUTSCHLAND!!!

5 *

P »l o 004/756

Seite 292 von 387



https://www.labournet.de/wp-content/uploads/2020/08/kriegsdrehscheibe-st%C3%BCtzpunkte-US-BRD.jpg
https://www.labournet.de/wp-content/uploads/2020/08/kriegsdrehscheibe-st%C3%BCtzpunkte-US-BRD.jpg

A USO“IN;Q{ ,_‘ )

BERElTS*"222 MAL IMWKRIEG}

LASS DAS MAL EINE WEILE
AUF DICH,WIRKENI .

°"”‘f‘

,DIE USA WAREN SEIT 1776 ALSO IN 239 JAHREN, BEREITS 222 MAL IM KRIEG
Lass das mal eine Weile auf dich wirken!”

KREML-CHEF VERBREITET .=
VERSCHWORUNGSTHEORIE =3

Putin behau(rtef

“Deutschland
ist ein
besetztes
Land
und
wird
es

auch .
bleiben.” : >4

\

WENN ZWEI DAS
GLEICHE SAGEN...

Deutschian
von USA besetzt

» Deutschland ist ein besetztes Land und wird es auch bleiben.*“ Prasident Obama am
5.6.2009 bei einem Besuch in Ramstein US Air Base Kreml-Chef verbreitet
Verschworungstheorie Putin behauptet: Deutschland ist von USA besetzt - WENN Zwei
DAS GLEICHE SAGEN ...*
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USA’s Military Empire: A Visual Database

Learn About US Military Bases CRwew

view Mode: [ MapOnly  Satetlite Only

Navigate map and click on markers to
learn about each military base. Refine
your selection with optional controls.

setctoy. Country  Government Type

Opening Date ~ Per

v

Total Land in Acres  Reset Selections

Showing all 867 results
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Das romische Militar-lmperium der USA!

Eine visuelle Datenbank - World BEYOND War; Die USA unterhalten ein riesiges
Netzwerk auslandischer Militarstiitzpunkte (835!) auf der ganzen Erde!

Quelle: https://worldbeyondwar.org/de/no-bases/

A e R A >

[Hes
[E88 X 4 -
= .,
> .
RéE s : KUSSIA
o i
e Y e s il
AP - \‘:u"\ ¢ 0
‘ F ! - : -
B Y 9 B
~ RAFARRNIAN -

L ’
S TRA L

..... /@.....

Seite 294 von 387


https://worldbeyondwar.org/de/no-bases/

15.2 Ergebnis des andauernden ,,Zweiten Weltkrieges‘‘:
NATO-Osterweiterung ab 1990 und Krieqg gegen Russland
ab 2022!
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»Zweiter Welt-Krieg“ nicht beendet - Boris Pistorius verkiindet bereits April
2023:

Angriffe auf [T

Russland ,,vollig normal“

Pistorius im ZDF: ,,Angriffe auf Russland vollig normal*

UKRAINE-KRIEG POLITIK PANORAMA EINTRACHT FRANKFURT MEINUNG

Russlands Ex-Prasident Dimitri Medwedew (1.) hat aul Twitter auf eine Aussage von Boris Pistonus bei Maybnt lliner” reagiert

© Imago (Montage)

Pistorius im ZDF: Begrenzte Angriffe auf
Russland ,,vo6llig normal“

Quelle: hitps:/iwww.fr.de/politik/panzer-ukrair

g-deutschiand-russland-pistorius-

Quelle: https://\‘/‘\‘/"\;A/'\‘/v.;ahfi"aé)/"\"/"i'deo/méalgziaglheute-iournal-1 04/schaltgespraech-pistorius-russland-100
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04.07.2023 um 12:40 Uhr ,,Britischer AuBenminister: Beschleunigtes
Verfahren fir NATO-Beitritt der Ukraine moglich*

i

James Cleverlylan Davidson / SOPA Images / Sipa USA / Legion-media.ru

Zitat: ,,Die Ukraine konnte ohne den liblichen biirokratischen Aufwand NATO-
Mitglied werden, sagte der britische AuBenminister James Cleverly in einem
Interview mit der italienischen Zeitung La Repubblica. Als Beispiel fihrte er die
Beitrittsgesuche Schwedens und Finnlands an.

Zugleich gab er an, dass man derzeit nicht genau sagen kdnne, wann dies moglich
sein werde. In dem Zusammenhang sagte Cleverly, es sei unbekannt, wie lange die
Kampfhandlungen in der Ukraine dauern wirden. Zumindest hatten die ukrainischen
Streitkrafte inzwischen Erfahrungen mit Waffen, Standards und Ausbildung, welche
im Bundnis Ublich seien, so der britische Minister.*

Quelle RT-deutsch: https://de.rt.com/international/174349-nuklearkatastrophe-als-letzte-
chance-kiew/
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H

,Wenn wir den europaischen Kontinent wirklich fihren wollen (...) so dirfen wir aus
verstandlichen Griinden diese nicht als eine deutsche GroBraumwirtschaft 6ffentlich
deklarieren. Wir mussen grundsatzlich immer von Europa sprechen, denn die deutsche
Flhrung ergibt sich ganz von selbst.” — Werner Daitz, 1940, Denkschrift

«€in Volk, ein Reich, ein Fiihrer — ein Volk, ein Reich, ein €uro_,Wenn wir den
europaischen Kontinent wirklich flihren wollen (...) so dirfen wir aus verstandlichen Griinden
diese nicht als eine GroBraumwirtschaft &ffentlich deklarieren. Wir missen grundsatzlich
immer von Europa sprechen, denn die deutsche Fiihrung ergibt sich ganz von selbst.*
-Werner Daitz, 1940, Denkschrift
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16. Die Nazi-Wunderwaffe ,,.Staatsangehorigkeit‘!

Gesetz tiber die
Erwerbung und
den Verlust der
Bundes- und
Staatsangehorigkeit

vom 1. Juni 1870

gefindert durch
Reichsgesetz vom 22, April 1871
(RGBL. S. 87),
Einfilhrungsgesetz zum
Biirgerlichen G zbuche vom 18.
August 1896

Reichs- und
Reichs- und
Staatsangehorigkeitsgesetz

vom 22. Juli 1913
. nach dem Stande der Gesetzgebung
vom 22. Juli 1913 vom &. Mai 1945

geiindert durch gedndert fiir die Bundesrepublik Deutschland

Versailler Vertrag vom 28. Juni 1919 (RGBL. S. durch
687), Bundesbeamtengesetz vom 14. Juli 1953 (BGBL
Gesetz vom 5. November 1923 (RGBL 1. S. 1. S. 551),
1077), Drittes Gesetz zur Regelung von Fragen der

Verordnung vom 27. Juni 1924 (RGBL. L. S. 659),
Gesetz iiber den Widerruf von Einbiirgerungen
und die Aberkennung der deutschen
Staatsangehorigkeit vom 14. Juli 1933 (RGBL L.
S. 480),

Verordnung vom 5. Februar 1934 (RGBL L. S.
85),

Gesetz vom 15. Mai 1935 (RGBL. L. S. 593),
Wehrgesetz vom 21, Mai 1935 (RGBL 1. S:609), |  Gesetz vom 8. September 1969 (BGBL. 1. S
Verordnung zur Regelung von 1581),
Staatsangehongkeitsfragen vom 20. Januar 1942 | Kostenermiichtigungs-Anderungsgesetz vom 23
(RGBL. L. S. 40), Juni 1970 (BGBIL. 1. S. 805),

Staatsangehorigkeit vom 19. August 1957
(BGBL L. S. 1251).
Gesetz vom 30. August 1960 (BGBL. L. S. 721),
Gesetz vom 19. Dezember 1963 (BGBL. L. S
982),
te Fassung verdtfentlicht im
gesetzblatt I11. Glied

102-1,

ber

Bunde

rungsnummer

Gesetz vom 20. Dezember 1974 (BGBL 1. S

Reichs- und

Staatsangehorigkeitsgesetz Staatsangehorigkeitsgesetz

vom 22. Juli 1913

nach dem Stande der Gesetzgebung
vom 3. Oktober 1990
gelindert durch
Gesetz zur Anderung asylverfahrensrechtlicher,
auskinder- und gehorigkeitsrechtlich
Vorschriften vom 30. Juni 1993 (BGBL. I. S.
1062),

Justizmitteilungsgesetz vom 18. Juni 1997
(BGBL L S. 1430).

Gesetz zur Anderung kostenrechtlicher
Vorschriften und anderer Gesetze vom 18. Juni
1997 (BGBL. L. S. 1430),
Beistandschaftsgesetz vom 16. Dezember 1997
(BGBL L. 8. 2942),

Gesetz vom 15. Juli 1999 (BGBL L S. 1618),

Quelle: https://www.verfassungen.de/de67-18/rustag13.htm
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NS- Zwangsverordnung der ,,deutsche Staatsangehorigkeit*
(uDEUTSCH“) von 1934

GLEICHSCHALTUNGS - GESETZ v. 05.02.1934

3
Reidysgefetblatt
Teil 1
(934 Audgeqeben ju Werling ben 6. jFebruar 1934 I Ne. 14 ¥
5.2 34 Terorduung siber hr beutfdhe Staatbangehbrigleit . . ... oo iiitl S5
Berlin, den 6. Februar 1934 85
M P . o . s . R 34,85
Berordnung iiber die Dentjdje Staatdangehvvigieit, mhs
o wufgeh
Bon b, Februar 1934, 50,1828 |
| §1

mmcf\mmfm (Reiddangehiriafeit).

W T e S

‘ (2) @8 gibt nur nody eine bcut die Etaats:

1934 Gleichschaltung StAG =R

1934 Gleichschaltung R = StAG

Herausgegeben von € Sdaceffer, Dberlandesgeridtsrat i N

Mcs St taatst

a) Rie Meidjéangehirvigteit wird jortad nidit mehr mittelbar burdy
uworigen Croerd der Lanbdesangehirigleil, joubern unmittelbar afs
LJoeutide Gtaatdangehoriglent” erworben,

Leipaig 1936

4 Berlag QB Roplpammer . Abteilung Shaeffer

PO I S

Neues Staatsrecht Auflage 1936  Seite -54-
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»GLEICHSCHALTUNGS - GESETZ vom 05.02.1934

Reichsgesetzblatt

Teil 1
1934 ausgegeben zu Berlin, den 6. Februar. 1934 Nr.14
5.2.34 Verordnung Uber die deutsche Staatsangehdrigkeit 85
: Berlin, den 6. Februar 1934 85

Verordnung uiber die deutsche Staatsangehdarigkeit.
rechts vom 5. Februar 1934.

§1
(2) Es gibt nur noch eine deutsche Staatsangehdrigkeit (Reichsangeharigkeit).

1934 Gleichschaltung STAGER

1934 Gleichschaltung RESTAG

Herausgegeben von D. Schaeffer, Oberlandesgerichtsrat i. R.

Heft 13

Neues Staatsrecht

b) Die Reichsangehdrigkeit wird fortab nicht mehr mittelbar durch zuvorigen Erwerb der
Landesangehdrigkeit, sondern unmittelbar als ,deutsche Staatsangehorigkeit®
erworben.

Leipzig 1936
Verlag W. Kohlhammer. Abteilung Schaeffer
Hausmann

Neues Staatsrecht Auflage 1936 Seite -54-“

Quelle: hitps://de.wikipedia.org/wiki/Datei:RGBL | 1934 S 0747.png
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Osterreich wird 1945 entnazifiziert!!!

Osterreich

......

folgenbed berorbnet:
§1

(1) Die Hsbnag; Bfteceeichiidhe Bunbesbiiraerfehaft
wnb bie Lanbesbiivgerichalt b ben ehemaligen BRH

reithijcher Bundeslindern falien foct,
(z) &8 gibt nur bie bentiche Sh

s
wehiieigteit

befreit aus der Zwangsangeharigkeit

Beeoriwng ber bie deutide Staatdangehirigleit im Lande Diterveidy.
Rom 3. Juli 1838,
0uf ®ruad won - Yretifel JIT te8: Gefepes +fiber-die’

Wiebervereiniging Ofterreichd mit tom Dentfdion-Reidy-
vom 13, Mdrg 1938 (Meich5pefepbl T S.237) wird

{2) Teutfdye StaatSangedivige; die bdie beutjdbe
|- Gtaatsanaebirigleit fei beme 7. Mivg 1938 dinvdy Gine
bitzgeung ober Anftelltmg im bffentlichen Diend exv
worben anb dabued) bie E[’ttmu[:ﬂd}g Bnderbiiger
{dbait vecloren baben, find redythich fo gu Befanbefn, ald
o6 ber Derluft der dterreidijdien Vinbe’lfirgesdaft -
nidt eingetrsien wive,

§3

(Reldsangeibrigtet).

(3 Soweit nady geltent

1) Verf:

, die bie beutidhe Stontdangelbriafelt
turd) Wiberruf der Ginbiirgerung ober Aberfenmmng

ber &4 aehd

fgleit auf Grund & Gefeted vom

STAATSGESETZBLATT

FUR DIE REPUBLIK OSTERREICH

Jahrgang 1945 Awbea am 14, Juli 1945 16. Stiick
B st O At 1o e blirgerschafe (Scastsbilegeschafos-Oberlein Ry
‘B9, Gesetz yom 10. Juli 1945 liber dic Ober- blrgerschaft, wean sie nicht eine Verurtellung
leituog in die Ssterveichische Staats Mhbn.&cdbtoeﬁktnm
schaft fts-Obericitungsgesetz | niche tlgbar ist.
— 5+-0G). ™ Durch das Bekenrais des Mannes erlange
Dic Provisorixhe Statregiorung bac be- | die Eh die.$ des »
‘achlossen: sofern die Ehe 2u Recht besteht und nicht ge-
) L R e .bnd%mrﬂndm;mdeanm
$1.0 ! sind Vater oder der unchelichen Mutter folgen auch
27, April "f’ ’ > & die nicht eigenberechtigten Kinder,
») die Personen, die wn 13. Mirz 1938 die| o) Der ordentlidhe Wohnsiss i Sinne dieses
Rakewsiios » Geserzes wird durch eine lediglicdh durch Heran-

ziehung ru einer militirischen oder dnderen per-

Die deutsche Staatsangehérigkeit ist eine Zwangsangeharigkeit

,,Osterreich

befreit aus der Zwangsangehorigkeit Verordnung liber die deutsche

Staatsangehorigkeit im Lande Osterreich vom 3. Juli 1938. Die Osterreicher wurden

1945 von der deutschen Staatsangehorigkeit befreit “ STAATSGESETZBLATT FUR DIE
REPUBLIK OSTERREICH Jahrgang 1945 ausgegeben am 14. Juli 1945 16. Stiick*
Die deutsche Staatsangehorigkeit ist eine verbotene nationalsozialistische

Zwangsangehorigkeit!!!
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,Osterreich ...... befreit aus der Zwangsangehorigkeit

Verordnung iiber die deutsche Staatsangehérigkeit im Lande Osterreich
Vom 3. Juli 1938.

Aufgrund des Artikel 1l des Gesetzes Uber (2) Deutsche Staatsangehorige, die die deutsche
Wiedervereinigung Osterreichs mit dem Deutschen Reich Staatsangehorigkeit seit dem 7. Marz 1938 durch
Vom 13. Méarz 1938 (Reichsgesetzbl. 1 S. 237) wird Einblrgerung oder Anstellung im 6ffentlichen
Dienst
folgendes verordnet: erworben und dadurch die dsterreichische
Bundes-

§1 birgerschaft verloren haben, sind rechtlich so zu
(1) Die bisherige 6sterreichische Bundesbirgerschaft behandeln, als ob der Verlust der
Osterreichischen
und die Landesbiirgschaft in den ehemaligen &ster- Bundesblrgerschaft nicht eingetreten ware.
reichischen Bundeslandern fallen fort.
(2) Es gibt nur die deutsche Staatsangehdrigkeit §3
(Reichsangehdrigkeit). (1) Personen, die die deutsche
Staatsangehorigkeit 3) (3) Gesetzt nach geltendem Osterreichischen Landes- durch Widerruf der

Einbilrgerung oder Aberkennung

Der Staatsangehdérigkeit auf Grund des
Gesetzes bzw.

Die Osterreicher wurden 1945 von der
Deutschen Staatsangehorigkeit
Befreit

STAATSGESETZBLATT
FUR DIE REPUBLIK OSTERREICH

Jahrgang 1945 Ausgegeben am 14. Juli 1945 16. Stlick

30. Gesetz: Uberleitung in die 6sterreichische Staatsbiirgerschaft (Staatsbiirgerschafts-Uberleitungsgesetz-St-
UG.).

59. Gesetz vom 10. Juli 1945 (iber die Uber- birgerschaft, wenn sie nicht eine Verurteilung
leitung in die 6sterreichische Staatsbiirger- erlitten haben, die nicht getilgt und gesetzlich
schaft (Staatsbiirgerschafts- Uberleitungsgesetz nicht tilgbar ist.
-st-UG.).
(1) Durch das Bekenntnis des Mannes erlangt
Die Provisorische Staatsregierung hat be- die Ehegattin die Staatsbiirgerschaft des Mannes,
schlossen: sofern die Ehe zu Recht besteht und nicht ge-
richtlich von Tisch und Bett geschieden ist. Dem
§ 1. (1) Osterreichische Staatsbiirger sind ab Vater oder der unehelichen Mutter folgen auch
27. April 1945 die nicht eigenberechtigten Kinder.
a) die Personen, die am 13. Marz 1938 die
Osterreichische Bundesbirgerschaft besessen (3) Der ordentliche Wohnsitz im Sinne dieses
haben; Gesetzes wird durch eine lediglich durch Heran-

ziehung zu einer militérischen oder anderen per-

4. Staatsangehorigkeit/Nationalité/Nationality
OSTERREICH

6. Geburtsort/Lieu de naissance/Place of birth
Wien

Die ,,Deutsche Staatsangehorigkeit! ist eine Zwangsangehorigkeit der NSDAP!
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recherche
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Bestande
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Quellentypen

Gesetze
thematisch
vollstandig
Nachschlagewerke
Institutionen
Grundbuch

Literaturhinweise

Allgemeine Hinweise

Impressum

Materialien zum Nationalsozialismus
Vermbgensentzug, Rickstellung und Entschadigung in Osterreich

{a} Startseite @ Hilfe: Wie finde ich ... EF Glossar

Kundmachung der Provisorischen B)]
Staatsregierung vom 29. Mai 1945 tiber die
Aufhebung der deutschen Rechtsvorschriften

auf dem Gebiete der Staatsangehorigkeit (2.
Kundmachung tiber die Aufhebung von
Rechtsvorschriften des Deutschen Reiches)

Datum: 09.06.1945

Referenz: StGB| = Nr. 16/1945

Gesetz im Original [F

Mit der Kundmachung werden auf Basis des Rechts-Uberleitungsgesetzes (vgl.
StGBl Nr. 6/1945) etliche Gesetze und Verordnungen des Deutschen Reiches dber
die deutsche Staatsangehorigkeit fir den Bereich der Republik Osterreich per
27.4.1945 fiur aufgehoben erklart. Dies betrifft neben einer Reihe weiterer Gesetze
u.a.

a) die Verordnung aber die deutsche Staatsangehérigkeit im Lande Osterreich (vgl.
RGBIT 1938, S. 790f),

b) die 2. Verordnung iiber die deutsche Staatsangeh&rigkeit im Landes Osterreich
(vgl. RGBII 1939, S. 1072),

c) die Verordnung iber die Aberkennung der Staatsangehorigkeit und den Widerruf
des Staatsangehorigkeitserwerbes in der Ostmark /= (vgl. RGBII 1939, S. 1235).

Durchfiihrungsverordnungen, Novellen etc.:

BGBI Nr. 24/1946
Verordnung der Bundesregierung vom 24. Janner 1946 uber die Registrierung der
Nationalsozialisten (4. Durchfihrungsverordnung zum Verbotsgesetz)

English Info

.Kundmachung der Provisorischen Staatsregierung vom 29. Mai 1945 liber die
Aufhebung der deutschen Rechtsvorschriften auf dem Gebiete der Staatsangehorigkeit
(2. Kundmachung uber die Aufhebung von Rechtsvorschriften des Deutschen Reiches)
Datum: 09.06.1945 Referenz: StGBI Nr. 16/1945 Gesetz im Original Mit der Kundmachung
werden auf Basis des Rechts-Uberleitungsgesetzes (vgl. StGBI Nr. 6/1945) etliche Gesetze
und Verordnungen des Deutschen Reiches liber die deutsche Staatsangehorigkeit fiir
den Bereich der Republik Osterreich per 27.4.1945 fiir aufgehoben erklirt. Dies betrifft
neben einer Reihe weiterer Gesetze u.a. a) die Verordnung liber die deutsche
Staatsangehorigkeit (vgl. RGBI | 1938. S. 790f). b) die 2. Verordnung liber die deutsche
Staatsangehérigkeit im Landes Osterreich (vgl. RGBI | 1939. S. 1072). C) die
Verordnung liber die Aberkennung der Staatsangehorigkeit und den Widerruf des
Staatsangehorigkeitserwerbes in der Ostmark (vgl. RGBI | 1939. S. 1235).
Durchfiihrungsverordnungen, Novellen etc.:“

Quelle: BGBI Nr. 24/1946 Verordnung der Bundesregierung vom 24. Janner 1946 Uber die
Registrierung der Nationalsozialisten (4. Durchfihrungsverordnung zum Verbotsgesetz)
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Der Staat Deutschland wurde ab 1945 NICHT entnazifiziert!

Die Zwangsangehorigkeit R=StAG deutsche Staatsangehorigkeit

Die Methode der Nazifizierung wird auch in der EU angewendet. Zuerst wird ein Gesetz
sprachlich installiert. und dann kommen die Durchfithrungsgesetze (z. B. ESM).

Die EU-Bewohner werden genau nach dieser Gleichschaltungsstruktur verarbeitet und ent-
machtet. Die BRD-EU-Gleichschalter tiuschen immer nach der gleichen Tothschild-Methode.

Die vierseitigen Vertrige der Alliierten schafften keine Friedensvertrige

Deutsche Staats-Zwangsangehsrigkeit

i
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Die Zwangsangehorigkeit wurde (nicht) aufgehoben
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Die Zwangsangehorigkeit R=StAG deutsche Staatsangehorigkeit

Die Methode der Nazifizierung wird auch in der EU angewendet. Zuerst wird ein
Gesetz sprachlich installiert, und dann kommen die Durchfiihrungsgesetze (z.B.
ESM). Die EU- Bewohner werden genau nach dieser Gleichschaltungsstruktur
verarbeitet und ent machtet. Die BRD-EU-Gleichschalter tduschen immer nach der
gleichen Tothschild-Methode.

DATEI FEHLT!!!

Seite 306 von 387



/

. B

AMTSBLATT

FUR

SCHLESWIG %ﬁ HOLSTEIN

Nr. 3 Schleswig, den 29, Juni 1946

Jahrgang 1

INHALT

A, Anordnungender Milnirregiernng.'
Giiltigkeit des Erwerbs der deutschen Staatsangehdrigkeit. (S. 28,)

B. Gesetze des Landtags,
C Verordnungen.
D.Bekanntmachungen und Erlasse,
L. Landesverwaltung,
1. Amt [iir Inneres.

Wahlberechtigung. (S, 25.)

2, Amt filr Wintschaft,
Altpapier. (S, 28.)
E. Stellenausschreibungen.

Verdffentlichungen im Amitshlait. (S, 24.)

Gliederung und Besetzung der Kreisverwaltungen. (8. 25.)

52 8. 607 Teil A

Gattigkeit
des Et:rerba der deutschen Slaatsangehrigkell.

Anordnung der Militirregierung vom 13, 3, 46,
— 312/Refugees/9501/40 —

Landesverwaltung Sohleswig-Holstein
— Amt f@r Inneres — 1/13 — 1P (St)

An
nlle Behorden der Provinz,

Die in der Anlage 1 enthaltene Anordnung der Mili-
lirregierung vom 13, 3. 46 (den Studi- und Landkreis-
verwaltungen mitgeteilt durch ErdaB vom 22. 3. 1946 —
IP 22 (81) Tgb. Nr, 83) regelt grundsitzlich die Frage,
in welchem Umfang der Erwerb der deutschen Staats-
angehdrigheit auch weiterhin als gilltig anzusehen ist.
Diese Bestimmungen sind in allen Sln;usnn'gehérigka‘ts-
fragen zu beriicksichtigen,

Der an die Kreise gerichlete ErlaB vom 22. 3. 1946
— TP 22 (St) Tgb. Nr. 85 — ist nnch dem Wortlaut der
Anlage 1 zu berichtigen,

Im Auftrage:
Wormit,

Anordnun gen der Militdrregierung

Anlage 1.
Betr.: Fliichtlingspolitik,

~ 312[Refugees/9501/40 —

. Hieraus ergibt sich, da8 Personen,

13. Mirz 1946,

Alle Personen, die nach einem deutschen Gesetz
die deulsche Stantsangehrigkeit besitzen, werden,
solange dieses Gesetz nicht aufgehoben ist, als
Deutsche betrachtet, wenn sie nicht e¢inzeln durch
die Regierung anderer Linder als Angehorige die-
ser Linder anerkannt werden,

. Obwohl durch das Gesetz Nr, 161 der Militir-

regierung die lerritorialen Grenzen Deutschlands
zum Zwecke der Grenzkontrolle aufl die Grenzen,
wie sie am 31, D ber 1937 bestanden, festge-
selzt worden sind, ist die Besttmmung uber die

he Staatsangehdrigkeil nach dem Geselz
vom 1. 9. 1939 (RGB] I S ,1547) nicht aufgehoben
worden.

denen  die
deutsche Stamtsangehorigkeit zwmgswem ver-
lichen wurde, Deutsche bleib

ist der in Absatz 1 genannte Fall

. Biirger der fritheren Freien Stadt Danzig sind

daher Deutsche und miissen als solche behandelt
werden.,
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S/Amtsblatt

far
Schleswig-Holstein

Nr. 3 Schleswig, den 20. Juni 1946 Jahrgang 1, Inhalt

A. Anordnungen der Militarregierung. Gultigkeit des Erwerbs der deutschen
Staatsangehorigkeit (S. 33) B. Gesetze des Landtags C. Verordnungen D.
Bekanntmachungen und Erlasse

I.  Landesverwaltung. 1. Amt fur Inneres, Veroffentlichungen im Amtsblatt (S. 24)
Wahlberechtigung (S. 25) Gliederung und Besetzung der Kreisverwaltungen (S. 25)
2. Amt fur Wirtschaft, Altpapier (S. 26) E. Stellenausschreibungen Teil A
Anordnungen der Militéarregierung Gultigkeit des Erwerbs der deutschen
Staatsangehorigkeit Anordnung der Militarregierung vom 13.3.46 —
212/Refugees/2501/40 — Landesverwaltung Schleswig-Holstein — Amt fir Inneres —
1/13 — 1P (St) An alle Behdrden der Province. Die in der Anlage 1. enthaltene
Anordnung der Militdrregierung vom 13. 3. 46 (den Stadt- und Landkreisverwaltungen
mitgeteilt durch Erlal vom 22. 3. 1946 IP 22 (St) Tgb. Nr. 83) regelt grundsatzlich die
Frage, in welchem Umfang der Erwerb der deutschen Staatsangehdrigkeit auch
weiterhin als guiltig anzusehen ist. Diese Bestimmungen sind in allen
Staatsangehdrigkeitsfragen zu berticksichtigen. Der an die Kreise gerichtete Erlal
vom 22. 3. 1946 — IP 22 (St) Tgb. Nr. 83 - ist nach dem Wortlaut der Anlage 1 zu
berichtigen. Im Auftrag: Wormit, Anlage 1 Betr.: Flichtlingspolitik —
312//Refugees/2501/40 — 13. Marz 1946 1. Alle Personen, die nach einem deutschen
Gesetz die deutsche Staatsangehdrigkeit besitzen, werden, solange dieses Gesetz
nicht aufgehoben ist, als Deutsche betrachtet, wenn sie nicht einzeln durch die
Regierung anderer Lander als Angehorige dieser Lander anerkannt werden. 2.
Obwonhl durch das Gesetz Nr. 141 der Militarregierung die territorialen Grenzen
Deutschlands zum Zwecke der Grenzkontrolle auf die Grenzen, wie sie am 31.
Dezember 1937 bestanden, festgesetzt worden sind, ist die Bestimmung Uber die
deutsche Staatsangehorigkeit nach dem Gesetz vom 1. 9. 1939 (RGBL 1 S. ,1547)
nicht aufgehoben worden. 3. Hieraus ergibt sich das Personen, denen die deutsche
Staatsangehdrigkeit zwangsweise verliehen wurde, Deutsche bleiben. Ausgenommen
ist der in Absatz 1. Genannte Fall. 4. Burger der fruheren freien Stadt Danzig sind
daher Deutsche und missen als solche behandelt werden.*

Quelle: https://verkuendungsportal.schleswig-
holstein.de/mm/ab_jahrgang 1946/l Amtsblatt 1946.PDF auf Seite 22
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1871 RuStAG [ReiChSangehonake

e ne-r
e e
1021 Staptsesgebdrizkeiisgesetz AR
102-1 Reichs- und Staatsangehtrigkellsgesetz *
...... (=3 L] 00y w24
w01 Vom 22, Juli 1913
paaes e
R gebes e Reichsgesetztl, 5. 583
e BLRT2  grasan  waom Woea
At e R
Eruter Abschnitt §6*°
o3-1
Aligemefno Vorschrifien {1) Eine Ausidnderin, die mit einem Deutschen
ey it ¥ die Ehe schliedt, hat einen Ansproch au! Einbisge-
sy rung, sclange die Ehe hesteht und der Eh
a1 dia Staat hérigkeit besitzl, Endet die
Ehe durch Tod oder wird =le ohne Varschulden dor
Dentscher ist, wer die ... unmittelbare Reichs- | Ehelran geschieden, so steht der Ehefran der An.
angehrigEeil ... hesitat, spruch auf Etabargerung noch bis tum Ablaaf eines
Jakros nach dem Tode ilres Mannos oder nach
Rechiskraft der sct Scheidang 0.

ehorigkeit Doppelte Heimatangehorigkeit

Sammlung des Bundesrech

des Sngn 4
Bundesgesetzblatt 15, str. 9590
Teil II1
Postverlagsort Berlin 1. August 1959 Folge 6

Sachgebiet 1 Staats- und Verfassungsrecht

Zwei getrennte Staatsangehaorigkeiten

RoStAG Kolonieen oder Heimat’ Seite - 64 -

Unmittelbare Kolonieangehorigkeit oder Staatsan:

Gleichgeschaltete einheitliche Staatsangehdrigkeit

R=StAG Kolonie Deutschland Seite - 67 -
Reichsangeharigkeit / Zwangsangeharigkeit

Die Kolonieangehérigkeit ist die unmittelbare deutsche Staatsangeharigkeit

e S WS 4 | i

AL
"
———
e Verordounyg 102-2
AN fiber die deutsche Staatsangehdrigkeit
Vom 5. Pehroar 1934
Relthugesotabil 1 S 85, verk, am 6. 2 1904

Aut Grund des Arukels S des Gesetzos Gber den {2) Es gibt nur nodh clnn_duuuum Staatsange- i
Neuwaufbau des Reichs vom 30. Januar 1934 (Reichs- | Borigkeit (. )
gosotzbl I 5, 75) wird folgendes verordnet: 2

§t Die Landesreglerungen treflen jede Hntscheldung

(1) Die Stastsangeborigkeit in den deutscion | auf dem Geblate dos StaatsangehSrigkeitszrachis im

Landera fallt fort. Namaon und Auttrage des Hefdis,

67
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“1871 RuStAG Reichsangehdrigkeit und Staatsangehoérigkeit Doppelte Heimatangehorigkeit

Sammlung des Bundesrechts

Bundesgesetzblatt
Teil 11l

Postverlagsort Berlin 1. August 1959 Folge 6
Sachgebiet 1 Staats- und Verfassungsrecht

Zwei getrennte Staatsangehorigkeiten

RoStAG Kolonien oder Heimat Seite - 64 -
Unmittelbare Kolonieangehorigkeit oder Staatsangehorigkeit Bundesstaat
102-1 Reichs- und Staatsangehdrigkeitsgesetz*
Vom 22. Juli 1913
Erster Abschnitt §6*
(1) Eine Auslanderin, die mit einem Deutschen
Allgemeine Vorschriften die Ehe schlief3t, hat einen Anspruch auf
Einburge-

rung, solange die Ehe besteht und der Ehemann
die deutsche Staatsangehorigkeit besitzt. Endet

die
Ehe durch Tod oder wird sie ohne Verschulden
der
§1* Ehefrau geschieden, so steht der Ehefrau der
An-
Deutscher ist, wer die ... unmittelbare Reichs- spruch auf Einblrgerung noch bis zum Ablauf
eines
Angehorigkeit ... besitzt. Jahres nach dem Tode |hres Mannes oder nach
Rechtskraft der schuldlosen Scheidung zu.
Gleichgeschaltete einheitliche Staatsangehorigkeit
R=StAG Kolonie Deutschland Seite - 67
Reichsangehorigkeit / Zwangsangehorigkeit
Die Kolonieangehorigkeit ist die unmittelbare deutsche Staatsangehoérigkeit
Verordnung 102-2
Uber die deutsche Staatangehérigkeit
Vom 5. Februar 1934
Reichsgesetzbl. I.S. 05., verk. Am 6.2.1934
Auf Grund des Artikels 5 des Gesetzes liber den (2) Es gibt nur noch eine deutsche
Staatsange-
Neuaufbau des Reiches vom 30. Januar 1934 horigkeits (Reichsangehdrigkeit).
(Reichsgesetzbl. I. S. 75) wird folgendes ver-
ordnet. §2
§1 Die Landesregierungen treffen jede
Entscheidung

auf dem Gebiete des
Staatsangehdrigkeitsrechts
(") Die Staatsangehorigkeit in den deutschen im Namen und Auftrage des Reichs.
Landern fallt fort.“
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Grundgesetz flur die Bundesrepublik Deutschland Art. 116

(1) Deutscher im Sinne dieses Grundgesetzes ist vorbehaltlich anderweitiger
gesetzlicher Regelung, wer die deutsche Staatsangehdarigkeit besitzt oder als
Flichtling oder Vertriebener deutscher Volkszugehorigkeit oder als dessen Ehegatte
oder Abkdmmling in dem Gebiet des Deutschen Reiches nach dem Stande vom 31.
Dezember 1937 Aufnahme gefunden hat.

(2) Frihere deutsche Staatsangehdrige, denen zwischen dem 30. Januar 1933 und
dem 8. Mai 1945 die Staatsangehdrigkeit aus politischen, rassischen oder religidsen
Grinden entzogen worden ist, und ihre Abkémmlinge sind auf Antrag wieder
einzuburgern. Sie gelten als nicht ausgeburgert, sofern sie nach dem 8. Mai 1945
ihren Wohnsitz in Deutschland genommen haben und nicht einen entgegengesetzten

Willen zum Ausdruck gebracht haben. Quelle: https://www.gesetze-im-
internet.de/gg/art 116.html

Staatsangehorigkeitsgesetz (StAG)

StAG
Ausfertigungsdatum: 22.07.1913
Vollzitat:

"Staatsangehorigkeitsgesetz in der im Bundesgesetzblatt Teil lll, Gliederungsnummer 102-1, verdffentlichten be-
reinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 8. Dezember 2010 (BGBI. | S. 1864) geandert
worden ist"

Stand: Zuletzt geandert durch Art. 1 G v. 8.12.2010 | 1864

FuBSnote

(+++ Textnachweis Geltung ab: 1.1.1980 +++)

Upberschrift: Langliberschrift idF d. Art, 1 Nr. 1 G v, 15,7.1999 | 1618 mWy 1.1.2000; Buchstabenabkirzung eingef.
durch Art. 1 Nr. 1 G v, 15.7.1999 1 1618 mWv 1.1.2000

Die Bedeutung der Begriffe "Reichs- und Staatsangehorigkeit" im Sinne dieses G hat sich geéndert. An die Stel-
le der "Reichsangehdrigkeit" ist gem. § 1 V v, 5.2.1934 102-2, Art. 116 Abs. 1 GG 100-1 die deutsche Staatsange-
horigkeit getreten. Die die "Reichsangeharigkeit" vermittelnde "Staatsangeharigkeit" in den Bundesstaaten - seit
der Weimarer Verfassung in den deutschen Landern - ist durch § 1 V v. 5,2.1934 beseitigt worden

§1

Deutscher im Sinne dieses Gesetzes ist, wer die deutsche Staatsangehorigkeit besitzt.

~Staatsangehorigkeitsgesetz (StAG)

StAG Ausfertigungsdatum 22.07.1913 Vollzitat:

Staatsangehorigkeitsgesetz in der im Bundesgesetzblatt Tei lll, Gliederungsnummer 102-1,
veroffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 8.
Dezember 2010 (BGBL. | S. 1864) geandert worden ist.*

Stand: Zuletzt gedndert durch Art. 1 G v. 8.12.2010 | 1864

FuBnote (+++ Textnachweis Geltung ab. 1.1.1980 +++)

Uberschrift: Langiiberschrift idF d. Art 1. Nr. 1 G v. 15.07.1999 | 1618 mWv 1.1.2000;
Buchstabenklrzung eingef. durch Art. 1 Nr. 1 G v.15.07.1999 1 1618 mWv 1.1.2000

Die Bedeutung der Begriffe ,Reichs- und Staatsangehorigkeit im Sinne dieses G hat sich
geandert. An die Stelle der ,Reichsangehdrigkeit” ist gem. § 1 V v. 5. 2. 1934 102-2, Art. 116
Abs. 1 GG 100-1 die deutsche Staatsangehdrigkeit getreten. Die die ,Reichsangehérigkeit*
vermittelnde ,Staatsangehdrigkeit” in den Bundesstaaten — seit der Weimarer Verfassung in
den deutschen Landern —ist durch § 1 V v. 5.2.1934 beseitigt worden.

§ 1 Deutscher im Sinne dieses Gesetzes ist, wer die deutsche Staatsangehoérigkeit
besitzt.“ Quelle: https://www.gesetze-im-internet.de/stag/BJNR005830913.html
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Reichs- und Staatsangehdorigkeitsgesetz fiir das Deutsche Reich "RuStAG" vom
22. Juli 1913;
Zitat:
g1 "Deutscher ist, wer die Staatsanqgehérigkeitin einem Bundesstaat
...., oder die unmittelbare Reichsangehdrigkeit .... besitzt.”

Verordnung iiber die deutsche Staatsangehdrigkeit vom 5. Februar 1934:
Zitat:
"Auf Grund des Artikels 5 des Gesefzes Uber den Neuaufbau des Jeichs vo
(RGB! | S. 75) wird folgendes verordnet:
§1. {1) Die Staatsangehorigkeitin den deutschen L& rn fé&iit fort.

(2) Es gibt nur noch eine deutsche Staatsangehérigkeit (Reichsangehdérigkeit).”

20. Januar 1934

Art 116 "GG™:

Zitat

Ceutschearim Sinns disses Grur

{ geseizesist .. ., wer die
| deutsche Staatsangehérigkeit besitzt ......"

Organigramm der Staatsangehérigkeitsregelungen:

Oben: Regelung aus der Zeit des Kaiserreiches,

Mitte: Regelung von Adolf Hitler aus der Zeit des sogen. "Dritten Reiches”,

Unten: Regelung im "BRD"-System, Artikel 116 "Grundgesetz".

Die "BRD" iibernimmt die illegale Staatsangehdrigkeitsdefinition des "Dritten Reiches". Das
heilt, die "BRD" wendet nationalsozialistisches Recht von Adolf Hitler an und verwaltet nach
ihren eigenen Regeln die Angehdrigen des sogenannten "Dritten Reiches”, ohne eine eigene
Staatsangehdrigkeit zu definieren bzw. zu vergeben.

Nebenbei: Die "BRD" ist damit eine nationalsozialistische Folgeorganisation!

.Reichs- und Staatsangehodrigkeitsgesetz fiir das Deutsche Reich ,,RUStAG* vom 22.
Juli 1913: Zitat: § 1 Deutscher ist, wer die Staatsangehdrigkeit in einem Bundesstaat ...,
oder die unmittelbare Reichsangehorigkeit .... besitzt.
Verordnung uber die deutsche Staatsangehorigkeit vom 5. Februar 1934: Zitat: ,Auf
Grund des Artikels 5 des Gesetzes Uber den Neuaufbau des Reichs vom 30. Januar 1934
(RGBL. I. S. 75) wird folgendes verordnet:
§ 1. (1) Die Staatsangehorigkeit in den deutschen Landern fallt fort.

(2) Es gibt nur noch eine deutsche Staatsangehdrigkeit (Reichsangehorigkeit)®.

Art. 116 ,,GG*“ Zitat: (1) Deutscher im Sinne dieses Grundgesetzes ist ...., wer die deutsche
Staatsangehdrigkeit besitzt ....

Ornigramm der Staatsangehorigkeitsregelungen:

Oben: Regelung aus der Zeit des Kaiserreichs,

Mitte: Regelung von Adolf Hitler aus der Zeit des sogen. ,Dritten Reiches*,

Unten: Regelung im ,BRD“-System, Artikel 116 im ,,Grundgesetz®.

Die ,BRD" ibernimmt die illegale Staatsangehorigkeitsdefinition des ,Dritten Reiches®. Das
heil3t, die ,BRD* wendet nationalsozialistisches Recht von Adolf Hitler an und verwaltet nach
ihren eigenen Regeln die Angehorigen des sogenannten ,Dritten Reiches® ohne eine eigene
Staatsangehdrigkeit zu definieren bzw. zu vergeben.

Nebenbei: Die ,BRD" ist damit eine nationalsozialistische Folgeorganisation!*

Grundgesetz fiir die BRD XI. Ubergangs- und SchluRbestimmungen (Art. 116 — 146) Art.
116 Deutscher im Sinne dieses Grundgesetzes ist vorbehaltlich anderweitiger
gesetzlicher Regelung, wer die deutsche Staatsangehorigkeit besitzt oder als Flichtling
oder Vertriebener deutscher Volkszugehorigkeit oder als dessen Ehegatte oder Abkdmmling
in dem Gebiete des Deutschen Reiches nach dem Stande vom 31. Dezember 1937
Aufnahme gefunden hat.“ Quelle: https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art 116.html
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Die Wahrheit ist einsam  solange die Liige regiert

1934 R=StAG

R=StAG Gleichschaltung

Kolonie Staats Angehérigkeit

Vergleich
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1910-1933  StA-Ausweis Weimarer-Republik

besitzt die StA im Freistaat Bayern

1934 Verordnung Uber die deutsche StA v. 5.11.1934 R=StAG

Es gibt nur noch eine deutsche Staatsangehorigkeit

Deutsches Reich BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND

& P

Staatsangehirigkeitsausweis

Der Staatsangehorigkeitsausweis BRD wird beantragt im
Ordnungsamt Abteilung Ausldnderbehdrde
.......... ist deutsche(r) Staatsangehorige(r)
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Status 1913

u ROStAG am 1. Januar 1914 in Kraft getreten.

Die unmittelbare Reichsangehdérigkeit beseitigte die Staatlosigkeit an den Reichsbiirger in den
deutschen Kolonieen (Kolonieangehérigkeit). Die Reichsangehérigkeit in den Bundesstaaten war
am 1. Januar 1914 auRer Kraft getreten. Der Status uR war nur in den Reichskolonieen giiltig.

1913 Status § 1. Deutscher ist, wer die Staatsangehérigkeit in einem Bundesstaate
oder die unmittelbare Reichsangehérigkeit besitzt.

Die Statusbezeichnung RuStAG von 1913 und 1934 ist falsch und tduscht den Rechtsunkundigen.

NS-Status 1934

u R=dStAG der Gleichschaltungs-Status trat am 5.2.1934 in Kraft

Die deutsche StaatsAngehérigkeit (1933 NS-Gesetz) wurde mit der unmittelbaren Reichsange-
hérigkeit von 1913 gleichgeschaltet. Gleichschaltung ist ein Begriff aus der Machteroberungs-
phase der NS-Zeit. Die Krénung der Gleichschaltung war der NS-Status von 1934. Die Deutschen
... Sache und Gegenstand, das Deutsche Reich ... eine Kolonie. Der Fiihrer hatte mit dem NS-
Status uR=dStAG die Deutschen und ihre Heimat verwaltungstechnisch besiegt.

1934 § 1 (2) Es gibt nur noch eine deutsche Staatsangehorigkeit (=unmittelbare Reichsangehdrigkeit).

»Status 1913 uRoStAG am 1. Januar 1914 in Kraft getreten.

Die unmittelbare Reichsangehdrigkeit beseitigte die Staatlosigkeit an den Reichsbirger in
den deutschen Kolonien (Kolonieangehdrigkeit). Die Reichsangehdrigkeit in den
Bundesstaaten war am 1. Januar 1914 auller Kraft getreten. Der Status uR war nur in den
Reichskolonien gultig.

1913 Status § 1. Deutscher ist, wer die Staatsangehdrigkeit in einem Bundesstaate oder die
unmittelbare Reichsangehdrigkeit besitzt.

Die Statusbezeichnung RuStAG von 1913 und 1934 ist falsch und tauscht den
Rechtskundigen.

NS-Status 1934 uR=dStAG der Gleichschaltungs-Status trat am 5.2.1934 in Kraft

Die deutsche StaatsAngehdrigkeit (1933 NS-Gesetz) wurde mit der unmittelbaren
Reichsangehorigkeit von 1913 gleichgeschaltet. Gleichschaltung ist ein Begriff aus der
Machteroberungsphase der NS-Zeit. Die Krénung der Gleichschaltung war der NS-Status
von 1934. Die Deutschen ... Sache und Gegenstand, das Deutsche Reich ... eine Kolonie.
Der Fihrer hatte mit dem NS-Status uR=dStAG die Deutschen und ihre Heimat
verwaltungstechnisch besiegt.

1934 § 1 (2) Es gibt nur noch eine deutsche Staatsangehdrigkeit (=unmittelbare
Reichsangehorigkeit).”

IM NAMEN DES VOLKES | | ANDGERICHT [Urteil mit Gegndea D

|Gesch_-Steli€ gelangt

2010 Js 10101/04 =13 Ns = | |n der Strafsache | / . W
egen
go8 Vorsitzender Richter am Landgericht Weller
als Vorsitzender,
I T

: + Manfred Steinhauer, Forst
D I Bg€ e '
g(—,bOI’Eﬂ 2w in Si¢ gen, Bernd Weber, Koblenz
wohnhaft: I als Schoffen,
erster Wohnsitz: [N

Staatsblirger des Deutschen Reiches, ledig,

Staatsanwalt do Paco Quesado,
als Beamter der Staatsanwaltschaft,

Rechtsanwalt Kolzsch, Koblenz,

hat die 13. kleine Strafkammer des Landgerichts Koblenz
in der Sitzung vom 16. Juni 2008 " o o 29
an der teilgenommen haben: PRl
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oder,miissen die Deutschen jetzt so tun “als wire nichts geschehen.
Dann aber wnrd man sie fragen, ob die Deutschen ihre Staatlichkeit

Lon o men
ﬂ
, tatsachllch vom Dritten Relch fortfihren

AORA0E NININES

> 304 ®
,oder mussen die Deutschen jetzt so tun, als ware nichts geschehen. Dann aber wird man
sie fragen, ob die Deutschen ihre Staatlichkeit tatsachlich vom Dritten Reich
fortfuhren.“ Quelle: TV Mockba

~wenn der Faschismus
wiederkehrt, wird er
nicht sagen Ich bin
der Faschismus'.
Nein, er wird sagen
‘Ich bin der

Antifaschismus'."

onasio Siorne (. Sonaist)

-Wenn der Faschismus wiederkehrt, wird er nicht sagen ‘Ich bin der Faschismus'.
Nein, er wird sagen “ich bin der Antifaschismus. Ignazio Silone (ital. Sozialist)*
Quelle: https://beruhmte-zitate.de/autoren/ignazio-silone/
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17. Nazi-Wunderwaffe ,,.Staatenlosigkeit‘!

Das angloamerikanische Besatzungsregime ,,Bundesrepublik
Deutschland“ AUF den Staat Deutschland ab 1990!

Bundesrepublik

Deutschland

Herzlich willkommen in der Staatenlosigkeit der zu einem Unternehmenskartell
vollprivatisierten, provisorischen, angloamerikanischen Treuhandverwaltung -
Verwertungsgesellschaft mit den Bezeichnungen ,,Bundesrepublik Deutschland“
(BRD), ,,Deutschland, ,,Deutschland AG“ und der Handelsmarke ,,Germany“ mit dem
alliierten Militar- ,,Grundgesetz (GG) fiir die Bundesrepublik Deutschland“ ohne
Geltungsbereich.

_GHEST SHIP

-

»GHOST SHIP“ BRD!
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Sprichwort: ,,Wer solche ,,Freunde hat, braucht eine Feinde mehr!“

Sefton Delmer (1904-1979) - bedeutender englischer Journalist:
"Jeder Griff ist erlaubt. Je iibler, umso besser. Liigen, Betrug - alles'
Quelle: Die Deutschen und ich, Hamburg 1963, S. 590
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Trotz Strafanzeigen keine Ermittlung gegen Bundesprasidentenfrau
Bettin Wulffs HitlergruR

Januar 7, 2011

Trotz vorliegender Strafanzeige gegen Bundesprisidentenfrau Bettina Wulff wird es
keine Ermittlung wegen Bettina Wulffs Hitlergruft geben.

Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde der Hitlergruft in Deutschland verboten. In der Bundesrepublik
Deutschland ist die Verwendung des HitlergruRes durch § 86a des Strafgesetzbuches (Verwenden von
Kennzeichen verfassungswidriger Organisationen) sowie § 130 (Volksverhetzung) unter Strafe gestellt.

Grundgesetz, Artikel 3: "(1) Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich."
Doch manche Personen ist offenbar "gleicher"

Bekannt wurde das Foto von Bettina Wulff, Frau des damaligen Bundesprasidenten Christian Wulff (CDU),
und ihrem Hitlergrufs.

»Abendpost Trotz Strafanzeige keine Ermittlung gegen Bundesprasidentenfrau Bettina
Wulffs HitlergruB, Januar 7,2011 Trotz vorliegender Strafanzeige gegen
Bundesprasidentenfrau Bettina Wulff wird es keine Ermittlung wegen Bettina Wulffs
Hitlergrul? geben. Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde der Hitlergruf3 in Deutschland
verboten. In der Bundesrepublik Deutschland ist die Verwendung des HitlergruRes durch §
86a des Strafgesetzbuches (Verwenden von Kennzeichen verfassungswidriger
Organisationen) sowie § 130 (Volksverhetzung) unter Strafe gestellt. Grundgesetz Artikel 3:
»,(1) Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich. Doch manche Personen ist offenbar
,gleicher” Bekannt wurde das Foto von Bettina Wulff, Frau des damaligen
Bundesprasidenten Christian Wulff (CDU) und ihrem Hitlergruf3.”

Quelle: https://www.abendpost.net/gesellschaft/keine-ermittlung-gegen-frau-bundespraesidentin-
bettina-wulffs-hitlergruss.php
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Die unmittelbare Reichsangehorigkeit = die deutsche Staatsangehorigkeit.
Beides ist ein und dasselbe!!!

Die sog. "deutsche Staatsangehorigkeit” vom 5.02.1934 ist ein
Verpackungsbegriff der sog. unmittelbaren Reichsangehorigkeit.

Die Beseitigung (,,Bereinigung“) dieser Reichsangehorigkeit beseitigt die Basis

der "Deutschen Staatsangehorigkeit"!

Herousgegeben von €. Sdaeffer, Dberlandesgeridterat i N

Heft 131

Dtees Staatsredt

a) Tic Meidéangehrigteit wird fortadb nidit mebhe mittelbar durd
anvorigen Crierd der Yandedangehonigleil, joudern unmittelbar ofs
Socuticie CGlaatéangehorinlent” erworben,

Leipaig 1936

chzvjlag W, Kehlpammer . Abteilung Shaeffer

———

Neues Staatsrecht Auflage 1936 Seite -54-

.Herausgegeben von C. Schaeffer, Oberlandesgerichtsrat i. R. Heft 13

Neues Staatsrecht
a. Die Reichsangehorigkeit wird fortab nicht mehr mittelbar durch zuvorigen Erwerb der

Landesangehdrigkeit, sondern unmittelbar als ,,deutschen Staatsangehorigkeit*
erworben. Leipzig 1936 Verlag W. Kohlhammer. Abteilung Schaeffer
Neues Staatsrecht Auflage 1963 Seite -54°
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1618 Bundesgesatzbiatt Jahrgang 1999 Teil | Nr, 38, ausgegeben zu Bonn am 23. Juli 1999

§ Gesetz
zur Reform des Staatsa.ngehbrlgkenmchm

S tNom15.Juli 1999 0

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates wilrde sonst staatenlos. Die Rechtsfolge
das folgende Gesetz beschiossen: : mnmanm.m”ammenmean;?m
innerhaib eines Jahres der zustindigen Auslands-
: vertretung anzeigt. Sind beide Elternteile deutsche
Artikel 1 Staatsangehdrige, so tritt die Rechtsfolge des Sat-

— ’ zes 1 nur ein, wenn beide genann o
und m""m ] setzungen arfillen.” dbdort ’ S
‘Staatsangehdrigkeitsgesetzes
Das Reichs- und Staatsangehdrigkeitsgesetz in der im & 87 Wird wie foigt gefadt:
Bundesgesetzblatt Teil Hll, Gliederungsnummer 102-1, 87
duvorwemhmh chwzv :;mnw Fassung, zuletzt geéindert Ein Deutscher im Sinne des Artikels 116 Abs. 1
Artikel s Gesetzes vom 16. Dezember 1997 des Grundgesetzes, der nicht die deutsche Staat
(BGBI.1S.2942), wird wie folgt getindert: mgmongmbmumma«Auuuungd:
. : Bescheinigung gema8 § 15 Abs. 1 oder -
1. Die Uberschrift wird wie folgt gefast: ‘ d«vm&wi«awmm
l

Ein Service des Bundesministeriums der Justiz in Zusammen-
arbeit mit der juris GmbH - www.juris.de

Staatsangehorigkeitsgesetz (StAG)

StAG

Ausfertigungsdatum: 22,07.1913

Vollzitat:

"Staatsangehorigkeitsgesetz in der im Bundesgesetzblatt Teil lll, Gliederungsnummer 102-1, veroffentlichten be-
reinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 8. Dezember 2010 (BGBI. | S. 1864) geandert
worden ist"

Stand:  Zuletzt gedndert durch Art. 1 G v, 8.12.2010 | 1864

FuBnote

(+++ Textnachweis Geltung ab: 1.1.1980 +++)

Uberschrift: Langlberschrift idF d. Art. 1 Nr. 1 G v. 15,7.1999 | 1618 mWyv 1,1.2000; Buchstabenabkirzung eingef.
durch Art. 1 Nr. 1 G v. 15.7.1999 1 1618 mWv 1.1.2000

Die Bedeutung der Begriffe "Reichs- und Staatsangehdrigkeit” im Sinne dieses G hat sich geandert. An die Stel-
le der "Reichsangehorigkeit" ist gem, § 1 V v. 5.2.1934 102-2, Art. 116 Abs. 1 GG 100-1 die deutsche Staatsange-
horigkeit getreten, Die die “Reichsangehdrigkeit" vermittelnde "Staatsangehorigkeit” in den Bundesstaaten - seit
der Weimarer Verfassung in den deutschen Landern - ist durch § 1 V v. 5.2.1934 beseitigt worden

§1

Deutscher im Sinne dieses Gesetzes ist, wer die destsehe-Stoatcangebodgkelt besitzt.

82 noytscher ist , wer die ... unmittelbare RAng. besitzt.
(weggefallen)
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»,1618 Bundesgesetzblatt Jahrgang 1999 Teil | Nr. 38, ausgegeben zu Bonn am 23. Juli 1999

Gesetz
zur Reform des Staatsangehorigkeitsrechts
Vom 15. Juli 1999

Der Bundestag hat mir Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen:

. Artikel 1
Anderung des Reichs-
und Staatsangehorigkeitsgesetzes

Das Reichs- und Staatsangehdrigkeitsgesetz in der im Bundesgesetzblatt Teil 11,
Gliederungsnummer 102-1, veroffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt gedndert durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 16. Dezember 1997 (BGBI. | S. 2942), wird wie folgt geandert:

1. Die Uberschrift wird wie folgt gefaft:
»Staatsangehorigkeitsgesetz (StAG)“

»otaatsangehorigkeitsgesetz (StAG)
StAG

Ausfertigungsdatum: 22.07.1913
Vollzitat:

.Staatsangehorigkeitsgesetz in der im Bundesgesetzblatt Teil lll, Gliederungsnummer 102-1,
veroffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 8.
Dezember 2010 (BGBI. | S. 1864) geandert worden ist*

Stand: Zuletzt gedndert durch Art. 1 G v. 8.12.2010 | 1864
FuBnote
(+++ Textnachweis Geltung ab: 1.1.1980 +++)

Uberschrift: Langiberschrift idF d. Art. 1 Nr. 1 G v. 15.7.1999 | 1618 mW\v 1.1.2000;
Buchstabenabkiirzung eingef. Durch Art. 1 Nr. 1 G v. 15.7.1999 | 1618 mWv 1.1.2000

Die Bedeutung der Begriffe ,Reichs- und Staatsangehorigkeit” im Sinne dieses G hat sich
geandert. An die Stelle der ,Reichs- und Staatsangehdrigkeit® ist gem. § 1 V v. 5.2.1934 102-
2, Art. 116 Abs. 1 GG 100-1 die deutsche Staatsangehorigkeit getreten. Die die
,Reichsangehdorigkeit’ vermittelnde ,Staatsangehoérigkeit” in den Bundesstaaten - seit der
Weimarer Verfassung in den deutschen Landern - ist durch § 1 V v. 5.2.1934 beseitigt
worden.

§1

Deutscher im Sinne dieses Gesetzes ist, wer die deutsche Staatsangehdrigkeit besitzt.

§ 2 Deutscher ist, wer die ... unmittelbare RAng. besitzt. (weggefallen)®
Quelle: Ein Service des Bundesministeriums der Justiz in Zusammenarbeit mit der juris GmbH -
www.juris.de”
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Bundesgesetzblatt Jahrgang 1999 Teil | Nr. 38, ausgegeben zu Bonn am 23. Juli 1999

1623

§10
Anderung des Bundesvertriebenengesetzes

§ 4 Abs. 3 Satz 3 des Bundesvertriebenengesetzes in
der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Juni 1993
(BGBI. | S. 829), das zuletzt durch Artikel 30 des Gesetzes
vom 24. Marz 1997 (BGBI. | S. 594) gedandert worden ist,
wird aufgehoben.

Artikel 4

AuBerkrafttreten bisherigen Rechts

Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes treten auBer
Kraft:

1. die Verordnung liber die deutsche Staatsangehérig-

2. die Verordnung zur Regelung von Staatsangehérigkeits-
fragen in der im Bundesgesetzblatt Teil lll, Gliederungs-
nummer 102-4, veroffentlichten bereinigten Fassung.

Artikel 5
Inkrafttreten

(1) Am Tage nach der Verkiindung treten in Kraft:

Artikel 1 Nr. 3 hinsichtlich § 4 Abs. 3 Satz 3 des Reichs-
und Staatsangehorigkeitsgesetzes, Artikel 1 Nr. 10 und
Artikel 3 § 9.

(2) Am 1. August 1999 treten in Kraft:

1. Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe a und b, Nr. 4, Artikel 3 § 1
Nr. 1 und

2. Artikel 1 Nr. 11 hinsichtlich § 40a des Reichs- und

Staatsangehorigkeitsgesetzes.

keit in der im Bundesgesetzblatt Teil Ill, Gliede-
rungsnummer 102-2, veréffentlichten bereinigten (3) Im Ubrigen tritt dieses Gesetz am 1. Januar 2000
Fassung, in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und
wird im Bundesgesetzblatt verkiindet.
Berlin, den 15. Juli 1999

Der Bundespréasident
Johannes Rau

Der Bundeskanzler
Gerhard Schroéder

Der Bundesminister des Innern
Schily

,Bundesgesetzblat hrgang 1 Teil | Nr. ausge en zu Bonn am 23. Juli 1

1623

§ 10 Anderung des Bundesvertriebenengesetzes § 4 Abs. 3 Satz 3 des
Bundesvertriebenengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Juni 1993 (BGBI.
I S. 829), das zuletzt durch Artikel 30 des Gesetzes vom 24. Marz 1997 (BGBI. | S. 594)
geandert worden ist, wird aufgehoben.

Artikel 4 AuBerkrafttreten bisherigen Rechts
Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes treten auller Kraft:
1. Die Verordnung Uber die deutsche Staatsangehorigkeit in der im Bundesgesetzblatt
Teil 1ll, Gliederungsnummer 102-2, veréffentlichten bereinigten Fassung,
2. Die Verordnung zur Regelung von Staatsangehdrigkeitsfragen in der im
Bundesgesetzblatt Teil lll, Gliederungsnummer 102-4, verdffentlichten bereinigten
Fassung.

Artikel 5 Inkrafttreten

(1) Am Tage nach der Verkindung treten in Kraft:
Artikel 1 Nr. 3 hinsichtlich § 4Abs.3 Satz 3 des reichs- und Staatsangehdrigkeitsgesetzes,
Artikel 1 Nr. 10 und Artikel 3 §9.

(2) Am 1. August 1999 treten in Kraft:

1. Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe a und b, Nr. 4, Artikel 3 §1 Nr. 1 und

2. Artikel 1 Nr. 11 hinsichtlich § 40a des Reichs- und Staatsangehoérigkeitsgesetzes.
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(3) Im Ubrigen tritt dieses Gesetz am 1. Januar 2000 in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und wird im Bundesgesetzblatt verkiindet.
Berlin, den 15. Juli 1999

Der Bundesprasident

Johannes rau

Der Bundeskanzler

Gerhard Schroder

Der Bundesminister des Innern

Schily*

Quelle:
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/text.xav?SID=&tf=xaver.component.Text 0&tocf=&gmf=&hlf=xaver.component.Hitlist 0&bk=bgbl
&start=%2F%2F*%5B%40node _id%3D%271053042%27%5D&skin=pdf&tlevel=-2&nohist=1&sinst=26D15F2D

Sensibilisierung ,,falsche Freunde!*

Gerhard Schroder machte ab 1. Januar 2000 die Deutschen
staatenlos!!!
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Staatsangehorigkeitsgesetz (StAG)

AL
. gsd m: 22.07.19
at

taa ) r gese € Bundesqg att Tell I, G gs ¢ fenthichter
einigte B \ jas zuletzt Artikel 1 d € m B yer 2( 8GE 864) ge -
Stand: Zuletzt geandert gurch Art, 1 G v. 8.12.20101 1864
FuBnote

+ ¢ 3¢ hw ng at 1 8

€ ft: Languberschrift idF d. Art. 1 Nr. 1 G v, 15.7.1999 1 1618 mWyv 1.1.2000; Buchstabenabkirzung
durch Art, 1Nr. 1 Gv. 15.7.19991 1618 mWyv 1.1.2000

tung der Begriffe "Reichs- und Staatsangehorigkeit” im Sinne dieses G hat sich geandert
ngehorigkeit™ ist gem. § 1 Vv. 5.2.1934 102-2, Art. 116 Abs. 1 GG 100-1 die deutsche Staatsange

horigkeit getreten. Die die "Reichsangehorigket” vermitteinde "Staatsangehongkeit® in den Bundesstaaten

der Weimarer Verfassung in den deutschen Landern - ist durch § 1 Vv. 5.2.1934 beseitigt worden

»Staatsangehorigkeitsgesetz (StAG)“ Ausfertigungsdatum: 22.07.1913 Vollzitat:
~otaatsangehorigkeitsgesetz in der im Bundesgesetzblatt Teil lll, Gliederungsnummer 102-1,
veroffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 8.
Dezember 2010 (BGBI. | S. 1864) geandert worden ist* Stand: Zuletzt gedndert durch Art. 1
G v. 8.12.2010 | 1864 FuBnote (+++ Textnachweis Geltung ab: 1.1.1980 +++) Uberschrift:
Languberschrift idF d. Art. 1 Nr. 1 G v. 15.7.1999 | 1618 mWv 1.1.2000;
Buchstabenabkirzung eingef. Durch Art. 1 Nr. 1 G v. 15.7.1999 | 1618 mWv 1.1.2000

Die Bedeutung der Begriffe ,Reichs- und Staatsangehoérigkeit” im Sinne dieses G hat sich
geandert. An die Stelle der ,Reichs- und Staatsangehorigkeit® ist gem. § 1V v. 5.2.1934 102-
2, Art. 116 Abs. 1 GG 100-1 die deutsche Staatsangehorigkeit getreten. Die die
»Reichsangehdrigkeit” vermittelnde ,,Staatsangehérigkeit” in den Bundesstaaten - seit
der Weimarer Verfassung in den deutschen Landern - ist durch § 1V v. 5.2.1934
beseitigt worden.“

Seite 325 von 387



RuStaG-1913 Reichs- und
Staatsangehorigkeitsgesetz

Erster Abschnitt.
Allgemein Vorschriften.

§1.

Deutscher ist, wer die Staatsangehorigkeit in einem Bundesstaat (§§ 3 bis 32) [Gdelgdie
unmittelbare Reichsangehorigkeit (§§ 33 bis 35) besitzt.

§ 1.

Weggefallen am 28. Juni 1919/ 11. August 1919

Deutscher ist, wer (i S ————————— (55 3 his 32)[0deldie

unmittelbare Reichsangehorigkeit (§§ 33 bis 35) besitzt.

§1.

Weggefallen am 28. Juni 1919 /11. August 1919

Deutscher ist, wer die Stestsanaehtmticttmamem=-Sundesstast (5§ 3 bis 32)-d|e

b it (55 33 DS 35) besitzt.
Weggefallen am 01.01.2000 / 08.10.2010

,RUStAG 1913 — Reichs — und Staatsangehorigkeitsgesetz, erster Abschnitt.
Allgemein Vorschriften.

§ 1. Deutscher ist, wer die Staatsangehdrigkeit in einem Bundesstaat (§ 3 bis 32) oder die
unmittelbare Reichsangehdrigkeit (§§ 33 — 35) besitzt.

§ 1. Weggefallen am 28. Juni 1919 / 11. August 1919, Deutscher ist, wer die

Staatsangehérigkeitin-einem-Bundesstaat (§ 3 bis 32) oder die unmittelbare

Reichsangehdrigkeit (§§ 33 — 35) besitzt.

§ 1. Wegefallen am 28. Juni 1919 / 11. August 1919, Deutscher ist, wer die

Staatsangehérigkeitineinem-Bundesstaat (§§ 3 bis 32) oder die unmittelbare

Reichsangehérigkeit-(§§ 33 — 35) besitzt.
Weggefallen am 01.01.2000 / 08. 10. 2010
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Reichsangehorigkeit

Heimat  RuStAG 1871

1884 Kolonieen unmittelbar

Unmittelbare KolonieAng.

Heimat RoStAG 1914

1919 Kolonie Spmehiche Einfiihrung

1933 Kolonie spmehliche Einfibmng

—

Heimat

deutsche Staatsangehérigkeit

Kolonie Deutschland
Gleichschaltung

=StAG 1934
unmittelbare deutsche StaatsAng.

1946 Zwangsangehdrigkeit bleibt bestehen

unm. deutsche Staatsangehorigkeit

Militirische Anordnung

1949 Kolonie BRD

unm. deutsche Staatsangehdorigkeit

1959 BGBL. III sprchliche Einfiibung

II1. Reich unm. deut. StAng,

Kolonie EU
*Globale Weltbiirgerschaft

ReStAG 1914
4
Tauschen R=StAG 1934
UuStAG 1992
Unionsbiirgerschaft*

Staatlos Gleichsehaltung

Unmittelbare *Staatlosigkeit .

08.12. SAG 2010

III. Reich U=StAG 2010

BRD-Bewohner sind der Meinung, das Grundgesetz sei das Beste in der ganzen Welt.
Das stimmt: der SchluBartikel 146 macht das Militiar GrundGesetz ungiiltig.

Setzt den Art. 146 GG um und befreit das deutsche Volk von der NaZi-Tyrannei.

Immanuel Kant und der kategorische Imperativ
Wenn der Gegner etwas sagt, meint er das Gegenteil
Die BRD vermeidet Staatenlosigkeit

*Unionsbiirgerschaft = Globale Weltbiirgerschaft =
= Nichtstaatsangeharigkeit = Staatlosigkeit

Foderalismus = Faschismus
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.Reichsangehorigkeit RuStAG 1871

1884 Kolonien unmittelbar

Unmittelbare Kolonie Ang. RoStAG 1914
1919 Kolonie  sprachiiche Einfiihrung Heimat Urkunde 139
1933 Kolonie  sprachiiche Einfiihrung deutsche Staatsangehorigkeit
Kolonie Deutschland R=StAG 1934
Gleichschaltung unmittelbare deutsche StaatsAng.
1946 Zwangsangehdrigkeit bleibt bestehen Militarische Anordnung
Unmittelbare Deutsche Staatsangehorigkeit
1949 Kolonie BRD unmittelbare deutsche Staatsangehorigkeit
1959 BGBIL. I ReStAG 1914
i
[ll. Reich - unmittelbare deutsche Staatsangehdrigkeit ~ Tauschen R=StAG
1934
Kolonie EU UuStAG 1992
*Globale Weltburgerschaft Unionsblrgerschaft*
Staatenlos Gleichschaltung 08.12 SIAG
2010
Unmittelbare*Staatlosigkeit lll. Reich U=StAG 2010

BRD-Bewohner sind der Meinung, das Grundgesetz sei das beste in der ganzen
Welt. Das stimmt: der SchluBartikel 139 macht das Militar Grund-Gesetz unguiltig.
Setzt den Art. 139 GG um und befreit das deutsche Volk von der Nazi-Tyrannei.
Immanuel Kant und der kategorische Imperativ
Wenn der Gegner etwas sagt, meint er das Gegenteil.
Die BRD vermeidet Staatenlosigkeit
*Unionsbiirgerschaft = Globale Weltbiirgerschaft

= Nichtstaatsangehorigkeit = Staatenlosigkeit!
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Unionsburgerschaft (Art. 20 AEUV)

(1) Es wird eine Unionsbiirgerschaft eingefiihrt. Unionsburger ist, wer die
Staatsangehorigkeit eines Mitgliedstaats besitzt. Die Unionsbirgerschaft tritt zur
nationalen Staatsbiirgerschaft hinzu, ersetzt sie aber nicht.

(2) Die Unionsbirgerinnen und Unionsbirger haben die in den Vertragen vorgesehenen
Rechte und Pflichten. Sie haben unteranderem

a. das Recht, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten;

b. in dem Mitgliedstaat, in dem sie ihren Wohnsitz haben, das aktive und passive Wahlrecht bei
den Wahlen zum Europadischen Parlament und bei den Kommunalwahlen, wobei fir sie
dieselben Bedingungen gelten wie flr die Angehdrigen des betreffenden Mitgliedstaats;

¢. im Hoheitsgebiet eines Drittlands, in dem der Mitgliedstaat, dessen Staatsangehorigkeit sie
besitzen, nicht vertreten ist, Recht auf Schutz durch die diplomatischen und konsularischen
Behorden eines jeden Mitgliedstaats unter denselben Bedingungen wie Staatsangehorige dieses
Staates;

d. das Recht, Petitionen an das Europdische Parlament zu richten und sich an den Europdischen
Biirgerbeauftragten zu wenden, sowie das Recht, sich in einer der Sprachen der Vertrage an die
Organe und die beratenden Einrichtungen der Union zu wenden und eine Antwort in derselben
Sprache zu erhalten.

,Unionsbirgerschaft (Art. 20 AEUV) Es wird eine Unionsbilirgerschaft eingefiihrt.
Unionsbirger ist, wer die Staatsangehorigkeit eines Mitgliedstaates besitzt. Die
Unionsblrgerschaft tritt zur nationalen Staatsbiirgerschaft hinzu, ersetzt sie aber nicht.
Die Unionsburgerinnen und Unionsburger haben die in den Vertragen vorgesehenen Rechte
und Pflichten. Sie haben unter anderem

a. Das Recht, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und
aufzuhalten;

b. In dem Mitgliedstaat, in dem sie ihren Wohnsitz haben, das aktive und passive
Wahlrecht bei den Wahlen zum Europaischen Parlament und bei den
Kommunalwahlen, wobei fir sie dieselben Bedingungen gelten wie flr die
Angehdrigen des betreffenden Mitgliedstaats;

c. Im Hoheitsgebiet eines Drittlands, in dem der Mitgliedstaat, dessen
Staatsangehdrigkeit sie besitzen, nicht vertreten ist, Recht auf Schutz durch die
diplomatischen und konsularischen Behoérden eines jeden Mietgliedstaats unter
denselben Bedingungen wie Staatsangehorige dieses Staates;

d. Das Recht, Petitionen an das Europaische Parlament zu richten und sich an den
Europaischen Burgerbeauftragten zu wenden, sowie das Recht, sich in einer der
Sprachen der Vertrage an die Organe und die beratenden Einrichtungen der Union
zu wenden und eine Antwort in derselben Sprache zu erhalten.”
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Bundesgesetzblatt

Teil II 119984
1976 Ausgegeben zu Bonn am 22. April 1976 LN;, 29
Tag Inhalt Seite
12.4.76  Geselz 1u dem Ubereinkommen vom 26 Sepiember 1954 Giber die Rechisstellung der
R R K L O R R T AN S IR SN S 473
31.3.76 Bekanntmachung Uber das Auderkrafttreten des Ubereinkommens zur Emchlung des
Internationalen Instituts fir Fihrungsaufgaben in der Technlk ..................ooe. 501
2.4.76 Bekanntmachung des Abkommens zwischen der Regienmgudet Bundesrepublik Deutsch-
land und der Regierung der Republik Sambia (ber Kapitalhilfe .....................00s 502
Gesetz

zu dem Ubereinkommen vom 28, September 1954
{iber die Rechisstellung der Staatenlosen

ey e — e g — — — i —
— — - - ——— —————————————

Vom 12. April 1976

Artikel 27
Personalausweise
Die Vertragsstaaten stellen jedem

_Staatenlosepn, der sich in ihrem Ho-
heitsgebiet befindet und keinen gill-

tigen Reiseausweis besitzt, einen Per-
sonalausweis aus.

Information: Personalausweise werden nur an Staatenlose ausgegeben!
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»Bundesgesetzblatt Teil Il
1976 Ausgegeben zu Bonn am 22. April 1976 Nr. 22
Tag Inhalt Seite
12.4.76 Gesetz zu dem Ubereinkommen vom 26. September 1954 (iber die
Rechtstellung der Staatenlosen...............cccoooiiiiiiiiiiii 473
31.3.76 Bekanntmachung Uber das AuRerkrafttreten des Ubereinkommens
Zur Errichtung des Internationalen Instituts fur Fihrungsaufgaben in
der TechniK. ... 501
2.4.76 Bekanntmachung des Abkommens zwischen der Regierung der
Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Republik Sambia
Uber Kapitalhilfe. ... 502
Gesetz zum Ubereinkommen vom 28. September 1954 iiber die
Rechtstellung der Staatenlosen Vom 12. April 1976 ...................
Artikel 27, Personalweise

Die Vertragsstaaten stellen jedem Staatenlosen. der sich in ihrem

Hoheitsgebiet befindet und keinen giltigen Reiseausweis besitzt,
einen Personalausweis aus.

Information: Personalausweise werden nur an Staatenlose ausgegeben!®

e
AL

4 ;‘*mm:;-:{?é'a "

:‘7 e < J~hs

N : INC
Vo ARG T
g - “:“f‘ " u.c

ITDK<MUSTERMANNKZK<KERIKA<<L<LLLLLLKLLLKLKLK
BRD-Personalausweis Glaubhaftmachung ,,DEUTSCH“ 1934 ,Staatenlos!“
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,Ubersicht Reichsbiirger

1871
1889
1913

1933

1934

1945
1946

1949
1958
1959
1999

2000
2004
2005

Reichsangehoérigkeit und Staatsang. In einem Bundesstaate
Beginn der Staatenlosigkeit in den Reichskolonien

Beseitigung der Reichsangehdorigkeit/ Kolonie- Staatlosigkeit

... oder die Unmittelbare Reichsangehoarigkeit / Koloniestatus
1920 Abgabe der Kolonieen — der Status blieb weiter glltig
NS-Gesetz Einfihrung der deutschen StaatsAngehdérigkeit

.... Aberkennung der deutschen Staatsangehdrigkeit ?

... Aberkennung der unmittelbaren Reichsangehdrigkeit

NS - Gleichschaltungs-Status ... Kolonie Deutsches Reich

unmittelbare Reichsangehorigkeit = deutsche Staatsangehoérigkeit

Waffenstillstand Kriegslisten sind nach HLKO erlaubt
Militarische Anordnung Entlassung aus der dStA nach
Militarische Anordnung dStA bleibt weiter glltig

Teil — Kolonie BRD libernimmt NS-Status

BRD Neu Bereinigungsgesetz BGBL. Teil lll (Kriegslist)
BGBL. lll FuBnote 1913 Status- Verfalschung (Kriegslist)
BRD — Gesetz Bereinigung von RuStAG auf StAG 1913
....§ 40a Status-Deutscher = deutsche StaatsAng. = uR
Beseitigung NS-Status 1934 / BRD- Massenstaatlosigkeit
Zuwanderungsgesetz Status 1913 Endbereinigung
NS-Status-Leiche von 1934 im Status von 1913

§ 1. Deutscher ist wer die deutsche StaatAng. besitzt.”

Vernichtendes Ergebnis:

Status
RuStAG

BistAG
uRoStAG

dStA

uR=dStAG

RuStAG 1913 ?

uR=dStAG

uR=dStAGoStAG

uR=dStAG

uR=dStAGoStAG
uR=dStAG

Mit dem Inkrafttreten ab dem 1. Januar 2000 entstand ein neuer
Status aller einheimischen Deutschen und der eingeburgerten
Migranten-Massen in der BRD - die Staatlosigkeit im Totalitarismus
= vollige Entrechtung und Entmachtung der Menschen!
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17.1 Katastrophale Folgen der BRD-Staatenlosigkeit!

Der Status Vogelfrei bedeutet Acht und Bann - AusgestoRen sein, vollige Recht- und
Schutzlosigkeit, Achtung, Gesetzlosigkeit, keine Rechte und kein Eigentum besitzend,
Vogelfreie konnen uberall verfolgt und getotet werden, dazu der blrgerliche Tod.

Der biirgerliche Tod (franzésisch mort civile) bedeutet den Verlust der personlichen
Rechtsfahigkeit.

Der biirgerliche Tod war bereits im romischen Recht eine Folge der capitis deminutio
maxima, des Verlustes der personlichen Freiheit bei Gefangennahme oder als
Nebenfolge bei Kapitalverbrechen. Auch das gemeine Recht kannte eine direkte
Vernichtung der Persoénlichkeit (consumtio famae) in der Friedlosigkeit als Folge der
Oberacht.

- siehe z. Bsp. Quellen wie: https://www.wortbedeutung.info/vogelfrei/ +
https://de.wikipedia.org/wiki/Vogelfreiheit + https://de.wiktionary.org/wiki/VVogelfreiheit +
https://de.wikipedia.org/wiki/B%C3%BCrgerlicher _Tod

Definition: sog. ,,Roma und Sinti-Status‘ vogelfrei:

= ausgestoRen, keine Rechte und kein Eigentum mehr besitzend.

Bedeutungen:

[1] im Mittelalter: als Strafe von Reichsacht betroffen; ausgestoBen, keine Rechte und
kein Eigentum mehr besitzend

Herkunft:

[1] Zusammengesetzt aus Nomen Vogel und Adjektiv frei. Falschlicherweise wird diese
Kombination oft mit der Redewendung ,frei wie ein Vogel sein“ gleichgesetzt, die aber etwas
vollig anderes aussagt. Vogelfrei ist so zu verstehen, dass der AusgestoRene so wie ein
Vogel von jedem frei gejagt und getotet werden durfte. Das Wort ist ein feststehender
Ausdruck seit dem 16. Jahrhundert.[1]

Sinnverwandte Wérter:

[1] ausgestoRen, gedchtet, rechtlos, schutzlos

Beispiele:

[1] Seit er vogelfrei ist, wird er tiberall verfolgt.

[1] Vogelfreie Menschen konnten ungestraft getotet werden. (Mordacht)

[1],,Und kurz darauf beschlief3t er, heim zureiten, obwohl er nun vogelfrei ist.”

Die vernichtenden Ergebnisse:

Kataklystische Prozesse gegen die Menschheit wie Massentétungen, Volkermord
(Genozid), Flucht und Vertreibung bis hin zum Corona-Masterplan - 4. industrielle
Revolution - Menschheitsreduzierung - Eugenik der satanischen Transhumanisten:
Seit 1945 wurden etwa 300 Kriege gefuhrt, die 25 Millionen Opfer forderten, tiber 85 %
davon Zivilisten (1). Allein im Jahre 1992 wurden 52 Kriege verzeichnet.

Die moderne Voélkermorddefinition umfasst bereits die Planung, eine Gruppe von
Menschen zu vernichten, auch die Vernichtung einer Fiihrungselite.

Es gibt ein ganzes Lexikon der Vélkermorde -

Quelle: https://wir-hn.de/leseecke/mordplanungen-und-massenmorde-im-20-jahrhundert/
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Weitere Folgen der Staatenlosigkeit fiir die ethnischen Deutschen und Migranten:

totalitare Diktatur, straffreie Piraterie, Acht und Bann, Zwangsarbeit, Versklavung,
straffreie Polizeigewalt, Uberwachung, Zensur, ZwangsmaBnahmen wie Zwangshaft,
Zwangsimpfung, Sterilisation, Prostitution, politische Schauprozesse,
Meinungsdiktatur, Rechtsbankrott, Enteignung, Mord und Totschlag, Raub,
Vergewaltigung, Kindesentzug, Straffreiheit bzw. Bagatellstrafen fiir Verbrechen gegen
Menschen, Haftungsausschluss und organisierte Unverantwortlichkeit, Korruption,
Vetternwirtschaft-Korruption, Geheimgesellschaften, Verschwoérungen, Satanismus,
Bandenunwesen usw.
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17.2 Beispiel Nazi-Wunderwaffe ,,Massen-Migration* zur
ethnischen Vernichtung der Volker*‘!

A
=

v

(a] Name/Surname/Nom
b] Geburtsname/Name at birth/Nom de naissance

1a] MUSTERMANN
1 GABLER

7

e(r) Staatsangehérige(r)f

Adobe Stock | #88915916

Adobe Stock | 2402850424
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Kinder auslindischer Eltern:
Hier zu Hause,
EINBURGERUNG:

Fair. Gerecht. Tolerant.
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aatenlosigkeit in der BRD!

BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND SUNDESREPUSLIK DEUTECHLAND

R=StAG U=NStAG

Einbirgerungsurkunde Einblrgerungsurkunde

Danaihal

Sovm niprhe e bean b

—

Idie deutsche Staatsangehdnigkoeit

die deutsche Staatsangehdrnigkeilt

Kolonleangebdrigkeit Nicht Staatsangehorigkeit
e Wirz 1504 28.01.2000
Der Regerungsprassdent in Darmstadt " 4
o Glaubhaftmachung
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»Bundesrepublik Deutschland
R = StAG

Einbilirgerungsurkunde

Vornamen, Familienname, Geburtsname

geboren am in Damaskus

hat mit dem Zeitpunkt der Aushandigung dieser Urkunde die deutsche Staatsangehorigkeit

durch Einburgerung erworben.

die deutsche Staatsangehoérigkeit

Ort, Datum Kolonieangehorigkeit

Darmstadt, den 20. Marz 1984

Der Regierungsprasident in Darmstadt

Im Auftrage
(Scharf)
Nn-6-11a-1c04-A67/83 Stadt Frankfurt am Main
ausgehandigt am Der Magistrat
27. April 1984 - Unterschrift —

Im Auftrag®
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»Bunderepublik Deutschland
U = NStAG

Einbilirgerungsurkunde

Vornamen, Familienname, Geburtsname

geboren am in

Hat mit dem Zeitpunkt der Aushandigung dieser Urkunde die deutsche Staatsangehdrigkeit

Durch EinbUrgerung erworben.

die deutsche Staatsangehdrigkeit

Ort, Datum

Nicht Staatsangehoérigkeit
28.01.2000

Im Auftrage
Glaubhaftmachung*“
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Fiktionsaussweise der BRD fiir Ukrainer!

o Fikti-on
/Fiktion/

Fiktionsbescheinigung
ystantiv, feminin [die]

1. BILDUNGSSPRACHLICH
etwas, was nur in der Vorstellung existiert; etwas Vorgestelltes, Erdachtes
2. PHILOSOPHIE

bewusst gesetzte widerspruchsvolle oder falsche Annahme als methodisches Hilfsmittel bei der
Ldsung eines Problems

L 0000000 . L0000000

it dieser

Die Inhaberit e Inby gt mi
Bescheinigung nicht der Passpflicht.

L 0000000 e i Nirbeolerstiondor e gy

Fiktionsbescheinigung

|
Fiktionsbescheinigung

fir NUTTALL, Tom Ofiver

gilltig bis ~ 22-08-21

Bezeichnung des vorgelegten
Identitatsdokuments: Nationalpass GBR

Dokumenten-r.: SRS
Auslanderbehbrde: :
Auslinderbehorde Berlin
1\ B &4 7 Im Auft terschrift

NFDS<SNUTTALL<<TOM<OLIVER<K<LLLLLLLKLKLK

e DR e,
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UN 272023 - Seite 12

www.un-nachrichten. de

UN - Postfach 10 17 06 D-46017 Oberhausen

»integriert euch doch selber!«

Der iranischstammige Publizist
Behzad Karim Khani stimmt die
Deutschen auf ihr Wegsterben
und die Ubernahme des Lan-
des durch Migranten ein. Andere
Schlusse 4Rt sein in der Berliner
Zeitung veréffentlichter Hetzar-
tikel (= www.fk-un de/UN22312) zu
den (jahrlichen) Silvesteraus-
schreitungen nicht zu.

Seiner Meinung nach herrscht
In diesem Land ein allgegen-
wartiger Rassismus. Wer kénne
es Migranten daher verdenken,
»dall sie nicht so erpicht darauf
sind, sich mit dieser Gesellschaft
zu identifizieren?«, fragt Khani,
der seit 1986 in und vor allem von
eben dieser Gesellschaft lebt.

iIr

Den »Biodeutschen«. wie er sei-
ne Gastgeber bezeichnet. unter-
stellt der Iraner eine mangelhaf-
tg Vergangenheilsbewéltigung.
Dies lasse sich daran ablesen,
dalh »keine einzige Synagoge,
keine jidische Schule und auch
kein judisches Altersheim ohne
Polizeischutz auskommt.« DaR
antisemitische Straftaten aber in
den seltensten Fallen von »Bio-
deutschen«, sondern sehr viel
ofter von arabischen Migranten
begangen werden, pafit offenbar
nicht in sein Weltbild.

Den verhaliten »Biodeutschen«
droht er unverhohlen: »Wir sind
hier. Nicht nur fiir Ihre Renten-
kassen, sondern weil wir dafir

sorgen, dall der arische Alb-
traum in diesem Land niemals
Realitét wird. «

»Fangen wir dafiir doch mit
der einfachen Feststellung an,
dall wir [...] so einfach nicht
weggehen werden. Und Sie,
liebe Biodeutsche, auch nicht.
Wobei, demographisch gese-
hen, gehen Sie durchaus weg.
Sie sterben weg, und Ihr Land
braucht fiir die kommenden 15
Jahre ca. 400.000 neue Arbeits-
kréfte, das heiit ungefihr eine
Million Einwanderer pro Jahr.

Wir Migranten werden dieses

Land wohl erben. Wir kénnten

hier also auf Zeit spielen. Auf
eine Zeit, die Sie nicht haben.«

e Wahrung der Grund- und Blrgerrechte des Einzeinen, der Souveranitat und Selbsib

ias Heimatrecht der VVolker im elgenen Land, fur den Erhalt der Presse

»Integriert euch doch selbst” Der iranischstammige Publizist Behzad Karim Khani stimmt
die Deutschen auf ihr Wegsterben und die Ubernahme des Landes durch Migranten ein.
Andere Schlisse laflt sein in der Berliner Zeitung veroffentlichter Hetzartikel (— www.fk-
un.de/UN22312) zu den (jahrlichen)Silvesterausschreitungen nicht zu. Seiner Meinung nach
herrscht in diesem Land ein allgegenwartiger Rassismus. Wer kénne es Migranten daher
verdenken, ,daf} sie nicht so erpicht darauf sind, sich mit dieser Gesellschaft zu
identifizieren?“, fragt Khani, der seit 1986 in und vor allem von eben dieser Gesellschaft lebt.
Den ,Biodeutschen®, wie er seine Gastgeber bezeichnet, unterstellt der Iraner eine
mangelhafte Vergangenheitsbewaltigung. Dies lasse sich daran ablesen, dal} ,keine einzige
Synagoge, keine judische Schule und auch kein juidisches Altenheim ohne Polizeischutz
auskommt.“ Dal} antisemitische Straftaten aber in den seltensten Fallen von .Biodeutschen®,
sondern sehr viel 6fter von arabischen Miaranten beganaen werden, pal3t offenbar nicht in
sein Weltbild. Den verhalten ,Biodeutschen® droht er unverhohlen: ,Wir sind hier. Nicht nur
fur lhre Rentenkassen, sondern weil wir dafiir sorgen, daB der arische Albtraum in
diesem Land niemals Realitat wird.“ ,,Fangen wir dafiir doch mit der einfachen
Feststellung an, daB wir [...] so einfach nicht weggehen werden. Und Sie, liebe
Biodeutsche, auch nicht. Wobei, demographisch gesehen, gehen sie durchaus weg.
Sie sterben weg. und Ihr Land braucht fiir die kommenden 15 Jahre ca. 400.000 neue
Arbeitskrafte. das heit unaefahr eine Million Einwanderer pro Jahr. Wir Miaranten
werden dieses Land wohl erben. Wir konnten hier also auf zeit spielen. Auf eine Zeit,
die Sie nicht haben.“ Fir die Wahrung der Grund- und Blrgerrechte des Einzelnen, der
Souveranitat und Selbstbestimmung der Nationen, flr das Heimatrecht der Volker im
eigenen Land, fur den Erhalt der Pressevielfalt und Meinungsfreiheit.*
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Stadt Um

zur deutschen

, seit 198k in Deutschland
-

seit 1993 deutsche Staatsangehdrige

‘ sozial engagiert in der Qase Wiblingen \

} ) (&) A% d
www.einbuergerung.ulm.de ;JJ

,2Stadt Ulm Ja! Zur deutschen Staatbiirgerschaft! Ghergishu Tesfu-Merkke seit 1986 in
Deutschland geboren in Eritrea seit 1993 deutsche Staatsangehdrige sozial engagiert in der
Oase Wiblingen“ Quelle:
https://www.ulm.de/rathaus/stadtverwaltung/b%C3%BCrgerdienste/auslaenderbehoerde-in-

ulm/einbuergerung
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Quelle: Zukunftswerkstaat Hollywood. https://www.moviebreak. de/storles/9811/mult| -pass-
das-fuenfte-element-kehrt-am-10-punkt-08-mit-4k-zurueck-ins-kino

' PARK ALLEYS . 281
VEL 21 / PIER 23-28
. CON 37 / 144E
. NY 10024

VIRAL STATE HlGH

DRIVING
CLASS HH

MULTIPASS aus dem Science-Fiktion Film ,,Das Flinfte Element*
Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Das f%C3%BCnfte Element
Quelle: https://www.moviebreak.de/stories/9811/multi-pass-das-fuenfte-element-kehrt-am-10-punki-
08-mit-4k-zurueck-ins-kino
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Ist das staatenlose BRD-Personal véllig ,,auf den Hund gekommen*“?
Selbst Haustiere sind in der BRD personalisiert, gechippt und tiberwacht!

Hohepunkt der Staatenlosigkeit = BRD-Personalausweise fur Hunde

Viele Menschen wissen nicht, was sie tun sollen, wenn sie ein

entlaufenes Tier finden. — 1‘030001
TIER.PERSONALAUSWEIS 14086500

Mit dem TierPerso haben diese Menschen alle nétigen
Informationen, um deinen Liebling zu dir zuriickzubringen.

Wie funktioniert es?

Wenn jemand deinen Liebling findet, kann er ihm auf 5 Wegen
nach Hause helfen:

6 Anruf direkt bei dir
(Nummer auf Wunsch nicht sichtbar) -

6 Anruf bei der 24h Hotline von TASSO / Deutsches
Haustierregister und Identifikation anhand der
Transponder-Nr
Kein aufwandiges Auslesen der Transponder-Nr bei
Tierarzt oder Polizei mehr nétig. So ist dein Liebling
schneller wieder bei dir!

HABE ICH MICH VERLAUFEN?

Ich brauche Ihre Hilfe! i
Telefon Besitzer: E
-

2800 600 400 50
ransponder-/Chip-Nr-
276171628195%3;

24h Hotline: 1
+49 (0)2166 399 55 88 E""
http://id.tierperso.de/14080001

Anruf bei unserer 24h Hotline fiir entlaufene Tiere
Wir sind immer fir dich da.

Scannen des QR-Codes
Du wirst sofort per Email benachrichtigt.

@ Aufrufen der individuellen Webadresse
Du wirst sofort per Email benachrichtigt.

Quelle: https://wissen-hund.de/ein-personalausweis-fur-hnunde/
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Mehrheit der Staatenlosen lebt schon langer in Deutschland

Die Zahl der als staatenlos registrierten Menschen hat sich seit 2014 verdoppelt. Ein Viertel
der Staatenlosen ist unter 18 Jahre. Da viele Personen hierzulande geboren sind, fordert die
Linksfraktion einen unkomplizierten Zugang zur deutschen Staatsbiirgerschaft.
(Anmerkung Verfasser: Burgschaft der Nichtstaatsangeharigkeit!)

~~~~

In Syrien eborenen Menschen stellen die groflte Gruppe unter den Staatenlosen Getty
Images/Sebastian Condrea

Mehr als die Halfte der in Deutschland lebenden Auslander mit ungeklarter
Staatsangehdrigkeit lebt schon seit mehr als funf Jahren in der Bundesrepublik. Wie aus
einer Antwort der Bundesregierung auf eine Anfrage der Linksfraktion hervorgeht, verflgt die
Mehrheit von ihnen Uber eine Aufenthalts- oder Niederlassungserlaubnis.

Laut Bundesregierung hielten sich Ende Februar knapp 95.000 Menschen mit
ungeklarter Staatsangehorigkeit in Deutschland auf. Von ihnen sind rund 57.000
Menschen schon mehr als fiinf Jahre im Land. Viele dieser Auslander sind in Syrien,
in Deutschland, im Libanon, in Libyen, dem Irak, Saudi-Arabien, der Ukraine,
Afghanistan oder Israel geboren.

Zum Stichtag 28. Februar waren im Auslanderzentralregister zudem mehr als 29.600
Menschen erfasst, die als staatenlos gelten. Mehr als 23.000 dieser Auslander halten sich
bereits funf Jahre und langer in Deutschland auf. Auch hier stellen die in Syrien geborenen
Menschen die gréfite Gruppe.

Auf die Frage, wie Staatenlosigkeit in Deutschland festgestellt und dokumentiert werde,
verwies die Bundesregierung in ihrer Antwort, die der Deutschen Presse-Agentur vorliegt,
auf die Zustandigkeit der Auslanderbehérden.

Ein Kind auslandischer oder staatenloser Eltern erwirbt durch Geburt in Deutschland
nur dann die deutsche Staatsangehorigkeit, wenn ein Elternteil seit acht Jahren
rechtmaRig seinen gewohnlichen Aufenthalt in Deutschland hat und ein unbefristetes
Aufenthaltsrecht besitzt.

,»Mindestens jede zehnte staatenlose Person in Deutschland ist hier geboren. Bei
Personen mit ungeklarter Staatsangehorigkeit konnte es sich nach Angaben der
Bundesregierung bis zu einem Drittel um Menschen handeln, die hier geboren sind“,
sagte die migrationspolitische Sprecherin der Linksfraktion, Gokay Akbulut. Fur diese
~faktischen Inlanderinnen und Inlander* brauche es Regelungen zur schnellen Klarung ihres

Status und einen unkomplizierten Zugang zur deutschen Staatsburgerschaft.
Quelle: https://www.msn.com/de-de/nachrichten/politik/mehrheit-der-staatenlosen-lebt-schon-1%C3%A4nger-in-
deutschland/ar-AA1airix?ocid=msedgdhp&pc=U531&cvid=134eeec073004644e2b4820350769cd8&ei=9
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@ Das neue Deutschland

800 000 Fliichtlinge kénnten in diesemn Jahr in die Republik kommen, und der Zustrom wird
nicht abreillen. Die Menschen sind eine Belastung, aber auch eine Chance: Sie zwingen das
Land, weltoffener zu werden, groRziigiger — und ein bisschen chaotisch.

Von Melanie Amann, Jan Friedmann, Christiane Hoffmann, Horand Knaup, Martin Knobbe, Peter Miller, Conny
Neumann, René Pfister, Maximilian Popp, Comelia Schmergal, Christoph Schult und Michael Sontheimer
28.08.2015, 13.00 Uhr = aus DER SPIEGEL 36/2015

~opiegel Politik Das neue Deutschland 800 000 Flichtlinge kédnnten in diesem Jahr in die
Republik kommen, und der Zustrom wird nicht abreiRen. Die Menschen sind eine Belastung,
aber auch eine Change: Sie zwingen das Land, weltoffener zu werden, gro3zligiger — und
ein bisschen chaotisch. Von Melanie Amann, Jan Friedmann, Christiane Hoffmann, Horand Knaup,
Martin Knobbe, Peter Miller, Conny Neumann, René Pfister, Maximilian Popp, Cornelia Schmergal,
Christoph Schult und Michael Sontheimer 28.08.2015, 13.00 Uhr « aus Der Spiegel 36/2015“
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Werden konkrete Planungen zum Volkermord aus dem Hooton- und

Kaufmann-Plan umgesetzt?

GERMAN
MUST

PERISH!

o A% A e
hoeadaore |1l Ko man kﬁ'..d:".' ol SN

»Germany must persih“ — ,,Deutschland muss untergehén!“

Der Hooton
Plan

. Den Deutschen das Nationalgeflihl rauben

. Geburtenzahl der Deutschen verringern

. Deutschland mit Millionen Fremdlingen
fluten (Irimaier hat dies vorausgesehen)

. M&glichst viele der Fremdlinge, sollen
mannlich sein

. Das Deutsche Blut bis zur vollkommnen
Ausléschung ausdinnen

»Der Hooton Plan 1. Den Deutschen das Nationalgefiihl rauben 2. Geburtenzahl der
Deutschen verringern 3. Deutschland mit Millionen Fremdlingen Fluten (Irimaier hat
dies vorausgesehen) 4. Moglichst viele der Fremdlinge, sollen Mannlich sein 5. Das
Deutsche Blut bis zur vollkommen Ausléschung ausdiinnen*

Quelle: https://d-nb.info/1043916849/04 = auf Seite 337
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»Als Kaufman-Plan wird der Anfang 1941 von dem damals 31jahrigen Juden Theodore
Newman Kaufman in einer im Selbstverlag unter dem Titel ,Germany Must Perish® (dt. etwa
,Deutschland muss zugrunde gehen* oder ,Deutschland muss sterben®) verdffentlichten
Broschiire dargelegte Plan bezeichnet, die Deutschen u. a. durch Zwangssterilisation zu
vernichten und Angehdérige anderer Volker zu ersetzen.

Kaufman und sein ,Plan“ wurden am 24. Marz 1941 vom Time Magazin, dem altesten und
auflagenstarksten Wochenmagazin der USA, in einer Buchvorstellung der breiten

amerikanischen Offentlichkeit vorgestellt.
Quellverweis: https://www.amazon.de/Hooton-Plan-weitere-P1%C3%A4ne-Vernichtung-Deutschlands-
ebook/dp/B07PPJSMD9

MORGENTHAU’S

PLAN TO DIVIDE

PROPOSED
PARTITIONS

By Evan Thwaites

,MORGENTHAU'S PLAN TO DIVIDE GERMANY PROPOSED PARTITIONS
By Evan Thwaites" - Quelle: https://www.youtube.com/watch?v=-Dlis x89Ho
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»,Deutschland ist das Problem* ,GERMANY IS OUR PROBLEM A Plan for Germany
by Henry Morgenthau Jr. FORMER SECRETARY of the TREASURY Here is ,The
Morgenthau Plan® for Germany, nor released for the first time in complete form. It differs in
important respects from the interim plan announced from Potsdam and is of particular
importance now - when the long-term policies for Germany must be determined. *

Quelle: https://www.amazon.de/-/en/Germany-is-our-Problem/dp/BO006AQNBO

AP SHOWING POSSIBLE DISSECT/ON OF GERMANY AND RPPORTIONMENT OF 175 TERRITOR Y~

! Als Kaufman-Plan wird der Anfang 1941

" von dem damals 31jahrigen Theodore

r Newman Kaufman in einer im

! Selbstverlag unter dem Titel

»Germany Must Perish*

E (dt. etwa ,,Deutschland muss zugrunde
Ji gehen" oder ,Deutschland muB sterben")

%\ veroffentlichten Broschiire dargelegte

Plan bezeichnet, die Deutschen u. a.

* durch Zwangssterilisation zu vernichten

% und Angehdrige anderer Volker zu

. . ersetzen.

¢
D‘ Kaufman und sein ,,Plan“ wurden am 24.
‘\ Marz 1941 vom Time Magazin, dem
3 altesten und auflagenstarksten
Wochenmagazin der USA, in einer
Buchvorstellung der breiten
amerikanischen Offentlichkeit
vorgestellt.*

Quellverweis: https://www.amazon de/Hoolon-Plan-weitere-
PI%C3%Adne-Vernichtung-Deutschlands-ebook/dp/
BO7PPJSMD2

TJueo-SieviA O rhecdore N. Kayfmer
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Volkermord als das Wesen der USA!

Von Indianern besiedelte Gebiete in rot

Lass dir ruhig von Amis erklaren,
dassdie Russen die Krim besetzt haben

US-Tradltlon Volkermord Ausrottung der ,Indianer®!
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Der Morgenthau-Plan - eine ldee
mit Sprengkraft

21. September 2019, 11:27 Uhr Lesezeit: 6 min

US-Finanzminister Henry Morgenthau (Mitte) war 1944 auch treibende Kraft hinter der Schaffung von
Internationalem Wahrungsfonds und Weltbank. Hier bei einem informellen Gesprach mit Kanadas

Finanzminister ). L. Lesley (links) und dem sowjetischen Delegierten M. S. Stepanow am Rande einer Tagung.
(Foto: dpa)

Er wollte nach dem Zweiten Weltkrieg nicht zur Tagesordnung
tibergehen. Deshalb entwickelte US-Finanzminister Henry
Morgenthau 1944 die Idee, die Industriekraft Hitler-Deutschlands

Zu zerstoren.

.Der Morgenthau-Plan - eine Idee mit Sprengkraft

Er wollte nach dem Zweiten Weltkrieg nicht zur Tagesordnung libergehen. Deshalb
entwickelte US-Finanzminister Henry Morgenthau 1944 die Idee, die Industriekraft
Hitler-Deutschlands zu zerstéren. US-Finanzminister Henry Morgenthau (Mitte) war 1944
auch treibende Kraft hinter der Schaffung von Internationalem Wahrungsfonds und
Weltbank. Hier bei einem informellen Gesprach mit Kanadas Finanzminister J. L. Lesley
(links) und dem sowjetischen Delegierten M. S. Stepanow am Rande einer Tagung.*

(Foto: dpa) Quelle: https://www.sueddeutsche.de/archiv/politik/2019/09/page/22
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(

i, Als Kaufman-Plan wird der Anfang 1941
" von dem damals 31jahrigen Theodore
Newman Kaufman in einer im
Selbstverlag unter dem Titel
,Germany Must Perish®
(dt. etwa ,,Deutschland muss zugrunde
gehen” oder ,,Deutschland muR sterben®)
veroffentlichten Broschure dargelegte
Plan bezeichnet, die Deutschen u. a.
«durch Zwangssterilisation zu vernichten
* und Angehorige anderer Volker zu
; ersetzen.

Kaufman und sein ,,Plan“ wurden am 24.
Marz 1941 vom Time Magazin, dem
altesten und auflagenstarksten
"""'Wochenmagazin der USA, in einer
Buchvorstellung der breiten
amerikanischen Offentlichkeit
vorgestellt.”

Quellverweis: https://www.amazon.de/Hooton-Plan-weitere-

P1%C3%A4ne-Vernichtung-Deutschlands-ebook/dp/
BO7PPJSMDS

,Als Kaufmann-Plan wird der 1941 von dem damals 31-jahrigen Theodore Newman
Kaufmann in einer im Selbstverlag unter dem Titel ,,Germany Must Perish* (dt. etwa
»Deutschland muss zugrunde gehen* oder ,,Deutschland muss sterben®)
veroffentlichten Broschiire dargelegte Plan bezeichnet, die Deutschen u.a. durch
Zwangssterilisation zu vernichten und Angehdérige anderer Volker zu ersetzen. Kaufmann
und sein ,Plan wurden am 24. Marz 1941 vom Time Magazin, dem altesten und
auflagenstarksten Wochenmagazin der USA, in einer Buchvorstellung der breiten
amerikanischen Offentlichkeit vorgestellt.“ Quelle: https://www.amazon.de/Hooton-Plan-weitere-

P1%C3%A4ne-Vernichtung-Deutschlands-ebook/dp/B07PPJSMD9
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DER SFIEGEL
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,Die Auslander — Asyl Deutschland*
Quelle: https://zeithistorische-forschungen.de/1-2017/5447
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0ZLEM TOPCU - ALICE BOTA - KHUE PHAM

WIR NEUEK
DEUTSCHEN

Wer wir sind, was wir wollen

'\

“WIR NEUEN DEUTSCHEN*
Quelle: https://www.rowohlt.de/buch/alice-bota-khue-pham-wir-neuen-deutschen-9783644022119
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~»Berlins Schulen in Not. Hier ein besonders drastischer Fall. Ich bin
Hauptschulrektor in Kreuzberg. In meiner Schule gibt es kein einziges
deutsches Kind mehr*

»Funf erste Klassen, nur ein Kind spricht zu Hause deutsch*

,Wir sind die letzten deutschen Kinder an unserer Schule®
Quellen: https://www.bz-berlin.de/archiv-artikel/viel-wurde-geredet-nichts-ist-passiert
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Hermann H. Mitterer

Bevolkerungs-
austausch
1] EQ

(e '\\ “ '\

Wie eine globale Elite die Massen-
migration nutzt, um die einheimische
Bevolkerung zu ersetzen

Koee
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,Bevolkerungsaustausch in Europa:
Wie eine globale Elite die Massenmigration nutzt, um die einheimische Bevolkerung zu
ersetzen.

Jetzt mit Zahlen, Daten und Fakten belegt:
Der Bevolkerungsaustausch in Europa ist in vollem Gange

Wie Hermann H. Mitterer, Offizier des Osterreichischen Bundesheeres, in diesem Buch
zeigt, ist die Fllchtlingsflut nichts, was unerwartet tGber uns »hereingebrochen« ware.
Vielmehr wurde die Masseneinwanderung von langer Hand geplant; sie wird gelenkt und mit
enormem Aufwand unterstitzt. Das eigentlich Schockierende: Die millionenfache
Einwanderung wurde initiiert, um die ethnische und kulturelle Zusammensetzung der
Bevolkerung in Europa zu verandern. Die bisher hier Lebenden sollen mit Migranten
vermischt und von ihnen verdrangt werden. Mitterer belegt dies, indem er die Plane des
Bevdlkerungsaustauschs mit den aktuell zu beobachtenden Entwicklungen vergleicht und mit
Zahlen konkretisiert.

Der Autor benennt die Verantwortlichen fir diese Umvolkung. Dabei wird Erschreckendes
deutlich: Verschiedenste Krafte arbeiten am Austausch der Europaer.

Hermann H. Mitterer stellt vor diesem Hintergrund die Frage, warum es insbesondere in der
Politik kaum Widerstand gegen den Austausch gibt. Und er liefert eine verstérende Antwort:
Die meisten Politiker sind Teil des Systems und befirworten das Zurlickdrangen der
alteingesessenen Bevoélkerung Europas. Viele Politiker flihlen sich »von der Geschichte
ermachtigt«, diese »Mission« erfolgreich zu Ende zu bringen.

Erfahren Sie in diesem grundlich recherchierten und ebenso spannenden Sachbuch, wer
sich hinter der Fassade von Humanitat, bunter Vielfalt und Willkommenskultur verbirgt und
wessen Interessen eigentlich bedient werden. Ungeahnte Dimensionen und Fernziele dieses
»sozialen GroRRexperiments« werden lhnen vor Augen geflihrt. Lesen Sie aber auch, was
jeder Einzelne inmitten dieses »Bevdlkerungsaustauschs in Europas Mitte« noch tun kann.

Mitterer belegt eindrucksvoll: Der Bevélkerungsaustausch ist keine Verschwdérungstheorie,
sondern bittere Realitat!

»Europa muss sich Uber die >GastarbeiterThomas P. M. Barnett, US-amerikanischer

Militarstratege”

Quelle: https://www.amazon.de/Bev%C3%B6lkerungsaustausch-Europa-Massenmigration-einheimische-
Bev%C3%B6lkerung/dp/3864458439/ref=sr 1 1?dib=eyJ2ljoiMSJ9.P5{1BnCkDde43WTkGocalR57IW oBa 6C
aytzhCetLGjHj071QN20LucGBJIEps.qlajdumARznG2IjCZ2uDHLWgYs3 hSPkfnkrzoMtQFU&dib tag=se&qid=17
454226918&refinements=p 27%3AHermann+H.+Mitterer&s=books&sr=1-1
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"Massenmigration als Waffe: Vertreibung, Erpressung und AuRenpolitik Fliichtlinge
als geopolitisches Druckmittel

Mit Massenmigration als Waffe prasentiert Kelly M. Greenhill die erste systematische
Untersuchung dieses verbreitet eingesetzten, aber weitgehend unbeachteten Instruments
der Einflussnahme von Staaten. Sie zeigt sowohl, wie oft diese unorthodoxe Form der
No6tigung zum Einsatz kam (mehr als 50 Mal im letzten halben Jahrhundert), als auch, wie
erfolgreich sie gewesen ist. Sie befasst sich zudem mit den Fragen, wer dieses politische
Werkzeug benutzt, zu welchem Zweck, und wie und warum es funktioniert.

Die Urheber dieser Notigungspolitik verfolgen das Ziel, das Verhalten der Zielstaaten zu
beeinflussen, indem sie vorhandene und miteinander konkurrierende politische Interessen
und Gruppen ausnutzen und indem sie die Kosten oder Risiken beeinflussen, die den
Bevolkerungen der Zielstaaten auferlegt werden. Kelly M. Greenhill erlautert und untersucht
ihre These anhand einer Vielzahl von Fallstudien aus Europa, Ostasien und Nordamerika.

Um potenziellen Zielen zu helfen, besser auf diese Form unkonventioneller Erpressung zu
reagieren - und sich davor zu schutzen - bietet Massenmigration als Waffe auch praktikable
politische Empfehlungen fur Wissenschaftler, Regierungsbeamte und jeden, der sich um die
wahren Opfer dieser Art von Nétigung sorgt - namlich die Vertriebenen selbst.

»Kelly M. Greenhills Buch Massenmigration als Waffe wirft ein helles Licht auf die strategisch
gesteuerte Migration. Und dies ist, leider, ganz sicher keine unbedeutende Frage. Der Leser
wird erstaunt sein, wie oft Staaten zu diesem Mittel gegriffen haben. Greenhill gibt dem
Thema die Aufmerksamkeit, die es verdient, und erlautert akribisch, warum manche Staaten
auf das Mittel der erzwungenen Migration zuriickgreifen, wahrend andere es nicht tun.
Uberdies offeriert sie interessante theoretische Erklarungen und leitet daraus politische
Empfehlungen ab.«

Prof. Michael Barnett, Universitdt von Minnesota

»Kelly M. Greenhills herausragende Analyse gibt der Vorstellung von den Waffen der
Schwachen eine doppelbédige Bedeutung: unbedeutende Diktatoren versuchen
Verhandlungsspielraum gegenuber benachbarten Demokratien zu gewinnen, indem sie
damit drohen, diese mit Flichtlingen zu iberschwemmen. Dies ist im letzten halben
Jahrhundert etwa einmal pro Jahr geschehen. Jene, die an der Flichtlingsfrage oder an
kreativen Verhandlungstaktiken interessiert sind, werden von dieser Darstellung fasziniert
sein.«

Prof. Jack Snyder, Columbia-Universitat

»Das Buch Massenmigration als Waffe ist ein wirklich wertvoller Beitrag. Dieses
scharfsinnige Buch zeigt eine unkonventionelle und nicht-militdrische Methode der Notigung
unter Staaten auf - warum und wie schwache Staaten zunehmend die Drohung oder Realitat
einer >strategisch gesteuerten Migrationpolitischen ErpressungHeucheleikostenMichael S.
Teitelbaum, Harvard-Universitat"

Quelle: https://www.amazon.de/Massenmigration-als-Waffe-Kelly-Greenhill/dp/3864452716

Ergebnis:
Grob geschatzt 90 Prozent Migrantenanteil an der Gesamt-Bevoélkerung in

Deutschland.
Grob geschatzt existieren eine halbe Milliarde Menschen auf engstem Siedlungsraum
und der tagliche Zustrom reift nicht ab!
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Fleischwolf ,,DEUTSCH-Land“ = ALLES und JEDER wird verwertet!

Die BRD ist auch nur eine Verwertungsgesellschaft: ,Eine Verwertungsgesellschaft ist
eine Einrichtung, die Urheberrechte oder verwandte Schutzrechte treuhanderisch fiir eine

grof3e Anzahl von Urhebern oder Inhabern verwandter Schutzrechte zur gemeinsamen
Auswertung kollektiv wahrnimmt. Verwertungsgesellschaften sind private Einrichtungen,
denen zur Wahrnehmung 6ffentlicher Aufgaben in vielen Landern eine gesetzliche
Monopolstellung zugewiesen wurde.

Ihr Charakter liegt zwischen der quasi-gewerkschaftlichen Funktion einer
Solidargemeinschaft des ihr angeschlossenen Kollektivs an Urhebern gegenuber den
wirtschaftlich starkeren Rechteverwertern und einer quasi-amtlichen Funktion, die Einhaltung
der Meldepflicht bei der Nutzung von Werken, z. B. bei 6ffentlichen Auffihrungen,
Vervielfaltigungen, Rundfunk- und Fernsehausstrahlungen sowie Verbreizung im Internet, zu
kontrollieren.” Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Verwertungsgesellschaft

,Liste der mit dem Bund verbundenen Unternehmen

Auch Gebietskorperschaften wie der Bund sind nach der Rechtsprechung des
Bundesgerichtshofs als Unternehmen i. S. d. § 15 Aktiengesetz (AktG) anzusehen. Flr

Unternehmensbeteiligungen des Bundes gelten daher grundsatzlich die aktienrechtlichen
Vorschriften Uber verbundene Unternehmen.

Mit dem Bund verbundene Unternehmen, gegenuber denen der Bund als herr:
Unternehmen_anzusehen ist, unterliegen damit bei Vorliegen der weiteren Voraussetzungen
der Berichtspflicht nach § 312 AktG. Zur Erleichterung der Erfullung einer etwaigen
Berichtspflicht nach § 312 AktG ist hier eine alphabetische Zusammenstellung der mit dem
Bund im Sinne der §§ 15 ff. AktG verbundenen Unternehmen und rechtlich

unselbststandigen Einrichtungen eingestellt.” Quelle:

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Bundesvermoegen/Privatisierungs
und Beteiligungspolitik/Beteiligungspolitik/Beteiligungsberichte/liste-mit-bund-verbundene-unternehmen.html
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Gebietskorperschaft

Eine Gebietskorperschaft ist eine Korperschaft, deren Zustandigkeit und Mitgliedschaft territorial bestimmt sind.["]
Ihre Gebietshoheit ist jeweils auf einen raumlich abgegrenzten Teil des Staatsgebietes beschrankt. Sie grenzt sich
dadurch von solchen Kérperschaften ab, deren Mitgliedschaft durch persénliche Eigenschaften bestimmt wird.[2]

Das verfluchte ,,Deutschland*
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Waffe Staatsangehorigkeit BGBI. Teil 1l Falscherwerkstatt

1933 RGBI. 15.480 NS-Gesetz ... Aberkennung der deutschen Staatsangehorigkeit
Dr. B. Losener Staatsangehorigkeit und Reichsbiirgerrecht Seite -17- Status R=StAG
1934 RGBI. IS. 85 v. 05.02.1934 Gleichschaltungs-Status  R=StAG
Die unmittelbare Reichsangehdrigkeit R=5tAG ist die deutsche Staatsangehdrigkeit

1946 Anordnung der Militarregierung: deutsche Staatsangehorigkeit bleibt bestehen

Falschungen (Bereinigungen BGBI. Teil Ill) veroffentlicht im BGBI. Teil |

11963 | 982 [19.Dez | | BGBI.1_| BGBI. lll 102-1
‘! 1969 1581 | 08.Sept BGBl.| | BGBL 111 102-1 || 1871 RuStAG 01 RUuStAG
\‘ 1970 805 23. Juni BGSBI. | BGBI. 11l 102-1 | 1914 RUStAG 02 ROStAG
\. 1974 3714 20. Dez BGBl.| | BGBI.II11021 1934 RUStAG 03 R=StAG
(1975 | 685 | 10.Marz | BGBI.1_| BGBI. 11l 102-1
| 1976 1758 02. Juli BGBI.| | BGBL. Hll 102-1 2000 Status O3 R=StAG
| 1977 1101 29. Juni BG8I. | BGBI. Il 102-1 2000 U=NStAG Staatlos
| 1986 1154 25. Juli BGBl.1 | BGBI. Il 102-1

1992 Maastricht Vertrag Unionsbirger / Staatlos UuR=StAG EU / BRD
11993 | 1073 | 30.Juni | BGBI. | | BGBI. Il 102-1
| 1997 1433 | 18.Juni | BGBL | BGBI. Il 102-1
| 1997 2849 | 04, Dez | BGBI. | ‘ BGBI. Il 102-1
| 1997 2950 16. Dez BGBI. | BGBI. 111 102-1
| 1999 1618 | 15.Juli | Beseitigung R4 | BGBI. | RaStAG 02 | 1914 BGBI. 111 102-1
| 1999 1623 | 15. Juli 2 s | BGBI. | RuStAG-03 | 1934 BGBI. Ill 102-2
|

2000 in Kraft 01.Jan BRD-Massenversklavun
Die BRD hat den Gleichschaltungs-Status beseitigt und tauscht tiber 80 Mio. Staatlose

Unmittelbare Unionsbirgerschaft / Doppelte Staatlosigkeit ~ U=NStAG EU / BRD
12001 | 271 [ 16.Feb [LPartEDiskrG | BGBL. | BGBI 1111021
| 2001 3308 03. Dez | EuroEG BGBI. | BGS8I. 111 102-1
| 2002 1946 | 20.Juni | ZuwandGesetz | BGBI. | 0000-00-00
12002 | 3329 |21.Aug |VwVfRAndG3 | BGBI. | | BGBI. Il 102-1
“. 2004 1996 | 30.Juli | ZuwandGesetz | BGBL. | Rom. 02 | 1914 BGBI. 111 102-1

| 2005 Glaubhaftmachung im § 1 StAG: Deutscher im Sinne dieses Gesetzes ist, wer die deutsche Staatsangehorigkeit besitat.

| 2005 727 | 14. Mérz| AufenthGesetz | BGBI. | BGBI. Il 102-1
12007 | 138 |19, Feb |PStRGesetz | BGBI.| BGBI. Il 102-1
12007 [ 2003 | 19.Aug | o2 1 stoatios]) BGBI. I 102-1
12008 | 2692 | 17.Dez | FGG-RGesetz | BGBI. | , BGBI. Ill 102-1

BGBI. Il 102-1
Urkunde 146
| BGBI. Il 102-1
| StAng.-Gesetz: Korrektur (Streichung der FuBnote) in der Bundesrechtsdatenbank A
| 19.06.2011  Presse Anzeiger ? NaZi-Staatsangehorigkeitsgesetz stillschweigend in Kraft gesetat ?
| 2011 2266 | 22. Nov een; | BGBI. | BGBI. 111 102-1
12012 [1228 | 01.Juni : [ BGBI. IIl 102-1
| 2013 | 3458 | 28. Aug | NEIBERSTeRer] | BGBI. | | BGBI. Il 102-1

158 05. Feb

Die BRD ist nicht meine Heimat - die deutsche Staatsangehdrigkeit ist ein NS-Gesetz!

© Kommission 146

Seite 361 von 387




,Waffe Staatsangehorigkeit BGBI. Teil Il Falscherwerkstatt

1933 RGBI. | S. 480 NS-Gesetz ...Aberkennung der deutschen Staatsangehorigkeit
Dr. B. Losener Staatsangehorigkeit und Reichsbiirgerrecht Seite -17- Status R=StAG
1934 RGBI. | S. 85 v. 05.02.1934 Gleichschaltungs-Status R=StAG

Die unmittelbare Reichsangehorigkeit R=StAG ist die deutsche Staatsangehorigkeit
1846 Anordnung der Militarregierung: deutsche Staatsangehorigkeit bleibt bestehen

Falschungen (Bereinigungen BGBI. Teil lll) veroffentlicht im BGBI. Teil |

1963 982 19.Dez R=StAG BGBI. | BGBI. 111 102-1
1871 RuStAG 01 RuStAG
1969 1581 08. Sept R=StAG BGBI. | BGBI. 111 102-1
1914 RuStAG 02 RoStAG
1970 805 23. Juni R=StAG BGBI. | BGBI. 11l 102-1
1934 RuStAG 03 R=StAG
1974 3714 20. Dez R=StAG BGBI. | BGBI. 11l 102-1
1975 1685 10. Marz R=StAG BGBI. | BGBI. 11l 102-1
1976 1758 02. Juli R=StAG BGBI. | BGBI. 11l 102-1
1977 1101  29. Juni R=StAG BGBI. | BGBI. 11l 102-1
1986 1154 25. Juli R=StAG BGBI. | BGBI. 11l 102-1
1992 Maastricht Vertrag Unionsbiirger / Staatlos UuR=StAG EU/BRD
1993 1073 30. Juni R=StAG BGBI. | BGBI. Il
102-1
1997 1433 18. Juni R=StAG BGBI. | BGBI. 11l
102-1
1997 2849 04. Dez R=StAG BGBI. | BGBI. IlI
102-1
1997 2950 16. Dez R=StAG BGBI. | BGBI. 11l
102-1
1999 1618 15. Juli Beseitigung RU BGBI.| RuStAG 02 1914 BGBI. 1l
102-1
1999 1623 15. Juli Status R=StAG BGBIl.| RuStAG03 1934 BGBI. IlI
102-1
2000 inKraft 01. Jan  BRD-Massenversklavung § 1 Staatlos

Die BRD hat den Gleichschaltungs-Status beseitigt und tauscht Gber 80 Mio. Staatlose
2000 Unmittelbare Unionsbiirgerschaft / Doppelte Staatlosigkeit U=NStAG EU/
BRD

2001 271 16.Feb LPartEDiskrG ~ BGBI. | BGBI. Il
102-1
2001 3308 03.Dez EuroEG BGBI. | BGBI. Il
102-1
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2002 1946 20. Juni ZuwandGesetz BGBI. | 0000-
00-00

2002 3329 21.Aug VWVRANAG BGBI. | BGBI. I
102-1
2004 1996 30. Juli ZuwandGesetz BGBI. | RoStAG 02 1914 BGBI. 1l
102-1

Status StAG02 BGBI. | § 1 Staatlos

2005 Glaubhaftmachung im § 1 StAG: Deutscher im Sinne dieses Grundgesetzes ist, wer die deutsche
Staatsangehorigkeit besitzt.

2005 727 14.Marz AufenthGesetz BGBI. | BGBI. Il
;8(2)_71 138 19. Feb PStRGesetz BGBI. | BGBI. llI
;83-71 2003 19. Aug Status StAG02 BGBI. | § 1 Staatlos BGBI. Il
;8(2)-81 2692 17.Dez FGG-RGesetz  BGBI. | BGBI. llI
%gg% 158 05. Feb Status StAG02 BGBI. | § 1 Staatlos BGBI. Il

2009 Umsetzung Art. 146 GG Signal an die Hohe Hand im IN- und Ausland
Urkunde 146
2010 1864 08. Dez Status StAG02 BGBI. | § 1 Staatlos BGBI. IlI
102-1

StAng.-Gesetz: Korrektur (Streichung der Ful3note) in der Bundesrechtsdatenbank
19.06.2011 Presse Anzeiger? NaZi-Staatsangehdrigkeitsgesetz stillschweigend in Kraft
gesetzt?

2011 2266 22. Nov Status StAG02 BGBI. | § 1 Staatlos BGBI. Il
102-1
2012 1228 01. Juni Status StAG-02- BGBI. | § 1 Staatlos BGBI. llI
102-1
2013 3458 28.Aug Status StAG02 BGBI. | § 1 Staatlos BGBI. Il
102-1

Die BRD ist nicht meine Heimat - die deutsche Staatsangehorigkeit ist ein NS-Gesetz!

© Kommission 146“
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Die unmittelbare deutsche Staatsangehorigkeit = Reichsangehorigkeit
Kolonieangehorigkeit Naci-Staatsangehorigkeit Zwangsangehorigkeit

1919 Sprachliche Einfilhrung Verleihung Landesangeharigkeit (Kolonie) .

1933 Sprachliche Einfiihrung der deutschen Staatsangehdrigkeit ‘
RGBIL. I S 480/ 538 /539 vom 14.07 GLEICHSCHALTUNG

1934 Verordnung iiber die deutsche Staatsangehérigkeit v. 05.02. RGBL. I S. 85 .
GLEICHSCHALTUNG
Es gibt nur noch eine deutsche Staatsangehorigkeit (Reichsangehdrigkeit) StAG =R

Auflage 1936  Neues Staatsrecht  Seite - 54 —11 1. a) R = StAG
Die Reichsangehdrigkeit wird unmittelbar als deutsche Staatsangehdrigkeit erworben.

1946 Amtsblatt fiir Schleswig-Holstein Anordnung der Militdrregierung .
Seite 23 Die Zwangsangehorigkeit bleibt bestehen.

1949 Grundgesetz fiir die BRD
Art. 16 Die deutsche Staatsangehdorigkeit darf nicht entzogen werden. ‘
Art. 116 (1) ... wer die deutsche Staatsangehérigkeit besitzt ...

1959 BGBIL. Teil III Nichtamtlicher Teil BEREINIGUNG
100 — 1 Grundgesetz fiir die BRD 23.05.1949
102 -1 RuStAG 1913
102 -2 R =StAG 1934
102 — 3 Verleihung der deutschen Staatsangehdorigkeit 1935

1999 ANDERUNG der Uberschrift RuStAG 1913 BGBL I S. 1618 v. 15. Juli . ‘
BGBIL. Teil [II 102—1 BEREINIGUNG RuStAG 1913 §1aF.

2010 Staatsangehorigkeitsgesetz (RaStAG 1913) BGBL I S. 1864 v. 08.12.2010

BGBI. Teil Il 1022 R=SAG 1934 Reichsangehrigkeit = unmi
Staatsangehorigkeit, ist BEREINIGT
BGBL Teil Il 102—1  StAG 1913 § | aF. deutsche Staatsangehorigkeit ‘

§ 1 Deutscher im Sinne dieses Gesetzes ist, wer die deutsehe -Staatsangehérigkeit besitzt.

Glaubhaftmachung der deutschen Staatsangehorigkeit
1934 Reisepass DR / Deutsch 1949 BPA DEUTSCH

Ab 1934 Naci-Staatsangehorigkeit  Ab 08.12.2010 Staatenlos

BRD - Staatsangehérigkeitsausweis ... ist deutsche/rStaatsangehorige/s
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,Die unmittelbare deutsche Staatsangehorigkeit = Reichsangehorigkeit.
Kolonieangehodrigkeit ... Nazi- Staatsangehoérigkeit ... Zwangsangehorigkeit ...
1919 Sprachliche Einfuhrung Verleihung Landesangehdrigkeit (Kolonie) ...

1933 Sprachliche Einflhrung der deutschen Staatsangehdrigkeit RGBI. | S 480 / 538 / 539
vom 14.07. GLEICHSCHALTUNG ...

1934 Verordnung Uber die deutsche Staatsangehorigkeit v. 05.02. RGBI. I. S. 85 ...
GLEICHSCHALTUNG ... Es gibt nur noch eine deutsche Staatsangehdrigkeit
(Reichsangehdrigkeit) ... StAG = R ...Auflage

1936 Neues Staatsrecht Seite — 54 —Il 1 a) R= StAG Die Reichsangehorigkeit wird
unmittelbar als deutsche Staatsangehorigkeit erworben. ...

1946 Amtsblatt fur Schleswig- Holstein Anordnung der Militarregierung, Seite 23 Die
Zwangsangehdrigkeit bleibt bestehen. ...

1949 Grundgesetz fir die BRD, Art. 16 Die deutsche Staatsangehoérigkeit darf nicht entzogen
werden. Art. 116 (1) ... wer die deutsche Staatsangehdrigkeit besitzt ...

1959 BGBI. Teil Il Nichtamtlicher Teil BEREINIGUNG

100 — 1 Grundgesetz fur die BRD 23.05.1949

102 — 1 RuStAG 1913

102 — 2 R = StAG 1934

102 — 3 Verleihung der deutschen Staatsangehdérigkeit 1935

1999 Anderung der Uberschrift RUStAG 1913 BGBI. I. S. 1618 v. 15. Juli ... BGBI. Teil Il
102 — 1 BEREINIGUNG RuStAG 1913 §1 a.F.

2010 Staatsangehdrigkeitsgesetz (RuStAG 1913) BGBI. |. S. 1864 v. 08.12.2010

BGBI. Teil lll 102 — 2 R=StAG- 1934 Reichsangehdrigkeit = unmittelbare-deutsche
Staatsangehérigkeit, ist BEREINIGT

BGBI. Teil lll 102 -1 StAG 1913 §1 a.F. deuische-Staatsangehérigkeit
§1 Deutscher im Sinne dieses Gesetzes ist, wer die deutsche-Staatsangehdrigkeit besitzt.

Glaubhaftmachung der deutschen Staatsangehdrigkeit
1934 Reisepass DR / Deutsch 1949 BPA DEUTSCH
Ab 1934 Nazi-Staatsangehdrigkeit Ab 08.12.2010 Staatenlos

BRD - Staatsangehdérigkeitsausweis ... ist deutsche/r Staatsangehdrige/r ...

Die Anlagen zur unmittelbaren deutschen Staatsangehoérigkeit auf GG 146.de
heruntergeladen.”
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,Die unmittelbare deutsche Staatsangehorigkeit = Reichsangehorigkeit.

Kolonieangehorigkeit ... Nazi- Staatsangehorigkeit ... Zwangsangehorigkeit ...
1919 Sprachliche Einfuhrung Verleihung Landesangehdrigkeit (Kolonie) ...

1933 Sprachliche Einflihrung der deutschen Staatsangehdrigkeit RGBI. | S 480 / 538 / 539
vom 14.07. GLEICHSCHALTUNG ...

1934 Verordnung Uber die deutsche Staatsangehorigkeit v. 05.02. RGBI. I. S. 85 ...
GLEICHSCHALTUNG ... Es gibt nur noch eine deutsche Staatsangehdrigkeit
(Reichsangehdrigkeit) ... StAG = R ...Auflage

1936 Neues Staatsrecht Seite — 54 —Il 1 a) R= StAG Die Reichsangehorigkeit wird
unmittelbar als deutsche Staatsangehorigkeit erworben. ...

1946 Amtsblatt fur Schleswig- Holstein Anordnung der Militarregierung, Seite 23 Die
Zwangsangehdrigkeit bleibt bestehen. ...

1949 Grundgesetz fur die BRD, Art. 16 Die deutsche Staatsangehdrigkeit darf nicht entzogen
werden. Art. 116 (1) ... wer die deutsche Staatsangehdrigkeit besitzt ...

1959 BGBI. Teil Il Nichtamtlicher Teil BEREINIGUNG

100 — 1 Grundgesetz fur die BRD 23.05.1949

102 — 1 RuStAG 1913

102 — 2 R = StAG 1934

102 — 3 Verleihung der deutschen Staatsangehorigkeit 1935

1999 Anderung der Uberschrift RUStAG 1913 BGBI. I. S. 1618 v. 15. Juli ... BGBI. Teil Il
102 — 1 BEREINIGUNG RuStAG 1913 §1 a.F.

2010 Staatsangehdrigkeitsgesetz (RuStAG 1913) BGBI. I. S. 1864 v. 08.12.2010

BGBI. Teil lll 102 — 2 R=StAG- 1934 Reichsangehdrigkeit = unmittelbare-deutsche
Staatsangehérigkeit, ist BEREINIGT

BGBI. Teil lll 102 -1 StAG 1913 §1 a.F. deuische-Staatsangehérigkeit
§1 Deutscher im Sinne dieses Gesetzes ist, wer die deutsche-Staatsangehdrigkeit besitzt.

Glaubhaftmachung der deutschen Staatsangehdrigkeit
1934 Reisepass DR / Deutsch 1949 BPA DEUTSCH
Ab 1934 Nazi-Staatsangehdrigkeit Ab 08.12.2010 Staatenlos
BRD - Staatsangehdérigkeitsausweis ... ist deutsche/r Staatsangehdrige/r ...

Die Anlagen zur unmittelbaren deutschen Staatsangehorigkeit auf GG 146.de
heruntergeladen.®
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18. Das Volker- und Besatzungsrecht bzgl. Deutschland!

Bis zum heutigen Tage glltige rechtlich-gesetzliche Grundlagen,
Vorschriften, Vertrage und Ablaufe

* Abgeordnete Ausschiisse Texte Webarchiv (2005-2016)

o . Herausgeber
Auswartiges/Antwort - 30.06.2015 (hib 340/2015)

Deutscher Bundestag, Parlamentsnachrichten
Berlin: (hib/AHE) Das Bundesverfassungsgericht hat in standiger
Rechtsprechung festgestellt, dass das Volkerrechtssubjekt ,Deutsches Reich”
nicht untergegangen und die Bundesrepublik Deutschland nicht sein
Rechtsnachfolger, sondern mit ihm als Vélkerrechtssubjekt identisch ist. Darauf
verweist die Bundesregierung in ihrer Axntwort ([ 18/5178) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Die Linke zum Potsdamer Abkommen von 1945 ([
18/5033). Die Abgeordneten hatten sich unter anderem nach der ,These von der
Fortexistenz des Deutschen Reiches"” erkundigt und gefragt, ob die > Herausgeber "heute im bundestag" (hib)
Bundesregierung diese als 6ffentlich als unhaltbar zurickweisen werde, ,damit
diese Behauptung nicht von Neonazis und der so genannten
Reichsbiirgerbewegung fiir ihren Gebietsrevisionismus gegeniiber den EU- Abonnement
Nachbarlandern instrumentalisiert werden kann“.

Verantwortlich: Christian Zentner (V.i.S.d.P.)
Redaktion: Lisa BriRler, Claudia Heine, Alexander
Heinrich, Nina Jeglinski, Claus Peter Kosfeld, Hans-
Jurgen Leersch, Johanna Metz, Elena Muller, Soren
Christian Reimer, Sandra Schmid, Michael Schmidt,
Helmut Stoltenberg, Alexander Weinlein

> Newsletter abonnieren
Quelle: https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2015_06/380964-380964
> RSS-Dienste

-
Ein Volkerrechtssubjekt ist ein Rechtssubjekt im Volkerrecht, also ein Trager volkerrechtlicher
Rechte und Pflichten, dessen Verhalten unmittelbar durch das Volkerrecht geregelt wird.[1]

INTERNATIONAL COURT OF JUSTICI
Was hat die Bundesrepublik denn mit dem Dritten Reich zu tun?

YEAR 2012

Die Volkerrechtswissenschaft geht davon aus, dass Bundesrepublik und

3 February 2012 ; F PR . .
: Drittes Reich rechtlich identisch sind. Der deutsche Staat besteht demnach

JURISDICTIONAL IMMUNITIES ununterbrochen seit 1867 mit der Griindung des Norddeutschen Bunds, der

OF THE STATE 1871 zum Deutschen Reich erweitert wurde. Alle spateren Regierungsformen
(Weimarer Republik, NS-Diktatur) sind nur unterschiedliche Auspragungen
(GERMANY v. ITALY : GREECE intervening) dioses Stantes:
2012
3 February
General List
No. 143
Quelle: urteilsbesprechungen.de

,Was hat die Bundesrepublik denn mit dem Dritten Reich zu tun?Die
Volkerrechtswissenschaft geht davon aus, dass Bundesrepublik und Drittes Reich rechtlich
identisch sind. Der deutsche Staat besteht demnach ununterbrochen seit 1867 mit der
Griundung des Norddeutschen Bunds, der 1871 zum Deutschen Reich erweitert wurde. Alle
spateren Regierungsformen (Weimarer Republik, NS-Diktatur) sind nur unterschiedliche

Auspragungen des Staates.” Quelle: https://www.urteilsbesprechungen.de/2015/10/21/internationaler-
gerichtshof-igh-urteil-vom-03-02-2012-no-143/
Achtung Kriegslist: DIE BRD IST NICHT DEUTSCHLAND!
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Erfiillung des Potsdamer Abkommens = Vertrag = Vertragen
= Frieden & Freiheit!

Mitteilung Uber die Dreimachtekonferenz von Berlin
("Potsdamer Abkommen")
vom 2. August 1945
[l
Deutschland

Alliilerte Armeen fuhren die Besetzung von ganz Deutschland durch, und das deutsche Volk
fangt an, die furchtbaren Verbrechen zu blifRen, die es unter der Leitung derer, welche es zur
Zeit ihrer Erfolge offen gebilligt, und denen es blind gehorcht hat, begangen hat. Auf der
Konferenz wurde eine Ubereinkunft erzielt (ber die politischen und wirtschaftlichen
Grundsatze der gleichgeschalteten Politik der Alliierten in Bezug auf das besiegte
Deutschland in der Periode der alliierten Kontrolle. Das Ziel dieser Ubereinkunft bildet die
Durchfuhrung der Krim-Deklaration tiber Deutschland.

Der deutsche Militarismus und Nazismus werden ausgerottet, und die Alliierten treffen
nach gegenseitiger Vereinbarung in der Gegenwart und in der Zukunft auch andere
MaBRnahmen, die notwendig sind, damit Deutschland niemals mehr seine Nachbarn
oder die Erhaltung des Friedens in der ganzen Welt bedrohen kann.

Es ist nicht die Absicht der Alliierten, das deutsche Volk zu vernichten oder zu
versklaven. Die Alliierten wollen dem deutschen Volk die Méglichkeit geben, sich
darauf vorzubereiten, sein Leben auf einer demokratischen und friedlichen Grundlage
von neuem wiederaufzubauen. Wenn die eigenen Anstrengungen des deutschen
Volkes unabldssig auf die Erreichung dieses Zieles gerichtet sein werden, wird es ihm
moglich sein, zu gegebener Zeit seinen Platz unter den freien und friedlichen Volkern
der Welt einzunehmen.“

Quelle: http://www.documentarchiv.de/in/1945/potsdamer-abkommen.html

Die Rechtsgrundlage fiir die Befreiung von Deutschland und in Folge aller Nationen
aus der faschistischen Gleichschaltungskolonie ist die bis heute offenbar volle
Giltigkeit des alliierten Besatzungsrechts/ Besatzungsstatuts in Deutschland.

Das bedeutet die Umsetzung Artikel 139 Grundgesetz FUR die Bundesrepublik Deutschland:
Fortgelten der Vorschriften Uber Entnazifizierung aus *SHAEF und *SMAD:

,Die zur "Befreiung des deutschen Volkes vom Nationalsozialismus und Militarismus"
erlassenen Rechtsvorschriften werden von den Bestimmungen dieses Grundgesetzes nicht
berthrt.”

Verfassung des BRD- Landes Hessen vom 1. Dezember 1946 -

zum 26.07.2014 aktuelle verfiigbare Fassung der Gesamtausgabe

Artikel 159: ,,Der vom Kontrolirat fiir Deutschland und von der Militarregierung fiir ihre
Anordnungen nach Vaélker- und Kriegsrecht beanspruchte Vorrang vor dieser
Verfassung, den verfassungsmaBig erlassenen Gesetzen und sonstigen deutschen
Recht bleibt unberiihrt.*
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im Berlin.de

Artikel 98

Die zur Befreiung vom Nationalsozialismus und
Militarismus und zur Beseitigung ihrer Folgen erlassenen
Rechtsvorschriften werden von den Bestimmungen dieser
Verfassung nicht beriihrt.

Verfassung Land Berlin vom 23. November 1995

»Artikel 98 ,,Die zur Befreiung vom Nationalsozialismus und Militarismus und zur
Beseitigung ihrer Folgen erlassenen Rechtsvorschriften werden von den
Bestimmungen dieser Verfassung nicht beriihrt.

Quelle: https://gesetze.berlin.de/bsbe/document/jir-VerfBErahmen

% é & www.rv.hessenrecht.hessen.de/jpertal/portal/t/ffe/page/bshesprod.psml?action=contrels.jw.PrintOrSave

Hessenrecht Rechts- und Verwaltungsvorschriften

Einzelnorm

juris-Abkiirzung: Verf HE
Fassung vom: 01.12.1946 Quelle: E
Textnachweis ab: 01.01.2004
Dokumenttyp: Gesetz

Gliederungs-Nr: 10-1

Verfassung des Landes Hessen
Vom 1. Dezember 1946
Artikel 159
Der vom Kontrollrat fir Deutschland und von der Militarregierung fur ihre Anordnungen nach

Volker- und Kriegsrecht beanspruchte Vorrang vor dieser Verfassung, den verfassungsmafig
erlassenen Gesetzen und sonstigem deutschem Recht bleibt unberthrt.

© juris GmbH

"Der vom Kontrolirat fiir Deutschland und von der Militarregierung fiir ihre
Anordnungen nach Vaélker- und Kriegsrecht beanspruchte Vorrang vor dieser
Verfassung, den verfassungsmafig erlassenen Gesetzen und sonstigem deutschem

Recht bleibt unberiihrt." Quelle: https://www.rv.hessenrecht.hessen.de/bshe/document/jIr-
VerfHEpArt159

Beweis Banken AGB:

....Die Finanzagentur haftet nicht fir Schaden, die durch héhere Gewalt, Verfiigung von

Hoher Hand im In- und Ausland eintreten.” Quelle: https://bankenverband.de/media/file/ AGB-
Banken 40.000 Fassung 07 14.pdf

Seite 369 von 387


https://gesetze.berlin.de/bsbe/document/jlr-VerfBErahmen
https://www.rv.hessenrecht.hessen.de/bshe/document/jlr-VerfHEpArt159
https://www.rv.hessenrecht.hessen.de/bshe/document/jlr-VerfHEpArt159
https://bankenverband.de/media/file/AGB-Banken_40.000_Fassung_07_14.pdf
https://bankenverband.de/media/file/AGB-Banken_40.000_Fassung_07_14.pdf

dejure.org

Bundesgesetzblatt Rechtsprechung Nachrichten

@] Neue Suchfunktion: Probieren Sie die neue dejure.org-Browsererweiterung aus

Grundgesetz

Xl. Ubergangs- und SchluRbestimmungen (Art. 116 - 146)

< Art. 146

Dieses Grundgesetz, das nach Vollendung der Einheit und Freiheit Deutschlands fur das gesamte
deutsche Volk gilt, verliert seine Gultigkeit an dem Tage, an dem eine Verfassung in Kraft tritt, die
von dem deutschen Volke in freier Entscheidung beschlossen worden ist.

Schluss - Artikel 146 Geltungsdauer - Laufzeit alliiertes Militir- Grundgesetz FUR die
Bundesrepublik Deutschland:

“‘Dieses Grundgesetz, das nach Vollendung der Einheit und Freiheit Deutschlands fur das
gesamte deutsche Volk gilt, verliert seine Giltigkeit an dem Tage, an dem eine
Verfassung in Kraft tritt, die von dem deutschen Volke in freier Entscheidung beschlossen
worden ist.” Quelle: https://dejure.org/gesetze/GG/146.h.html

- . MILITARREGIERUNG — DEUTSCHLAND

: KONTROLL-GEBIET DES OBERSTEN BEFEHLSHABERS
C
LAWS AND GENERAL ORDERS
WITH INSTRUCTIONS - Gesetz Nr.1

e ——
OF MILITARY GOVERNMENT FOR GERNANY

3 AUFHEBUNG N SCHER ETZE
AREA OF CONTROL OF SUPRENME CONMMANDER "-! \ AN AL oFs
ot Um die Grundsitze und Lehren der NSDAP ans dem deutschen Recht und der
M@{ - Verwaltung innerhald des besctzten Gebictes auszurotten, um for das deutsche Volk
\oO 4 Recht und Ge: it wiederherzustellen und den Grundsatz der Gleichheit vor dem
e ! lw Gesetz ren, wird folgendes verordnet: )
" 5
GESETZE UND VERORDNUNGEN 3 2
¥
mit Anweisungen und Iastruktionen : ARTIKEL I
der Militirregieruny Deuntschland Allgemeine Auslegungsvorschriften g
Kentroligebiel dos Shoraten Bobchlababarn 4. Die oder Anwendung des deutschen Rechtes nach nationalsoxialistischen
Grundsitzen, ltig wann und wo dieselben kundgemacht wurden, ist verboten.

5. Entschcidungen der deutschen Gerichte, deutscher Amtsstellen und Beamten,
oder juristi Aufsitze, die nationalsozialistische Zicle oder Lehren erkliren oder,
anwenden, darfen in Zukunft nicht mehr als Quelle filr die Auslegung oder Anwendung
deutschen Rechtes zitiert oder befolgt werden.

6. Deutsches Recht, das nach dem 30, 1933 in Kraft trat und in Kraft
bleibt, ist so auszulegen und anzuwenden, wie es scinem cinfachen Wortlaut en
Dcr%«etza:ved: und Auslegungen, die in Vorsprichen oder anderen Er
enthalten sind, bleiben bei der Auslegung sufler Betracht,

2 voa N.f
der Bayeriachen Hypotherrs- usd Wecheel- Bask Mirches -

Drsck: Universithiabuchdruckerel Dr.CWoll & Sohn, ﬂ.utlf_lja f

ot

Alle nationalsozialistischen Gesetze und Rechtsgrundlagen wurden durch die
Alliierten im rechtsgiiltigen SHAEF-Gesetz Nr. 1 Artikel lll strafbewehrt verboten und
aufgehoben: Beweis SHAEF-Gesetz Nr. 1 Artikel lll ,,...Die Auslegung oder Anwendung
deutschen Rechts nach nationalsozialistischen Lehren, gleichgiiltig wie und wann
dieselben kundgemacht wurden, ist verboten!“
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Vorschriftensuche Volltextsuche

laktuell konsolidiert - alle Fassungen seit 2006

Sie sind hier: Start > Inhaltsverzeichnis BRBG 2010 > Artikel 108 Mail bei Anderungen o

Artikel 108 - Gesetz uiber die weitere Bereinigung von Bundesrecht (BRBG 2010 “2/bk)

G. v. 08.12.2010 BGBI. | S. 1864 (Nr. 63); Geltung ab 15.12.2010
63 Anderungen | Drucksachen / Entwurf / Begriindung | wird in 50 Vorschriften zitiert

Artikel 107 «— — Artikel 109

Artikel 108 Aufhebung des Gesetzes liber die Sozialversicherung

(VI1-25, VIII-34, VIII-35, X-33, X-35, X-2, X-5)

Das Gesetz Uber die Sozialversicherung vom 28. Juni 1990 (GBI. | Nr. 38 S. 486), das zuletzt durch das Gesetz
vom 25, Juli 1991 (BGBI. | S. 1606) geéndert worden ist, wird aufgehoben.

Artikel 107 <— Inhaltsverzeichnis —> Artikel 109

»Artikel 108 — Gesetz liber die weitere Bereinigung von Bundesrecht (BRBG 2010
k.a.ABK.) G. v. 08.12.2010 BGBI. | S. 1864 (Nr.63); Geltung ab 15.12.2010“ ,Artikel 108
Aufhebung des Gesetzes liber die Sozialversicherung (VIII-25, VIII-34, VIII-35, X-33, X-
35, X-2, X-5) Das Gesetz Uber die Sozialversicherung vom 28. Juni 1990 (GBI. | Nr. 38
S.485), das zuletzt durch das Gesetz vom 25.Juli 1991 (BGBI. | S. 1606) geandert worden
ist, wird aufgehoben.” Quelle: https://www.buzer.de/gesetz/9531/a168942.htm

Durch den juristischen Taschenspieler-Trick der doppelten Aufhebung wurde der alliierte
Vorbehalt / das Besatzungsrecht in Deutschland offiziell “durch die Hintertur” wieder
eingefuhrt.

- Beweis: Zweites Gesetz Uber die Bereinigung von Bundesrecht im Zustandigkeitsbereich
des Bundesministeriums der Justiz (2. BMJBBG) vom 23.11.2007

Geltung ab 30.11.2007 Artikel 4 Gesetz vom 23.11.2007 BGBI. | S. 2614
Gesetz zur Bereinigung des Besatzungsrechts (BRBG)

§ 1 Aufhebung von Besatzungsrecht § 2 Aufhebung bundesrechtlicher Vorschriften Uber die
Bereinigung von Besatzungsrecht § 3 Folgen der Aufhebung

§ 1 Aufhebung von Besatzungsrecht

(1) Die von Besatzungsbehorden erlassenen Rechtsvorschriften (Besatzungsrecht),
insbesondere solche nach Artikel 1 Abs. 3 des Ersten Teils des Vertrags zur Regelung aus
Krieg und Besatzung entstandener Fragen in der Fassung der Bekanntmachung vom 30.
Marz 1955 (BGBI. 1955 Il S. 301, 405) (Uberleitungsvertrag), werden aufgehoben, soweit sie
nicht in Bundes- oder Landesrecht tberfliihrt worden sind und zum Zeitpunkt ihres
Inkrafttretens Regelungsgebiete betrafen, die den Artikeln 73, 74 und 75 des Grundgesetzes
zuzuordnen waren.

(2) Von der Aufhebung ausgenommen ist das Kontrollratsgesetz Nr. 35 Uber Ausgleichs- und
Schiedsverfahren in Arbeitsstreitigkeiten vom 20. August 1946 (Amtsblatt des Kontrollrats S.

174), zuletzt gedndert durch das Gesetz vom 9. Februar 1950 (Amtsblatt der Alliierten Hohen
Kommission fur Deutschland S. 103).
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§ 2 Aufthebung bundesrechtlicher Vorschriften tGber die Bereinigung von Besatzungsrecht

Es werden aufgehoben: 1. das Erste Gesetz zur Aufhebung des Besatzungsrechts vom 30.
Mai 1956 (BGBI. | S. 437; BGBI. lll 104-1), 2. das Zweite Gesetz zur Aufhebung des
Besatzungsrechts vom 30. Mai 1956 (BGBI. | S. 446; BGBI. Il 104-2), 3. das Dritte Gesetz
zur Aufhebung des Besatzungsrechts vom 23. Juli 1958 (BGBI. | S. 540; BGBI. 11l 104-3) und
4. das Vierte Gesetz zur Aufhebung des Besatzungsrechts vom 19. Dezember 1960 (BGBI. |
S. 1015; BGBI. 11l 104-4).

§ 3 Folgen der Aufhebung

Rechte und Pflichten, die durch gesetzgeberische, gerichtliche oder
Verwaltungsmalnahmen der Besatzungsbehorden oder aufgrund solcher MalRnahmen
begrindet oder festgestellt worden sind, bleiben von der Aufhebung unberihrt und bestehen
nach Artikel 2 Abs. 1 Satz 1 des Ersten Teils des Uberleitungsvertrages fort.

Dazu zahlen u. a. die Entnazifizierungsvorschriften aus allierten SHAEF & SMAD, weil alle
Deutschen und eingeburgerten Migranten bis zum heutigen Tag mit der *Deutschen
Staatsangehdrigkeit*/ *DEUTSCH* vom 5.02.1934 gegen ihren Willen juristisch Nazifiziert
sind — Beweis Artikel 139 GG fur die BRD -

und die Ubernahme der Kriegsfolge- und Besatzungskosten - Artikel 120 GG fiir die BRD
Das mangels Geltungsbereich ab 1990 erloschene Grund-Gesetz erhielt durch die
vollstandige Privatisierung der BRD einen AGB-Status. Basic Law II.

Wie bereits ausgefihrt wurde der Geltungsbereich des BRD-Grundgesetzes 1990 ersatzlos
geléscht und damit das Grundgesetz als héchste Rechtsnorm fiir die BRD als
Staatsfragment in der Rechtsrealitat nichtig.

Beweis: Artikel 23 Grundgesetz FUR die Bundesrepublik Deutschland: (Auszug- siehe
weiter oben)

Die BRD und deren Verwaltungsunternehmen fungieren als Gebietskorperschaften
fortan nach dem internationalen See- und Handelsrecht (UCC) vergleichbar wie ein
modernes (Sklaven-) Schiff.

Der gesamte Personalbestand des Seelenverkdufers SMS ,,DEUTSCH-Land“ befindet
sich in einem juristischen Sklavenstatus.

Ergebnis:
Wie bereits erwahnt, ist das deutsche Kolonie-Personal NICHT wahl- und demzufolge

nicht mitbestimmungsberechtigt.
Diese entscheidende Einschrankung spiegelt sich in der bundesdeutschen
Herrschaftspraxis konkret wider. (Z. Bsp. TTIP, die EU- NATO- Vertrage)

Die Anwendung des alliierten Militar-Grundgesetzes fur die BRD wird wie bereits
ausgefihrt gemaR dem neu geschaffenen Europa-Artikel 23 GG auf das koloniale
Unternehmen - NGO ,,Europdische Union“ schweigend ausgedehnt.

Durch die augenscheinliche Nazifizierung der Deutschen wird offenbar weiterhin an
dem alliierten Besatzungsrecht zur Entnazifizierung/ engl. ,,Denacifikation® in
Deutschland und an den UN-Feindstaatenklauseln gegen Deutschland - das sog. ,,3.
Reich“ festgehalten.
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BERICHTE UND URKUNDEN

VOLKERRECHT

Volkerrechtliche Praxis
der Bundesrepublik Deutschland im Jahre 1959

http://www.zaoerv.de
- © 1961 Max-Planck-Institut fur auslandisches offentliches Recht und Voélkerrecht

»Berichte und Urkunden Volkerrecht — volkerrechtliche Praxis der Bundesrepublik
Deutschland im Jahre 1959

1961 Max-Planck-Institut fir auslandisches 6ffentliches Recht und Volkerrecht”

Quelle: https://www.mpil.de/de/pub/aktuelles.cfm

Artikel 8

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation oder Annahme, die so bald wie méglich
herbeigefithrt werden soll. Die Ratifikation erfolgt auf deutscher Seite durch das vereinte
Deutschland. Dieser Vertrag gilt daher fiir das vereinte Deutschland.

(2) Die Ratifikations- oder Annahmeurkunden werden bei der Regierung des vereinten
Deutschland hinterlegt. Diese unterrichtet die Regierungen der anderen VertragschlieBenden
Seiten von der Hinterlegung jeder Ratifikations- oder Annahmeurkunde.

,Artikel 8 (1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation oder Annahme, die so bald wie moglich
herbeigeflhrt werden soll. Die Ratifikation erfolgt auf deutscher Seite durch das vereinte
Deutschland. Dieser Vertrag gilt daher fur das vereinte Deutschland. (2) Die Ratifikations-
oder Annahmeurkunden werden bei der Regierung des vereinten Deutschland hinterlegt.
Diese unterrichtet die Regierungen der anderen Vertragschliellienden Seiten von der
Hinterlegung jeder Ratifikations- oder Annahmeurkunde.“ Quelle:
https://www.1000dokumente.de/Dokumente/Volltext:Vertrag %C3%BCber die_abschlie%C3%9Fende
Regelung in_bezug auf Deutschland
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(¢) ** Property ™ shall mean and includc all moveable and immoveable
property fmd all legal, equitable or economic rights and interests
in or ciaims to such property whether present or future, and
shall include, but shall not be limited to, land and buildings,
money, stocks, shares, patent rights or licenses thereunder, or
other evidences of ownership, and bonds, bank balances, claims,
obligations and other evidences of indebtedness, and works of
art and other cultural materials;

(d) A " national " of a statc or government shall mean and include
a subject or citizen and any partnership, corporation, or other
Juridical person existing under the laws of, or having a principal
office in the territory of, such state or government;

(e) " GERMANY " shall mean the area constituting ** Das Deutsche
Reich ™ as on 31 December 1937.

ARTICLE VIl
PeENALTIES

10. Any person violating any of the provisions of this law shall, upon
conviction by a Military Government Court, be linble to any lawful
punishment, including death, as the Court may determine.

ARTICLE IX
Errscnve DaTe

11. This Law shall become ceffective upon the date of its first
promulgation,

Y ORDER OF MILITARY GOVERNMENT.

»( € ) ,Property“ shall mean and include all movcable and immoveable property and all legal,
equitable or economic rights and interesta in or ciaims to such property whether present or
future, and shall include, but shall not be limites to, land and buildings, money, stocks,
shares, patent rights or licenses thereunder, or other evidendences of ownership, and bonds,
bank balances, claims, obligations and other evidences of indebtedness, and works of art
and other cultural materials;

(d)A ,national“ of a state or government shall mean and include a subject or citizen and any
partnership, corporation, or other juridical person exissing under the laws of, or having a
principal office in the territory of, such state or government;

( e) ,GERMANY* shall mean the area constituting “Das Deutsche Reich* as on 31.
December 1937.

ARTICLE VIII PENALTIES 10, Any person violating any oft the provisions of this law shall,
upon conviction by a Military Government Court may determine.

ARTICLE IX Effektive Date 11. This Law shall become effective upon the date of its first
promulgation.

BY ORDER OF MILITARY GOVERNMENT.*

Seite 374 von 387



Bjorm Hansen <tjhanse82@gmail.com>

Re: Ihre Anfrage vom 21, November 2016 - Privnﬂshrung des Grundgesetzes

von Heinnch Lorenz <Buergersornvice@bm: bund de> 21 11.2018 um 12.35°14 MEZ
A0 Bjdm Hansen <bjhanse82@gmail.com>

Betreff Ihre Anfrage vom 21. Nevember 2016 - Privatisierung des Grundgesetzes

unser Zeichen 0312007041 - [EEEEIEN

in Zeschen: AV 1012308, 21 November 2018
Datum 2\ November 2016

Sehe geehrter Herr H NN |

ich besiage den Eingang Ihres Schreibens vom 21 November 2018

Das Bundesminislerium des Innem beantwortal kaine weailsren Fragen zu den Thesen der sogenannien
Rachsburgarbewegung Ein weiteres Antwortschreiben erfolgt daher nicht,

Das Grundgesatz ist entgegen Ihrer Banauptung wererhin verhanden und st gem 01, Januar 1991 fester
Bestandieil des bundesdeutschen Privatrechits und somit lester Bestandteil des Rochisstaates innemald der
Bundesrepubiix Deutschland

A F
|Sofern es der deutschen Rech nisht L ist das Grunciges heuts n
uJ

Unter Hinwets auf die Stellungnahme der Bundesregierung vom 20. Dezember 2013

(Bundestagsdrucksache 17/11970) zur Reichsburgerbewegung vard aul weitere Ausfuhrungen zu diesem
Thema verzichiet

Die Argumante der Reichsburgerbewegung werden tis ins Detail von dar Bundeszentrale fur politische
Bildung unter dem unien angegeben Link und cen weverfunrenden Links auf der Seits 28 wideregl. Schon
vor airesem Hintergrund bedart es keiner waileren zusitzlichen Steliungnahme durch das Bundesministenium
das Innem

g v BMades-anipmo-stittung defwries pafalisahsbuigar wid pdf
R L ouch sennensiaatiand comvenvagns 1 Oie_vergangenhed pal
Eiip . wwe hr-fag nstifag php
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»Re; lhre Anfrage vom 21.November 2016 — Privatisierung des Grundgesetzes

von Heinrich Lorenz buergerservice@bmi bund.de 21.11.2016 um 12:35:14 MEZ

An Bjsrn HIlEE A G o mail.com

Betreff: lhre Anfrage vom 21. November 2016 — Privatisierung des Grundgesetzes

Unser Zeichen: 03-12007/1#1 — | GGG

lhr Zeichen: AV 1012309, 21. November 2016
Datum: 21. November 2016

Sehr geehrter Herr H |G

ich bestatige den Eingang lhres Schreibens vom 21.November 2016.

Das Bundesministerium des Innern beantwortet keine weiteren Fragen zu den Thesen der
sogenannten Reichsburgerbewegung. Ein weiteres Antwortschreiben erfolgt daher nicht.

Das Grundgesetz ist entgegen lhrer Behauptung weiterhin vorhanden und seit dem 01.
Januar 1991 fester Bestandteil des bundesdeutschen Privatrechts und somit fester
Bestandteil des Rechtsstaates innerhalb der Bundesrepublik Deutschland.

Sofern es der deutschen Rechtsprechung nicht widerspricht, ist das Grundgesetz
auch heute noch partiell in Anwendung.

Unter Hinweis auf die Stellungnahme der Bundesregierung vom 20. Dezember 2013
(Bundestagsdrucksache 17/1 1970) zur Reichsburgerbewegung wird auf weitere
Ausfihrungen zu diesem Thema verzichtet.

Die Argumente der Reichsburgerbewegung werden bis ins Detail von der Bundeszentrale fur
politische Bildung unter dem unten angegebenen Link und den weiterfihrenden Links auf der
Seite 28 widerlegt. Schon vor diesem Hintergrund bedarf es keiner weiteren zusatzlichen
Stellungnahme durch das Bundesministerium des Innern.”
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Halten die westalliierten Siegermachte das
,Deutschland“ = das ,,Deutsche Reich“ bis heute mit Hilfe deren
Treuhandverwaltung/ Besatzungsregime ,,BRD“ einfach okkupiert?

Halt die USA das ,,Deutsche Reich* = Deutschland und damit Europa
gefangen?

B DEUTSCHES REICH - 1100 SALEM ROSE LAS VEGAS NV B2144, USA
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e befinden hier: Deutsches Re 1700 SALEM ROSE LAS GA 82144, UsSA
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Egon Bahr spricht ﬁbo: ﬁx.

KANZLE RAKT E

,,Bundesrepubllk Deutschland — Egon Bahr spricht uber die Kanzlerakte“ qQuelle:
https://germanenherz.wordpress.com/2015/06/19/die-kanzlerakte-und-die-lebensluege-der-bundesrepublik/

w<Lebensliige der Bundesrepublik"

Lange galt sie als Verschworungstheorie: Die ,Kanzlerakte”, ein geheimer alliierter Machtvorbehalt, den
die Bundeskanzler zu unterzeichnen hatten. Inzwischen bestétigt Egon Bahr deren Existenz

Von einem . Unterwerfungsbrief” sprach
Willy Brandt und lebnte eine Unter-
zeichnung sundchst empért ab: , Schiieff-
lich sei er zum Bundeskanzler gewihlt
und seinem Amiseid verpflichtet. Die
Botschafter (der Alliserten) konnten ihn
wobl kaum absetzen! Da mufSie er sich
belehren lassen, daff schon Adenaver diese
Briefe unterschrieben hatte und danach
Erhard und danach Kiesinger. " So schil-
derte es Egon Babr 2009 in der Zeit”
und machte damit erssmals die Fxistenz
der sogenannten Kanzlerakte™ offent-
lich. Nun nimmz er hier zum zweiten
Mal dazu in einer Zeitung Stellung.

“ee

n der Zeit habe ich geschildert, wic
dem frisch gewihlten Bundeskanz-
ler Willy Brandt bei Amusantrice drei

drei Militirgouverneure unterschrie-
ben hatte, was dann Erhard und Kie-
singer widerholt hatten. — Dann kénne
er das auch machen, entschied Brandt.
Helmut Schmidt konnte sich nicht
erinnern, einen entsprechenden Brief
vorgelegt bekommen zu haben. Kohl
habe ich nicht gefragt. Nachdem ich
die Leirung des Planungsstabes im Aus-
wirtigen Amt 1967 Gibernommen und
gefrage habe, welche Papiere zur Rege-
lung der Deutschen Einheit existierten,
erhieltich zur Antwort: Keine, Das ist
nicht unsere Kompertenz.

Aullerdem war Brandt bewufit, dafl
seit dem Bau der Mauer, der im still-
schweigenden Konsens der vier Sieger
vollzogen worden war, Versuche, Risse
in diese zu bekommen, nur unterhalb

Dieser Markstein der Nachkriegs
geschichte war der Augenblick, als die
vier Michte nur mit den beiden deut
schen Regicrungen dicsen Vertrag in
Kraft setzen konnten, Das Modell Vier
plus Zwei, aus dem 17 Jahre spater das
Modell Zwei plus Vier wurde. Die Vier
konnten gar nicht mehr anders, als am
15, Mirz 1991 die Souveranitart, die
mit der bedingungslosen Kapitulation
des Reiches am 8. Mai 1945 unterge-
gangen war, dem kleineren Deutsch-
land zurtickzugeben.

Seit diesem volkerrechdichen Akr,
nicht dem staatsrechtlichen Tag der
Einheit am 3. Oktober 1990, gibt es
nur noch cin Relikt der deutschen Tei
lungsjahrzehnte: In der Charta der Ver
einten Nationen existicren noch immer

.»Lebensliige der Bundesrepublik®“ Lange galt sie als Verschwoérungstheorie: Die
.Kanzlerakte“, ein geheimer alliierter Machtvorbehalt, den die Bundeskanzler zu
unterzeichnen hatten. In der JUNGEN FREIHEIT nimmt der friihere SPD-Spitzenpolitiker
Egon Bahr Stellung und bestatigt ihre Existenz. Er war dabei, als Willy Brandt sie als
frischgewahlter Bundeskanzlerunterzeichnen mufte. Von einem ,Unterwerfungsbrief*
sprach Willy Brandt und lehnte eine Unterzeichnung zunachst empdért ab: ,Schliellich sei er
zum Bundeskanzler gewahlt und seinem Amtseid verpflichtet. Die Botschafter (der Alliierten)
koénnten ihn wohl kaum absetzen! Da mulfite er sich belehren lassen,
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dal’ schon Adenauer diese Briefe unterschrieben hatte und danach Erhard und danach
Kiesinger.“ So schilderte es Egon Bahr 2009 in der ,Zeit“ und machte damit erstmals die
Existenz der sogenannten ,Kanzlerakte® 6ffentlich. Nun nimmt er hier zum zweiten Mal dazu
in einer Zeitung Stellung.

Quelle: https://jungefreiheit.de/wissen/geschichte/2011/lebensluege-der-bundesrepublik/

ANTLICH GELIMGKIAL TN
vS~VerschluBsache e
nyit I DT LENS TOLDIAUCTI J/[ N St
'/Lw’w prid

BUNDESNACHRICHTENDIENST

/ :
Kontroll~Abt. II/OP 3 //
S

NUR FUR MINISTER
Strengste Vet raulrl ecnxe it
Vorgang: Geheimer Staatsvertrag vom
21.05,1949 &

Hier: Verlust der Kopie Nr. 4 v ~5

Sehr geehrtar Harrxr Minister|

ﬁ_ Kopie Nr. 4 des gehLaimen s'tuatsvortuges zwischen
ﬁ. den Allilerten Miachten und der provisorischen
Ragierxg Westdeutschlands vom 21.05.1949 ist
f. 77 endg(ltig abhandengekommen.
: ‘%& Der geheime Staatsvertrag offenbart u.a.:
' ~ die Medienhoheit der-alliferten Michten (Uber
deutsche Zeitungs- und Rundfunkmedien bis zum
A Jahr 2099,
~ die sog. "Kanzlerakte®, also jenes Schrift-
stick, das jeder Bundeskanzler Deutschlands
= auf Anordnung deriAlliierten vor Ablegung
g ¢ des Amtseides zu unterzeichnen hat,

« sowie dis Pfandung der Goldreserven der
Bundesrepublik durch die Alliiertem.

' Sofern die Kopie Nr. 4 ~des geheimen
Staatsvertrages in falsche Hi&nde gelangen sollte,
empfehle ich dringend, die Echtheit abzuleugen.

% Hochachtugsvoll
'2.{ _g & L—Lé’ s & b St T e [ s
)/ Or. Rickermann
\ z, Staatsminister
é . Originai erhalten am: ¢
&

Z.d.A. am: ‘72/ﬁ2 92'

Wyl am:

Die Echtheit dieses Dokuments ist umstritten.
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XXXXXXXXXXXXX
»VS-VerschluBsache
NUR FUR DEN DIENSTGEBRAUCH

BUNDESNACHRICHTENDIENST
Kontroll-Abr. 1I/OP

NUR FUR MINISTER

Strengste Vertraulichkeit

Vorgang: Geheimer Staatsvertrag vom
21.05.1949

Hier: Verlust der Kopie Nr: 4
Sehr geehrter Herr Minister!
Kopie Nr. 4 des geheimen Staatsvertrages zwischen den Alliierten Machten
und der provisorischen Regierung Westdeutschlands vom 21.05.1949 ist
endgiiltig abhandengekommen.

Der geheime Staatsvertrag offenbart u. a. :

- die Medienhoheit der alliierten Machten iliber deutsche Zeitungs- und
Rundfunkmedien bis zum Jahr 2099 .

- die sog. ,,Kanzlerakte“, also jenes Schriftstiick, das jeder Bundeskanzler
Deutschlands auf Anordnung der Alliierten vor Ablegung des Amtseides zu
Unterschreiben hat.

- sowie die Pfandung der Goldreserven der Bundesrepublik durch die
Alliierten.

Sofern die Kopie Nr. 4 des geheimen Staatsvertrages in falsche Hande gelangen
sollte, empfehle ich dringend, die Echtheit abzulegen.

Hochachtungsvoll

Dr. Rickermann
Staatsminister

Original erhalten am:
Z.d.A. am:

Wvl am:“
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,»Hilfe vom "grofRen Bruder": Hauptbahnhof in Niirnberg soll kiinftig vom US-
Militar patrouilliert werden*
28. Mai 2023 22:00 Uhr

Zitat: ,US-Militar, das in Bayern stationiert ist, soll kiinftig der Bundespolizei beim
Patrouillieren des Hauptbahnhofs in Nirnberg helfen. Das ergibt sich Medienberichten
zufolge aus dem neuen Sicherheitskonzept, das der CSU-Birgermeister der Stadt
angesichts gestiegener Kriminalitat ausarbeiten liel3.

'/
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Quelle: Gettylmages ru © Roland Holschnelder/plcture alliance via Getty Images

Das US-Militar in Deutschland libte insbesondere vor der Wende Polizeifunktionen
aus. Eine mit einem Maschinengewehr bewaffnete US-Militarpatrouille auf Kontrollfahrt an
der Berliner Mauer, Januar 1986.“

Quelle: https://de.rt.com/inland/171218-hilfe-vom-grossen-bruder-hauptbahnhof-wird-von-us-militaer-

patroulliert/

Hinweis:

=" Die BRD ist nicht Deutschland! =
@ e IST NIC eutscnianda:! @

BRD ist NICHT Deutschland!
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18.1. Was ist der ,,Kapitalismus‘“ wirklich?

Die dauerhafte Blockade der konkreten Erfiillung des Potsdamer Abkommens Teil Il und Teil
Il verhitet die Handlungsfahigkeit der deutschen Staatlichkeit im Zentrum von Europa.
Durch die Nicht-Staatlichkeit existiert keine staatliche Kontroll-Mdglichkeit fir das
niederrangige Handelsrecht.

Durch die Blockade des Potsdamer Abkommens werden der profitable Kriegszustand und
die BRD-Staatenlosigkeit, fur die Banken- und deren heutigen nationalsozialistischen
militarisch-industriellen Komplex aufrechterhalten.

Die zentralen Hintergrundmachte dben mittels der Ideologie des Monopol-Kapitalismus im
Zentrum von Europa die konzeptuelle Macht Uber fast alle Nationen aus.

Der ,,Kapitalismus“ ist das absolute Herrschaftsinstrument einer absolutistischen
Macht-Elite. Diese Macht-Elite (ibt liber die Ideologie des "Kapitalismus" die
tibergeordnete Steuerung fast aller Nationen aus.

»Geld regiert die Welt, aber wer regiert das Geld?“

Quelle: https://www.amazon.de/SPIEGEL-50-2011-Geld-regiert/dp/BO0AU2JZR2

Die Grundlage der Herrschafts-ldeologie ,,Kapitalismus‘ ist das sog. ,,Kapital®,
welches seine Wurzeln in der abstrakten Idee bzw. Fantasie ,,Geld* hat.

Die Wirkung des Kapitalismus auf die Volker ist die Ausbeutung des Menschen durch
den Menschen auf der Idee des Kapitals bzw. des ,,Geldes*!

Die Ideologie des Kapitalismus ist die Basis des Nazismus, Militarismus und
Satanismus.

Die Ubergeordnete Konzeption und Steuerung durch die Ideologie ,Kapitalismus* ist daran zu
erkennen, dass alle Vertreter von Nationen, Vertreter der Judikative, Exekutive, Legislative,
Geheimdienstmitarbeiter usw. fir ihre ,Arbeit” bezahlt werden!

Damit sind diese bedeutsamen Personenkreise und sog. ,Entscheidungstrager” nicht
unabhangig, sondern werden durch die Ubergeordnete Ideologie des Geldes gesteuert. Der
Kapitalismus sorgt zur Steuerung der breiten Masse in seiner Wirkungsform fir die
Befriedigung der niederen Grundbedurfnisse ,satt und sauber. Dartber hinaus befriedigt der
Kapitalismus auch die héheren menschlichen Bedurfnisse wie die soziale Zugehorigkeit
durch den ,Arbeitsplatz® und Anerkennung durch die Lohn-Auszahlung.

Zum Schutz der ausfuhrenden Macht-Elite hinter dieser satanischen Ideologie sind alle
offentlich zuganglichen Kapitalismus-Definitionen unzureichend, weil der tatsachliche Kern
und die Urheberschaft der fantastischen ldee ,Geld” verschwiegen wird.

Was ist das ,,Kapital“ oder ,,Kapitalismus“ gemaR der 6ffentlichen Meinung?

Zitat: ,In der Wirtschaft werden mit Kapital finanzielle Ressourcen bezeichnet. Diese werden
zur Investition in Unternehmen, Projekte oder Vermdgenswerte verwendet. Kapital kann in
Form von Bargeld, Bankguthaben, Vermdgenswerten wie Aktien oder Anleihen sowie
anderen finanziellen Instrumenten vorliegen.

Mit Kapital kann folgendes erzielt werden: - Einkommen erzeugen - Wachstum férdern
Schulden bedienen - finanzielle Risiken abfedern

Das Kapital spielt eine wesentliche Rolle, da es Unternehmen bei der Finanzierung von
Betriebskosten, Investitionen in Innovationen und Expansionen unterstitzt. Kapital ist also
mafgeblich fur die Schaffung von Arbeitsplatzen, die Entwicklung von Infrastruktur und die
Forderung des wirtschaftlichen Wohlstands.

In der Kfz-Branche bezieht sich Kapital auf die finanziellen Mittel, die in die Entwicklung,
Herstellung und Vermarktung von Fahrzeugen investiert werden. Automobilunternehmen
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bendtigen erhebliche Kapitalressourcen, um Forschung und Entwicklung,
Produktionsanlagen, Marketing und vieles mehr zu finanzieren.

Ein wesentlicher Aspekt des Kapitals ist die Unterscheidung zwischen Eigenkapital und
Fremdkapital:

Eigenkapital: Dies bezieht sich auf Mittel, die Eigentumer oder Aktionare in ein Unternehmen
einbringen. Eigenkapital ist grundlegend fur die Grindung und das Wachstum eines
Unternehmens. Es reprasentiert den Wert, den die Eigentumer im Unternehmen halten. Der
Vorteil von Eigenkapital ist, dass es keine Riuckzahlungsverpflichtung birgt, allerdings
bedeutet es auch eine Teilung der Kontrolle und mdglicher Gewinne.

Fremdkapital: Im Gegensatz dazu steht Fremdkapital fur Mittel, die von externen Quellen wie
Banken oder anderen Finanzinstitutionen geliehen werden. Dies kann in Form von Krediten
oder Anleihen erfolgen. Der Vorteil von Fremdkapital liegt in der Erhaltung der
Unternehmenskontrolle. Allerdings missen Zinsen gezahlt und das Kapital letztendlich
rickerstattet werden.

Quelle: https://www.porschebank.at/finanzlexikon/kapital/

Zitat: "Kapitalismus" bezeichnet eine Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung. Darin besitzen
einige wenige Menschen - die Unternehmer - das Kapital. So nennt man alles, was zur
Herstellung von Waren nétig ist: Geld, Werkzeuge, Maschinen, Fabrikhallen... Was die
Unternehmer mit ihrem Kapital machen, bestimmen sie selbst. Es gibt also nur die Waren zu
kaufen, die Unternehmer von sich aus anbieten. Weil sie moglichst gut verdienen wollen,
stellen sie aber genau die Produkte her, die viele Leute kaufen mochten. Angebot und
Nachfrage regeln also den Markt.

(...) Die Arbeiter in den Werften an der Themse, in den Druckereien, Seifensiedereien und
Streichholzfabriken von London, ebenso ihre Kollegen in den Eisenhutten und Walzwerken
an der Ruhr, an den Hochéfen in den USA - sie alle macht der Industriekapitalismus zu
Teilnehmern einer unendlichen Zirkulation von Werten, deren Antrieb das rastlose Streben
nach Gewinn ist, von dem die Proletarier jedoch nicht profitieren.

Der Kapitalismus, so Marx, ist ein Zwangssystem, das kein Beteiligter wirklich
durchschaut, dem kein Unternehmer, kein Fabrikarbeiter entrinnen kann, es sei denn
bei Strafe des eigenen Bankrotts. Und das doch irgendwann unter seiner eigenen Last,
dem Elend, der Knechtung und Ausbeutung, die es hervorbringt, einstirzen werde. (...)*
Quelle:_https://www.geo.de/geolino/wissen/1887 3-rtkl-weltanschauung-im-schnellcheck-der-
kapitalismus

Die Bedeutung des ,,Geldes*:

Zitat: ,Das Wort stammt vom althochdeutschen gelt, das soviel bedeutete wie ,Entgelt, Zins,
Lohn, Opfer, Einkommen, Wert, gelten® und erstmals im Jahre 790 auftauchte.[1][2] Spater
Ubernahm es das Mittelhochdeutsche als geld/gelt (bereits in der Bedeutung Geld und
Zahlungsmittel), wie es noch mit den Begriffen Entgelt oder abgelten gelaufig ist. (...) Aus
juristischer Sicht ist Geld das vom Staat vorgeschriebene gesetzliche Zahlungsmittel mit
vorgegebenen Denominationen, ein ,Geschopf der Rechtsordnung.(...)* (...),

Anfanglich gab es bis in die Gegenwart hinein Stammes- und Volkswirtschaften, die ohne
Geld auskamen. Solche Wirtschaftsformen sind als Naturalwirtschaft oder
Subsistenzwirtschaft bekannt. In diesen herrscht entweder eine Verteilwirtschaft (in
Stammeskulturen wird die Ernte gemeinschaftlich eingebracht und nach bestimmten Regeln
an die Stammesmitglieder verteilt), oder es herrscht weitgehende Selbstversorgung, bei
welcher kaum Handel und dann nur Tauschhandel getrieben werden.

Quelle: Auszlige von: htips://de.wikipedia.org/wiki/Geld
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Zitat: ,,Moneta (lat. ,Mahnerin®) ist der Beiname der rémischen Géttin luno. Ihr Kult wurde in
Rom im Jahre 345 v. Chr. eingefuhrt. In oder neben deren Tempel befand sich auf dem
romischen Kapitol eine Miinzstatte. Die Bliste der Gottin zierte auch einige der dort
gepragten Munzen. Urspriinglich bedeutete moneta ,Mahnerin“ oder auch ,Erinnerung®.
Spater erhielt die Miinzstatte und dann das Geld diesen Namen. Moneta wird heute
gewodhnlich mit ,Geld“ Ubersetzt. Von diesem Wort leitet sich ebenfalls die deutsche
Bezeichnung ,Minzen* ab“. Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Moneta

Zitat: ,Soziologisch wird darauf verwiesen, dass die urspringliche Etablierung von
gemunztem Geld im 6. vorchristlichen Jahrhundert historisch auf groRe Schwierigkeiten stiel3
und dass dabei die antiken Tempel als erste Depotbanken dessen Einfuhrung
erleichterten, weil die dem geminzten Geld zunachst eine diffuse symbolische (sakrale)
Garantie mitgaben (vergleiche den Tempel der luno Moneta im alten Rom). Auf die
Bedeutung des neu entstandenen Minzgeldes flir das abstrakte Denken, zuerst in der
ionischen Naturphilosophie, hat Alfred Sohn-Rethel hingewiesen (*Theorem der
pRealabstraktion®). (...) Anfanglich gab es bis in die Gegenwart hinein Stammes- und
Volkswirtschaften, die ohne Geld auskamen. Solche Wirtschaftsformen sind als
Naturalwirtschaft oder Subsistenzwirtschaft bekannt. In diesen herrscht entweder eine
Verteilwirtschaft (in Stammeskulturen wird die Ernte gemeinschaftlich eingebracht und nach
bestimmten Regeln an die Stammesmitglieder verteilt), oder es herrscht weitgehende
Selbstversorgung, bei welcher kaum Handel und dann nur Tauschhandel getrieben werden.
(...) Zu den psychologischen Aspekten gehort, dass es nicht zuletzt vom Geldbesitz abhangt,
ob das individuelle Streben nach Freiheit (finanzielle Unabhangigkeit, Autonomie) und
Zufriedenheit, aber auch nach sozialem Einfluss und Macht befriedigt werden kann. Geld
zu bekommen wirkt als Belohnung. Menschen sind bereit, fiir Geld zu arbeiten; dabei
werden sie zu Wettbewerbern und Konkurrenten. Geld im Sinne von Besitz und
Vermogen beeinflusst die Personlichkeit und das Sozialverhalten der Menschen. Eine
Untersuchung des Psychologen Dacher Keltner stellte die Tendenz fest, dass GroRRzugigkeit
beim Spenden und das Interesse am Wohlergehen der Mitmenschen bei armeren Menschen
starker ausgepragt sind. Elias Canetti bezeichnet in Masse und Macht Geld in Form des
»Schatzes” als ein wirkmachtiges ,,Massensymbol“, das vergleichbar mit den
Naturmachten Feuer, Meer und Regen als ,,Kulturprodukt“ einen verstérenden
Einfluss auf die Psyche, das Bewusstsein und Verhalten der Menschen hat (...)* -
Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Geld#Psychologie

Hinter dem Begriff ,Geld” verbirgt sich der antike, satanische ,Mammon“-Gétzenkult um die
,Minze".

Die Tempelarbeit diente der Etablierung der satanischen Real-Abstraktion ,Geld“ in den
militarisch eroberten Gebieten von Babylon tiber Agypten bis zum Rémischen Weltreich.

In den eroberten Gebieten wurde stets das “Minzwesen” eingeflhrt (Schekel, Denar,
Gulden, Pfennig, usw.) Dies geschah zum Beispiel im Zuge der rémischen Osterweiterung
("Kreuzziige") auf der Grundlage der Einfihrung des ,rémischen Rechts®. Dazu gehort auch
z. B. Magdeburger oder Lubecker Stadtrecht.

Das ,Theorem der ,Realabstraktion” bedeutet, theoretische Fantasien bzw. Fiktionen durch
ideologische religiése Glaubhaftmachung in die Wirklichkeit zu GUbertragen.

Das ,Geld" ist in Wahrheit eine menschliche Wahnvorstellung, weil die Wahrheit durch
Wirklichkeitsverzerrungen unterdrickt bzw. "verrickt" wird.

Etwas, dass es vernunftgemal nicht gibt oder geben kann, wird trotzdem durch die
Machthaber in der Wirklichkeit gewaltsam erzwungen.

Heute ist diese satanische Ideologie des ,Kapitalismus® die konzeptionelle Macht-Grundlage
einer im Verborgenen organisierten Herrscher-Kaste.

Ergebnis:

Karl Marx verstand ,,Kapital“ immerhin als abstrakten Wert, der sich durch
Ausbeutung auszeichnet und einen pseudoreligiésen Charakter annimmt.

Allerdings ist der Kapitalismus kein ,,undurchschaubares Mysterium“! Die Urheber
des Geldes und die ausfiihrende Macht-Elite durchschauen die Idee der Fiktion ,,Geld*
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sehr wohl. Der ,,Kapitalismus“ muss als verdecktes ideologisches, absolut bosartiges,
widernatiirliches und grundverkehrt-falsches Herrschafts-Instrument erkannt werden!
Das ,,Geld“ ist kein neutrales Hilfs- oder Tauschmittel, sondern es liegt ein
nihilistischer ,,Ungeist des Nichts“ in der Miinze. Der Kapitalismus ist der sog.
»Mammon-Gotzendienst“. (Metapher: ,,Tanz um das goldene Kalb“). Dem sog. ,,Geld*
wurde in seinem Ursprung durch Priester-Tempel-Arbeit als gedroschene Miinze ein
fiktiver bzw. sakraler Wert ,,beigemessen®. Durch diese dauerhafte Verzerrung der
Wirklichkeit wird der menschliche Verstand entriickt und der betroffene Mensch
verruckt. Der ,,Geist der Miinze“ bzw. der ,,Geist des Geldes* ist demnach als
zerstorerisch-satanisch zu bewerten! Daher ist es zwingend notwendig, den
Kapitalismus im Zuge der Entnazifizierung zugunsten einer naturlich-gottlichen
Wohltatigkeitsgesellschaftsordnung zu beseitigen!

Ergebnis:
Es geht ausschlieBlich nur darum, den andauernden internationalen Kriegszustand

und das satanische monopolkapitalistische Machtsystem aufrecht zu erhalten:

Solange das Besatzungsregime mit der irrefiihrenden Bezeichnung "Bundesrepublik
Deutschland” mit der Bezeichnung "Deutschland” verwechselt wird, konnen die Nazis
ihren Vorteil immer weiter ausbauen.

Zu diesem Machterhalt wird die Bezeichnung "Bundesrepublik Deutschland”
vermieden und falschlicherweise stets als "Deutschland” angesprochen!
(Kriegslisten sind erlaubt - HLKO Art.24)

Metaphern:
"Ach wie gut, dass niemand weil}, dass ich Rumpelstilzchen heil3."

Die Birne halt alle zum Narren, sodass jeder glaubt, die Birne sei ein Apfel.
Frau Schmidt, die den handlungsunfahigen Herrn Miller betreut, gibt sich selbst als Herr
Mduller aus.

Besatzungsregime: Die von einer Besatzungsmacht ausgelbte Herrschaft wird als
Besatzungsregime bezeichnet. Einzelne Vertreter einer Besatzungsmacht oder die
Angehdrigen in ihrer Gesamtheit werden auch Okkupanten (Besatzer) genannt.
Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Besatzungsmacht

Die Handlungsfahigkeit des volkerrechtlichen Staates ,,Deutschland” ist zur
Entnazifizierung, Entmilitarisierung und dem Abschluss von Friedensvertragen mit
allen kriegsbeteiligten Nationen zur Beendigung des weltweiten Kriegszustandes
zwingend notwendig.

Die Erfiillung des Potsdamer Abkommens wiirde nach Einhaltung aller
volkerrechtlichen Beschliisse vom 02.08.1945 in logischer Folge auch die
provisorische kriegerische Besetzung "Deutschlands” = des ,,Deutschen Reiches*
bedeuten.

Damit ware die Beendigung der provisorischen Besatzungsverwaltung
"Bundesrepublik Deutschland" auf Deutschland eingeleitet.

Die Erfiullung des Potsdamer Abkommens beendet das provisorische ,,Grundgesetz*
fur die Besatzungsverwaltung "Bundesrepublik Deutschland" in Bezug auf
Deutschland, da die Geltungsdauer (s. Artikel 146 GG) des Grundgesetzes in diesem
Moment ihr Ende findet, wenn Deutschland = das Deutsche Reich im Rahmen der
Erfullung des Potsdamer Abkommens wieder handlungsfahig wird.

Die Erfiillung des Potsdamer Abkommens bedeutet auch das Ende der hoheitlichen
Rechte der "Bundesrepublik Deutschland" auf Deutschland.
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Dies wiirde in logischer Folge auch das Ende der Wirksamkeit der Organe der
"Bundesrepublik Deutschland”, ihrer angeschlossenen Regierungs- und
Verwaltungsorganisationen einschlieBlich der Geheimdienste bedeuten, die alle nur
provisorisch auf Deutschland wirksam sein diirfen, bis das Potsdamer Abkommen

erfullt wird.
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